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Flucht und flüchten

Der Unbill der Gefahr oder einer Bedrohung befristet entrinnen und
doch, weil deshalb vielversprechend, geradewegs auf jene Gefährdung
oder auch Fremdbestimmung reduziert, erreicht das Flüchten oder die
Flucht nicht einmal den Status des Selbstzwecks. Als das fortgesetzt
pure Versprechen und damit der Anschein einer erfolgreichen Antwort
bleibt es doch in seinem Wesen das dauerhafte Opfer welcher Umstände
und Einflüsse auch immer.

Nach jedem Schlaf und nach jedem Vergessen der Beginn und die
Fortsetzung einer Flucht, die sich ihrem Wesen nach offensichtlich
jedem Versuch, sie zu erfassen, sie zu begreifen oder ihrer habhaft zu
werden, zielstrebig entzieht. Eher getrieben von mit ihr verknüpften
Hoffnungen, Kalkülen und Perspektiven, Schatten, Unabsehbarkeiten oder
fehlgeschlagenen Erwartungen löst sie aller Erfahrung nach ihre
Versprechen doch nie ein.

Stattdessen entfaltet sie trotz vieler erreichter Ziele und mancher
erfüllter Wünsche einen ungebrochenen Sog sicher nicht immer
auszumachender Stetigkeit. Sie bleibt der Spannkraft und Dynamik nicht
endender Ambivalenz in der Pflicht und versieht auf diese Weise den
Verlauf jeder Strecke mit einem Anfang und mit einem Ende. Daraus
leitet sich leichterhand die perfekte Erst- und Letztbegründung zur
Ergebnislosigkeit und Wiederholung her. Schmerzlich, trügerisch und
unvermeidbar bleibt die Flucht auch dann, wenn ihrer Natur durch
vergebliche Ausweichmanöver und durch spontane Vermeidung immer wieder
Rechnung getragen wird.

Es könnte mit entschiedener und unaufhörlicher Verweigerung allerdings
ihr Ende gefunden und ihre Vorherrschaft gebrochen werden. Der Mensch
hätte fortan nicht mehr den Widerstreit im Haus, sondern sein Zuhause
im Streit und nichts müßte mehr über die Routinen des Vertrauten und
durch die Aussicht auf bloßes Erkennen aufgeschoben werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


29. Juni 2018
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KOHLEALARM/450: Klimakampf und Kohlefront - Stundenstop der Kohlebagger ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 2.7.2018

Hunderte blockieren Braunkohle-Tagebau in Nordböhmen +++ Ende Gelände
bei tschechischer Massenaktion für Klimagerechtigkeit



Louka u Litvínova, 02.07.2018. Zusammen mit 500 Menschen aus ganz Europa
haben Aktivist*innen von Ende Gelände am Samstag an einer Aktion zivilen
Ungehorsams im nordböhmischen Braunkohlerevier teilgenommen. Rund 100
Personen gelang es, in den Tagebau Bilina einzudringen und dort
Förderbänder und Bagger zum Stillstand zu bringen. Unter dem Motto "Limity
jsme my" (Wir sind die Grenzen) protestierten sie für den sofortigen
Kohleausstieg in Tschechien und für Klimagerechtigkeit weltweit.

Tschechien gehört zusammen mit Deutschland und Polen zu den »Kohleländern«
Europas. Das Land hat den viertgrößten Pro-Kopf-Ausstoß von CO2-Emissionen
in Europa. Nordböhmen ist das Zentrum der tschechischen Kohleindustrie,
schon 80 Dörfer wurden hier schon für den Braunkohletagebau abgebaggert.

"Während die Kohlekonzerne Profite machen, leiden Menschen im globalen
Süden schon heute unter den Auswirkungen der Klimakrise. Um dieses Unrecht
zu stoppen, müssen die ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke des Landes
sofort abgeschaltet werden, allen voran das Kraftwerk Počerady", sagt
Michal Štarha von "Limity jsme my".

"Auf der ganzen Welt stehen Menschen auf und erheben ihre Stimmen gegen die
fossile Industrie - auch in der tschechische Republik. Wir fordern ein Ende
der fossilen Energien, um sicherzustellen, dass eine würdiges Leben auf dem
Planeten möglich ist", sagt Marika Volfová von "Limity jsme my."

"Treibhausgase halten sich nicht an Ländergrenzen, deshalb ist auch unser
Protest für Klimagerechtigkeit grenzenlos. Gemeinsam mit vielen anderen
Menschen haben wir an diesem Wochenende ein starkes Zeichen für den
Kohleausstieg gesetzt, der in Tschechien ebenso unverzüglich erfolgen muss
wie in Deutschland", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Vom 25.-29. Oktober 2018 wird Ende Gelände den Tagebau Hambach im
Rheinischen Braunkohlerevier blockieren, um die Abholzung des Hambacher
Forsts zu verhindern.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4418: Hildesheim - Ta-cheru. Eine Reise ins Innere der Mumie, 30.06.-30.09.2018


Roemer- und Pelizaeus-Museum Hildesheim

NEUE SONDERAUSSTELLUNG IM RPM

TA-CHERU

EINE REISE INS INNERE DER MUMIE

(30.06. - 30.09.2018)



Ab Samstag, 30.06.2018 können Sie im Roemer- und Pelizaeus-Museum
Hildesheim (RPM) eine Sonderausstellung der ganz besonderen Art
erleben. Genau betrachtet handelt es sich hierbei sogar um eine
museale Weltpremiere, denn wir zeigen erstmalig in einem Museum das
animierte 3D-Hologramm einer 2300 Jahre alten Mumie - der Dame
Ta-cheru.

Das es sich hierbei "sowohl museologisch, als auch wissenschaftlich um
eine Sensation handelt", findet nicht nur Kurator dieser
Sonderausstellung, Oliver Gauert, M.A., denn Mumien faszinieren die
Menschen seit jeher allein durch ihre physische Präsenz. Sie
ermöglichen es, Menschen aus längst vergangenen Epochen von Angesicht
zu Angesicht gegenüber zu treten und einen Einblick in ihre
Herkunftskulturen zu gewinnen und "hier haben wir eine Mumie die frei
im Raum schwebt und einen Blick in ihr Inneres gewährt. Bei jeder
Drehung des, von allen Seiten zu betrachtenden Hologramms, wird eine
Schicht abgetragen, sodass man von der Oberfläche bis hin zu den
Muskelschichten und den Knochen das Innere der Mumie plastisch vor
Augen hat, ohne diese Zerstören zu müssen. Ein Meilenstein auch für
die Medizin" so Gauert weiter.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist selbstverständlich auch der
"respektvolle Umgang mit menschlichen Überresten und die Klärung der
Frage, wie die Gesellschaft heute zu dem Thema Sterben und Tod
eingestellt ist und wie sie es damals war", so die leitende Direktorin
des RPM, Prof. Dr. Regine Schulz. Als im siebten Jahrhundert vor
Christus in Theben Ta-cheru, eine vornehme Ägypterin, verstarb, wurde
ihr Leichnam von dem Balsamierern mit größtem Aufwand für die Ewigkeit
vorbereitet und mumifiziert. Damals hätte man sich sicherlich nicht
träumen lassen, dass sie einmal Teil des Hidesheimer
Mumienforschungsprojektes sein wird, das von Prof. Dr. Dr. Frank Rühli
von der Universität Zürich sogar als "Leuchtturm in der
wissenschaftlichen Landschaft" bezeichnet wird. "Genau diesem Projekt
ist es allerdings zu verdanken, das wir heute dieses Hologramm im RPM
zeigen können", so Regine Schulz. Denn nach einer langen und
wechselvollen Geschichte gelangte die Mumie in die University Museums
Aberdeen und wurde nun mit modernsten Methoden im Rahmen des
Hildesheimer Mumienforschungsprojektes untersucht. Dabei gelang es,
die Mumifizierungstechnik der Ägypter in allen Details lückenlos
nachzuvollziehen und sogar das Gesicht der Verstorbenen zu
rekonstruieren. Ta-cheru steht im Mittelpunkt einer Ausstellung,
welche die moderne Mumienforschung vorstellt und dabei den Weg der
bildgebenden Diagnostik von den ersten Röntgenstrahlen bis zur
Computertomographie nachzeichnet.

Präsentiert werden bislang unveröffentlichte Ergebnisse des
Hildesheimer Mumienforschungsprojektes. In animierten Sequenzen werden
die einzelnen Schichten der Mumie von der Oberfläche und den Binden,
über die Haut und Muskeln bis zum Skelett abgetragen und Einblicke in
das Körperinnere ermöglicht. Die virtuelle Sektion, bei welcher der
Körper weder berührt noch in irgendeiner Weise beschädigt wird, ist
zugleich ein Ausblick in die technischen Möglichkeiten der Zukunft.
Aus den tomographischen Daten lässt sich außerdem das Gesicht der
Verstorbenen rekonstruieren, die dem Betrachter dadurch plötzlich
nicht mehr fremd erscheint. "Da wir uns allerdings in einem Museum
befinden und neben der beeindruckenden Virtualität selbstverständlich
auch die Realität beleuchten möchten, werden außerdem europäische und
peruanische Mumien gezeigt, denn diese sind unschätzbar wertvolle und
vielschichtige Ressourcen für Kultur- und Naturwissenschaften", so
Regine Schulz. Ein weiterer Bereich der Ausstellung gibt einen
Einblick in den Totenkult und die Mumifizierungstechniken der Ägypter.

Zahlreiche Tiermumien demonstrieren eindrucksvoll die Bedeutung
heiliger Tiere für die ägyptische Glaubenswelt. Diese Ausstellung
führt an die Grenzen des heute technisch Machbaren und zeigt auf
beindruckende Art und Weise die Möglichkeit sowohl respektvoll als
auch nondestruktiv mit menschlichen Überresten umgehen zu können und
dennoch wissenschaftliche Untersuchungen durchführen zu können ohne
ethische Grenzen zu überschreiten. Nutzen Sie vom 30.06. - 30.09. 2018
die einmalige Gelegenheit sich "Ta-cheru - Eine Reise ins Innere der
Mumie" im Roemer- und Pelizaeus-Museum Hildesheim anzuschauen. Diese
Ausstellung ist in Europa nur in Hildesheim zu sehen und wird nicht
verlängert. Ab Herbst wird das Hologramm in Aberdeen, Schottland, zu
sehen sein, bevor es samt Mumie erst einmal in die USA reist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.06.2018

Roemer- und Pelizaeus-Museum

Hildesheim Service GmbH

Am Steine 1-2 | D-31134 Hildesheim

Telefon: +49(0)5121/9369-65, Fax: +49(0)5121/35283

E-Mail: marketing@rpmuseum.de

Internet: www.rpmuseum.de
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VORTRAG/8356: Bielefeld - "Ökoroutine und Konsum" am 5. Juli 2018


Vortrag über Ökoroutine und Konsum



Bielefeld (bi). Buchautor und Projektleiter Dr. Michael Kopatz vom
Wuppertaler Institut für Klima, Umwelt und Energie hält am Donnerstag,
5. Juli, um 19.30 Uhr im Murnau-Saal der Ravensberger Spinnerei einen
Vortrag zu den Themen Konsum, Klimaschutz und Nachhaltigkeit.

Kopatz vertritt die Auffassung, dass nicht nur Einsicht und
verändertes Verhalten der Bürger den Klimaschutz voranbringen. Ziel
müssten vielmehr auch veränderte Standards in Verkehr, Landwirtschaft
und Industrie sein. Es sei effektiver, die Produktion zu verbessern
als nur mit moralischen Appellen das "richtige" Verhalten
einzufordern.

Der Vortrag ist ein Angebot im Rahmen der Ausstellung "Einfach machen!
Ideen für nachhaltigen Konsum". Die Ausstellung der
Verbraucherzentrale NRW wird von der Beratungsstelle Bielefeld und dem
Umweltamt in Kooperation mit der Volkshochschule, der Recyclingbörse
und dem Welthaus gezeigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld
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REZENSION/696: Wolfgang Hien - Die Arbeit des Körpers (SB)


Wolfgang Hien



Die Arbeit des Körpers

Eine kritische Arbeitsgeschichte von der Hochindustrialisierung in Deutschland
und Österreich bis zur neoliberalen Gegenwart




Die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in der Bundesrepublik ist immer auch ein
Index sozialer Verelendung. Neben dem Stand nationaler Wirtschaftsentwicklung
beziffern sie eine Form von Leistungsfähigkeit, die nicht zuletzt darin gründet,
die Kosten der Arbeit zu senken. Ein vermeintlich alle Menschen gleichermaßen
erfreuendes Wachstum der Wirtschaft ist ohne den Wermutstropfen des Verzichts
auf Lohnsteigerungen, die diesem Zuwachs des nationalen Gesamtproduktes auch nur
adäquat wären, meist nicht zu haben. Diesen Beitrag zum Erfolg klaglos zu
leisten und alle damit einhergehenden Belastungen widerstandslos hinzunehmen
weist auf eine gelungene Politik der Befriedung des Widerspruchs zwischen
Kapital und Arbeit hin. Eine solchermaßen um nationale Ziele formierte
Gesellschaft ist in der globalen Krisenkonkurrenz von großem Wert, was erklärt,
warum der restaurative Marsch in die präfaschistische Gesellschaft bis weit in
die politische Mitte hinein auf Zuspruch setzen kann.

Kaum bis gar nicht geht es in massenmedial geführten Debatten zum Stand der
Arbeitsgesellschaft um die Qualität dessen, was Lohnabhängige beim Verkauf eines
Großteils ihrer Lebenszeit und -kraft auszustehen haben, inwiefern ihr
persönlicher Lebenssinn in der jeweiligen Tätigkeit aufgeht oder diese als
ausschließliches Mittel zum Zweck der Reproduktion notgedrungen in Kauf genommen
wird. Die Zumutungen der konkreten Arbeit in Fabrik und Büro, an der Werkbank
und an der Tastatur, gehen in einem Begriff von Arbeit auf, der von den
Schmerzen und Entbehrungen, die vielen Tätigkeiten wie selbstverständlich
innewohnen, weitgehend entkoppelt ist. Gar einen Begriff wie Entfremdung
einzubringen überforderte den Diskurs vollends, stände dem doch eine positiv zu
bestimmende Qualität von Arbeit gegenüber, die nicht dem Primat ihrer
Verwertbarkeit unterworfen wäre. 

Am ehesten greifbar wird der Zwangscharakter der Lohnarbeit noch in Reportagen
über die sklavenähnlichen Bedingungen, unter denen in der Textilindustrie und in
der Computerindustrie, im Entsorgungs- und Recycling-Geschäft, den
agroindustriellen Großfarmen oder Bergbaubetrieben des globalen Südens
produziert wird. Daß Lohnarbeit ein Prozeß der psychophysischen Zerstörung mit
der Konsequenz unumkehrbarer gesundheitlicher Einschränkungen und eines
vorzeitigen Todes sein kann, wird Ländern, deren nachholende industrielle
Entwicklung mit frühkapitalistischen Bedingungen einhergeht, weit schneller
attestiert, als daß die Arbeit in hochproduktiven Metropolengesellschaften wie
der Bundesrepublik in die Nähe des Kampfbegriffes der Ausbeutung gerückt würde. 


"Leibkörper" - Subjekt einer Sozialgeschichte der Arbeit

Und doch stellen auch in vermeintlich postindustriellen Zeiten, in denen das
Hohe Lied vom immateriellen Charakter der Arbeit von den Vorstandsetagen bis
weit in die politische Linke hinein gesungen wird, die ganz konkreten
Arbeitsfolgen für viele Betroffene existenzbedrohende Probleme dar. "Die Arbeit
des Körpers" hat Wolfgang Hien seine in Buchform erschienene Untersuchung zu den
gesundheitlichen Folgen der industriellen Lohnarbeit und ihrer
arbeitswissenschaftlichen Begleitung überschrieben. Sie umfaßt, beginnend 
Mitte der 1870er Jahre, einen Zeitraum von 140 Jahren und hat die
Arbeitsgeschichte führender Industriesektoren des Bergbaus, der Eisen- und
Stahlproduktion wie der Chemie- und Textilindustrie zum Gegenstand. Den
kritischen Anspruch der Studie löst Hien dadurch ein, daß er sie als eine
Geschichte der Körperpolitik von unten verfaßt hat.

Indem der Arbeits- und Gesundheitswissenschaftler die Leiblichkeit in den
Mittelpunkt der Arbeitswelt stellt, weist er den konkreten materiellen
Erfahrungen der ArbeiterInnen mit den Widrigkeiten der Werkzeuge und Materialien
wie den Mechanismen der Sozialkontrolle die größte Aussagekraft seiner
umfassenden Studie zu. Den Terminus des Leibes wählt er gezielt, um sich von der
physikalischen und physiologischen Funktionalität abzusetzen, die im Begriff des
Körpers mitschwingt. Der "Leibkörper" als "Medium der Welterfahrung" (S. 14)
wird so zum eigentlichen Subjekt dieser Erzählung über die Entbehrungen und
Zumutungen, die die lohnarbeitende Klasse im Laufe der kapitalistischen
Produktivkraftentwicklung über sich ergehen lassen mußte und muß.

Seit 2008 hat Hien Quellen ausgewertet, die er in der Bibliothek für
Sozialgeschichte in der Universität Bremen und anderen Institutionen und
Initiativen einsehen konnte. Reichhaltig dokumentiert mit literarischen und
persönlichen Schilderungen der Gewalt, mit der LohnarbeiterInnen seitens der
Unternehmer und Vorarbeiter als auch der Maschinerie, die sie nicht nur zu
bedienen, sondern der sie sich zu unterwerfen haben, konfrontiert waren und
sind, ist eine Sozialgeschichte der Arbeit höchst parteilicher Art entstanden. 
Der besondere Anspruch des Werkes, nicht nur soziologisch zu referieren, sondern
politisch zu argumentieren, ermöglicht dem Forschenden die Verwendung des ganzen
Arsenals bio- und körperpolitischer Theoriebildung. Der in der Sache stets auf
der Seite der von Ausbeutung und Unterdrückung betroffenen Menschen stehende Autor
schöpft in der analytisch-kritischen Methodik seiner Studie allerdings so sehr
aus dem Vollen, daß die begriffliche Konsistenz der eigenen Gegenposition
dadurch eher brüchiger denn gefestigter wird.

Das tut der Relevanz der geleisteten Kritik keinen Abbruch, wäre aber auch nicht
nötig gewesen. Wolfgang Hien hat schon in der Fülle des empirischen Materials so
viele Argumente auf seiner Seite, daß die Ausflüchte und Nebelwände der
hegemonialen, Staat und Kapital zuarbeitenden ExpertInnen mühelos durchdrungen
werden. Nicht nur das, in "Die Arbeit des Körpers" sind Institutionenkritik und
Betroffenengeschichte so eng miteinander verschränkt, daß von den vermeintlichen
Segnungen der Arbeitsmedizin und dem guten Ruf anderer Agenturen der
Widerspruchsbefriedung wie der Sozialdemokratie und der von ihr dominierten
Gewerkschaften nicht viel übrig bleibt. Deren Errungenschaften werden aus der
Sicht des Praktikers, der selbst an Untersuchungen über die gesundheitlichen
Auswirkungen der Arbeit in Chemie- und Metallindustrie beteiligt war, auf den
zentralen Zweck der Zurichtung der Lohnabhängigen auf fortgesetzte Einspeisung
in die Produktion auch gegen die Integrität ihrer Leiblichkeit zurückgeführt. Wo
sich einzelne ArbeitsmedizinerInnen und WissenschaftlerInnen durch besonderes
Engagement für die Betroffenen dem Co-Management mit Unternehmen und staatlicher
Arbeitsverwaltung entziehen, werden sie unter Inanspruchnahme ihrer Erkenntnisse
ausführlich gewürdigt.


Verherrlichung der Arbeit in Faschismus und Religion

Die Einteilung des Buches in zwei Abteilungen - Teil 1: Von der
Hochindustrialisierung bis zum Ende des deutsch-österreichischen Faschismus;
Teil 2: Vom deutschen und österreichischen Wirtschaftswunder bis zum
gegenwärtigen Marktradikalismus - ist nicht nur der chronologischen Abfolge
geschuldet. In Teil 1 legt Hien das Fundament der Kritik mit ausführlichen
Schilderungen der Arbeitsbedingungen in der Phase der Hochindustrialisierung in
Deutschland und Österreich. Was die Menschen unter Tage im Bergbau, an den
Hochöfen der Stahlindustrie, in den Anlagen der Chemiekonzerne und an den
Maschinen der Textilindustrie zu erleiden hatten, gemahnt an Dantes "Inferno"
und wird durch persönliche Erlebnisberichte eindrucksvoll vertieft. Die
Einbindung der im Mittelpunkt der Untersuchung stehenden MassenarbeiterInnen in
die religiös wie klassengesellschaftlich fundierte Arbeitsideologie wird anhand
ihrer sozialeugenischen und sozialrassistischen Imperative in einem
Herrschaftswissen verankert, das bis weit in die parlamentarische Linke hinein
in einer Glorifizierung der Arbeit verankert ist, deren patriarchal bestimmte
Moral aus Disziplin und Opferbereitschaft über die Körper der ArbeiterInnen
gebietet. Der weitgehende Verzicht auf Maßnahmen des Arbeitsschutzes und die
unterbleibende Anerkennung industriell bedingter Erkrankungen kennzeichneten die
Arbeitsmedizin als Herrschaftsinstrument, dem die Körper der ArbeiterInnen
Werkstoff und Humanressource in einem waren.

Die Schilderung produktionsbedingter Vergiftungen durch Blei und Quecksilber ist
angesichts der nach wie vor externalisierten Kosten kapitalistischer
Warenproduktion heute so aktuell wie damals. Gleiches gilt für die Unterwerfung
der Frau unter das patriarchale Arbeitsregime, zu dem einem August Bebel nichts
Besseres einfiel als zu erklären, daß die Frau durch Arbeit befreit werden
solle. Selbst von Frauen propagierter Arbeitsschutz wurde in den Dienst ihrer
sozialeugenischen Instrumentalisierung gestellt, wurde dem Schutz der
Gebärfähigkeit und Mutterschaft doch weit größere Bedeutung zugewiesen als der
Emanzipation der Frau von der doppelten Unterdrückung, für die familiäre
Reproduktion zuständig zu sein und in der Rüstungsproduktion Zwangsdienst an der
Heimatfront zu leisten.

Die Herrenmenschen der Arbeitswelt mußten keine Nazis sein, um dem
menschenfeindlichen Amalgam aus tayloristischer Rationalisierung und
arbeitsreligiöser Unterwerfung das Wort zu reden. Wer nicht mithalten konnte,
wurde als "Schwächlingstyp" ausgegrenzt und am besten der erbbiologischen
Selektion überantwortet. Die Verherrlichung der Arbeit im kapitalistischen
Lohnregime, also unter Inkaufnahme aller Widersprüche entfremdender
Verwertungsorientierung, bereitete schon vor 1933 einer naturalistischen
Ideologie den Boden, deren völkische Verabsolutierung auch aus christlichen
Quellen schöpfte. 

Die faschistische Arbeitsideologie mußte im Grunde nichts Neues erfinden. Die
 ideologischen Bausteine waren alle vorhanden: in der christlichen Tradition,
 in der protestantischen Arbeitsethik, in der katholischen Gehorsamshaltung,
 in der Arbeitsideologie der Arbeiterbewegung selbst, in der Verherrlichung
 und Heiligsprechung der Arbeit und der Abwertung aller, die nicht arbeiten
 konnten oder wollten. Ausgenommen waren die Wirtschaftsführer, die sich
 längst zu Arbeitshelden stilisiert hatten, ungeachtet ihrer mittlerweile an
 den Feudaladel erinnernden Lebensweise. Diesen Umstand zu kaschieren und
 Situation und Intention der Beherrschten umzudeuten, war Aufgabe der
 akademischen Zünfte. Die arbeitswissenschaftliche, arbeitsmedizinische und
 sozialhygienische Konzeptualisierung war gut vorbereitet: Der untergründige
 Hass und die Wut der Arbeitenden, die ihr Leben als eine einzige Schinderei
 erlebten, wurden auf das "raffende und nicht schaffende" Finanzkapital
 gelenkt, das als "jüdische Nicht-Arbeit" ettiketiert wurde. 
(S. 145 f.)



Seine Analyse von der Bewertung des arbeitenden Menschen nach Maßgabe nicht nur
rassistischer, sondern betriebs- und volkswirtschaftlicher Kriterien, seine
Zurichtung auf Leistungsfähigkeit für Fabrik und Militär durch ein umfassendes
biopolitisches Regime und seine finale Vernutzung durch die Verkleinerung der
"Differenz von Lebensalter und Leistungsalter", so ein Arbeitsmediziner 1941, in
Richtung Null läßt den hochmodernen Charakter der faschistischen
Industriegesellschaft erkennen. Systematisch angelegte Bruchlinien zwischen
Fach- und MassenarbeiterInnen, die doppelte Verwendung des Präventivbegriffes
für Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen für leistungsfähige
deutsche ArbeiterInnen und als Mittel zur Selektion nicht leistungsfähiger
"Schwächlinge" und "rassisch Unerwünschter", die millionenfache Einspeisung von
Zwangsarbeit, die deutsche ArbeiterInnen in Aufsichts- und Befehlspersonen
verwandelte, in die imperialistischen Ziele des NS-Staates und die Vernichtung
durch Arbeit in den Konzentrationslagern werden von Hien in ihrer
Anschlußfähigkeit zur kapitalistischen Arbeitsideologie ausführlich dargestellt
und analysiert.

Die Mehrheit der "Volksgenossen" trug die Ausgrenzungs-, Selektions- und
 Vernichtungspolitik mit, gleichsam auf dem ideologischen Polster der
 vermeintlichen Anerkennung ihrer Arbeit. Die Einsicht, dass sie im Grunde
 selbst entmündigt waren, wurde den scheinbar Aufgewerteten durch die
 verinnerlichte Affirmation des faschistischen Normensystems verstellt. 
(S. 
 153)



Der Topos der Anerkennung, der sich in sozialtherapeutischen Kontexten großer
Beliebtheit als Mittel der Integration von Ver- und Mißachtung betroffener
Menschen erfreut, wird von Hien insofern in Frage gestellt, als er die
Anerkennung für geleistete Arbeit unter den Bedingungen von Lohnarbeit in seiner
widerspruchsbefriedenden Funktion herausstellt. Deutlich wird, wie sehr das
NS-Regime bei allen Rückgriffen auf völkische Blut-und-Boden-Mythologien und
rassistische Vernichtungsabsichten ein kapitalistisches Modernisierungsprojekt
war, das in der Industriepolitik und Raumideologie der BRD fortlebte, ohne
daß in ausreichendem Maße Aufklärung über diese beileibe nicht nur personellen
Kontinuitäten geleistet wurde.


Atomisierung, Sozialkontrolle - Zukunft der Arbeitsgesellschaft

Im zweiten Teil erhalten die LeserInnen nicht nur wissenswerte Informationen wie
etwa die Zahl von 500.000 Bergarbeitern, die noch Anfang der 1950er Jahre in
Deutschland und Österreich unter Tage schufteten und dabei ihre Gesundheit
ruinierten. Wolfgang Hien geht nun ausführlicher auf die zerstörerischen Folgen
industrieller Entwicklung für die Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen und die
Auswirkungen auf eine von bislang unbekannten Chemikalien und anderen
Giftstoffen kontaminierte sozialökologische Umwelt ein. Zusätzlich zur
fortgesetzten Kritik an den Institutionen der Arbeitsmedizin setzt sich der
Autor mit der systemkonformen Ignoranz von WissenschaftlerInnen auseinander, die
die Kausalität industrieller Verschmutzung und daraus resultierender Schäden an
Mensch und Natur notorisch leugnen, indem sie etwa auf die genetische
Prädisposition Betroffener verweisen und gesamtgesellschaftliche Phänomene
individualisieren.

Die mit der Zuwanderung sogenannter Gastarbeiter erfolgende Veränderung der
Klassenzusammensetzung erschließt sich nicht nur in dem strukturellen
Sozialrassismus, mit dem Menschen aus dem Süden Europas verächtlich gemacht
wurden. Hien schildert auch, daß migrantische ArbeiterInnen auch aufgrund der
Erfahrungen, die sie im Widerstand gegen repressive Regimes in ihren
Herkunftsländern gemacht hatten, häufig aktiveren und solidarischeren Widerstand
gegen die Zumutungen der Kapitalseite leisteten als die deutschen Belegschaften. 
Der spontane, mit einer Betriebsbesetzung einhergehende Streik türkischer
Arbeiter gegen die unmenschlichen Arbeitsbedingungen in den Kölner Ford-Werken 1973
wurde zwar von einem "Bündnis aus Unternehmen, Betriebsrat, IG Metall,
Landesregierung und Polizei" zerschlagen. Dem Autor ist es jedoch
"wichtig zu zeigen, dass Leid und Wut in einen Schrei, in Widerstand und Kampf
um menschliche Würde transformiert werden kann" (S. 191). 

Nicht nur in Büros, auch in der Fabrik wurden Frauen in den 1950er Jahren auf
eine Weise ausgebeutet, die die bürgerliche Verklärung der Fünfziger als zwar
rückständige, aber gemütliche Zeit Lügen straft. An sogenannten Jugendbändern
mußten Frauen schon ab dem Alter von 14 Jahren unter dem Vorwand, sie
auszubilden, vollwertige Industriearbeit leisten, und auch in der DDR, wo die
Emanzipation der Frau weiter fortgeschritten war, sicherten tradierte
Rollenbilder die Dominanz des Mannes bei der Arbeit. Die in dem Kapitel "Die Mär
von der humanisierten Arbeit" geführte Diskussion um die Ablösung des
Fließbandes durch Gruppenarbeit gelangt zu dem Schluß, daß gegen die Logik
kapitalistischer Rationalisierung keine Humanisierung der Arbeitswelt
durchzusetzen ist, die nicht zuerst unternehmerischen Zielen unterworfen wäre. 
Dementsprechend bestreitet der Autor die Foucaultsche These von der Ablösung der
Disziplinar- durch die Kontrollgesellschaft zumindest in Sicht auf eine
neoliberale Arbeitsgesellschaft, in der zum Teil sogar mehr Körper und Geist
auszehrende Arbeit als zuvor geleistet werden muß. 

Das gilt auch für die euphemistisch verklärte Arbeit 4.0. Während die
verbliebenen Reste solidarischer Mobilisierung in der Lohnabhängigenklasse durch
die Atomisierung der IT-gestützten Jobkultur des Click- und Crowdworking
rückstandslos eliminiert werden, erschließt sich den Betroffenen allmählich die
psychophysisch nicht minder auszehrende Wirkung kognitiver Arbeiten an
Bildschirm und Tastatur, an Smartphone und Handscanner. Zugleich wird das
Fließband durch Heerscharen in ihrem Arbeitsverhalten permanent der
algorithmischen Sozialkontrolle und Effizienzsteigerung unterworfener
DienstleisterInnen mobil gemacht, bevor es vollends robotisiert und der Mensch
zum Assistenten der Maschine dequalifiziert wird. Für die Re-Taylorisierung der
Arbeitswelt bieten informationstechnische Systeme geradezu ideale
Voraussetzungen, wird der arbeitende Mensch künftig doch nicht nur am 
verallgemeinerten Modell, sondern individuell wie im Verbund der betrieblichen 
Infrastruktur in Echtzeit vermessen, evaluiert und ausgesteuert. 

Der globale Kapitalismus fordert von den Menschen mehr körperliche, kraft-
 und gesundheitzehrende Arbeit denn je, und die geforderten geistigen
 Leistungen sind nur zu erbringen, wenn durch körperliche Fitness sowie
 pharmakologisches und biotechnisches Enhancement die Voraussetzungen gegeben
 sind oder geschaffen werden. Was sich sagen lässt: Reine Körperpolitik wird
 zu einer Politik erweitert, die das Seelische und Geistige umfasst. Gefordert
 wird nicht mehr die bloße Verausgabung der Arbeitskraft, sondern die des
 ganzen Menschen. Das Neue ist die Ausbeutung der Persönlichkeit, ein Prozess,
 der mit dem Begriff der "Subjektivierung" belegt wurde. Die dem Kapitalismus
 immanenten Widersprüche - zwischen Profit und Allgemeinwohl, Quantität und
 Qualität, Wert und Nützlichkeit, Verausgabung und Selbstschutz, letztlich
 zwischen Kapital und Arbeit - werden in das Individuum verlagert.



Der Autor beläßt es nicht bei der Auflistung übergreifender
Widerspruchskonstellationen, die sofort einleuchten. In der von ihm vollzogenen,
wenn auch nicht explizit so genannten Klassenanalyse erhalten die LeserInnen
Einblick in tradierte wie neue Bruchlinien innerhalb der ArbeiterInnenklasse. 
Gleiches gilt für das Nord-Süd-Verhältnis, das Wolfgang Hien im Lichte einer
Kulturen und Kontinente übergreifenden Subsumtion der Lohnabhängigen unter das
Interesse des Kapitals diskutiert. Exkurse zu den Lebens- und Arbeitsbedingungen
der globalen MassenarbeiterInnen zeigen zwar, daß die Überlebensbedingungen in
der Bundesrepublik auch für das abgehängte Prekariat längst nicht so schlimm
sind wie diejenigen pakistanischer Arbeiter, die aufgrund der beim Abwracken
großer Schiffe auftretenden Gefahren und Kontaminierungen durchschnittlich nicht
älter als 30 Jahre werden, oder der Näherinnen in Bangladesch, deren Körper
nach wenigen Jahren in der Textilindustrie so ausgelaugt sind, daß sie als in
Jahren junge Frauen nur noch von ihren Familien durchgebracht werden können. 

Herrschaftstechnisch betrachtet können diese Abgründe an sozialem Elend geradezu
zu Legitimationsfaktoren kapitalistischer Verfügungsgewalt geraten, wie die
breite Restauration autoritärer und faschistoider Gesinnungen erkennen läßt. Um
in der Bundesrepublik nicht den Flötentönen rechtsradikaler Verführer zum Opfer
zu fallen, die das soziale Elend in der Fabrik der Welt ausblenden, um den
eigenen Anspruch auf weiße und europäische Suprematie moralisch begründen zu
können, bedarf es mehr als des bloßen Leidensdrucks der überflüssig Gemachten. 
In den letzten Kapiteln des zweiten Teils präsentiert der Autor verschiedene
Entwürfe dessen, was zu tun sein könnte und was zu tun ist. Erfrischenderweise
kommt die Streitbarkeit dabei nie zu kurz, woran die harmonistische
Beschwichtigung herrschender Widerspruchslagen und Gewaltkonflikte, maßgeblich
ihre sozialpartnerschaftliche und zivilgesellschaftliche Lesart, nur zerschellen
kann.

Der Kapitalismus verdinglicht unsere Leiblichkeit zu monadisierenden,
 atomisierten Körpern, die sich im Marktkampf bewähren sollen. Die Zurichtung
 ist eine leib-seelische Verletzung. Aus dem Schmerz, sofern wir ihn zulassen,
 entsteht der Schrei, der uns zusammenführt, der Schrei, der uns auf eine neue
 Ebene der Subjektivität hebt. Es ist die immer wieder neue, immer wieder
 nötige Erschaffung des zuvor exponierten, beschädigten und gespaltenen
 Menschen. Die allgegenwärtigen Zurichtungen und Verführungen schneiden in
 unsere Hirne und Herzen, brutale ebenso wie smarte Gewalten lassen uns
 zerbrechen, und wir merken, dass ein Sich-wieder-Zusammenfügen ohne ein Wir
 unmöglich ist. Das heißt auch: Abschied nehmen von tradierten Illusionen
 einer starken, revolutionären Ich-Identität. Die Zumutung besteht in der
 Anerkennung unserer Selbstentfremdung, unserer Gespaltenheit, unserer
 Unterbrochenheit, unserer Zerrissenheit, unseres Mangels. 
(S. 329 f.)



Auf 344 Seiten inklusive des Nachwortes von Karl Heinz Roth, der selbst
kritische Abhandlungen über die Geschichte der Arbeit verfaßt hat und das
vorliegende Buch in den Kontext sozialgeschichtlicher Literatur und sozialer
Kämpfe einordnet, sowie eines umfangreichen Fußnotenapparates und
Personenregisters initiiert "Die Arbeit des Körpers" eine umfassende und
tiefgreifende Auseinandersetzung mit der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft
und ihrer historischen Formierung. Wolfgang Hien liefert dazu das empirische
Datenmaterial, illustriert seine Kritik mit zeitgenössischen Zeugnissen aus
Literatur und Wissenschaft und diskutiert Möglichkeiten eines linken Neubeginns
auf der Höhe einer Zeit, in der die Gefahr der gesellschaftlichen Barbarisierung
auch in den westlichen Metropolengesellschaften auf eine seit dem Zweiten
Weltkrieg nicht mehr erlebte Weise gegenständlich geworden ist. Der Neigung,
sich dem Handlungsdruck und der Sachzwanglogik dieser Entwicklung zu
überantworten, stellen sich ambitionierte linke Buchprojekte wie dieses wirksam
und entschieden entgegen.

2. Juli 2018



Wolfgang Hien

Die Arbeit des Körpers

Eine kritische Arbeitsgeschichte von der Hochindustrialisierung in Deutschland

und Österreich bis zur neoliberalen Gegenwart

mandelbaum kritik & utopie, Wien 2018
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/923: Ein Tag großer Aktionen gegen Drohnen und Militärbasen (Kampagne Stopp Air Base Ramstein)


Stopp Air Base Ramstein - Pressemitteilung vom 1. Juli 2018

Ein Tag großer Aktionen gegen Drohnen und Militärbasen



2500 Menschen demonstrierten am Samstag friedlich, bunt und vielfältig
gegen den Drohnenkrieg und gegen alle von der Air Base Ramstein ausgehenden
Kriege. Kriege beenden, Abrüstung durchsetzen!

300 BlockiererInnen gelang es, in einer beeindruckenden Blockade die Air
Base Ramstein am Haupttor für 45 Minuten symbolisch zu schließen - diese
erstmals durchgeführte Blockadeaktion im Rahmen der Protestaktionen gegen
die Air Base Ramstein war ein Meilenstein in den gewaltfreien Aktionen des
zivilen Ungehorsams.

"Wir kommen wieder!", hieß es übereinstimmend am Ende der großen
Demonstration und der Blockade.

Über 600 Teilnehmerinnen und Teilnehmern gestalteten das Friedenscamp in
Steinwenden zu einem Friedenstreffpunkt für Aktive und Engagierte.

Mehr als 200 Interessierte besuchten die viertägige Friedenswerkstatt und
600 die öffentliche Abendveranstaltung in der Versöhnungskirche
Kaiserslautern.

Das internationale Basentreffen mit TeilnehmerInnen aus 12 Ländern wandte
sich mit einer Erklärung an die Öffentlichkeit, in der es heißt:

Die EU, die USA und die NATO nehmen eine Schlüsselrolle ein, bei der
Entstehung ungleicher wirtschaftlicher Bedingungen, von Kriegen und
bewaffneten Konflikten sowie von Umweltzerstörungen, die dazu führen, dass
Menschen aus ihrer Heimat fliehen und Schutz und Sicherheit in Europa
suchen. Die Kriege stoppen, nicht die Flüchtlinge!

Eine ereignisreiche und aktionsorientierte Woche des Protestes liegt hinter
den Tausenden Protestierern.

Der Protest wandte sich eindringlich gegen die Anschaffung
bewaffnungsfähiger Drohnen durch die Bundesregierung und den immensen
Drohnenkrieg besonders der USA, der sich seit Übernahme der
Regierungsgeschäfte durch Donald Trump verdreifacht hat. Dieser
Drohnenkrieg ist unabdingbar mit der Relaisstation Ramstein verbunden - es
gäbe keinen Drohnenkrieg ohne Ramstein.

Besondere Bedeutung bekamen die Aktionen durch die bekannt gewordene
Ankündigung von Donald Trump, die US-Soldaten aus Deutschland abzuziehen
und somit die US-Basen in Deutschland zu schließen. Dies würde schließlich
die Verlagerung dieser Basen nach Polen, als Steigerung der aggressiven
Politik von NATO und den USA gegen Russland bedeuten. Dies lehnen wir
strikt ab.

Die angekündigten Schließungen - so unwahrscheinlich sie auch kurzfristig
angesichts des Militarismus und Kriegskurses der NATO sind - könnten eine
politische und gesellschaftliche Dynamik eröffnen, die Schließung offiziell
auf die Tagesordnung der Politik zu setzen.

Das Thema Konversion (Umstellung vom Militärischen auf Ziviles) würde damit
einen hohen Stellenwert erhalten. Die Bürgermeister der umliegenden
Gemeinden werden von der Kampagne Stopp Air Base Ramstein aufgefordert,
einen runden Tisch einzurichten, um über die Zukunft der Arbeit ohne
Militär in der Region zu diskutieren.

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





OFFENER BRIEF/076: Herr Seehofer, seien Sie einen Tag dabei, bei Flucht und Seenotretterei! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Herr Seehofer, seien Sie einen Tag dabei, bei Flucht und 
Seenotretterei!

Von MISSION LIFELINE e.V. via Change.org [1], 29. Juni 2018
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Die Lifeline

Bild: © Axel Steier/Mission Lifeline e.V



Sehr geehrter Herr Minister Seehofer,

der Presse entnehmen wir, dass Sie sich dafür einsetzen, dass das
Schiff "Lifeline" unserer Seenotrettungs-NGO beschlagnahmt werden soll
und gegen die Crew strafrechtlich ermittelt wird.

Würden Sie uns nur einen Tag bei einer Seenotrettung begleiten ... ich
bin mir sicher, Sie würden nicht mehr von einem "Shuttle"-Service
sprechen. Aus diesem Grund, lieber Herr Seehofer, laden wir Sie
herzlich und mit Nachdruck ein, einen Tag mit uns auf der "Lifeline"
zu verbringen!

Stellen Sie sich vor, wie es ist, wenn Menschen gefoltert und
versklavt und vergewaltigt werden - ganz bildlich in Libyen. Stellen
Sie sich vor, wie diese Menschen in ihrer Verzweiflung alles tun, um
Libyen entkommen zu können. Stellen Sie sich vor, dass der einzige Weg
ein Schlauchboot ist und dass man für diesen lebensgefährlichen Weg
dann noch viel Geld bei kriminellen und gewalttätigen Schlepperbanden
bezahlen muss. Stellen Sie sich vor, dass dort Männer, Frauen und
Kinder - die nie schwimmen gelernt haben - auf überfüllten Booten ins
Wasser fallen - ohne Schwimmweste. Stellen Sie sich den Kampf gegen
das Wasser vor, das langsam aber sicher ihre Lungen füllt, bis sie
ertrinken.

Wir wollen Leben retten. Was ist Ihr Interesse? Wen retten Sie?

Wir stimmen unsere Einsätze mit der Seenotrettungsleitstelle ab und
folgen den Anweisungen und wir sind schockiert über die Vorwürfe, die
uns auch von Ihnen gemacht werden.

Wir laden Sie ein. Wir laden Sie ein an einer der
Seenotrettungsmissionen teilzunehmen und sich die Situation vor Ort
anzuschauen, die Sie nicht kennen. Wir laden Sie ein, sich
anzuschauen, wie verzweifelt die Menschen sind, die wir retten und wie
sich die Leere anfühlt, wenn Menschen sterben, denen man hätte helfen
können. Kommen Sie mit, Sie sind willkommen. Wir sagen Ihnen offen:
Wir erwarten, dass Sie mitkommen. Wir erwarten, dass Sie sich der
Realität annehmen.

Axel

und das gesamte Team der MISSION LIFELINE

Diese Petition richtet sich an den Bundesminister des Innern, für Bau
und Heimat Horst Seehofer.


Anmerkung:

[1] https://www.change.org/p/herr-seehofer-seien-sie-einen-tag-dabei-bei-flucht-und-seenotretterei-lifeline


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/248: Lippstadt - Tag der "Begegnung der Kulturen" auf dem Rathausplatz, 07.07.2018


Tag der "Begegnung der Kulturen" am 7. Juli auf dem Rathausplatz



Lippstadt. Zum 26. Mal findet am Samstag, 7. Juli 2017, der "Tag der
Begegnung der Kulturen" auf dem Lippstädter Rathausplatz statt. Unter
dem Motto "Lippstadt ist vielfältig - und das möchten wir gemeinsam
erleben und feiern" richten wieder viele Lippstädter Vereine und
Institutionen gemeinsam mit dem Integrationsrat und dem
Integrationsteam der Stadt Lippstadt diese Open-Air-Veranstaltung in
Kooperation mit dem Kulturring Lippstadt e.V. aus.

"Diese mittlerweile traditionelle Veranstaltung ist ein gutes Beispiel
für das gelingende Miteinander von Menschen aus über 115 Nationen hier
in Lippstadt", freut sich Werner Kalthoff vom Fachdienst Soziales und
Integration der Stadt Lippstadt. Beim Genuss kulinarischer
Spezialitäten aus aller Welt können Besucher auf dem Rathausplatz sich
in Gesprächen und an den verschiedenen Ständen über die kulturelle
Vielfalt in Lippstadt informieren.

Darüber hinaus bietet der "Tag der Begegnung der Kulturen" zwischen 12
und 18.30 Uhr ein umfangreiches und abwechslungsreiches Rahmen- und
Bühnenprogramm mit Musik, Tanz und Gesang mit über 300 Teilnehmern.
Kleine Besucher dürfen sich auf die Hüpfburg und ein weiteres
Spielangebot freuen. "Die Veranstaltung bringt immer wieder ein ganz
besonderes, internationales Flair nach Lippstadt. Also kommen Sie
vorbei und feiern Sie mit uns ein lebendiges und freundschaftliches
Fest - es ist immer wieder eine tolle Veranstaltung ", verspricht
Werner Kalthoff.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8325: Und morgen, den 3. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.07.2018 bis zum 04.07.2018 +++
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Kühlt es aus?

Jean weiß es nicht,

Stirne kraus

bleibt er auf Sicht.
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WIRTSCHAFT/027: Es geht um 1.344 Investitionsschutz-Abkommen ... (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Es geht um 1.344 Investitionsschutz-Abkommen ...

Von Mehr Demokratie e.V., 29. Juni 2018
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Eine Sitzung des Gerichtshofs, Große Kammer

Foto: Europäischer Gerichtshof



München - 29.06.2018. Es ist eines der wichtigsten Verfahren dieses
Jahres. Mehr Demokratie-Bundesvorstand Roman Huber war am 26. Juni in
Luxemburg bei der Verhandlung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH)
zur Paralleljustiz in Handelsabkommen. Hier sein Bericht aus dem
Gerichtssaal.

Full court, grande salle... der volle Gerichtshof kommt nur alle paar
Jahre zusammen. Die Kammern bestehen normalerweise aus drei bis fünf
Mitgliedern, die große Kammer umfasst 13 Richter/innen, nun sitzen im
goldenen Saal alle - 20 Richter und 4 Richterinnen. Art. 16 der
Satzung des EuGH stellt klar: Dies findet nur bei einer Rechtssache
von außergewöhnlicher Bedeutung statt.

Auch der Vortrag der EU-Kommission zeigt: Es geht ums Ganze. Heute
wird nicht nur über CETA verhandelt, sondern es geht um die
Paralleljustiz an sich. Das Verfahren betrifft alle neuen Verträge,
die gerade verhandelt werden, z.B. mit Singapur, Vietnam, Mexiko,
Chile, Myanmar. Es betrifft vor allem die neuen Verträge mit den
Schwergewichten Japan und China. Das EuGH-Verfahren wird sogar
Auswirkungen auf alle bereits bestehenden Abkommen haben, die
EU-Mitgliedsländer abgeschlossen haben. Die EU-Kommission erwähnt vor
Gericht die unglaubliche Zahl von 1.344 Investitionsschutz-Abkommen,
die betroffen sind.

Zuerst stellt der belgische Anwalt seinen Antrag vor. Danach haben die
EU-Institutionen und alle 27 Staaten die Möglichkeit vorzutragen - in
ihrer Landessprache. Die 65 Übersetzerinnen und Übersetzer, das sind
Dolmetscher/innen in den Kabinen an den Seiten des großen Saales,
leisten Großartiges, sie übersetzen in 23 Sprachen, fast sechs Stunden
lang. Alle Länder trugen im Grunde das Gleiche vor - so fasst es der
Präsident des Gerichts am Nachmittag zusammen: Keine Regierung hat ein
Problem mit der Paralleljustiz.

Nur das kleine Slowenien stellt sich mutig und kompetent gegen den
Strom. Dann beginnen die Richter/innen zu fragen und nehmen die
EU-Kommission und den Europäischen Rat in die Zange. Die Materie ist
kompliziert: Wer darf EU-Recht auslegen? Wie sind die
Verfahrensabläufe? Darf ein Investor erst zu nationalen Gerichten
gehen und, wenn ihm das Urteil nicht passt, danach zur Paralleljustiz?
Werden ausländische Investoren dadurch bevorzugt? Auf welcher
Grundlage arbeitet diese Paralleljustiz? Wie werden
Schadenersatzansprüche errechnet? Ein Richter verlässt das juristische
Detailgerangel und bringt es perfekt auf den Punkt: Kanada ist ein
demokratisches Land, Kanada hat ein funktionierendes Rechtssystem, ein
funktionierendes Wirtschaftssystem. Warum brauchen wir diese
komplizierte Paralleljustiz überhaupt? Gab es irgendwelche Vorfälle in
der jüngsten Zeit, die dies rechtfertigen würden? Wir haben
jahrzehntelang positive Erfahrungen mit Kanada, wir vertrauen
einander. Ist es nicht ein Rückschritt, so ein Misstrauenssystem
einzuführen?

Die Antwort der Kommission war entlarvend: Es geht nicht um Vertrauen.
Wir brauchen diese Paralleljustiz, weil Großinvestoren Sicherheit
haben wollen und zwar schnell. Damit ist alles gesagt, es geht nicht
um die Menschen, es geht um die Konzerne. Dieses Politikverständnis
ist so meilenweit von dem weg, was wir unter Demokratie verstehen. Das
kann man so nicht stehen lassen. Wir hoffen, dass der EuGH das auch so
sieht und der Paralleljustiz in Handelsabkommen mit seinem
Urteilsspruch ein für alle Mal den Garaus macht. Aber darauf wollen
wir nicht warten. Unabhängig davon ziehen wir alle Register gegen
dieses undemokratische Abkommen. CETA ist auch ohne Paralleljustiz
vorläufig in Kraft getreten.

Es braucht noch die Zustimmung von Bundestag und Bundesrat. Da haken
wir ein. Die Zustimmung der Bundesländer ist nicht gesichert. Wenn
Grüne und Linke zu ihren Positionen stehen, wird es keine Mehrheit zu
CETA geben. Wir helfen Ihnen dabei.

Der Urteilsspruch zur Paralleljustiz in CETA wird überraschend schnell
kommen, der Generalstaatsanwalt wird seine Anträge am 23.10.2018
stellen, die Richter/innen entscheiden dann vielleicht noch in diesem
Jahr.


Anmerkung:


[1] https://www.mehr-demokratie.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/673: Uni Trier - NS-Geschichte in Deutschland und Luxemburg, Podiumsdiskussion 04.07.2018


Universität Trier

Zwei Länder - eine gemeinsame Erinnerung

Grenzübergreifende Podiumsdiskussion an der Universität Trier zur
NS-Geschichte



Bisher lief die Aufarbeitung der NS-Geschichte in Deutschland und
Luxemburg eher getrennt voneinander: Das soll sich nun ändern. Der von
der Universität Trier initiierte Arbeitskreis "Erinnerung der
Großregion" lädt am Mittwoch, 4. Juli zu einer Podiumsdiskussion ins
Studihaus. Im Mittelpunkt der Veranstaltung steht die Frage, wie eine
grenzüberschreitende Erinnerungsarbeit aussehen kann. Alle
Interessierten sind herzlich eingeladen.

Erinnerungsarbeit findet an vielen Orten der Großregion statt: in
luxemburgischen Schulen, in der Gedenkstätte Hinzert oder in
Heimatvereinen im Saarland. n Schulen, in der Gedenkstätte Hinzert
oder in Heimatvereinen im Saarland. An der Universität Trier kommen
nun das erste Mal verschiedene Akteure zusammen, um die gemeinsame
Erinnerungsarbeit zu verstärken und zu diskutieren. Mit dabei sind
Forscher - aber nicht ausschließlich. Auch Studierende und
geschichtsinteressierte Bürger engagieren sich in dem Arbeitskreis
"Erinnerung der Großregion", der nicht zuletzt aus einer Gruppe des
Allgemeinen Studierendenausschusses (AStA) entstanden ist.

Als ein Ergebnis des Arbeitskreises soll es bald einen digitalen
Erinnerungsatlas geben, in den jeder kleinere Erinnerungsorte, wie
Gedenktafeln, aber s geben, in den jeder kleinere Erinnerungsorte, wie
Gedenktafeln, aber auch größere, wie Museen, eintragen kann.
Gleichzeitig sollen dazu auch didaktische Materialien bereitgestellt
werden, die für die Erinnerungsarbeit genutzt werden können. Das
gemeinsame Projekt der Universität der Großregion wird vom Präsidenten
der Universität Trier finanziell gefördert. Perspektivisch soll das
Projekt auch auf angrenzende Gebiete in Frankreich und Belgien
ausgeweitet werden.

Gerade da Zeitzeugen sterben und rechtsextremes Gedankengut wieder
verstärkt auftritt, sieht es der Arbeitskreis als wichtige Aufgabe,
die gemeinsame Erinnerungsarbeit zu stärken. Im kommenden Semester
wird es eine Lehrveranstaltung geben, die allen Studierenden der
Universität der Großregion offensteht. ng geben, die allen
Studierenden der Universität der Großregion offensteht. Weitere
gemeinsame Aktivitäten sind geplant und werden bei der
Podiumsdiskussion erörtert. Teilnehmer an der Diskussion sind Prof.
Dr. Mechthild Gilzmer erörtert. Teilnehmer an der Diskussion sind
Prof. Dr. Mechthild Gilzmer (Universität des Saarlandes), Dr. Sabine
Graf (Landeszentrale für Politische Bildung des Saarlandes), Dr. Eva
Klos (Universität der Großregion), Dr. Beate Welter (Leiterin der
Gedenkstätte Hinzert), Thomas Zuche (AG Frieden) und Dr. Frank
Schroeder (Leiter des nationalen Resistenzmuseums in Esch). Moderiert
wird die Podiumsdiskussion von Georg Mertes (Gedenkstätte Hinzert
e.V.).

Podiumsdiskussion "Potential für eine grenzüberschreitende Erinnerungsarbeit"

Mittwoch, 04.07.2018, 19:00 Uhr

Universität Trier, Studihaus

 * 

Quelle:

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier
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veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/672: Münster - Museumsführung zum Westfälischen Frieden am 7. Juli 2018


Stadtmuseum: Führung zum Frieden



Münster (SMS) Durch die aktuelle Ausstellung "Ein Grund zum Feiern?
Münster und der Westfälische Frieden" im Stadtmuseum begleitet am
Samstag, 7. Juli, um 16 Uhr eine Führung. Hierbei wird die
wechselhafte Wahrnehmung des Westfälischen Friedens im Laufe der
Jahrhunderte nachgezeichnet, die einige Überraschungen bereithält.
Treffpunkt ist im Museumsfoyer (3 / 2 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / KINDERBLICK / LESEN UND LERNEN





ELTERN/286: Rezension - Jessica Wawrzyniak. #kids #digital #genial (Lexikon) (SB)




Das vorliegende relativ dünne Büchlein hat es in sich. Wie der
Untertitel schon verrät, geht es um Datensicherung und Datenschutz und
zwar so erklärt, daß Kinder und Jugendliche konkrete Informationen
über die vielen Begriffe und Kürzel, die ihnen beim Internetsurfen,
dem Nutzen von Facebook, Instagram und anderen sozialen Medien
begegnen, erhalten.

Aber es handelt sich hier um mehr als nur um ein Nachschlagewerk von
"App bis .zip". Gleich zu Beginn wird erst einmal die Frage
aufgeworfen, warum Datenschutz überhaupt wichtig ist. Gerade der
jungen Generation, die mit Internet, Smartphone, Tablet & Co.
aufgewachsen ist und die diese Medien wie selbstverständlich nutzt,
ist die weitreichende Bedeutung des Datenschutzes nicht unbedingt
bewußt. Nach dem Motto: "Ich habe doch nichts zu verbergen, was kann
mir schon passieren oder was soll man mit meinen Daten denn schon
anfangen?", gehen viele doch recht leichtfertig mit der Freigabe von
persönlichen Daten um. Und genau hier holt Jessica Wawrzyniak ihre
jungen Leser ab.

Eingangs werden folgende Fragen aufgeworfen und nacheinander aufbauend
kritisch erläutert:

1. Was sind private Daten?

2. Wieso sind deine Daten Privatsache?

3. Wer sammelt deine Daten?

4. Na und? Ich habe doch nichts zu verbergen!

5. Welche Daten solltest du besonders schützen?

Diese einführende Darlegung der Datenschutzproblematik bietet allein
schon viele nachdenkenswerte Aspekte, wird hier doch bereits
aufgezeigt, wie schwierig ein sicherer Umgang mit seinen privaten
Daten ist und wie brüchig eine vorgebliche Datensicherheit aufgrund
der verschiedenen Interessenten an einer Datenerfassung und -sammlung
ist.

Beispielsweise schreibt Jessica Wawrzyniak unter Frage 5:

Andere entscheiden, ob du etwas zu verbergen hast!

 Du weißt nicht, ob du etwas zu verbergen hast, denn jede noch so
 harmlose Information über dich könnte gegen dich verwendet werden,
 um dir zu schaden. Beispiele:



• Du veröffentlichst vielleicht ein Foto von dir, das du sehr schön
 findest, aber andere finden dieses nicht so schön und machen sich
 lustig darüber.



• Oder wenn du z.B. deine homosexuelle Orientierung preisgibst,
 wozu du stehst und was für dich kein Geheimnis ist, kann es sein,
 dass andere damit nicht klarkommen und du zu einer Zielscheibe für
 Beleidigungen oder Schlimmeres wirst. (S. 5)  



Im Folgenden weist die Autorin anhand verschiedener Beispiele darauf
hin, wer welches Interesse an den Daten der Nutzer hat und auf welchen
Wegen sie an diese Daten gelangen. Sie erklärt, wie Unternehmen mit
den Daten Geld verdienen und dass kostenfreie Soziale Netzwerke nicht
wirklich kostenfrei sind, da man mit der Freigabe seiner persönlichen
Daten "bezahlt". Auch zeigt sie, wie man sich manipulierbar macht,
wenn man angibt, was einem gefällt (liken von Beiträgen, Filmen,
bestimmten Produkte) und wie daraus von verschiedenen Interessenten
(Unternehmen) eine Persönlichkeitsanalyse erstellt werden kann, um
gezielte Werbung zu verschicken und Begehrlichkeiten zu wecken. Sie
warnt auch davor, Informationen öffentlich weiterzugeben, die man für
ganz harmlos hält, wie beispielsweise jemandem zu schreiben, dass man
in Urlaub fährt und wo man sich aufhält, denn das könnten sich
Kriminelle zunutze machen und in der Zeit der Abwesenheit ins Haus
einbrechen. Eine Liste mit Daten, die gerade Kinder und Jugendliche
nicht weitergeben sollten, gibt eine hilfreiche Übersicht:
Vor- und Nachname, Geburtsdatum, Namen der Eltern/Freunde,
Handynummer, Wohnadresse, E-mail-Adresse, Fotos/Videos von einem
selbst (Selfies) und Freunden, Name der Schule oder bevorzugte
Aufenthaltsorte oder Kontodaten.

Beim Nachschlagen eines bestimmten Begriffs wie "Algorithmus",
"Anonymität", "Browser", "Download", "Fake News", "Open Source", "Hate
Speech", "Filterblase" oder "Vorratsdatenspeicherung" wird von der
Autorin stets ein Zusammenhang zu Datenschutz und möglichen Gefahren
hergestellt. Es bleibt also nicht bei einer Worterklärung, sondern es
wird ein kritischer Kontext erstellt, der auch die versteckten
Manipulationen aufdeckt. Der Begriff "Vorratsdatenspeicherung " zum
Beispiel wird von ihr in kurzer, prägnanter Weise analysiert,
gleichsam wird auf Gefahren hingewiesen mit dem deutlichen Hinweis,
dass es sich bei dieser Art Datensammlung um einen Eingriff in die
Privatsphäre handelt.

Tauchen bei den Erläuterungen zu den einzelnen in dem Lexikon
behandelten Begriffen weitere auf, die bereits erklärt wurden oder
später noch werden, so steht vor ihnen ein kleiner Pfeil als Marker.
Das ermöglicht ein sofortiges oder späteres Nachschlagen, um den
gerade beschriebenen Sachverhalt besser verstehen zu können. In seiner
gesamten Aufmachung ist dieses Buch sehr benutzerfreundlich. Die
Sprache bleibt sachlich und der adressierten Altersgruppe angemessen.
Der jugendliche Leser wird direkt angesprochen, was auf eine angenehme
Weise vertrauensvoll wirkt. Stets bleibt die Begriffsklärung
fokussiert auf die Darstellung der Datenschutzproblematik und der
möglichen Gefahren, wie der für Kinder besonders wichtige Hinweis auf
einen unbemerkten und ungewollten Chat-Kontakt mit Pädophilen. Werden
Beispiele zur Verdeutlichung einer Manipulation oder einer
gefährlichen Situation angeführt, sind sie der Erlebniswelt von
Kindern und Jugendlichen angemessen und leicht nachvollziehbar.
Besonders nachdenkens- und beachtenswerte Aspekte sind fett gedruckt.
Der Leser wird an einigen Stellen am Schluß einer Erläuterung vor
kleine begriffsbezogene Aufgaben gestellt, die in kleinen Kästchen
gefaßt und farblich unterlegt sind. Sie laden ein, die Aufgaben gleich
auszuprobieren oder anzuwenden, gegebenenfalls betreffen erläuterte
Problematiken ja gerade den Jugendlichen selbst.

Zum Beispiel steht am Ende des Begriffs "Cybergrooming", der zuvor von
der Autorin wie folgt erklärt wurde: "Cybergrooming bezeichnet die
erste Stufe der Anmache im Internet (grooming = anbahnen, vorbereiten)
mit dem Ziel, eine Straftat zu begehen, wie z.B. sexuellen Missbrauch
oder um (kinder)pornographisches Material zu bekommen ..." (S. 18), die
nachstehende Aufgabe:

Aufgabe: Sprich mit deinen Freundinnen und Freunden oder deinen
 Geschwistern darüber, ob sie so etwas (Cybergrooming, Anm. SB-Redakt.) schon einmal erlebt haben. Oft muß nur einer den Anfang
 machen, damit man sich traut, darüber zu reden. Ihr solltet euch
 gemeinsam stärken und vielleicht überlegen, ob ihr erwachsene
 Personen um Hilfe bittet. Cybergrooming ist eine Straftat, kein
 Spaß! (S. 18)  



Als Resümee bleibt nach der Lektüre von "#KIDS #DIGITAL #GENIAL" zu
sagen, dass es sich um ein empfehlenswertes Buch für Kinder und
Jugendliche handelt, aber eigentlich für Leser jeden Alters
interessant und informativ ist! Wie oft hören oder lesen auch
Erwachsene bestimmte Begriffe oder Kürzel aus dem digitalen Bereich
und kennen ihre Bedeutung nicht genau.

Leider läßt die graphische Gestaltung zu wünschen übrig. Sowohl die
Umschlaggestaltung als auch die kleinen Zeichnungen im Buch selbst
scheinen eher für ein Werbeheftchen geeignet als für ein Lexikon. Aber
vielleicht wurden die etwas anspruchslosen Bilder auch gezielt
ausgewählt, um einer vermeintlichen Anspruchslosigkeit von Kindern und
Jugendlichen zu entsprechen? Jedenfalls stehen sie im Widerspruch zu
den zugewandt, sachlich verfaßten und wichtigen Texten in diesem Buch.

Jessica Wawrzyniak ist studierte Medienpädagogin und schreibt den Blog
"#kids #digital #genial" in dem sie in leicht verständlicher Sprache
Kindern und Jugendlichen die vielen Begrifflichkeiten der
Digitalisierung erläutert und über eine sichere Mediennutzung und über
Datenschutz aufklärt. Außerdem ist sie im Verein "Digitalcourage e.V."
aktiv, der sich seit 1987 für Grundrechte und eine lebenswerte Welt im
digitalen Zeitalter engagiert. Daß sie ihr Wissen und ihre kritischen
Anmerkungen nun auch in einem Printmedium veröffentlicht hat, ist zu
begrüßen, hat man damit doch ein aufschlußreiches Nachschlagewerk
schnell zur Hand.

Jessica Wawrzyniak

Hrsg.: Digitalcourage e.V.

"#KIDS #DIGITAL #GENIAL"

Schütze dich und deine Daten!

Das Lexikon von App bis .zip

Art d'Ameublement, 2018

2,45 Euro
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VORSICHT/013: Atom und Strahlung - Leichtsinn der Vergangenheit ... (SB)




Mit der Inbetriebnahme des ersten deutschen Atomkraftwerkes, bei dem
es sich noch um einen kleinen Forschungsreaktor handelte, der in
Garching bei München erbaut wurde, fiel auch der erste Atommüll an.
Hier zunächst nur in kleinen Mengen, doch schon 1962 nahm das
Atomkraftwerk in Kahl seinen Betrieb auf und speiste erstmals
Atomstrom in das Elektrizitätsversorgungsnetz. Dabei entstanden auch
die ersten abgebrannten Brennstäbe, die zunächst noch in der
Atomkraftanlage selbst in sogenannten Abklingbecken unter strenger
Kontrolle gelagert wurden, bis sie kalt und inaktiv waren und man sie
zerkleinert in Stahlfässer verpacken konnte. Doch wohin mit diesen
Fässern? Hatte man beim Anfahren des Atomkraftwerkes nicht daran
gedacht, dass bei seinem Betrieb unvermeidbar radioaktive Abfälle
entstehen? Kann es wirklich sein, dass sich damals niemand Gedanken
darüber gemacht hat, wo dieser Atommüll über viele Jahrtausende sicher
gelagert werden kann?




[image: Grafik: 2006, by User: Prolineserver, User: Nicolas Lardot [Public domain], via Wikimedia Commons]

In der Grafik werden die Verfahrensschritte vom Uranabbau über AKW-Betrieb
und Wiederaufarbeitung mit den dabei anfallenden radioaktiven Abfällen gezeigt

Grafik: 2006, by User: Prolineserver, User: Nicolas Lardot [Public domain], via Wikimedia Commons






Atommüll - aus den Augen aus dem Sinn?

Die schnellste Methode, die nach dem Motto "aus den Augen aus dem Sinn"
funktionierte, sah vor, den radioaktiven Abfall in besagte Stahlfässer
zu füllen, sie fest zu verschließen und dann einfach im Meer zu versenken.
Es heißt, diese Art der Entsorgung wurde gewählt, weil man davon ausging,
dass die radioaktiven Partikel sich in den riesigen Wassermassen der
Weltmeere verteilen und letztlich nur noch so verdünnt vorkommen, dass
für Mensch und Tier keine Gefahr besteht. Heute weiß man, dass diese
Annahme nur zum Teil richtig ist. Zwar kam und kommt es zu einer Vermischung
und durch die Meeresströmungen auch zu einer Verteilung, doch wurde außer
Acht gelassen, dass im Meer Tiere und Pflanzen leben. Radioaktive Partikel
gelangen beispielsweise über die Kiemenatmung der Fische in ihren Körper
und lagern sich dort ein, das geschieht auch, wenn sie andere Pflanzen
oder Meerestiere fressen, die ihrerseits bereits radioaktiv belastet sind.
Es ist leicht vorstellbar, wie durch das Fressen und Gefressenwerden der
Meeresbewohner letztendlich auch solche radioaktiv kontaminierten (belasteten)
Fische in den Netzen der Fischer und auf den Tellern der Menschen landen.
Hinzu kommt, dass an den sogenannten Verklappungsorten, also in jenen
Gebieten, an denen die Atommüllfässer versenkt wurden, sich im Falle eines
Lecks und eines Ausströmens von radioaktiven Partikeln, eine besonders hohe
Konzentration von radioaktiver Strahlung befindet. Den Meerestieren, die
sich dort aufhielten und aufhalten, nützt es gar nichts, wenn sich späterhin
einmal eine Verdünnung einstellt. Sie sind bereits kontaminiert, erkranken,
sterben oder werden gefressen.


Die Ozeane als Atommüllendlager?

Die Atommüll-Verklappung, wie die Entsorgung ins Meer offiziell genannt
wird, fand nicht im Licht der Öffentlichkeit statt, kaum jemand wusste
etwas darüber. So konnte der radioaktive Müll aus vielen Jahrzehnten
(Ende der 1950er Jahre bis 1993) ins Meer gekippt werden. Ab 1993 wurde
diese Art der Verklappung von Atommüll in Fässern verboten, nicht aber
die Einleitung von radioaktiven Abfällen per Rohrleitung. So geschieht es
bis heute beispielsweise in der Wiederaufbereitungsanlage (Windscale)
in Sellafield (Großbritannien), die ihren Atommüll in die Irische See
leitet. Zu verstehen ist das nicht, aber es gilt als legale Entsorgungsmöglichkeit.

Vorgesehen war, die Fässer mit schwach- und mittelradioaktivem Müll
möglichst in 2000 bis 4000 Meter Meerestiefe zu versenken. Sie wurden
auf Schiffe verladen, die die vorgesehenen Gebiete ansteuerten, um
beispielsweise 2000 Atommüllfässer in 4000 Meter Tiefe in das Iberische
Becken im Nordatlantik zu kippen, so geschehen 1967. Doch nicht nur im
Nordatlantik, sondern auch im Nordwestatlantik, im Pazifik und in der
Arktischen See liegen tausende Fässer Atommüll. Dazu kommen allerdings
noch die vielen illegal verklappten Fässer, einige gesunkene Atom-U-Boote,
ja sogar ganze Atomreaktoren voller radioaktiver Substanzen. Außerdem wurde
sich nicht immer an die vorgeschriebene Versenkungstiefe gehalten und auch
nicht an die angegebenen Orte. So befinden sich im Ärmelkanal ebenfalls
tausende Atommüllfässer in einer Tiefe von nur 60 bis 100 Metern. Heute
kann nicht mehr sicher gesagt werden, wo sich in den Meeren überall
derartige "Atommüllendlager" befinden und wie hoch die Konzentration
an schwach-, mittel- oder hochradioaktiven Material am Meeresgrund ist.




[image: Ein gelbes Fass mit dem Radioaktiv-Zeichen darauf - Grafik: © 2018 by Schattenblick]
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Bedenklich ist auch, dass die Fässer damals nicht dafür gedacht
waren und also auch nicht so konstruiert wurden, dass sie wirklich
den Atommüll dauerhaft einschließen. Heute werden die bekannten
Verklappungsorte soweit es möglich ist, kontrolliert und dabei festgestellt,
dass viele dieser Behältnisse verrostet und undicht geworden sind.
Das bedeutet, dass stetig radioaktive Partikel ins Meer gelangen.


Sollte der Atommüll aus den Meeren geborgen werden?

Will man heute den Schaden begrenzen und die Fässer aus den Meeren
herauf holen, um sie zu entsorgen, stellt sich abermals die Frage,
ohin mit dem Atommüll? Es ist nicht erstaunlich, wenn Wissenschaftler
zu dem unrühmlichen Schluss gelangen, dass es wohl besser sei, die Fässer
in den Weltmeeren zu belassen, da man ohnehin nicht weiß, wohin mit ihnen.
Außerdem könnte eine Rückholung große Gefahren mit sich bringen,
beispielsweise wenn ein verrostetes Fass bei der Bergung ganz entzwei
bricht und die Arbeiter verstrahlt werden, oder auch die Umgebung kontaminiert
wird.

Deutschland will nicht mehr länger Atomstrom produzieren. Die
Atomkraftwerke sollen nach und nach stillgelegt und schließlich ganz
und gar abgebaut, sowie all das darin enthaltene radioaktiv belastete
oder radioaktiv strahlende Material beseitigt werden. Das ist bestimmt
richtig und gutzuheißen, doch auch hier bleibt das Problem bestehen -
was heißt "beseitigen", was bedeutet "entsorgen"? Bis heute existiert
kein sicherer Ort, an dem der gesamte Atommüll gelagert werden könnte!
Auch fehlt es nach wie vor an Behältern für den Atommüll, die dauerhaft
haltbar sind. Hätte unter diesen Voraussetzungen überhaupt jemals ein
Atomkraftwerk in Betrieb genommen werden dürfen?

Eine Frage drängt sich auf: kann es tatsächlich sein, dass Wissenschaftler
und Techniker nicht gewusst haben, dass bei dem Betrieb eines Atomkraftwerkes
unvermeidbar auch Atommüll entsteht, der allein schon aufgrund der
beständig zunehmenden Menge nicht im AKW selbst gelagert werden kann?
Kann es wirklich sein, dass auch die Meeresbiologen, die Physiker,
die Chemiker, die Materialkundigen, dass all diese Experten nicht
gewusst haben, welche Gefahren es mit sich bringt, wenn Atommüll
jeder Art, einfach im Meer versenkt wird?



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://globalmagzin.com/themen/natur/versenkt-und-vergessen-ueber-atommuell-vor-europaeischen-kuesten/

https://www.nwzonline.de/wirtschaft/weser-ems/das-endlager-auf-dem-meeresgrund-das-endlager-auf-dem-meeresgrund_a_6,2,222967477.html

https://www.welt.de/wissenschaft/umwelt/article115539849/faesser-mit-Atommuell-verrotten-im-Aermelkanal.html
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AKTION/496: Mönchengladbach - "Jupp im Park" für Kinder und Jugendliche am 8. Juli


Stadt Mönchengladbach

Jupp im Park: Spannendes Open Air Programm für Kinder und
Jugendliche 



Tanz, Musik, Street Art, Schauspiel, Outdoor-Spiele, Streetscoccer,
Bogenschießen oder Kanufahren: Bei JUPP IM PARK am Sonntag, 8. Juli,
von 13 bis 18 Uhr am Geroweiher gibt es für Kinder und Jugendliche
jede Menge zu erleben.

Das Team der Abteilung Jugendpflege und Prävention (Jupp) der Stadt
Mönchengladbach lädt junge Leute und Familien herzlich ein, das
vielfältige Angebot der offenen Kinder- und Jugendarbeit in
Mönchengladbach kennenzulernen. Das spannende Programm bei JUPP IM
PARK Die Kinder- und Jugendzentren, Abenteuerspielplätze und
Jugendverbände bieten ein vielseitiges und spannendes Programm.

Das Mitmachen ist kostenlos. Und wer dabei Hunger und Durst bekommt,
kann für kleines Geld Essen und Trinken bekommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2018 
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LESUNG/1750: Bielefeld - Bücherspaß für Kinder "Der kleine weiße Fisch" am 6.7.


Stadt Bielefeld

Der kleine weiße Fisch

Bücherspaß für Kinder



Bielefeld (bi). Am Freitag, 6. Juli, stellt die Stadtbibliothek am
Neumarkt um 16 Uhr das Buch "Der kleine weiße Fisch" in der
Kinderbibliothek vor. Die Veranstaltung in der Reihe "Kunterbunter
Bücherspaß" mit Vorlesen, Spielen und Basteln eignet sich für Kinder
von zwei bis drei Jahren. Eintrittskarten für zwei Euro gibt es in der
Kinderbibliothek oder unter Telefon (0521) 51 24 57.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/1749: Braunschweig - Bilderbuchkino "Hällo ei äm Betti" am 5. Juli 2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt 



Braunschweig. Die Geschichte "Hällo ei äm Betti" von Regina Ehlbeck
ist am Donnerstag, 5. Juli, um 15 Uhr als Bilderbuchkino in der
Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek Braunschweig, Rheinring 12,
zu sehen. Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre
Eltern. Im Anschluss gibt es ein Mal- und Bastelangebot. Der Eintritt
ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen
unter der Telefonnummer 470-6857.

Im Bilderbuch geht es um eine englisch sprechende Kuh aus Schottland.
Sie ist zu Besuch bei Bauer Michel. Trotz der Sprachbarriere verstehen
sich alle Tiere gut und verbringen einen abenteuerlichen Tag
miteinander.

Die Zweigstelle Weststadt ist in den Sommerferien donnerstags von 10
bis 18 Uhr geöffnet. Das nächste Bilderbuchkino findet dort am
Donnerstag, 2. August, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1748: Norden - Reihe "Hör zu - mach mit" am 5. Juli 2018


Stadt Norden

Vorlesereihe "Hör zu - mach mit" in der Stadtbibliothek Norden
Mama Muh geht schwimmen



Am Donnerstag, den 5. Juli um 16 Uhr ist der nächste Termin der
beliebten Vorlesereihe "Hör zu - mach mit!" in der Stadtbibliothek.
Diesmal liest Vorlesepatin Ursula Keunecke für Kinder ab vier Jahren
das Bilderbuch "Mama Muh geht schwimmen".

Wenn Mama Muh etwas möchte, dann tut sie es einfach. Und wenn die
Krähe behauptet, dass Kühe nicht schwimmen können, dann ist das für
Mama Muh erst recht ein Ansporn. Stolz kommt sie nach erfolgreicher
Prüfung mit dem Goldfisch-Abzeichen nach Hause. Nun ist die Krähe ein
wenig traurig. Doch Mama Muh hat schon eine Idee, wie ihre Freundin
wieder fröhlich wird: Ist ein Flugabzeichen nicht genauso schön wie
ein Schwimmabzeichen?

Anschließend wird wie immer zum Thema passend gebastelt.

Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung unter der 04931/ 923 - 353 wird
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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TREFF/689: Berlin - "Daphne - Lesben Kunst Salon", Schwules Museum 29.06.-20.08.2018


Begeleitprogramm zur Ausstellung "Lesbisches Sehen"

Daphne - Lesben Kunst Salon

Artists Talks, Vorträge, Performances

29.06.-20.08.2018 Schwules Museum Berlin



Ab Ende Juni laden wir zum "Daphne - Lesben Kunst Salon" ein, um in
Artist Talks, Vorträgen und Performances die Ausstellung "Lesbisches
Sehen" zu reflektieren. Mit unserem Salon wollen wir in lockerer
Atmosphäre über "lesbische" Sujets, Frauen* in der Kunst und
Kunstgeschichte, die Darstellung von queerer Sexualität aus
nicht-heteronormativer Perspektive und die Möglichkeit eines anderen
feministischen Blicks auf Weiblichkeit_en und Körper diskutieren.

Den Anfang macht am 29.06., 18:30 Uhr die Künstlerin Ceren Saner, die
in ihrer Vorlesungs-Performance "Isnt't it Love?" der Frage nach
Repräsentation und Sichtbarkeit in Zeiten von Repression nach geht.
Saner setzt sich mit der LBGTTIQ* Bewegung in der Türkei auseinander
und erzählt, warum sie ihren künstlerischen Zugang als
dokumentarisch-einfühlsam beschreiben würde. Die Veranstaltung findet
in englischer Sprache statt.

Am 06.07., um 18:30 Uhr geht es weiter mit einem Artist Talk der
beiden Künstlerinnen Kerstin Honeit und Noemi Yoko Molitor, die
darüber sprechen, welche Perspektiven ihre Arbeiten in der Ausstellung
eröffnen und wie diese im aktuellen Diskurs über queere Kunst
situieren.

Die Kunsthistorikerin Dr. Monika Kaiser geht am 20.07. um 18:30 Uhr in
ihrem Vortrag "Stationen des Feminismus in West-Berlin 1973/1977/1987"
auf die Bedeutung der legendären feministischen Kunstprojekte der
1970er und 1980er für die Anerkennung von Künstlerinnen ein. Wichtige
Protagonistinnen dieser Projekte - Sarah Schumann, Gisela Breitling
und Evelyn Kuwertz - sind in der Ausstellung vertreten.

Als theoretisches Warm-Up zum Berliner Dyke March wird Philosophin und
Queer-Theoretikerin Antke Engel am 27.07., 14:00-17:00 Uhr in dem
Workshop "Lesbisch queerSehen" ausprobieren, wie lesbische Bildwelten
der Ausstellung ekphratisch zu lesen sind. "Ekphrasis als lustvoller
Machtkampf" ist Antke Engels Bezeichnung für die Art und Weise, wie
sie sich mit künstlerischen Arbeiten und visuellem Material befasst.
Im Workshop werden wir uns mit ihr auf die Suche begeben, und
ausloten, was LESBISCHES SEHEN, Lesbisches sehen, lesbisches Sehen aus
queer-theoretisch inspirierter Sicht heißen kann.

Die Performance von Roswitha Baumeister und Lena Rosa Händle am
03.08., 18:30 Uhr, wird neue Verknüpfungen schaffen und die Künstlerin
Gerda Rotermund (1902-1982) mit dem Kunstraum Pelze - Frauen
Multimedia und dessen Rezeption in Beziehung setzen.

Warum die Darstellung von Sex in der Kunst nicht immer ernst sein
muss, und ob ein humoristischer Turn nicht eine ebenso subversive wie
feministische Strategie der Wiederaneignung sein kann, wollen wir das
Künstler_innen-Duo Simon & Simone und die Künstlerin Kerstin Drechsel
beim Artist Talk am 08.08., 18:30 Uhr, fragen.

Bei der Finissage von Lesbisches Sehen am 20.08., 18:30 Uhr wird die
Reihe mit einem Artist Talk zwischen Sarah Schumann und Martina
Minette Dreier, mit denen wir über die Wichtigkeit von "Ancestors" -
Vorbildern sprechen wollen, ausklingen.

Das Jahr der Frau_en wird gefördert von der Senatsverwaltung für
Kultur und Europa.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung "Das Jahr der Frau_en"
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Aus den Bundeswahlen in Mexiko am Sonntag ergeben sich entscheidende Fragen
für die mexikanische und internationale Arbeiterklasse.

Nach sechs Jahren korrupter und brutaler Herrschaft der PRI (Partei der
Institutionalisierten Revolution) unter Präsident Enrique Peña Nieto ist
Mexiko von allgegenwärtiger Gewalt, beispielloser sozialer Ungleichheit und
extrem hoher Arbeitslosigkeit geprägt. Zudem lebt die Mehrheit der
Bevölkerung in tiefer Armut.

Von 1929 bis 2000 war die Herrschaft der PRI unangefochten, doch
mittlerweile ist sie so verhasst, dass sie mit einem "Technokraten" namens
José Antonio Meade zur Wahl angetreten ist, der nicht einmal Mitglied der
Partei ist. In den Umfragen liegt er an dritter Stelle, und es ist durchaus
möglich, dass die PRI auf lokaler, bundesstaatlicher und nationaler Ebene
im ganzen Land unterliegt.

Ricardo Anaya, der Kandidat der rechten PAN (Partei der Nationalen Aktion),
die seit der Jahrtausendwende mehrfach die Macht von der PRI übernommen
hat, gilt allgemein als Repräsentant des korrupten Bestechungssystems. Als
ehemaliger Vorsitzender der mexikanischen Abgeordnetenkammer war er selbst
für dieses System verantwortlich.

Angesichts der massiven Ablehnung, die den beiden traditionellen
Regierungsparteien aus der Bevölkerung entgegenschlägt, gehen nahezu alle
Umfragen davon aus, dass der ehemalige Bürgermeister von Mexiko-Stadt,
Andrés Manuel López Obrador, mit einem historisch beispiellosen Vorsprung
siegen wird. Obrador tritt bereits zum dritten Mal als
Präsidentschaftskandidat an, diesmal für die Partei MORENA (Bewegung für
Nationale Erneuerung).

Der Wahlsieg von López Obrador wird keinen Ausweg aus der derzeitigen Krise
bieten, sondern sie weiter verschärfen und neue Gefahren für die
mexikanische Arbeiterklasse mit sich bringen. Eine MORENA-Regierung wird
die Forderungen der Massen nach einem Ende der sozialen Missstände, die
López Obrador zynisch ausgenutzt hat, früher oder später verraten.

Zweifellos gibt es in der Bevölkerung beträchtliche Illusionen in López
Obrador, genannt AMLO. Der 64-jährige Berufspolitiker begann seine Karriere
in der PRI. Anschließend wechselte er zur PRD (Partei der Demokratischen
Revolution), für die er zweimal zur Präsidentschaftswahl antrat. Später
gründete er MORENA, nachdem die PRD stark nach rechts gerückt war und im
Jahr 2012 Peña Nietos "Pakt für Mexiko" unterzeichnet hatte. Mit diesem
Pakt wurden der mexikanische Arbeitsmarkt, das Bildungssystem sowie die
Energie-, Finanz- und Telekommunikationsbranchen für Privatisierungsmodelle
und "Marktreformen" geöffnet.

Die Abschlussveranstaltung von AMLOs Wahlkampf am Mittwochabend im
vollbesetzten Azteca-Stadion in Mexiko-Stadt veranschaulichte den scharfen
Widerspruch zwischen den Illusionen der Bevölkerung der wirklichen
Klassenposition und des politischen Programms von López Obrador.

López Obrador kündigte an, die früheren Regierungsparteien würden die Wahl
verlieren, versprach aber, es werde "keine Repressalien" geben. Das
bedeutet, niemand wird für die Verbrechen der letzten sechs Jahre bestraft
werden, auch nicht für das Verschwinden und die mutmaßliche Ermordung von
43 Lehramtsstudenten aus Ayotzinapa sowie für zahllose Massaker der
staatlichen Sicherheitskräfte und für die allgegenwärtige Korruption, mit
der AMLO Wahlkampf gemacht hat.

Er versprach: "Wir werden eine Einigung anstreben, so gut wir das eben
können." Tatsächlich werden bereits rechte ehemalige PRI- und 
PAN-Funktionäre in AMLOs Schattenkabinett aufgenommen. Auf diese Weise kann die
arbeiterfeindliche Politik, die die beiden Parteien über Jahrzehnte
betrieben haben, fortgesetzt werden.

Obrador signalisierte seine Bereitschaft zu einem Dialog und einer Einigung
mit US-Präsident Donald Trump, der wegen seines unverhohlenen Rassismus
gegen Mexikaner, der Verfolgung von Immigranten und der Forderung, Mexiko
solle bis zu 15 Mrd. Dollar für den Bau einer Grenzmauer zahlen, in Mexiko
der am zweitgehasste Mann nach Peña Nieto ist. AMLO erklärte, er werde
Trump die Schaffung einer "Allianz für den Fortschritt [Alliance for
Progress]" vorschlagen, vergleichbar mit dem Hilfsprogramm, das 1961 von 
US-Präsident Kennedy eingeführt worden war, um Lateinamerika enger an den 
US-Imperialismus zu binden und linksnationalistische Revolutionen wie in Kuba
zu verhindern.

Je näher López Obrador dem Wahlsieg am 1. Juli kam, desto weiter rückte er
nach rechts. Gleichzeitig schloss ihn die herrschende Oligarchie Mexikos in
die Arme, die ihn früher als Demagogen verurteilt und ihm unterstellt
hatte, er wolle Mexiko in ein zweites Kuba oder Venezuela verwandeln.

Carlos Slim, der reichste Mann Mexikos und ehemals reichste Mann der Welt,
warnte vor kurzem sogar, falls AMLO die Wahl nicht gewinnen sollte, drohe
dem Land wirtschaftliche Instabilität.

Im März hatte der Kandidat von MORENA bei einem Auftritt vor den
Vorsitzenden der großen mexikanischen Banken angekündigt, er werde die
"Eigentumsverhältnisse" in Mexiko respektieren und plane keine
"Enteignungen oder Verstaatlichungen". Er beschwor seine Treue zur
"Marktwirtschaft" und versprach, seine Politik werde den Bankensektor "in
keiner Weise beeinträchtigen."

Auch seine Berater haben sich von seiner früheren Kritik an der
Privatisierung des bisher staatlichen Energiesektors und seiner Öffnung für
internationale Energiekonglomerate distanziert. Sie versprachen, dass alle
diesbezüglichen Verträge respektiert würden.

Die Märkte haben sich bereits auf den Sieg von López Obrador eingestellt
und sehen in ihm offenbar keine Gefahr für die Interessen des mexikanischen
und des Weltkapitalismus.

Der Generaldirektor der mexikanischen Börse José Oriol Bosch erklärte:
"Diese Stabilität wirkt vielleicht überraschend. Manche Menschen suchen
immer das Haar in der Suppe, aber auf den Märkten ist zu sehen, dass das
Land für diesen Prozess bereit ist."

Nachdem er sich in den letzten Monaten mit den Vorständen der großen
internationalen Banken wie Citigroup Inc. und JPMorgan Chase & Co.
getroffen hat, blickt auch die Wall Street einem Sieg von AMLO ähnlich
optimistisch entgegen.

Angesichts der tiefen Krise und der erbitterten Spaltungen innerhalb der
herrschenden Klasse Mexikos lässt sich nicht ausschließen, dass die Wahl
2018 nicht durch die Wähler entschieden wird, sondern durch Wahlbetrug. So
war es zuletzt im Jahr 1988, als die PRI dem eigentlichen Sieger Cuauhtémoc
Cárdenas den Wahlsieg gestohlen hatte, um ihren Kandidaten Carlos Salinas
an die Macht zu bringen.

Das Wahljahr 2018 war mit 120 ermordeten Politikern das gewalttätigste in
der Geschichte Mexikos. Hintergrund ist eine allgegenwärtige Welle der
Gewalt, der im gleichen Zeitraum 8.000 Menschen zum Opfer fielen.
Mindestens 35.000 weitere gelten als vermisst.

Letztes Jahr wurde ein Gesetz zur inneren Sicherheit verabschiedet, das den
Präsidenten ermächtigt, faktisch das Kriegsrecht zu verhängen und das
Militär auch im Inland einzusetzen. Der Versuch, auf diesem Wege einen
Präsidenten einzusetzen, könnte in der labilen Lage in Mexiko allerdings zu
gewaltsamen sozialen Unruhen führen.

Die internationale Arbeiterklasse hat bittere Erfahrungen mit bürgerlichen
Parteien wie MORENA gemacht, die sich aus begüterten Schichten des
Kleinbürgertums rekrutieren und in links tönenden Phrasen "Hoffnung" und
"Veränderungen" versprechen. Nördlich der mexikanischen Grenze haben die
amerikanischen Arbeiter diese Erfahrung mit dem Demokraten Barack Obama
hinter sich, der von den Pseudolinken als "Präsident des Wandels" gefeiert
wurde. Kaum war er an der Macht, betrieb er jedoch eine Politik, die zur
Ausweitung des Kriegs, zur Beschleunigung der Umverteilung von unten nach
oben und zu Massenabschiebungen auf Rekordniveau führte.

Darauf folgte im Jahr 2015 der Wahlsieg von Syriza in Griechenland. Die
Partei wurde von kleinbürgerlich-linken Parteien auf der ganzen Welt
unterstützt und gewann die Wahl mit dem Versprechen, die von der EU
durchgesetzten Austeritätsmaßnahmen zu beenden. Doch nur wenige Monate
später kapitulierte sie und setzte sich über ein Referendum hinweg, in dem
sich eine klare Mehrheit gegen die Kürzungspolitik aussprach. In aller
Brutalität setzte Syriza die Kürzungen um, die von den internationalen
Banken gefordert wurden.

Es besteht eine auffallende Ähnlichkeit zwischen den Wahlkämpfen von Syriza
und MORENA. Syriza bildete nach der Wahl von 2015 eine Koalition mit der
rechten nationalistischen Partei Unabhängige Griechen, die eine
immigrantenfeindliche Politik vertritt, die griechisch-orthodoxe Kirche
unterstützt und offen Antisemitismus propagiert.

AMLOs Partei MORENA tritt bei der Wahl am Sonntag als Teil einer Koalition
an, der auch die rechte Partei der Sozialen Bewegung (PES) angehört. Diese
besteht hauptsächlich aus evangelikalen Christen und positioniert sich im
Wahlkampf gegen die Gleichberechtigung von Homosexuellen, gegen die
gleichgeschlechtliche Ehe und gegen Abtreibung.

Diese bemerkenswerte Symmetrie ist keineswegs ein Zufall. In beiden Fällen
ist das Bündnis dieser angeblich "linken" bürgerlichen Kandidaten mit
rechtsextremen Parteien ein unverkennbares Signal an das herrschende
Establishment, dass man diesen Kandidaten die Verteidigung der Interessen
des nationalen und ausländischen Kapitals anvertrauen kann, notfalls auch
im Bündnis mit der extremen Rechten.

MORENA und AMLO repräsentieren die Interessen des Kapitalismus. Es ist
auffallend, dass López Obrador die erbitterten Kämpfe der mexikanischen
Arbeiter und Unterdrückten, z.B. gegen die Erhöhung der Energiekosten, und
die Lehrerstreiks oder den anhaltenden Kampf von Opfern staatlicher Gewalt
nicht einmal in Worten unterstützt.

López Obrador bedient sich einer besonders billigen Form des Populismus. Er
verspricht einen Kampf gegen Korruption, garantiert jedoch gleichzeitig den
Korrupten Straffreiheit und stellt geringe Verbesserungen bei den sozialen
Hilfsprogrammen für die Armen in Aussicht. Man kann sicher sein, dass seine
Regierung auf Druck der Arbeiterklasse nicht mit Zugeständnissen reagieren
wird, sondern mit brutalen Angriffen zur Verteidigung der Interessen der
Finanzelite, die sich hinter AMLO gestellt hat.

Die akute Krise in Mexiko und das Fehlen einer unabhängigen politischen
Alternative für die Arbeiterklasse verdeutlicht, wie dringend eine neue
revolutionäre Führung aufgebaut werden muss, d.h. eine Sektion des
Internationalen Komitees der Vierten Internationale. Diese muss die Kämpfe
der mexikanischen Arbeiterklasse mit denen der Arbeiter in den USA und auf
dem ganzen Kontinent vereinen und dem Kapitalismus ein Ende setzen.
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Am Donnerstag begann eine Welle von Protesten gegen die
"Null-Toleranz"-Politik der Trump-Regierung gegen Immigranten, in deren
Rahmen mehr als 2.000 Flüchtlingskinder von ihren Familien getrennt wurden.
Die Demonstrationen im ganzen Land waren ein Vorgeschmack auf den
landesweiten Aktionstag zur Verteidigung von Immigranten am Samstag.

In Brownsville (Texas) an der mexikanischen Grenze demonstrierten mehr als
eintausend Menschen. Brownsville ist besonders in den Fokus der
öffentlichen Empörung geraten, weil dort ein Sammelgefängnis für Kinder
eingerichtet wurde. In einem umfunktionierten Walmart-Einkaufszentrum
wurden 1.500 Immigrantenjungen unter unmenschlichen Bedingungen
zusammengepfercht. Die Veranstalter der Demonstration spielten einen
bekannten Audioclip ab, auf dem zu hören ist, wie Flüchtlingskinder weinend
nach ihren Eltern rufen. Der Clip löste bei den Teilnehmern starke
emotionale Reaktionen aus, viele brachen in Tränen aus.

Hunderte von Frauen organisierten einen Sitzstreik vor dem Bürogebäude des
Senats in Washington. Zuvor fanden am Morgen Proteste und
Demonstrationszüge vom Freedom Plaza zum Justizministerium sowie zum
Kongress statt. Die Polizei von Washington führte daraufhin
Massenverhaftungen durch, bei denen 575 Frauen in Gewahrsam genommen wurden
- mehr als doppelt so viele wie bei den Protesten während Donald Trumps
Amtseinführung.

Die Organisatoren der Proteste in Washington stammen aus dem Umfeld der
Demokratischen Partei. Unter den Verhafteten befand sich mit Pramila
Jayapal mindestens eine Kongressabgeordnete, auch die Schauspielerin Susan
Sarandon und weitere prominente Liberale waren darunter. Die
Demonstrationen sollten die Demokraten mit dem massiven Widerstand gegen
die Trump-Regierung in Verbindung bringen. In Wirklichkeit setzt Trump mit
seiner Politik die Massenabschiebungen und die Misshandlung von Immigranten
fort, die bereits unter Barack Obama begann, wenn auch mit einer
gedämpfteren Rhetorik.

Beamte der Einwanderungs- und Zollbehörde ICE errichteten bereits einen Tag
vor Beginn der Proteste eine Barrikade vor der Zentrale der Behörde in
Washington und riegelten das Gebäude mit der Begründung ab, die
Demonstranten wollten es besetzen. Sie bauten provisorische Zäune auf und
organisierten Patrouillen im Eingangsbereich.

In mehreren anderen Städten wurden Einrichtungen der ICE von Demonstranten
behindert oder gänzlich blockiert. Die längste Blockade fand in Portland
(Oregon) statt, wo der Zugang zu einer ICE-Niederlassung durch eine
Zeltstadt blockiert wurde, sodass die Einwanderungsgerichte nicht arbeiten
konnten. Am Donnerstag räumten Beamte des Federal Protective Service den
Teil des Lagers, der sich auf Grund und Boden befand, den die
Bundesregierung gepachtet hat.

In Großstädten wie Los Angeles und New York wurden ähnliche Lager vor
ICE-Gebäuden errichtet. Außerdem kam es zu zahlreichen kleineren Protesten.

In Grand Rapids (Michigan) besetzten Demonstranten einen Sitzungssaal des
Board of Commissioners, in dem der Vertrag zwischen Kent County und der ICE
verhandelt wurde. Nachdem das Treffen ausgesetzt worden war, zogen etwa 100
Demonstranten zu einer der wichtigsten Kreuzungen der Stadt und
skandierten: "ICE raus aus Kent County". Die Polizei verhaftete sieben
Demonstranten, die auf die Kreuzung liefen und den Verkehr blockierten.

Trump reagierte prompt auf die Protestwelle, indem er die Polizei
aufforderte, sie mit Gewalt und Einschüchterung zu unterdrücken. Auf
Twitter schrieb er: "Linke Aktivisten versuchen, ICE-Beamte bei ihrer
Arbeit zu behindern, veröffentlichen ihre Adressen und bringen diese
selbstlosen Diener der Öffentlichkeit in Gefahr. Diese radikalen
Demonstranten wollen ANARCHIE, aber die einzige Reaktion unserer Regierung
wird RECHT UND ORDNUNG sein!"

Trump hatte am 20. Juni ein Dekret unterzeichnet, das die Trennung von
Eltern und Kindern offiziell beendete. Dennoch befinden sich noch immer
Tausende Kinder ohne Kontakt zur Außenwelt in Haftlagern. Nur fünf sind
mittlerweile wieder bei ihren Familien. Die große Mehrheit steckt noch
immer im bürokratisch-juristischen Sumpf der Abschiebungsmaschinerie fest,
während die Eltern kaum oder überhaupt keine Möglichkeit haben, sie zu
finden oder mit ihnen in Kontakt zu treten. Da solche Häftlinge oft
jahrelang auf ihr Verfahren warten oder sogar "verschwinden", werden manche
Kinder vermutlich nie wieder zu ihren Familien zurückkehren können.

Am 26. Juni unterzeichnete eine Bundesrichterin in San Diego ein landesweit
gültiges Urteil, laut dem die Trump-Regierung alle Kinder unter fünf Jahren
bis zum 10. Juli zu ihren Eltern zurückbringen muss, und alle Kinder über
fünf Jahren bis zum 26. Juli. Dies wurde von den Medien und in
Juristenkreisen so ausgelegt, dass alle inhaftierten Eltern sofort
freigelassen werden müssen. Gemäß dem Flores-Abkommen, das die
Bundesregierung vor zwanzig Jahren eingegangen ist, dürfen Kinder in
staatlichen Einrichtungen für Immigranten nicht länger als zwanzig Tage
festgehalten werden.

Am Freitag berichtete die Washington Post jedoch, die
Trump-Regierung plane das Flores-Abkommen, das auf einem Gerichtsurteil aus
dem Jahr 1997 basiert, anzufechten. Eltern und ihre Kinder sollen demnach
auf unbestimmte Zeit zusammen festgehalten werden.

Laut Akten des Bundesgerichts von San Diego hat das Justizministerium der
Richterin Dana Sabraw, die die Anordnung vom 26. Juni unterzeichnet hat,
folgende Mitteilung geschickt: "Die Regierung wird Familien nicht trennen,
sondern Familien für die Dauer des Einwanderungsverfahrens in Haft nehmen,
wenn sie an oder zwischen Grenzübergängen aufgegriffen werden."

Die Post erklärte: "Die neue Anordnung besagt nicht ausdrücklich, dass die
Trump-Regierung Familien länger als die Obergrenze von zwanzig Tagen
festhalten will. Allerdings geht daraus hervor, dass die Behörden sie 'für
die Dauer' des Einwanderungsverfahrens festhalten wollen, das oftmals
Monate beansprucht. Damit wird nahegelegt, dass Familien diese Zeit in Haft
verbringen werden."

Mit anderen Worten, Trumps "Alternative" zu der grausamen Trennung von
Familien besteht darin, ganze Familien einzusperren. Jugendliche, kleine
Kinder und sogar Säuglinge sollen gemeinsam mit ihren Eltern inhaftiert
werden. Sobald sich diese neue Haltung herumspricht, wird sie in der
Bevölkerung den Widerstand gegen die bösartige Bigotterie und die
Verfolgung von Migranten, die das Weiße Haus entfesselt hat, verstärken.

Laut einer Umfrage von Pew Reports von letzter Woche empfinden immer mehr
Menschen Sympathie für "legale" und "illegale" Immigranten gleichermaßen.
Gleichzeitig wächst die Ablehnung gegenüber Trumps Lügenpropaganda wie der
Behauptung, Immigranten würden Straftaten verüben und Amerikanern die
Arbeitsplätze wegnehmen. Trumps Versuche, Hysterie gegen Immigranten zu
schüren, verfangen nur bei einer kleinen Minderheit der Bevölkerung;
allerdings kann er sich auf die Feigheit und die Unterstützung der
Demokratischen Partei und der Mainstreammedien verlassen.

Dass sich die Demokraten als Verbündete der wachsenden Bewegung zur
Verteidigung der Immigranten inszenieren, liegt teilweise an der im
November anstehenden Zwischenwahl zum Kongress. Vor allem aber wollen die
Demokraten verhindern, dass sich der Widerstand gegen die repressive
immigrantenfeindliche Politik ausweitet, denn sie unterstützen diese
Politik nicht weniger als die Republikaner.

Viele bekannte Demokraten haben sich hinter die Forderung nach der
Abschaffung der ICE gestellt, u.a. die New Yorker Senatorin Kirsten
Gillibrand, der New Yorker Bürgermeister Bill de Blasio, die jüngst als
Kandidatin für den Kongress nominierte Alexandria Ocasio-Cortez und ihr
unterlegener Mitbewerber Joseph Crowley.

Allerdings lehnen sie alle eine Politik der "offenen Grenzen" ab, die es
Immigranten erlauben würde, ungehindert zu kommen und zu gehen und in jedem
Land ihrer Wahl zu leben und zu arbeiten. Stattdessen wollen die Demokraten
die ICE und die CPB nur umgestalten. De Blasio erklärte in der Radiosendung
The Brian Lehrer Show auf WYNC: "Man braucht irgendeine
Behörde, die die Einwanderung regelt, aber die ICE kann es nicht." 
Ocasio-Cortez erklärte vor kurzem in einem CNN-Interview, die ICE müsse durch eine
"humanere Behörde ersetzt werden", denn "wir müssen dafür sorgen, dass
unsere Grenzen sicher sind".

Tatsächlich verschärft Trump mit seiner Politik, Kinder von ihren Eltern zu
trennen, nur die Einwanderungspolitik der Obama-Regierung. Während seiner
Präsidentschaft hatte Obama die Abschiebeverfahren beschleunigt und die ICE
in die staatlichen, bundesstaatlichen und lokalen Strafverfolgungsbehörden
eingebunden. Auf diese Weise wurden über drei Millionen Immigranten
abgeschoben und Hunderttausende Kinder von ihren Familien getrennt. Deshalb
wurde Obama in Immigrantenkreisen "Chefabschieber" genannt.
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KomplizInnen der Rüstungsfirmen

von Damian Bugmann



Der Bundesrat änderte auf Druck der Lobby der Rüstungsindustrie die
Kriegsmaterialverordnung, die neu Exporte in Bürgerkriegsregionen
erlaubt. Die soeben eingereichte Kriegsgeschäfte-Initiative will
Investitionen in die Rüstungsindustrie verbieten.


Angesichts von mehr Aufträgen, mehr Umsatz und mehr Jobs in der
hiesigen Industrie frohlockte im Februar die "Handelszeitung": "Selbst
Rüstungsfirmen rüsten auf!" Als Beispiel für die "neu erlangte
Schaffenskraft" nannte die Zeitung den Thurgauer Panzerhersteller
General Dynamics European Land Systems, früher Mowag, der hundert neue
Jobs schaffe. Laut dem neusten Bericht des Stockholmer
Friedensforschungsinstituts Sipri nehmen die weltweiten
Rüstungsexporte seit 2003 stetig zu. Die kleine Schweiz befindet sich
2017 auf Platz 14 der weltweiten Exporteure.

Genug ist offenbar nicht genug: Die Rüstungsindustrie klagte seit
Jahren über zu wenig steigende Umsätze und verlangte von Bundesbern
eine Lockerung der Kriegsmaterialverordnung, die es erlaube,
Kriegsmaterial in Bürgerkriegsländer zu exportieren. Bei diesen
Anliegen schläft Unternehmerbundesrat Johann Schneider-Ammann nicht,
er ist immer engagiert und bereit für die Umsetzung der
Begehrlichkeiten seiner KollegInnen. Der weitherum ignorierte Brief
der 28 NGOs mahnte unter anderem: "Ein Export von Kriegsmaterial in
Bürgerkriegsländer bringt die grosse Gefahr mit sich, dass die Waffen
eingesetzt, Menschen getötet und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
begangen werden." Auch kritische Fragen von sechs NationalrätInnen von
der SVP bis zu den Grünen verhallten ungehört.

Der soeben eingereichte Vorstoss von BDP-Nationalrat Martin Landolt
verlangt, dass die Richtlinien für Waffenexporte nicht mehr vom
Bundesrat auf Verordungs-, sondern vom Parlament referendumsfähig auf
Gesetzesstufe festgelegt werden. Für die neuste Änderung der
Kriegsmaterialverordnung kommt der Vorstoss zu spät. Der Bundesrat
erlaubt neu Kriegsmaterialexporte in Bürgerkriegsländer mit der
unwirksamen Einschränkung, es dürften nur Waffen geliefert werden, die
im Konflikt nicht eingesetzt würden wie Fliegerabwehrgeschütze, und
nur an Einheiten, die nicht in Kämpfe verwickelt seien.


Mitsprache, Transparenz

Der Finanzplatz Schweiz, einer der grössten und bedeutendsten
weltweit, spielt eine zentrale Rolle bei Kriegsgeschäften. Die
Volksinitiative "Für ein Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten" verlangt ein Mitspracherecht über bestimmte
Teile des Volksvermögens. Heute entscheidet die Nationalbank selbst,
wo und wie sie investiert. Auch bei den Pensionskassen entscheiden
wenige AnlageberaterInnen, wie unsere Rentengelder investiert werden.
Die Annahme der Initiative würde zu etwas mehr Mitsprache führen und
vielleicht auch zu mehr Transparenz des Finanzplatzes. "Der Schweizer
Nationalbank, Stiftungen und Einrichtungen der staatlichen und
beruflichen Vorsorge ist die Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten untersagt", will die Initiative unter
anderem in die Bundesverfassung schreiben. Kriegsmaterialproduzenten
definiert sie als Unternehmen, die mehr als fünf Prozent ihres
Jahresumsatzes mit der Herstellung von Kriegsmaterial erzielen.

Als Finanzierung definiert der Initiativtext die Gewährung von
Krediten, Darlehen und Schenkungen oder vergleichbare finanzielle
Vorteile und jede Art von finanzieller Beteiligung an ProduzentInnen
von Kriegsmaterial. Bestehende Finanzierungen müssten innerhalb von
vier Jahren abgestossen werden. Der Bund würde verpflichtet, sich auf
nationaler und internationaler Ebene dafür einzusetzen, dass für
Banken und Versicherungen entsprechende Bedingungen gelten. Das
Initiativkomitee begründet: "Das Geld, welches über den Schweizer
Finanzplatz in die Rüstungsindustrie gelangt, macht uns zu
KomplizInnen jener Produktionsfirmen, die Profit aus den Opfern der
Kriege schlagen. Die Schweiz als neutrales Land und als Depositärstaat
der Genfer Konvention kann sich diese Politik der Profitmaximierung
auf Kosten von Menschenleben nicht erlauben." Laut Amnesty
International stürben jedes Jahr mindestens eine halbe Million
Menschen in bewaffneten Konflikten und Kriegen. Viele Millionen mehr
würden in Kriegs- und Konfliktsituationen verletzt, vergewaltigt und
gezwungen, aus ihrer Heimat zu flüchten. Die schlechte Regulierung des
Waffenhandels sei mit ein Grund für dieses grosse Elend.


Sicherheitspolitische Verantwortung

Die Initiative "Für ein Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten" will, dass die Schweiz mit ihrem
Neutralitätsanspruch ihren Beitrag zu einer friedlichen Welt leistet
und sicherheitspolitisch Verantwortung übernimmt. Investitionen in
Firmen, die Kriegsmaterial wie Atomwaffen, Panzer, Kleinkaliberwaffen
oder Munition herstellen, sollen mit der Initiative verhindert werden.
Damit könne die Schweiz einen essenziellen Beitrag zur Lösung der
unmenschlichen Fluchtsituation leisten.

Vierzig NGOs und Parteien, unter anderen die PdA, ermöglichten
das Zustandekommen der Volksinitiative "Für ein Verbot der
Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten". Letzte Woche wurde
sie bei der Bundeskanzlei eingereicht. Zuvorderst dabei waren
Gsoa-Vorstandsmitglied Louise Schneider, bekannt durch das Sprayen
einer Friedensparole auf dem Bundesplatz Bern, und die Gsoa-Sekretärin
und Bieler PdA-Stadträtin Judith Schmid
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GEWERKSCHAFT/213: Kein zufriedenstellendes Ergebnis für Tageszeitungsredaktionen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. Juli 2018

ver.di: Kein
zufriedenstellendes Ergebnis für Tageszeitungsredaktionen



Berlin - "Auch in der siebten Verhandlungsrunde für die rund 13.000
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten haben die Verleger
nicht die Bereitschaft gezeigt, ein Angebot zu formulieren, das
unserer Forderung nach einer echten Reallohnsteigerung entsprochen
hätte. Deswegen gibt es für uns noch immer kein zufriedenstellendes
Ergebnis", sagte der Verhandlungsführer der Deutschen
Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di, Matthias von
Fintel, nach fünfzehnstündigen Verhandlungen.

Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) habe sich zwar
für die ersten beiden Laufzeitjahre auf die Gewerkschaften zubewegt
und eine Mindesterhöhung von 135 Euro für den journalistischen
Nachwuchs, 1,9 Prozent mehr Geld ab dem 1. Mai 2018 sowie eine
Einmalzahlung von 500 Euro für 2018 angeboten. Für 2019 sollte es ab
Mai eine weitere Erhöhung der Gehälter und Honorare von 2,4 Prozent
geben.

Nicht zugestimmt wurde seitens der dju in ver.di, weil für das Jahr
2020 nur eine einfache Einmalzahlung im März in Höhe von 600 Euro
vorgesehen ist. Dies sei für eine Laufzeit von 31 Monaten viel zu
wenig, so von Fintel. Besonders bitter sei das für die Freien, die
ebenfalls nur von einer tabellenwirksamen Erhöhung in vollem Maß
profitieren: "Für uns geht es hier um Glaubwürdigkeit und
Verantwortung für das Erreichen eines Abschlusses oberhalb der
Inflationsrate: Der wird für 2020 nicht erreicht. Das ist den
Kolleginnen und Kollegen nicht vermittelbar. Wenn es den Verlegern
ernst mit einer langfristigen Planungssicherheit wäre, dann hätten
sie unser Angebot angenommen, die Gehälter ab Januar 2020 um 2,2
Prozent zu erhöhen und gleich eine Gesamtlaufzeit von 36 Monaten zu
vereinbaren: Dauerhaft wirkende Erhöhungen für 2020 lehnt der BDZV
aber offenbar entschieden ab", kritisierte von Fintel.

Die dju in ver.di werde den Verhandlungsstand nun den Mitgliedern,
die sich in einer Urabstimmung für unbefristeten Streik ausgesprochen
hatten, zur Abstimmung stellen - ausdrücklich ohne
Zustimmungsempfehlung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.07.2018
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DOKUMENTATION/1503: WDR - Kluge Pflanzen. Wie die wilden Tiere, 3.+6.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Abenteuer Erde:

Kluge Pflanzen - 1. Wie die wilden Tiere

Zweiteiler von Volker Arzt und Immanuel Birmelin

03.07.2018, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen

Wiederholung: Fr 11.16 Uhr



Pflanzenfreunde haben es schon immer geahnt: Ihre grünen Lieblinge
können weit mehr, als nur wachsen oder blühen. Sie haben zwar keine
Muskeln und keine Nerven, und trotzdem meistern sie die grundlegenden
Probleme des Lebens, vor denen auch wir und die Tiere stehen: Pflanzen
erkunden ihre Umwelt. Sie kämpfen gegen Konkurrenten und Feinde. Und
sie brauchen Partner für den Sex. Dabei entwickeln sie fast
unheimliche Strategien und Fähigkeiten. Sie warnen und wehren sich.
Sie lügen und betrügen. Sie reden miteinander und rufen um Hilfe bei
Gefahr. Eine neue Sicht der Pflanzen bahnt sich an, und ihre
Erforschung ist aktueller denn je.

Der Filmemacher Volker Arzt und der Biologe Immanuel Birmelin haben
mit viel Aufwand und Liebe einige der verblüffendsten Aktionen im
Pflanzenreich verfolgt. Sie haben in den Sumpfwäldern Borneos die
gefräßigste Pflanze der Welt aufgespürt. In Mexico die aggressive
Leibwache der Akazienbüsche erlebt. Auf Mallorca die betrügerischen
Verführungskünste der Orchideen. Auf jeder Wiese spielen sich die
unglaublichsten Dinge ab: Da gibt es brutale Wettrennen im Innern der
Blüten; da explodieren Früchte; da heizen sich Blumen auf und machen
Gefangene.

In dramatischen Bildern und Zeitrafferaufnahmen zeigen die Pflanzen
ihr wahres Gesicht. So auch der Teufelszwirn, der sich fast wie ein
Tier verhält: Die Kletterpflanze nimmt Witterung auf, windet sich
ihrem Opfer entgegen und saugt es aus. Pflanzen leben in ihrer eigenen
Welt, aber die ist aufregender und dramatischer, als wir ahnen.

In der zweiten Folge beweisen die Pflanzen ihre kommunikativen
Fähigkeiten. Sie senden und empfangen Botschaften. Sie belauschen sich
gegenseitig. Und wenn sie nicht mehr weiter wissen, rufen sie
Verbündete - über und unter der Erde.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 29. Juni 2018
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FEATURE/1051: Deutschlandfunk Kultur - Grenzziehungen in den USA, 4.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Stacheldraht und gated community

Grenzziehungen in den USA

Von Arndt Peltner

Zeitfragen. Feature

Mittwoch, 4. Juli 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Amerika, das Land der unbegrenzten Möglichkeiten, war spätestens seit
der Erfindung des Stacheldrahts im 19. Jahrhundert nicht mehr das
Land, in dem die Cowboys mit ihren Herden frei umherziehen konnten.
Amerika, das Land des unbegrenzten Gefälles zwischen Arm und Reich ist
inzwischen eher beherrscht von der Angst der Eigenheimbesitzer vor
Kriminalität. Wie die Siedler einst in die Wagenburgen ziehen sich die
gutsituierten Siedler heute in ihre gated communities zurück und
schützen sich vor der Außenwelt. Trumps Mauer nach Mexiko würde im
Großen sichtbar machen, was im Innern und im Kleinen US-amerikanischen
Alltag heute prägt.

 * 

Quelle:
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FEATURE/1050: Deutschlandfunk - "Deutschland hilft den Falschen", 3.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Deutschland hilft den Falschen"

Die Fehler der Aufbauhilfe in Afghanistan

Von Marc Thörner

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 3. Juli 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ahmed H., in Deutschland anerkannter Flüchtling, schiebt jeden Morgen
sein Fahrrad durch ein Hamburger Stadtviertel. Feste Arbeit, Kinder,
die erfolgreich das Gymnasium besuchen - eigentlich ein Paradebeispiel
für gelungene Integration. In Afghanistan war H. Leiter einer
Stiftung, stellvertretender Staatssekretär und Chefredakteur einer
überregionalen Tageszeitung. Ein hochqualifizierter, weltlich
orientierter Kader, wie sie das Land dringend benötigt. Warum ist er
in Hamburg Postbote? "Weil Deutschland den Falschen hilft", sagt H.
Seine Geschichte eröffnet Einblicke in die deutsche Aufbauhilfe, die
sich an Strukturen orientiert, die nur auf dem Papier existieren.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2606: Deutschlandfunk Kultur - Orpheus an der Spree, 3.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Orpheus an der Spree

Johann Crüger, Kantor-Lehrer-Komponist

Von Holger Eichhorn

Alte Musik

Dienstag, 3. Juli 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Weitgehend unbemerkt tat sich in der Mitte des 17. Jahrhunderts in
Berlin wahrhaft Weltbewegendes: Insbesondere durch die knapp
20-jährige und sich zu produktiver Freundschaft auswachsende
Bekanntschaft zwischen Johann Crüger und Paul Gerhard kristallisierte
sich nachgerade eine Sternstunde Berliner Musikgeschichte.
Bemerkenswerter als diese überaus fruchtbare Zusammenarbeit waren
freilich Crügers kirchenmusikalische Innovationen, die ihn bis heute
wirksam und präsent bleiben lassen.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2605: WDR 3 - Die 14 Berliner Flötisten, 3.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 3 Kammerkonzerte in NRW

Die 14 Berliner Flötisten

Werke von Händel, Bach, Ravel, Matthus, Bizet, Bernstein, Malando,
Ponchielli und Rimskij-Korsakow

Aufnahme vom 16. Juni 2018 aus der Paterskirche, Kempen

Moderation: Johannes Zink

Konzert
Dienstag, 03.07.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Außergewöhnlich und langlebig: Auch nach 22 Jahren kommen "Die 14
Berliner Flötisten" als Ensemble bestens miteinander aus.

Je mehr Musiker, desto schwieriger wird es mit der Demokratie. Andreas
Blau, Soloflötist der Berliner Philharmoniker, hatte die Idee,
gemeinsam mit Flötisten aus Ost und West ein neuartiges Ensemble
auszuprobieren. Und wenn die "14 Berliner Flötisten" mittlerweile im
22. Jahr ihres Bestehens immer noch ihre Interpretationen gemeinsam
demokratisch entwickeln, kann das nur bedeuten, dass sich diese
ungewöhnliche Besetzung untereinander blendend versteht.
Original-Literatur ist begreiflicherweise Mangelware und auch im
Konzert in der Kempener Paterskirche konzentrieren sich die "14
Berliner Flötisten" auf Bearbeitungen von Händel bis Rimsky-Korssakow.
Mit Klaus Wallendorf wird ein Philharmoniker-Kollege den Abend
moderieren.

Nach der Sendung: Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

Redaktion: Michael Breugst

 * 
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PREIS/310: "Meine Erinnerungen reißen mich in Stücke" wird Hörspiel des Monats Juni (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 2.7.2018

"Meine Erinnerungen reißen mich in Stücke" wird Hörspiel des Monats
Juni

Frei nach Motiven aus Mary Shelleys biografischen Notizen: Produktion
von Deutschlandfunk Kultur ausgezeichnet



Das Hörspiel "Meine Erinnerungen reißen mich in Stücke" der Autorin,
Regisseurin und Schauspielerin Cristin König ist von der Akademie der
Darstellenden Künste zum Hörspiel des Monats Juni gewählt worden. ...

König erhält die Auszeichnung nach "Lila und Fred" (Deutschlandfunk
Kultur, August 2016) bereits zum zweiten Mal. Das Stück frei nach
Motiven aus Mary Shelleys biografischen Notizen wurde am 3. Juni im
Programm von Deutschlandfunk Kultur urgesendet und ist am 1. September
um 20.05 Uhr noch einmal im Deutschlandfunk zu hören.

"Meine Erinnerungen reißen mich in Stücke" führt an den Genfer See im
Jahr 1816. Dort findet sich eine besondere Gesellschaft zusammen: Lord
Byron, Percy Shelley, Mary Shelley, ihre Stiefschwester und ein
befreundeter Arzt. Alle gerade mal um die 20, unverheiratet. Gewitter
und Dauerregen halten die Fünf im Haus. Sie vertreiben sich die Zeit
mit Vorlesen, Politisieren und Fantasieren - die Idee zu
"Frankenstein" entsteht. Jahre später sterben die drei Männer durch
Drogen, Selbstmord, Ertrinken. Die einsame Mary Shelley erinnert sich
an jene Nacht, in der das Monster geboren wurde.

"Auf packende und zugleich hochliterarische Weise spürt Autorin König
damit - in mokanter Umkehr einer trivialen biographistischen
Herangehensweise - dem Einfluss des Werks aufs Leben der Autorin nach,
und weckt deren Erinnerung mittels einer faszinierenden Montage aus
Bonmots, Gewaltfantasien, Zitaten und Gedichtauszügen der teuren Toten
[...]", so die Jury in ihrer Begründung. Auch durch die
Klanglandschaften des Stücks durchwehe das Hörspiel ein subtiles
Grauen. Der Umgang der Regisseurin "mit literarisch-kulturellem Erbe
und seiner Last musealisiert es nicht, sondern belebt es geradezu
unheimlich und fesselt die Hörer."

Autorin Cristin König führte in "Meine Erinnerungen reißen mich in
Stücke" mit Julika Jenkins, Patrick Güldenberg, Veronika Bachfischer,
Trystan Pütter, Sebastian Schwarz, Steven Scharf, Max Urlacher selber
Regie. Die Redaktion lag bei Ulrike Brinkmann, die Kompositionen
kommen von Friederike Bernhardt, für den Ton war Andreas Stoffels
verantwortlich.

"Hörspiele des Monats" werden seit 1977 von einer Jury der Akademie
der Darstellenden Künste gewählt. In den Wettbewerb kommen die von den
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten monatlich vorgeschlagenen
Ursendungen. Aus den zwölf ausgewählten Hörspielen wird seit 1987 das
"Hörspiel des Jahres" gewählt.
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VORTRAG/221: Bochum - Schafft der Mensch sich selbst ab?, 04.04.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Schafft der Mensch sich selbst ab?



Am 4. Juli 2018 empfängt die Evangelisch-Theologische Fakultät einen
besonderen Gast. Der Vorsitzende des Deutschen Ethikrats, Prof. Dr.
Peter Dabrock von der Friedrich-Alexander-Universität Universität
Erlangen-Nürnberg, hält einen öffentlichen Vortrag an der RUB. Unter
dem Titel "Schafft erg, hält einen öffentlichen Vortrag an der RUB.
Unter dem Titel "Schafft der Mensch sich selbst ab?" geht es um
ethische Herausforderungen von Big Data und Künstlicher Intelligenz.
Der Vortrag findet um 18 Uhr im Saal 3 im Veranstaltungszentrum statt
(Mensagebäude, Ebene 04).

Die gesellschaftlichen Folgen der Digitalisierung wissenschaftlich zu
bearbeiten, ist ein zentrales Zukunftsthema der RUB. Dabei spielen
ethische Herausforderungen und die Fragen nach den Auswirkungen für
das Menschenbild eine zentrale Rolle. Auch der Deutsche Ethikrat
beschäftigt sich derzeit intensiv mit diesen Fragen.

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)
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FORSCHUNG/3861: "Glückshormon" kontrolliert das Furchtgedächtnis (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 28.06.2018

"Glückshormon" kontrolliert das Furchtgedächtnis

Wissenschaftler entdecken einen Dopamin-Schaltkreis für das Erlernen von
Furcht



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg haben gemeinsam mit Neurobiologen des Forschungsinstituts für
Molekulare Pathologie (IMP) in Wien herausgefunden, dass das Glückshormon
Dopamin das Furchtgedächtnis kontrolliert und dafür sorgt, dass sich
bedrohliche Ereignisse im Gehirn einprägen.

Die Forscher fanden heraus: Der Neurotransmitter Dopamin, der bisher
vornehmlich als Vermittler von Belohnung und Motivation im Gehirn
angesehen wurde, spielt auch eine wesentliche Rolle beim Abspeichern
bedrohlicher Ereignisse. Die Studie wurde soeben vom Wissenschaftsjournal
Nature Neuroscience veröffentlicht.

Eine wichtige Überlebensstrategie für Mensch und Tier besteht darin, sich
bedrohliche Ereignisse einzuprägen, um ihre Wiederholung zu vermeiden.
Zuständig dafür ist das Furchtgedächtnis. Es lässt uns Anzeichen wie
Gerüche oder Geräusche erkennen, die für das Wiederauftreten gefährlicher
Situationen stehen, etwa einen Kampf oder eine Vergiftung. So können wir
rechtzeitig reagieren, um Angriffen aus dem Weg zu gehen oder
Verteidigungsreaktionen zu planen. Eine ungenaue Unterscheidung zwischen
bedrohlichen und harmlosen Umgebungsreizen ist eine wesentliche Ursache
für posttraumatische Belastungsstörungen (PTSD).

Es ist daher wichtig, gefährliche von ungefährlichen Umgebungssignalen
eindeutig unterscheiden zu können. Die Wissenschaftler um den
Neurobiologen Dr. Wulf Haubensak vom IMP gingen der Frage nach, ob Dopamin
eine Rolle in diesem Prozess spielen könnte. Der Wirkstoff, bekannt als
Glückshormon und Motivationssignal, erschien zunächst als abwegiger
Kandidat. Andererseits wird Dopamin immer dann an Synapsen unseres Gehirns
freigesetzt, wenn wir für etwas belohnt werden. Warum sollte es nicht auch
beim Erlernen lebensbedrohlicher Signale eine Rolle spielen?

Mit dem Physiologen Prof. Dr. Volkmar Leßmann und seinen Kollegen Dr.
Susanne Meis und Dr. Thomas Munsch an der Otto-von-Guericke-Universität in
Magdeburg sind sie dieser Frage im Tiermodell nachgegangen. Dazu brachten
sie Mäusen bei, einen bestimmten Ton - als Umgebungsreiz - mit dem
Auftreten eines milden Fußschocks zu assoziieren. Mithilfe verschiedener
High-Tech-Methoden wie Kalzium-Bildgebung und optogenetischer Stimulation
in vivo gelang es ihnen, eine neue Klasse von Dopamin-Neuronen in der
Mittelhirn-Region zu lokalisieren, die während des Lernvorgangs aktiv war.

Diese Neuronen wurden immer genau dann aktiv, wenn die Mäuse lernten, den
Zusammenhang zwischen Ton und Fußschock im Furchtgedächtnis abzuspeichern.
Die Aktivität der Neuronen führte zur Ausschüttung von Dopamin in der
Amygdala, einer Zentrale für emotionales Lernen im Säugetiergehirn. Dort
ermöglichte Dopamin die besonders effektive Abspeicherung des nun als
bedrohlich empfundenen Tons im Langzeitgedächtnis. Folgerichtig konnte
eine vorübergehende Inaktivierung der Dopamin-Neuronen während des
Lernvorgangs eine Abspeicherung des Tons im Langzeitgedächtnis verhindern,
während alleine die Stimulation dieser Neuronen die Erinnerung an den Ton
auslöste.

Die Entdeckung der Verbindung dieser bisher nahezu unbekannten
Dopamin-freisetzenden Neuronen und dem Furchtgedächtnis der Amygdala war der
Schlüssel zu den bahnbrechenden Ergebnissen der Studie: "Diese Ergebnisse
werfen ein ganz neues Licht auf Dopamin-Neuronen, die bisher nur als
Signalgeber für Belohnung und Motivation angesehen wurden", sagt Dr.
Florian Grössl, der Erstautor der Publikation und Postdoktorand im
Haubensak-Labor. "Unsere Studie identifiziert ein bislang unbekanntes
neuronales Netzwerk, bestehend aus Dopamin-Neuronen und Nervenzellen der
Amygdala, das für die Auswertung von Emotionen essenziell ist: Es filtert
aus der Vielzahl der Umgebungsreize diejenigen heraus, die lebenswichtig
sind, und speichert sie im Langzeitgedächtnis ab."

Beim Menschen sind die Dopamin-Neuronen in gleicher Weise mit der Amygdala
verbunden wie bei Mäusen. Sie sind an der Schmerzwahrnehmung und, wie man
seit kurzem weiß, auch an Lernvorgängen beteiligt. Ausgehend von den nun
im Mausmodell erhaltenen Ergebnissen kann vermutet werden, dass beim
Menschen eine fehlerhafte Funktion der Dopamin-Neuronen an psychischen
Störungen wie z. B. der posttraumatischen Belastungsstörung beteiligt ist.
Zukünftige Untersuchungen könnten in dieser Hinsicht zeigen, ob eine
Behandlung mit Dopamin-ähnlichen Medikamenten hier Linderung verschaffen
kann.


Originalpublikation 

https://www.nature.com/articles/s41593-018-0174-5

Grössl et al.: Dorsal tegmental dopamine neurons gate associative learning
of fear. 

Nature Neuroscience, 27. Juni 2018. 

DOI: 10.1038/s41593-018-0174-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution116
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Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 28.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





GESUNDHEIT/1335: Viel hilft nicht immer viel - Reinigungsmittel maßvoll und vorsichtig einsetzen (BGW)


Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) - 28. Juni 2018

Viel hilft nicht immer viel: Reinigungsmittel maßvoll und vorsichtig einsetzen



Hamburg - Reinigungsmittel gehören nicht zu den Chemikalien, bei denen
man gleich an Gesundheitsrisiken denkt. Schließlich dienen sie der
Sauberkeit und Hygiene und kommen in jedem Haushalt vor. Falsch
angewendet können sie aber dennoch der Gesundheit schaden. Darauf
weist die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und
Wohlfahrtspflege (BGW) hin. Sie gibt Tipps zum sicheren Umgang mit
Reinigern und Flächendesinfektionsmitteln.

Mittel richtig wählen

"Um die Gesundheitsgefahren so gering wie möglich zu halten, sollte
man möglichst Mittel auswählen, die für die Reinigungsaufgabe geeignet
und gleichzeitig möglichst harmlos sind", rät Prof. Dr. Udo Eickmann,
Gefahrstoffexperte der BGW. Die Berufsgenossenschaft weiß aus ihren
Mitgliedsbetrieben, dass selbst in weniger hygienesensiblen Bereichen
manchmal hochwirksame Reinigungs- und Desinfektionsmittel eingesetzt
werden, die potenziell gesundheitsschädliche Substanzen wie etwa
Formaldehyd enthalten.

"Solche Gefährdungen lassen sich häufig vermeiden, indem man als
erstes schaut, was vor Ort wirklich benötigt wird", erklärt Prof. Dr.
Eickmann. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber können sich dazu unter
anderem von ihren Hygienefachleuten und Arbeitsschutzfachleuten
beraten lassen. "Auch im Haushalt sollte man nicht mit Kanonen auf
Spatzen schießen", so der Gefahrstoffexperte weiter.
Desinfektionsmittel beispielsweise sind dort oft verzichtbar. "Wer es
mit der Hygiene zu Hause übertreibt, belastet - neben der Umwelt -
nicht nur sich und andere unnötig mit potenziell
gesundheitsgefährdenden Substanzen", erläutert der Gefahrstoffexperte
der BGW. "Es kann auch passieren, dass man dabei resistente
Bakterienstämme züchtet."

Gebrauchsanweisung und Warnhinweise beachten

Weiter hilft eine sparsame Dosierung entsprechend der
Gebrauchsanweisung, Belastungen durch Reinigungs- und
Flächendesinfektionsmittel so gering wie möglich zu halten. Oft finden
sich in der Gebrauchsanweisung zudem wichtige Warnhinweise zum
jeweiligen Produkt. "Diese sollte man auch bei vermeintlich harmlosen
Mitteln unbedingt vorab lesen", mahnt Prof. Dr. Eickmann. Bei neu
gekauften Produkten sind sie mit Gefahrenpiktogrammen in rot
umrandeten Rauten gekennzeichnet. Auf älteren Verpackungen finden sich
die Warnsymbole teilweise noch in orangefarbenen Quadraten. Im
Arbeitsleben ist der richtige Umgang mit Reinigungs- und
Flächendesinfektionsmitteln auch ein Thema für die gesetzlich
vorgeschriebene Unterweisung der Beschäftigten.

Niemals verschiedene Mittel mischen

Verschiedene Reinigungsmittel sollten nie miteinander gemischt werden.
Andernfalls kann es zu gefährlichen chemischen Reaktionen kommen. "Zum
Beispiel kann beim Zusammentreffen von säurehaltigen und chlorhaltigen
Reinigern giftiges Chlorgas entstehen, das die Atemwege verätzen
kann", erläutert der Gefahrstoffexperte der BGW.

Nur geeignete und beschriftete Behälter verwenden

Weiter rät Prof. Dr. Eickmann, grundsätzlich keine Mittel zu
verwenden, deren Verpackung kein Etikett trägt: "Erstens fehlen dort
die Gebrauchsanweisung und etwaige Warnhinweise und zweitens lässt
sich bei ungekennzeichneten Gefäßen nur vermuten, was drin ist." Ein
absolutes Tabu ist für ihn das Umfüllen von Chemikalien in
Lebensmittelgefäße: "Selbst bei genauer Beschriftung wäre die
Verwechslungsgefahr zu groß."

Haut- und Atemwegskontakt vermeiden

Schon Wasser allein löst die schützenden Fette aus der Haut,
Reinigungsmittel verstärken das noch. Viele Reiniger enthalten sogar
reizende oder ätzende Substanzen, das gleiche gilt für
Flächendesinfektionsmittel. Chemikalienbeständige Schutzhandschuhe mit
langen Stulpen schützen bei Reinigungs- und Desinfektionsarbeiten die
Haut. "Am besten schlägt man die Stulpen um, damit keine Flüssigkeit
in die Handschuhe hineinläuft", rät Prof. Dr. Eickmann. Um die
Atemwege zu schützen empfiehlt er dringend, statt Sprays lieber
Wischprodukte einzusetzen: "Beim Wischen gelangen weniger Inhaltstoffe
in die Raumluft."


Über uns

Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege
(BGW) ist die gesetzliche Unfallversicherung für nicht staatliche
Einrichtungen im Gesundheitsdienst und in der Wohlfahrtspflege. Sie
ist für über 8,4 Millionen Versicherte in rund 640.000 Unternehmen
zuständig. Die BGW unterstützt ihre Mitgliedsbetriebe beim
Arbeitsschutz und beim betrieblichen Gesundheitsschutz. Nach einem
Arbeitsunfall oder Wegeunfall sowie bei einer Berufskrankheit
gewährleistet sie optimale medizinische Behandlung sowie angemessene
Entschädigung und sorgt dafür, dass ihre Versicherten wieder am
beruflichen und gesellschaftlichen Leben teilhaben können.

 * 

Quelle:

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW)

Presseinformation vom 28. Juni 2018

Torsten Beckel und Sandra Bieler, Kommunikation

Pappelallee 33/35/37, 22089 Hamburg

Telefon: (040) 202 07-27 14, Fax: (040) 202 07-27 96

E-Mail: presse@bgw-online.de

Internet: www.bgw-online.de
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MELDUNG/919: Literaturhinweis - Der Faktor Zeit in der Arzt-Patienten-Beziehung (WHO)


Private Universität Witten/Herdecke - 29. Juni 2018

Der Faktor Zeit in der Arzt-Patienten-Beziehung

Neue Publikation von Prof. Peter Matthiessen befasst sich mit den zeitlichen Aspekten der Patientenbetreuung



"Noch immer kommt der Berücksichtigung der zeitlichen Aspekte in der
Medizin und der angemessenen Zeitfenster in der Patient-Arzt-Begegnung
die Rolle eines Stiefkindes zu", sagt Prof. Dr. Peter F. Matthiessen,
Leiter des Bereichs Methodenpluralität in der Medizin an der
Universität Witten/Herdecke (UW/H). "Ärzte nehmen sich zu wenig Zeit -
das ist ein in der Bevölkerung immer wieder erhobener Vorwurf. Bei der
Schilderung seiner Beschwerden wird ein Patient statistisch gesehen
nach 15 Sekunden vom Arzt unterbrochen. Der Fragestil einer großen
Mehrheit der Ärzteschaft ist inquisitorisch: Die Patienten kommen aus
Zeitmangel kaum zu Wort oder ihre Einlassungen werden nicht
entsprechend gewürdigt." Laut Matthiessen Grund genug, der Frage nach
der Rolle der Zeit in der Medizin und den angemessenen Zeiträumen für
die Patientenbetreuung einmal auf den Grund zu gehen. Dies geschah im
vergangenen Jahr auf einem Symposium des Dialogforums Pluralismus in
der Medizin, dessen Vorsitzender Sprecher Prof. Matthiessen ist. Die
Beiträge der Veranstaltung hat er nun in dem Buch "Zur Bedeutung der
Zeit in der Medizin. Für eine zeitliche Kultivierung der
Patient-Arzt-Begegnung" herausgegeben.

"Die Patientenversorgung lebt von und durch die Beziehung zwischen
Arzt und Patient", schreibt Dr. Günther Jonitz, Präsident der
Ärztekammer Berlins, im Vorwort des Buches. "Diese Beziehung
aufzubauen und zu pflegen, braucht Zeit. Anamnese und Befund,
Grundlage für gutes ärztliches Tun, brauchen Zeit. Zeit ist essentiell
zum Nachdenken über sein Handeln, für Gespräche mit Patienten,
Angehörigen, Kollegen und anderen Gesundheitsberufen, die -
idealerweise im Team - an der Versorgung beteiligt sind. Zeit wird
gebraucht für die weitere Qualifikation, zum Lesen, für Seminare und
Kongresse, für ärztliche Bildung generell. Zeit, die im System nicht
vorgesehen ist. Zeit ist essentiell für Sorgfalt. Sie ist essentiell
für Zuwendung."

Der Tagungsband enthält Beiträge renommierter, auf dem Feld der
Chronomedizin führender Ärzte und Wissenschaftler, die den
Problembereich Zeit in der Patientenversorgung aus unterschiedlichen,
aber sich wechselseitig ergänzenden Perspektiven ins Blickfeld
nehmen.,Dabei werden u.a. folgende Themen behandelt:
medizingeschichtliche Aspekte der Zeit, Bedeutung der Geduld für die
Medizin, Rolle des Schlafs für Gesundungs- und Lernprozesse, Bedeutung
der Zeit in der therapeutischen Beziehung und in der Palliativmedizin,
Zeiterleben in Gesundheit und Krankheit, Zeit in der Psychiatrie, Zeit
in der Sprechstunde, bei der Krankenhausvisite und aus
Patientenperspektive sowie des Instituts für Zeitkompetenz.

Somit vermittelt das Buch erstmals und auf hohem Niveau einen ebenso
umfassenden wie differenzierten Überblick über die unterschiedlichen
Zeitbegriffe in der Patientenbetreuung. Es ist daher in hohem Maße
lesenswert für Ärzte aller Fachrichtungen, für Vertreter aller
nichtärztlichen Berufe im Gesundheitswesen und für einen jeden Bürger,
der ernsthaft an einer Auseinandersetzung mit der Bedeutung der Zeit
in der Medizin und im Gesundheitswesen interessiert ist.


Peter F. Matthiessen: 

Zur Bedeutung der Zeit in der Medizin. Für eine zeitliche Kultivierung
der Patient-Arzt-Begegnung.

ML Verlag, 2018

ISBN: 978-3-947566-28-0


Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982
eine Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein:
Als Modelluniversität mit rund 2.100 Studierenden in den Bereichen
Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen
Alma Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Private Universität Witten/Herdecke gGmbH

Pressemitteilung vom 29. Juni 2018

Alfred-Herrhausen-Straße 50

D - 58448 Witten

E-Mail: presse@uni-wh.de

Internet: http://www.uni-wh.de
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FORSCHUNG/1258: Synthese von Opium-Alkaloiden mithilfe von elektrischem Strom (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 28.06.2018

Synthese von Opium-Alkaloiden mithilfe von elektrischem Strom

Eine selektive elektrochemische Reaktion erlaubt die Darstellung von
Thebain und löst eine altbekannte synthetische Herausforderung



Wissenschaftlern der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) ist es
gelungen, eine seit fast 50 Jahren bestehende Herausforderung der
synthetischen Elektrochemie zu meistern. Die Chemiker hatten sich im
Rahmen eines Kooperationsprojekts mit der Universität Münster einer
schwierigen Aufgabe gestellt - der elektrochemischen Synthese von Thebain.

Thebain ist im Milchsaft des Arznei-Mohns enthalten und ist nach dem alten
Namen von Luxor - Theben - benannt. Dieses Opium-Alkaloid ist der
biosynthetische Vorläufer von Codein sowie Morphin und dient als
Ausgangsmaterial für die industrielle Herstellung relevanter Pharmazeutika
wie zum Beispiel Oxycodon oder Naloxon. Die Biosynthese von Thebain,
Codein und Morphin beruht auf einer oxidativen Kupplung als zentralem
Schlüsselschritt. Seit vielen Jahrzehnten versuchen Wissenschaftler diese
in der Biosynthese enzymkatalysiert verlaufende Reaktion im Labor zu
imitieren. Die oxidative Kupplung stellt allerdings eine erhebliche
Herausforderung dar, weil sie zu vier unterschiedlichen Produkten führen
kann, von denen nur eines weiter zu Thebain umsetzbar ist. Daher ist zur
effizienten Nachahmung des natürlich ablaufenden Prozesses eine selektive
Reaktion notwendig.

Seit Langem versuchen Chemiker eine biomimetische Synthese von Thebain
mithilfe klassischer Oxidationsmittel zu realisieren. Es wurden hierbei
allerdings erhebliche Mengen dieser oft giftigen Reagenzien benötigt und
zumeist ungewünschte Kupplungsprodukte erhalten. Die Elektrochemie ist
eine Technik, bei welcher der Transfer von Elektronen zu oder von
Molekülen auf einer elektrisch geladenen Metalloberfläche erfolgt. Mit
dieser Methode können Oxidationen reagenzfrei und daher umweltfreundlich
durchgeführt werden, da lediglich elektrischer Strom für die Umsetzungen
notwendig ist und idealerweise kein Abfall anfällt. Leider führte auch die
Elektrochemie bisher nicht zu geeigneten Kupplungsprodukten, die in
Thebain umgewandelt werden könnten. So blieb die Realisierung einer
elektrochemischen Synthese von Thebain bis heute eine große
Herausforderung.

Mithilfe taktisch kluger Modifikationen an den Ausgangsmaterialien für die
oxidative Kupplung ist es den Wissenschaftlern um Prof. Dr. Till Opatz vom
Institut für Organische Chemie der JGU nun gelungen, die erste
elektrochemische Synthese von Thebain fertigzustellen. Sie liefern damit
eine seit fast 50 Jahren vergeblich gesuchte Lösung, welche zugleich den
Weg für die elektrochemische Synthese weiterer Opium-Alkaloide ebnet.
Daran beteiligt waren außerdem die Kooperationspartner Prof. Dr. Siegfried
R. Waldvogel, ebenfalls vom Institut für Organische Chemie der JGU, und
Prof. Dr. Hans J. Schäfer von der Universität Münster. Die
Forschungsarbeit fand im Rahmen des ELYSION-Verbunds (Advanced Lab of
Electrochemistry and Electrosynthesis, finanziert durch die
Car-Zeiss-Stiftung) statt.

Veröffentlichung:

Alexander Lipp et al.

Eine regio- und diastereoselektive anodische Aryl-Aryl-Kupplung in der
biomimetischen Totalsynthese von (?)?Thebain

Angewandte Chemie, 22. Mai 2018

DOI: 10.1002/ange.201803887

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1002/ange.201803887

Weiterführende Links:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1002/anie.201803887 

English Article

https://doi.org/10.1002/ange.201806821 

Titelbild Angewandte Chemie

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/5480_DEU_HTML.php 

Pressemitteilung "Antidiabetische Wirkung natürlicher Fettsäurederivate
nicht bestätigt" (22.06.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/72154.php

Pressemitteilung "Carl-Zeiss-Stiftung fördert "Advanced Lab for Electrochemistry and Electroorganic
Synthesis" an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz mit 850.000 Euro"
(12.08.2015)

http://www.uni-mainz.de/presse/73127.php 

Pressemitteilung "Holz statt Erdöl: Neuer Weg zur Herstellung chemischer Verbindungen aus
nachwachsendem Material entdeckt" (22.10.2015)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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MELDUNG/432: Marktverengung durch neue Festbeträge bei Arzneien (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 28. Juni 2018

Zahl des Monats Juni 2018:

11 Festbetragsgruppen



Berlin - Nicht nur im Fußball kann es knapp werden: Der GKV-SV setzt
zu elf neuen Festbetragsgruppen Festbeträge fest und hat Ende Juni das
Stellungnahmeverfahren begonnen. Damit wird der Preisdruck für die
Versorgung noch einmal erhöht. Auch der Wirkstoff Linezolid - ein
dringend benötigtes Reserveantibiotikum - ist betroffen, obwohl die
Politik erst kürzlich im Gesetz nachgebessert hatte: "Arzneimittel,
die als Reserveantibiotika für die Versorgung von Bedeutung sind,
können von der Bildung von Gruppen nach Satz 1 (Festbetragsgruppen)
ausgenommen werden."


	5 Wirkstoffgruppen werden zum 01.07.2018 zusätzlich abgesenkt. Mehr als 1800 PZN sind betroffen. Niedrigere Festbeträge bedeuten mehr Druck auf die Hersteller und eine höhere Wahrscheinlichkeit für Zuzahlungen der Patienten.

	11 Festbetragsgruppen: Linezolid reiht sich ein neben Filgrastim, Lamivudin, Levetiracetam, Pregabalin, Valproinsäure, Voriconazol, Zonisamid, Coxibe, Kombinationen von Angiotensin-II-Antagonisten mit Calciumkanalblockern, Kombinationen von Beta-Rezeptorenblockern mit Calciumkanalblockern.

	20 % der Verordnungen und Packungen einer Festbetragsgruppe müssen nach der Absenkung zum Festbetrag verfügbar sein. Allerdings kann das innerhalb der einzelnen Substanzen ganz anders aussehen.



Festbeträge betreffen als Steuerungssystem der Preisgestaltung vor
allem generische Arzneimittel. Dabei haben Generika nur 9,2 % Anteil
an den Arzneimittelausgaben bei einem Versorgungsanteil von 78 %.
Durchschnittlich kostet die Tagestherapiedosis eines Generikums nach
Listenpreis 16 Cent. Berechnet man die Rabatte der Hersteller aus
Rabattverträgen mit ein, sogar nur ca. 6 Cent. Mehr als vier Fünftel
aller Arzneimittelverordnungen haben bereits jetzt einen Festbetrag.
Seit 2013 wurden mehr als 200 Gruppen gebildet. Die Krankenkassen
scheinen den Druck trotz der bereits jetzt bestehenden Probleme der
Marktverengung weiter erhöhen zu wollen.

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 28. Juni 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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STUDIE/256: Blutdruck-Medikamente können im hohen Alter schaden (idw)


Universität Bern - 28.06.2018

Blutdruck-Medikamente können im hohen Alter schaden



Alte und gebrechliche Patientinnen und Patienten haben ein erhöhtes
Sterberisiko und Gedächtnisprobleme, wenn ihr Blutdruck mit Medikamenten
zu stark gesenkt wird. Dies haben Forschende der Universität Bern und der
Universität Leiden (NL) in einer gross angelegten Studie entdeckt - und
relativieren damit die offiziellen Empfehlungen zu Blutdrucksenkern. Für
ihre Arbeit wurden sie vom Kollegium für Hausarztmedizin mit dem
Forschungspreis 2018 ausgezeichnet.

Hoher Blutdruck mit Medikamenten zu senken hilft vielen Menschen und
rettet Leben speziell bei über 60jährigen Patientinnen und Patienten.
Gleichzeitig altert die Bevölkerung - Menschen über 80 sind die am
schnellsten wachsende Altersgruppe und gleichzeitig die am schwierigsten
zu erforschende. Das Patientenspektrum ist breit: vom schwerbehinderten
75-Jährigen im Pflegeheim bis zur 95-Jährigen, die sich noch sportlich
betätigt. Blutdruckrichtlinien ignorieren aber häufig dieses breite
Spektrum und machen - wie aktuell in den USA - eine allgemeingültige
Empfehlung, bei allen über 60jährigen die Blutdruckwerte auf unter 130mmHg
zu senken.

«Je tiefer je besser» ist eine Empfehlung, die für viele Menschen auch im
hohen Alter gilt, wie randomisierte Studien belegen konnten. Diese hätten
jedoch einen Haken, meint PD Sven Streit vom Institut für Hausarztmedizin
der Universität Bern (BIHAM): «Solche Studien schliessen sehr alte und
gebrechliche Menschen mit mehreren Krankheiten und mehreren Medikamenten
aus. Damit sind die Resultate auch der besten Studien nur bedingt auf alte
Menschen übertragbar.»

Hausärztinnen und -ärzte haben es aber mit dem ganzen Spektrum von sehr
alten Menschen zu tun, also auch solchen, die von klinischen Studien
ausgeschlossen werden. Die nun untersuchte Patientengruppe schloss alle
Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt Leiden in den Niederlanden ab 85
Jahren ein. Damit wurden auch Patientinnen und Patienten erfasst, die an
einer Demenz leiden, im Pflegeheim wohnen oder sonst gebrechlich sind. Die
Forschenden fanden heraus, dass Blutdrucksenker bei diesen Patientinnen
und Patienten zu einem höheren Sterberisiko und zu einem schnelleren
kognitiven Abfall führten. Die Studie wurde im Journal «Age and Ageing»
publiziert.

Resultate erstmals allgemein übertragbar

Sven Streit und seine Kolleginnen der Universität Leiden konnten bei den
knapp 600 untersuchten Personen nachweisen, dass die Gesamtsterblichkeit
und der kognitive Abfall höher waren, je tiefer der Blutdruck durch
Blutdruckmedikamente gesenkt wurde. Dieser Zusammenhang bestand nur bei
Menschen, die Blutdrucksenker einnahmen, und besonders bei denjenigen, die
gebrechlich waren.

Die Forschenden bestätigten mit dieser Studie, was frühere
Beobachtungsstudien bereits vermuten liessen. Allerdings ist dies die
erste Studie, deren Resultate sich auf die gesamte Bevölkerung übertragen
lassen. «Bei Hausärztinnen und Hausärzten setzte sich bereits im Vorfeld
immer mehr die Überzeugung durch, speziell bei gebrechlichen Patienten
eine zusätzliche blutdrucksenkende Therapie nur nach individueller
Abschätzung von Nutzen und Risiko zu empfehlen», sagt Streit. «Nun konnten
wir belegen, dass sie damit richtig lagen - entgegen den offiziellen
Empfehlungen.»

Die Brisanz dieser Studie überzeugte auch die Britische Geriatrische
Gesellschaft, die Streit um einen Blogbeitrag dazu bat, als auch das
Schweizer Kollegium für Hausarztmedizin, welche das Team um Streit im Juni
mit dem Forschungspreis 2018 im Wert von CHF 10'000.- auszeichnete.


Publikationsdetails:

Streit S, Poortvliet RKE, Gussekloo J. 

Lower blood pressure during
antihypertensive treatment is associated with higher all-cause mortality
and accelerated cognitive decline in the oldest-old - data from the Leiden
85-plus Study. 

Age and Ageing 2018; 0: 1-6.

https://doi.org/10.1093/ageing/afy072

Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/BlutdruckimhohenAlter

https://academic.oup.com/ageing/article/47/4/545/4993723

https://www.khm-kongress.ch/khm2018/khmforschungspreis

https://britishgeriatricssociety.wordpress.com/2018/06/01/when-low-blood-pressure-is-too-low-in-old-age/

http://www.biham.unibe.ch/index_ger.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66001

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 28.06.2018
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MEDIEN/1004: HPV-Impfempfehlung für Jungen veröffentlicht (idw)


Robert Koch-Institut - 28.06.2018

HPV-Impfempfehlung für Jungen veröffentlicht



Die Ständige Impfkommission (STIKO) hat ihre Empfehlung, Jungen zwischen 9
und 14 Jahren gegen HPV zu impfen, im Epidemiologischen Bulletin 26/2018
veröffentlicht, zusammen mit der wissenschaftlichen Begründung für diese
Entscheidung. Zusätzlich erscheint ein RKI-Ratgeber zu HPV im
Epidemiologischen Bulletin 27, der bereits online verfügbar ist. Seit 2007
empfiehlt die STIKO die HPV-Impfung von Mädchen. Diese Empfehlung bleibt
unverändert bestehen.

"Die Impfung gegen Humane Papillomviren (HPV) schützt wirksam vor einer
HPV-Infektion und daraus resultierenden Krebsvorstufen", betont Lothar H.
Wieler, Präsident des Robert Koch-Instituts. Die Impfung ist sehr sicher,
weltweit wurden bereits mehr als 270 Millionen HPV-Impfungen verabreicht,
ohne dass wesentliche Impfkomplikationen aufgetreten sind. Anfang 2018 ist
zuletzt eine umfangreiche Auswertung der Evidenz durch die
Cochrane-Collaboration erschienen, die die Sicherheit und Wirksamkeit der
HPV-Impfung erneut bestätigt hat.

"Ich hoffe, dass möglichst viele Jungen die HPV-Schutzimpfung nutzen und
die neue Empfehlung auch ein weiterer Anstoß für bislang nicht geimpfte
Mädchen ist, die Impfung nachzuholen", unterstreicht Wieler.
"Bedauerlicherweise werden viel zu wenige Mädchen geimpft, dabei schützt
diese Impfung vor Krebs". 2015 waren nur 44,6 % der 17-jährigen Mädchen
vollständig gegen HPV geimpft. Aufgrund der niedrigen Impfquote konnte
auch der von der STIKO erhoffte indirekte Schutz für Jungen nur in
begrenztem Maße erreicht werden. Mit der Empfehlung für die Jungen hofft
die STIKO, den Gemeinschaftsschutz in der Bevölkerung zu stärken.

In Deutschland erkranken jedes Jahr etwa 4.600 Frauen an
Gebärmutterhalskrebs. Bei fast 100 % dieser Tumore sind HPV-Infektionen
ursächlich verantwortlich. Die HPV-assoziierten Krebsarten bei Männern
sind Penis- und Analkrebs sowie Krebserkrankungen der Mundhöhle und des
Rachens. Nicht alle dieser Krebserkrankungen bei Männern sind durch eine
HPV-Infektion bedingt. Nach Schätzungen des Zentrums für
Krebsregisterdaten im Robert Koch-Institut gibt es pro Jahr bei Männern
etwa 600 Analkarzinome, mindestens 250 Peniskarzinome und mindestens 750
Karzinome in der Mundhöhle oder im Rachen, die auf eine HPV-Infektion
zurückgehen.

Deutschland ist eines der ersten europäischen Länder, die die HPV-Impfung
für Jungen empfiehlt. Die STIKO entwickelt ihre Impfempfehlungen auf Basis
einer aufwändigen Standardvorgehensweise und orientiert sich dabei an den
Kriterien der evidenzbasierten Medizin. Für die Entscheidung zur
Jungenimpfung wurde u.a. die Krankheitslast durch HPV-assoziierte Tumore
bei Männern in Deutschland abgeschätzt und eine systematische
Literaturübersicht zu Wirksamkeit und Sicherheit der HPV-Impfung bei
Jungen und Männern erarbeitet. Die STIKO hat auch die zu erwartenden
Effekte der Jungenimpfung auf die Verbreitung von HPV und HPV-assoziierten
Krankheiten in der Bevölkerung durch eine mathematische Modellierung
abschätzen lassen. Die Modellierung zeigt, dass sich in Deutschland durch
die HPV-Impfung von Jungen langfristig tausende von Krebserkrankungen
zusätzlich vermeiden lassen.

Die STIKO hatte Anfang Juni 2018 in einer kurzen Stellungnahme den
Beschluss über die HPV-Impfung für Jungen bekanntgegeben. Mit der jetzt
erfolgten Veröffentlichung ist die Empfehlung gültig. Auf dieser Basis
entscheidet der Gemeinsame Bundesausschuss innerhalb der nächsten drei
Monate, ob die HPV-Impfung von Jungen in die Schutzimpfungsrichtlinie
aufgenommen und somit zur Pflichtleistung der Gesetzlichen Krankenkassen
wird.


Weitere Informationen:

www.rki.de/hpv-impfung

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174
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MELDUNG/264: Gemeinsames Singen und Musizieren verbessern Familienbeziehungen (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 29.06.2018

Gemeinsames Singen und Musizieren verbessern Familienbeziehungen



In rund zehn Prozent aller Familien in Deutschland mit Kindern im
Grundschulalter wird täglich musiziert oder gesungen, bei einem knappen
Drittel finden zumindest einmal wöchentlich gemeinsame musikalische
Aktivitäten statt. Das ist das Ergebnis einer Untersuchung von Prof. Dr.
Gunter Kreutz vom Institut für Musik und Prof. Dr. Michael Feldhaus vom
Institut für Sozialwissenschaften der Universität Oldenburg, die kürzlich
in der Fachzeitschrift Musicae Scientiae erschien. Den Ergebnissen der
beiden Oldenburger Wissenschaftler zufolge verbessert Musik die
Familienbeziehungen langfristig.

Oldenburg. "Das gemeinsame Singen und Musizieren wirkt sehr positiv in
Familien hinein", betont Kreutz. Zusammen mit Feldhaus wertete er Daten
zum Freizeitverhalten von 839 Familien mit Kindern im Alter zwischen
sieben und 14 Jahren aus, die insgesamt vier Mal im Abstand von zwei
Jahren befragt wurden. Die Forscher betrachteten die Freizeitaktivitäten
"Singen und Muszieren", "Bücherlesen und Geschichtenerzählen" sowie
"Einkaufen". Gleichzeitig werteten sie Fragen zur Sicht der Eltern auf die
Persönlichkeit ihrer Kinder aus. "Es ging zum Beispiel darum, ob die
Eltern ein vertrauensvolles Verhältnis mit den Kindern haben, wie offen
sie miteinander reden, wie sehr sie ihre Kinder wertschätzen und das auch
im Alltag zum Ausdruck bringen", erläutert Kreutz.

Musik als Teil der Familienkultur

Die Oldenburger Wissenschaftler nutzten Daten der so genannten
pairfam-Studie (Panel Analysis of Intimite Relationships and Family
Dynamics), einer 2008 gestarteten soziologischen Längsschnittstudie, die
Partnerschaften und Familien in Deutschland erforscht. Sie fanden heraus,
dass in Familien mit jüngeren Kindern mehr gelesen und gesungen wird als
in Familien mit Teenagern, während die Rolle des Einkaufens in etwa gleich
bleibt. "Das entspricht der normalen Entwicklung, weil die Kinder mit den
Jahren immer selbständiger werden", so Feldhaus. Ein weiteres Ergebnis:
Der Umfang der musikalischen Aktivitäten in einer Familie hängt nicht mit
dem Haushaltseinkommen zusammen, wohl aber mit dem Bildungsgrad der
Eltern. "Es gibt keine ökonomische Barriere, die Eltern davon abhält, ihre
Kinder regelmäßig an musikalischen Aktivitäten teilnehmen zu lassen",
betonen die Autoren. Sie vermuten, dass Familien die Begeisterung für
Musik von Generation zu Generation weitergeben.

Die Auswertung der Daten zeigt außerdem, dass in Familien, die viel
miteinander musizieren, eine größere Vertrautheit herrscht als in jenen,
in denen Musik keine wichtige Rolle spielt. Darüber hinaus beurteilten die
Eltern in diesen Familien das Sozialverhalten ihrer Kinder positiver als
andere Eltern. Diese Ergebnisse bestätigten Theorien, denen zufolge Musik
empathische und soziale Fähigkeiten bei Kindern verbessert, so die
Forscher. Die Daten deuten außerdem darauf hin, dass Musik die nonverbale
Kommunikation innerhalb einer Familie erleichtert. Die Forscher führen das
darauf zurück, dass Sinneswahrnehmungen und Aufmerksamkeit beim Musizieren
eine große Rolle spielen. Gemeinsame musikalische Aktivitäten bieten den
Autoren zufolge überdies eine Möglichkeit, die Beiträge der Kinder zum
Familienleben und ihre Fähigkeiten anzuerkennen und wertzuschätzen.

Mehr musikalische Bildung im Kindergarten?

"Ich würde mir wünschen, dass mehr Eltern regelmäßig mit ihren Kindern
musizieren", ist Kreutz' Fazit. Dass Singen und Musizieren Spaß machen,
sei eine wichtige Erfahrung, auf die Menschen im Laufe ihres Lebens immer
wieder zurückkommen könnten. Er plädiert daher dafür, bereits im
Kindergarten mehr Wert auf musikalische Bildung zu legen.


Gunter Kreutz, Michael Feldhaus:

"Does music help children grow up? Parental views from a longitudinal
panel study".

Musicae Scientiae, 

doi: 10.1177/1029864918782581


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-oldenburg.de/musik/

http://journals.sagepub.com/doi/abs/10.1177/1029864918782581

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2669: Metelen - Gitarrenklänge mit Singer-Songwriter Oliver West & Band am 8. Juli 2018


Gitarrenklänge im Stiftsgarten

Singer-Songwriter Oliver West ist mit Band am Sonntag, 8. Juli, bei
"Trompetenbaum & Geigenfeige" in Metelen zu hören



Münsterland / Metelen. Er spielt Gitarre, nutzt sie dabei gleichzeitig
als "Perkussioninstrument" und singt dazu seine eigenen Texte: Der aus
Amerika stammende Musiker Oliver West bringt seine Musik nach Metelen
in den Stiftsgarten. Am Sonntag, 8. Juli, gestaltet er dort gemeinsam
mit seiner Band das Konzert der Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige -
Musik in Gärten und Parks im Münsterland". Das musikalische Programm
beginnt um 16 Uhr. Anschließend, 17.30 Uhr, wird eine Führung durch
den Stiftsgarten angeboten.

Oliver West ist ein in Alaska geborener Singer-Songwriter, der
inzwischen in Münster lebt. Mit seiner einfallsreichen Technik holt er
aus seiner Gitarre den Sound einer ganzen Band hervor. Seine
dynamische Stimme, mal sanft und mal rauchig, ist dabei so vielseitig
wie die Geschichten, die West erzählt. Reich an Wortspielen handeln
sie von Heimat und Abstand, Bergen und Flachland, Whiskey und Politik.
Im Stiftsgarten in Metelen spielt er mit seiner Band.

Keimzelle des heutigen Ortes Metelen war ein 889 errichtetes
Frauenkloster. Später wurde es zum Damenstift, um das sich eine
dörfliche Siedlung entwickelte. Aufgrund der Lage an bedeutenden
Handelswegen entstand hier schon früh ein Markt. Das Stift befindet
sich in Privatbesitz, wobei die Eigentümer den Garten und einen Raum
im Stift der Öffentlichkeit für kulturelle Zwecke und Trauungen zur
Verfügung stellen. Der traditionsreiche Garten umfasst eine kleine
Ziergartenanlage mit altem Baumbestand und mit Buchsbaum eingefasste
Rasenflächen. Die Eckpunkte der Wege werden durch Pflanzbeete mit
jahreszeitlicher Wechselbepflanzung und Hochstammrosen akzentuiert.
Ein Teil des inzwischen parzellierten Abteigartens wird als Nutzgarten
bewirtschaftet oder ist zum Hausgarten umgestaltet worden.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Gemeinsam
mit der Kulturabteilung des Kreises Borken übernimmt Münsterland e.V.
die Organisation. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum und
Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Metelen findet in Zusammenarbeit mit
dem Stiftsgarten Metelen sowie der Kulturinitiative und
Touristinformation Metelen statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 8. Juli, in Metelen gibt es an der
Tageskasse ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro. Ermäßigungen gibt
es für Schüler, Auszubildende und Studenten. Kartenbestellungen sind
zudem beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter der kostenfreien
Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9 bis 17 Uhr)
möglich. Dort gibt es auch weitere Informationen. Das Programm der
Musikreihe ist darüber hinaus im Internet unter www.trompetenbaum-
geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt es am Veranstaltungstag unter
Tel. 02564/9899 110.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8753: Aus aller Welt - 02.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Linkskandidat gewinnt Präsidentschaftswahl in Mexiko

In Mexiko hat der Kandidat der linken MORENA-Partei, Andrés Manuel
López Obrador, die Präsidentschaftswahl am Sonntag mit einem
deutlichen Vorsprung gewonnen. Laut offiziellen Hochrechnungen konnte
der ehemalige Bürgermeister von Mexiko-Stadt 53 Prozent der Stimmen
auf sich vereinen. Seine unterlegenen Konkurrenten Ricardo Anaya und
Jose Antonio Meade von den Traditionsparteien PAN und PRI erreichten
lediglich 27 beziehungsweise 22 Prozent. Der erste linke Staatschef
in Lateinamerikas zweitgrößter Volkswirtschaft steht vor großen
Herausforderungen. Im Wahlkampf hatte er eine neue Ausrichtung im
Kampf gegen die Drogenkriminalität und eine soziale
Wirtschaftspolitik angekündigt. Außenpolitisch könnten sich die
ohnehin schon angespannten Beziehungen zu den USA weiter
verschlechtern. US-Präsident Donald Trump drohte Mexiko mit einem
Handelskrieg, falls das Nordamerikanische Freihandelsabkommen NAFTA
nicht zugunsten der USA neu verhandelt wird. Zudem haben die
vorangetriebenen Pläne Washingtons zum Bau einer Grenzmauer für große
Verärgerung in Mexiko gesorgt.

2. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8753: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Geldautomat in Aegiedienberg beschädigt

In Bad Honnef-Aegidienberg haben Unbekannte in der Nacht zu Montag
den Geldautomaten einer Bank schwer beschädigt. Die Polizei war
zunächst von einer Sprengung ausgegangen. Wie sich aber bei der
Spurensicherung herausstellte, hatten sich die Täter mit einem
Werkzeug an dem Bankautomaten zu schaffen gemacht. Nach Angaben der
Ermittlungsbehörden gelang es ihnen jedoch nicht, die Bargeldkassette
zu erbeuten. Der entstandene Sachschaden wird derzeit auf mehrere
zehntausend Euro geschätzt.

2. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8750: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



US-Truppen bleiben in Deutschland

Die USA werden ihre in Deutschland stationierten Truppenkontingente
nicht nach Hause holen und auch nicht nach Polen verlegen. Das
Pentagon dementiere einen entsprechenden Bericht der Washington Post,
wonach alle 35.000 US-Soldaten aus Deutschland abgezogen werden
sollten. Die Zeitung hatte sich dabei auf eine interne Studie des
US-Verteidigungsministeriums berufen.

2. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8752: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Baerbock: Grüne nicht das Ersatzrad für kaputte Regierung

Sollte die CSU im Asylstreit die große Koalition verlassen, werden
die Grünen auf keinen Fall als Mehrheitsbeschaffer in die Regierung
eintreten. Ihre Partei stehe nicht für so eine kaputte Regierung als
Reserverad zur Verfügung, sagte Grünen-Chefin Annalena Baerbock am
Montag in Berlin. In Hinblick auf das zunächst wieder zurückgezogene
Rückzugsangebot von Innenminister Horst Seehofer forderte die
Politikerin Kanzlerin Angela Merkel (CDU) auf, dem würdelosen
Schauspiel ein Ende zu setzen. Ähnlich äußerte sich auch
Linken-Parteichefin Katja Kipping. Sie warf dem CSU-Vorsitzenden vor,
dem Rechtspopulismus Tür und Tor zu öffnen.

2. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8751: Tragisches und Kurioses - 02.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Brände in Kalifornien - Anwohner müssen ihre Häuser räumen

Mehr als hundert Löschfahrzeuge und ein Dutzend Hubschrauber
versuchen seit dem Wochenende die großen Buschbrände in den drei
kalifornischen Bezirken Yolo, Lake und San Joaquin einzudämmen.
Angesichts des sich schnell ausbreitenden Feuers leiteten die
Behörden umfangreiche Evakuierungsmaßnahmen ein. Insgesamt war eine
Fläche von rund 14.000 Hektar betroffen. Im vergangenen Jahr wurden
in Kalifornien mehr als 110.000 Hektar Land und über tausend Gebäude
durch außergewöhnlich schwere Buschfeuer zerstört. Zwei Menschen
verloren in den Flammen ihr Leben.

2. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7836: Aus Forschung und Technik - 02.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Fliegendes Helferlein CIMON auf der ISS angekommen

Der Raumfrachter Dragon des privaten US-Raumfahrtunternehmens SpaceX
hat am Montagmittag die Internationale Raumstation ISS erreicht. Die
Transportkapsel wurde von NASA-Astronaut Ricky Arnold mit dem großen
Multifunktionsroboterarm Canadarm2 eingefangen und an das
amerikanische Kopplungsmodul Harmony umgesetzt. Das Raumschiff war am
Freitag mit einer Falcon-9-Trägerrakete vom Weltraumbahnhof Cape
Canaveral in Florida gestartet. Insgesamt hat der Frachter rund 2.700
Kilogramm Verpflegung und Material für wissenschaftliche Experimente
dabei, darunter auch der Technologie-Demonstrator CIMON (Crew
Interactive Mobile Companion) vom Deutschen Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR). Der mit einer Künstlichen Intelligenz (KI)
ausgestattete Roboter soll Gesprächspartner für ESA-Astronaut
Alexander Gerst sein und Experimente dokumentieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7848: Aus aller Welt - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Mexiko wählt links

In Mexiko hat der 64jährige Andrés Manuel López Obrador (AMLO) von
der linken Morena (Bewegung der Nationalen Erneuerung) die
Präsidentschaftswahl am Sonntag bereits im ersten Wahlgang gewonnen.
Der ersten Hochrechnung des Wahlrats zufolge erhielt Obrador zwischen
53 und 53,8 Prozent der Stimmen. Ricardo Anaya von der
christdemokratisch-konservativen PAN (Partei der Nationalen Aktion)
kam auf 22,1 bis 22,8 Prozent und José Antonio Meade von der
sozialdemokratischen Regierungspartei PRI (Partei der
Institutionellen Revolution) auf 15,7 bis 16,3 Prozent. Der
unabhängige Kandidat Jaime Rodríguez Calderón kam auf den vierten
Platz. Präsident Enrique Peña Nieto scheidet mit derzeit einstelligen
Zustimmungswerten Anfang Dezember aus dem Amt aus.

Obrador bekräftigte nach seinem Wahlsieg seine Pläne, gegen
Korruption und Gewalt im Land vorgehen zu wollen. Das Verhältnis zu
den USA will er auf eine freundschaftliche Basis stellen.
Gleichzeitig soll Mexiko wirtschaftlich unabhängiger vom Nachbarland
werden. Obrador strebt einen Ausgleich der Einkommensniveaus an. Im
ersten Schritt soll die Höhe der Renten im Dezember verdoppelt
werden. Steuererhöhungen für Unternehmen und Verstaatlichungen soll
es nicht geben.

Am Sonntag wurden in Mexiko unter anderem auch die Abgeordneten und
Senatoren des Kongresses sowie acht Gouverneure und rund 1600
Bürgermeister gewählt. Regierungschefin von Mexiko-Stadt wird Claudia
Sheinbaum von der Morena.
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GESUNDHEIT/7809: Medizin und Gesundheitswesen - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Stiko empfiehlt auch Jungen Impfung gegen Papillomviren

Seit 2007 empfehlen das Robert Koch-Institut (RKI) in Berlin und die
Weltgesundheitsorganisation WHO Mädchen die Impfung gegen
Papillomviren zur Verhinderung von Gebärmutterhalskrebs - mit großem
Erfolg. Doch die Gefahr ist dadurch nicht gebannt. Daher empfiehlt
die Ständige Impfkommission (Stiko) laut Deutschem Ärzteblatt jetzt
die Impfung auch für Jungen. Das habe schon länger angestanden, so
der Vorsitzende der Stiko, Thomas Mertens. Man habe aber vorher
abklären wollen, daß auch Jungen von der Impfung profitieren. Der
Nachweis hierfür sei inzwischen gelungen. Es habe sich gezeigt, daß
die Impfung auch vor einigen Krebsarten bei Männern im Genitalbereich
schützten kann. Die Stiko empfiehlt Impfungen im Alter von 9 bis 14
Jahren. Versäumte Impfungen sollten so früh wie möglich nachgeholt
werden - dies kann bis zum Alter von 17 Jahren geschehen.
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JUSTIZ/7836: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Bayerische Grenzpolizei einsatzbereit

Die von Passau aus koordinierte neue Bayerische Grenzpolizei hat am
Montag mit 500 Beamten und Beamtinnen der Landespolizei ihre Arbeit
aufgenommen. Binnen fünf Jahren wird ihre Zahl verdoppelt werden. Die
Bayerischen Grenzpolizei wird von Alois Mannichl, dem bisherigen
Leiter der Verbrechensbekämpfung beim Polizeipräsidium Niederbayern,
geführt werden. Laut Landesinnenminister Herrmann soll die neue
Polizeieinheit für geordnete Verhältnisse an den Grenzen des
Freistaats sorgen. Die Truppe wird intensiv für die verdeckte
Schleierfahndung eingesetzt werden und verstärkt in grenznahen Räumen
präsent sein. Solange der Schutz der EU-Außengrenzen nicht
funktioniere, seien Binnengrenzkontrollen erforderlich, meinte der
CSU-Politiker. Ministerpräsident Söder strebt für die Bayerische
Grenzpolizei die gleichen Befugnisse an, wie sie die Bundespolizei
hat. Die Grenzpolizei wird sich mehr mit grenzüberschreitender
Kriminalität als mit illegaler Einreise und Schleuserkriminalität
befassen, weil die Zahl der in Bayern eintreffenden Migranten in den
letzten Monaten stark zurückgegangen ist.
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KULTUR/7760: Sprache, Kunst und Medium - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Auszeichnung für syrischen Dokumentarfilmer Talal Derki

Der deutsch-syrisch-libanesischen Dokumentation "Of Fathers and Sons"
(deutscher Titel: "Kinder des Kalifats") wurde der Deutsche
Dokumentarfilmpreis 2018 zugesprochen. Das teilten der Südwestrundfunk
(SWR) und der Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb) mit.

Die mit 20.000 Euro dotierte Auszeichnung geht an den in Berlin
lebenden syrischen Filmemacher Talal Derki. Dieser hatte in seiner
alten Heimat mehr als zwei Jahre lang mit der Familie eines
strenggläubigen islamischen Kämpfers während des anhaltenden syrischen
Bürgerkriegs gedreht.

Damit machte Derki den Blick in eine Welt frei, die Europäern sonst
verschlossen bleibt. Gelobt wurde von der Jury die "große
dokumentarische Geduld" des Filmemachers.

Bereits im Januar hatte der Streifen beim renommierten
US-amerikanischen Sundance Film Festival in Park City, Utah, den Preis
als "Bester ausländischer Dokumentarfilm" erhalten.
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MILITÄR/7826: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Selbstmordattentat des IS in Dschalalabad

Während des Aufenthalts des afghanischen Präsidenten Ghani in
Dschalalabad hat ein Selbstmordattentäter des Islamischen Staats (IS)
am Sonntag einen Anschlag auf Delegierte der Sikhs und Hindus verübt.
Dabei wurden mindestens 19 Menschen umgebracht. Etwa 20 weitere
wurden verwundet, wie Gesundheitsbehörde und Polizei meldeten. Die
Angehörigen der religiösen Minderheiten hatten den Präsidenten
treffen wollen. Zu den Toten gehört der Sikh Avtar Singh, der für die
Parlaments- und Bezirkswahlen im kommenden Oktober kandidierte. Der
Anschlag fand auf einem Markt, nicht weit vom Gouverneurssitz
entfernt, statt. Ghani wollte in Dschalalabad ein Krankenhaus
eröffnen. In der im Osten des Landes liegenden Provinz Nangarhar hat
die IS-Miliz ihre Hauptbasis. Wegen der Verfolgung durch den IS leben
heute nur noch rund tausend Sikhs und Hindus in Afghanistan.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7840: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



NRW plant Rund-um-die-Uhr-Kitas

Nordrhein-Westfalens Familienminister Joachim Stamp (FDP) hat für
Januar eine Gesetzesreform angekündigt, welche unter anderem die
Öffnungszeiten von Kindertagesstätten freigeben soll. Dann könnten
beispielsweise in Kliniken Kitas rund um die Uhr, also auch nachts,
öffnen. Stamp unterstrich am Montag in Düsseldorf, daß Kinder nicht
für länger als neun Stunden am Tag in der Kita abgegeben werden
sollen. Ebenfalls am Montag hat die Landesregierung einen Beirat aus
Wissenschaftlern, Pädagogen sowie Gewerkschafts-, Kommunal- und
Kirchenvertretern eingesetzt. Das Gremium soll die Regierung bei der
Reform des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) und der Finanzierung der
Kitas beraten. Die Novelle soll zum Kita-Jahr 2020/21 in Kraft
treten.
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SONSTIGES/7810: Tragisches und Kurioses - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Jugendfußballgruppe in gefluteter Höhle aufgespürt

Mehr als eine Woche nachdem eine Jugend-Fußballmannschaft in Thailands
Norden in einer Höhle von der Außenwelt abgeschnitten wurde, konnten
Hilfskräfte die zwölf Jungen und den Trainer aufspüren und
Sprechkontakt herstellen. Demnach soll es den einzelnen gut gehen.
Wegen des hohen Wasserstands auch in Teilen, die sonst begehbar sind,
dauert es mit der Befreiung nach einem Bericht von Spiegel Online aber
noch etwas. Möglicherweise kann das Wasser abgepumpt werden.

Die Jungen im Alter zwischen elf und 16 Jahren und ihr 25 Jahre alter
Trainer waren nach ihrem Training in die Tham-Luang-Höhle gestiegen,
dann aber von einer Springflut überrascht worden. Noch ist nicht klar,
weshalb sie in die Höhle gingen.

Seit sieben Tagen hatten sich Hunderte Retter auch aus dem Ausland mit
einem Großaufgebot an Technik darum bemüht, die Gruppe in dem
weitverzweigten System aufzuspüren. Dabei gab es wiederholt Verletzte.
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SOZIALES/7837: Arbeit, Soziales und Familie - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Tarifkompromiß für Tageszeitungsredakteure

Der Deutsche Journalisten-Verband (DJV) hat sich am Montag in Hamburg
mit dem Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) auf
Gehaltssteigerungen für etwa zwei Drittel der rund 13.000
Tageszeitungsredakteure und festen freien Journalisten rückwirkend
zum Mai 2018 um 1,9 Prozent und 2,4 Prozent im Mai 2019 verständigt.
Zudem wurden Einmalzahlungen in Höhe von 500 Euro in diesem und
weiteren 600 Euro im nächsten Jahr vereinbart. Berufseinsteiger
erhalten 135 Euro zusätzlich sowie eine Einmalzahlung von 500 Euro.
Volontäre bekommen 100 Euro im Monat mehr plus einmalig 70 Euro. Der
Tarifvertrag gilt bis Ende Juli 2020. Der bestehende
Manteltarifvertrag wird bis Ende 2020 verlängert. Die
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi hat sich den Vereinbarungen nicht
angeschlossen. Sie wird ihre Mitglieder darüber abstimmen lassen,
ohne eine Empfehlung auszusprechen.
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UMWELT/7820: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Solaranlagen schwimmen auf Erfolgswelle

Die Betreiber von Solaranlagen reiben sich die Hände. Die Produktion
von Solarstrom ist auf eine neue Rekordmarke geklettert und lag in
den ersten sechs Monaten mit rund 23,6 Terawattstunden fast acht
Prozent über dem Ergebnis des gleichen Zeitraums des Vorjahres. Das
teilte der Bundesverband Solarwirtschaft (BSW) afp zufolge mit. Als
Grund führte die Vereinigung das ungewöhnlich sonnenreiche Frühjahr
in Deutschland und eine anziehende Nachfrage an.
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WIRTSCHAFT/7825: Märkte und Finanzen - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Eon meldet neuen Ökostromrekord für Deutschland

Der Energiekonzern Eon gibt die im ersten Halbjahr 2018 von Wind-,
Solar-, Wasserkraft- und Biomasseanlagen erzeugt Strommenge mit 104
Milliarden Kilowattstunden an. Der neue Rekord liegt um rund neun
Prozent über dem Vorjahreswert. Größter Ökostromproduzent war mit
rund 55 Milliarden Kilowattstunden die Windenergiebranche. Die
Produktion von Windkraftanlagen an Land und vor den Küsten hatte um
sieben Milliarden Kilowattstunden zugelegt. Die Photovoltaik kam ohne
die privaten Erzeuger, die ihren Strom selbst verbrauchen, auf 21
Milliarden Kilowattstunden, gefolgt von Biomasseanlagen mit 21 und
Wasserkraft mit acht Milliarden Kilowattstunden. Legt man einen
Jahresdurchschnittsverbrauch von 2500 Kilowattstunden zugrunde,
hätten laut Eon mit dem zwischen Januar und Juni erzeugten Ökostrom
alle Haushalte in Deutschland ein Jahr lang mit Ökostrom versorgt
werden können.
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WISSENSCHAFT/7843: Aus Forschung und Technik - 02.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Austauschprogramm der Butterfly-Tastaturen gestartet

Apples Butterfly-Tastaturen galten bei ihrer Einführung im Jahr 2015
als bahnbrechend. Dank ihnen war die extradünne Bauweise der Laptops
Macbook und Macbook Pro überhaupt nur möglich. Leider haben sie aber
einen gravierenden Nachteil: Die Reparierbarkeit dieser Tastaturen
ist nahezu unmöglich. Jetzt hat Apple die Reißleine gezogen und laut
Golem.de mit einem kostenlosen Austauschprogramm der Tastaturen
begonnen. Vor allem die Leertaste soll nicht einzeln getauscht
werden können. Denn durch das Entfernen der Tastenkappe wird die
Taste unbrauchbar. Dabei ist die Leertaste die mit Abstand am
stärksten beanspruchte Taste und daher das Risiko entsprechend hoch,
daß sie defekt wird. Und damit nicht genug: Die Tastatur kann bei
vielen Macbook-Modellen nicht am Stück getauscht werden, da sie als
Einheit zusammen mit dem Trackpad und den Lautsprechern verbaut
wurde, so daß diese Komponenten ebenfalls getauscht werden müssen,
wenn eigentlich nur die Tastatur ersetzt werden muß. Das Austauschen
der Tastaturen kann also für Apple ein teures Unterfangen werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/652: Komplexe organische Moleküle auf dem Saturnmond Enceladus (idw)


Universität Heidelberg - 28.06.2018

Komplexe organische Moleküle auf dem Saturnmond Enceladus

Heidelberger Forscher untersuchen Eisteilchen und finden makromolekulare
Verbindungen



Der Saturnmond Enceladus verbirgt unter seiner Eiskruste einen globalen
Ozean aus flüssigem Wasser. Ein Detektor der Raumsonde Cassini hat nun von
Enceladus ins All geschleuderte Eisteilchen aufgespürt, die organische
Substanzen in hohen Konzentrationen enthalten. Sie weisen die typischen
Strukturen von sehr komplexen makromolekularen Verbindungen auf. "Dies ist
der erste Nachweis großer organischer Moleküle einer außerirdischen
Wasserwelt. Sie können nur durch ebenfalls komplexe chemische Prozesse
erzeugt werden", so der Planetologe Privatdozent Dr. Frank Postberg, der
Leiter der Studie und Wissenschaftler am Institut für Geowissenschaften
der Universität Heidelberg ist. Die Forschungsergebnisse wurden in
"Nature" veröffentlicht.

Enceladus gilt als eines der vielversprechendsten Objekte in unserem
Sonnensystem, um nach außerirdischem Leben zu suchen. Der Saturnmond
schleudert Eisteilchen in Form von mehreren hundert Kilometer großen
Eisfontänen ins All, die vermutlich mit warmen Hydrothermalsystemen im
Kern des Mondes in Verbindung stehen. Dabei werden aus dem Gesteinskern
auch organische Verbindungen ausgewaschen, die sich im Wasserozean
ansammeln und dann an die Oberfläche transportiert werden. Die
Ozeanoberfläche befindet sich - in Spalten der Eiskruste - nur wenige
hundert Meter unter der eisigen Oberfläche von Enceladus.

Wie Dr. Postberg erläutert, sind die großen organischen Moleküle
allerdings nicht wasserlöslich. Sie bestehen aus komplexen Mischungen
ringfömiger (aromatischer) und linearer (aliphatischer) Bestandteile mit
funktionellen Gruppen, die Sauerstoff und vermutlich Stickstoff enthalten,
und werden teilweise aus Hunderten von Atomen gebildet. "Wahrscheinlich
sorgen Gasbläschen für ihren Transport an die Ozeanoberfläche, wo sie
einen organischen Film bilden", so Dr. Nozair Khawaja, der die
begleitenden Laborexperimente mit organischen Substanzen leitete. "Es
scheint, als würde Enceladus sein organisches Inventar so aus den Tiefen
des Ozeans in stark erhöhten Konzentrationen an die Wasseroberfläche
bringen. Von dort aus wird es mit Ozeantröpfchen ins Weltall
geschleudert."

Mit den Daten des Cassini-Detektors konnten die Heidelberger Forscher
nicht nur die Zusammensetzung des Ozeans von Enceladus, sondern auch die
komplexe organische Chemie in seinen Tiefen untersuchen. "Die Entdeckung
makromolekularer Verbindungen, die aus einer moderat warmen Wasserumgebung
stammen, wird das Interesse an solchen Eismonden als mögliche Habitate
extraterrestrischen Lebens weltweit befeuern", sagt Prof. Dr. Mario
Trieloff vom Klaus-Tschira-Labor für Kosmochemie, das am Institut für
Geowissenschaften angesiedelt ist. Die vorliegenden Cassini-Daten allein
erlauben jedoch keine definitive Antwort auf die Frage, ob diesen großen
organischen Molekülen hydrothermale oder sogar biogene Prozesse zugrunde
liegen. "Dies ließe sich allerdings relativ leicht mit einer zukünftigen
Enceladus-Raummission klären", erläutert der Wissenschaftler.

Die amerikanisch-europäische Cassini-Huygens-Mission wurde 1997 als
gemeinsames Projekt der NASA und der ESA sowie der italienischen
Raumfahrtagentur ASI gestartet. Von 2004 an befand sich Cassini im
Saturnsystem und wurde im September 2017 kontrolliert in der
Saturnatmosphäre zum Absturz gebracht, wo die Raumsonde verglühte. Die
Daten, mit denen die Heidelberger Forscher gearbeitet haben, sind
Bestandteil eines Datensatzes, der über 13 Jahre gesammelt wurde und die
Wissenschaft noch eine Weile beschäftigen wird.


Originalpublikation:

F. Postberg, N. Khawaja et al.: 

Macromolecular organic compounds from the depths of Enceladus. 

Nature, 

doi: 10.1038/s41586-018-0246-4


Weitere Informationen unter:

https://www.geow.uni-heidelberg.de/researchgroups/postberg/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 28.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2018 
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ZOOLOGIE/1549: Gepardenmännchen - Häuslebauer und Mietnomaden (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 28.06.2018

Gepardenmännchen: Häuslebauer und Mietnomaden



Berliner ForscherInnen des Leibniz-Instituts für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW) haben das Raumnutzungsverhalten von
Geparden aufgeklärt. Die Ergebnisse zeigen, dass Geparden-Männchen zwei
Raumnutzungstaktiken verfolgen, die in verschiedenen Lebensabschnitten
angewendet werden. Ihre Langzeitstudie mit Bewegungsdaten von über 160
frei lebenden Geparden in Namibia wurde jetzt in der Fachzeitschrift
ECOSPHERE veröffentlicht.

Der Gepard ist die seltenste größere Katzenart in Afrika. ForscherInnen
des Leibniz-IZW fanden jetzt heraus, dass es bei Geparden-Männchen zwei
Raumnutzungstaktiken gibt: die einen ziehen rastlos umher und legen dabei
enorme Strecken zurück, andere leben vergleichsweise engräumig und
besetzen kleine Territorien. Die Flächenansprüche der Weibchen liegen
zwischen den Größen dieser beiden Streifgebietsformen der Männchen. Zum
Überleben brauchen Geparden also meist riesige Flächen mit annähernd
natürlichen Bedingungen. Die neuen Erkenntnisse über das
Raumnutzungsverhalten ermöglichen die Entwicklung verbesserter
Schutzmaßnahmen dieser hochspezialisierten Katzenart.

Säugetiere haben im Laufe der Evolution eine Vielzahl an Sozialsystemen
entwickelt. Das reicht vom Einzelgängertum bis hin zu hochkomplexen
sozialen Systemen, in denen Gruppen aus vielen Weibchen und Männchen
bestehen. Geparde passen in keines der bisher beschriebenen Sozialsysteme.
Wie sie organisiert sind, wurde bisher kontrovers diskutiert. Einer
Forschungsgruppe des Leibniz-IZW gelang es nun, das Rätsel zu lösen.

Geparden-Männchen leben einzeln oder in kleinen Gruppen von zwei oder drei
Männchen (Koalitionen). Weibchen hingegen sind einzelgängerisch - außer
wenn sie Jungtiere bei sich haben. Im südlichen Afrika leben Geparde meist
außerhalb von Schutzgebieten, wo sie häufig mit den Rinder-Farmern in
Konflikt geraten. "Durch die Konflikte mit Farmern sind Geparde scheu
geworden. Es ist daher kaum möglich, sie direkt zu beobachten. Für unsere
Studie haben wir die Geparde deshalb mit GPS-Halsbändern ausgestattet",
erklärt Bettina Wachter, Projektleiterin am Leibniz-IZW.

Die ForscherInnen versahen 164 Geparden-Männchen und Weibchen mit
GPS-Halsbändern. Das Ergebnis: sowohl Einzeltiere wie Kleingruppen
ausgewachsener Männchen nutzen große Streifgebiete von bis zu 1.600 km2
(im Vergleich: die doppelte Fläche Hamburgs) oder verteidigen "kleine"
Territorien von etwa 380 km2 (etwas größer als die Fläche des
Stadtgebietes von München). Weibchen hingegen nutzen mittelgroße
Streifgebiete von etwa 650 km2. "Territoriale Einzelmännchen oder
Koalitionen markieren ihre Reviere durch Duftmarken an prominenten
Landmarken, wie großen Bäumen oder Termitenhügeln. Revierlose
Einzelmännchen oder Koalitionen hingegen streifen umher und besuchen diese
Markierungsstellen, schnüffeln daran und holen sich so Informationen zum
Besitzstand des Territoriums", sagt Jörg Melzheimer, Erstautor der Studie
und Ökologe am Leibniz-IZW.

Die revierlosen, herumstreifenden Einzelmännchen oder Koalitionen
versuchen über kurz oder lang ein Territorium zu übernehmen, was ihnen
gelingen kann, wenn ihre Gruppengröße die des oder der Territoriums-Besitzer
übersteigt. Solche Übernahmeangriffe enden oft mit dem Tod der
einen oder anderen Seite. Können die herumstreifenden Einzelmännchen oder
Koalitionen ein Territorium übernehmen, erhöht sich innerhalb von wenigen
Monaten ihr Körpergewicht. "Die hohe Risikobereitschaft der Männchen,
eines der kleinen Territorien zu übernehmen, deutet darauf hin, dass es
sich um eine wichtige Ressource handelt. Wir vermuten, dass es um eine
erhöhte Begegnungswahrscheinlichkeit mit den Weibchen geht, da diese
regelmäßig die Markierungsbäume verschiedener Territorien besuchen"
erklärt Wachter. Unter den Geparden sind also junge Einzelmännchen oder
Koalitionen Mietnomaden, die eine Gelegenheit suchen, um ein Territorium
zu übernehmen, während ältere Einzelmännchen oder Koalitionen
Territorienbesitzer sind. Wie im richtigen Leben gilt auch hier: nicht
alle Mietnomaden haben die Chance, ein Territorium zu bekommen. Wenn das
aber gelungen ist, dann handelt es sich meist um Männchen
fortgeschrittenen Alters.

"Das Verstehen des Sozialsystems der Geparde ist nicht nur von
akademischen Interesse. Wenn wir wissen, welche Ansprüche und Bedürfnisse
Männchen und Weibchen an ihren Lebensraum haben, wie und wo sie sich
begegnen und wo sie besonders häufig vorkommen, können diese Daten
wichtige Informationen liefern, die wir zur Minimierung des
Farmer-Geparden-Konfliktes einsetzen können", erklärt Melzheimer.


Publikation:
Melzheimer J, Streif S, Wasiolka B, Fischer M, Thalwitzer S, Heinrich S,
Weigold K, Hofer H, Wachter B (2018):

Queuing, take-overs, and becoming a fat cat: Long-term data reveal two
distinct male spatial tactics at different life-history stages in
Namibian cheetahs.

ECOSPHERE.

http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1002/ecs2.2308/full
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http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V., 28.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PANNWITZBLICK / REPORT





INTERVIEW/034: Pränataldiagnostik - der Wert zu leben ...    Silke Koppermann im Gespräch (SB)


Gespräch am 17. Juni 2018 in Essen



Mit einem nicht-invasiven Pränataltest können Mediziner schon lange
vor der Geburt eines Kindes Angaben zum wahrscheinlichen Auftreten von
Gendefekten machen. Während eine invasive Fruchtwasseruntersuchung mit
dem Risiko vereinzelter Fehlgeburten verbunden ist, reicht beim
Pränatest eine Blutabnahme bei der Schwangeren, da sich darin auch
Bruchstücke des kindlichen Erbguts finden, so daß das Genom
sequenziert werden kann. Damit lassen sich neben der Trisomie 21
(Down-Syndrom) weitere Chromosomenstörungen vorhersagen, zudem kann
auch das Geschlecht mit hoher Treffsicherheit bestimmt werden. Wie
KritikerInnen einwenden, ist der Pränatest kein neutrales Instrument.
Er ziele darauf ab, Föten mit einer ganz bestimmten genetischen
Veränderung zu identifizieren, um sie möglichst zu eliminieren. Wo
eine genetische Aberration bekannt ist, erfolgt in neun von zehn
Fällen ein Abbruch der Schwangerschaft. Dies laufe auf eine
vorgreifende Selektion von Kindern mit Behinderung hinaus. Und da der
Pränatest bereits ab der neunten Schwangerschaftswoche möglich ist,
führe seine vermehrte Anwendung absehbar zu einer noch höheren Zahl
selektiver Abtreibungen.

Schon seit 2012 können werdende Eltern den Test in Deutschland nutzen,
wenn sie ihn selbst bezahlen. Nun prüft der Gemeinsame Bundesausschuß
von Ärzten und Krankenkassen (G-BA), ob der umstrittene Bluttest
künftig regelmäßig von den gesetzlichen Krankenkassen bezahlt wird. Im
Rahmen eines sogenannten Methodenbewertungsverfahrens wurde das
Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen IQWiG
beauftragt, den medizinischen Wissensstand zur nicht-invasiven
Pränataldiagnostik zu recherchieren, darzustellen und zu bewerten.
Dessen Abschlußbericht "Nicht invasive Pränataldiagnostik zur
Bestimmung des Risikos autosomaler Trisomien 13, 18 und 21 bei
Risikoschwangerschaften" liegt aktuell vor.

Laut Corinna Rüffer, Sprecherin für Behindertenpolitik der
Bundestagsfraktion von Bündnis90/Die Grünen, spricht der Bericht nicht
dafür, den Bluttest zur Kassenleistung zu machen. Das IQWiG sei nicht
sicher, ob der Test die Zahl invasiver Untersuchungen tatsächlich
verringern würde. Zudem gehe das IQWiG davon aus, daß bei einem
auffälligen Testergebnis die Rate der falsch-positiven Ergebnisse bei
17 Prozent liegen würde. Folglich würde fast einem Fünftel der Frauen,
die ein auffälliges Ergebnis bekommen, zu einer invasiven Diagnostik
und den damit verbundenen Risiken geraten, obwohl sie kein Kind mit
Trisomie erwarten. Grundsätzlich sei der IQWiG-Bericht keine gute
Entscheidungsgrundlage dafür, ob die Kosten für vorgeburtliche
Bluttests zur Bestimmung von Trisomien von den gesetzlichen
Krankenversicherungen übernommen werden sollten: Menschen mit
Down-Syndrom kommen darin nicht zu Wort, ethische Fragestellungen
spielen kaum eine Rolle. Angesichts derart weitreichender Fragen dürfe
es keinesfalls allein dem Gemeinsamen Bundesausschuß überlassen
werden, ob medizinische Verfahren oder Methoden Kassenleistung werden.
Seine Aufgabe sei lediglich, die Wirksamkeit einer Behandlungsmethode
zu bewerten. Das Gremium habe keine demokratische Legitimation, über
ethische Fragen dieser Tragweite zu entscheiden. [1]

Wie der G-BA selbst dazu erklärt hat, solle angesichts der "großen
ethischen Tragweite einer solchen Entscheidung (...) im Zuge des
weiteren Verfahrens der Deutsche Ethikrat in die Entscheidungsfindung"
einbezogen werden. [2] Für das Netzwerk gegen Selektion durch
Pränataldiagnostik [3] geht es nun darum, seine kritische Position in
den anzustoßenden gesellschaftlichen Diskussionsprozeß einzubringen,
um die Entscheidung nicht Expertenzirkeln zu überlassen, sondern
insbesondere auch betroffenen Menschen eine Stimme in dieser
Kontroverse zu geben.


Jahrestagung des Netzwerks gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

Die Jahrestagung 2018 des Netzwerks gegen Selektion durch
Pränataldiagnostik fand zum Thema "Was hat die
UN-Behindertenrechtskonvention mit Pränataldiagnostik zu tun?" vom 15.
bis 17. Juni in Essen statt. Die UN-BRK konkretisiert die universellen
Menschenrechte für Menschen mit Behinderungen. Sie fordert die
Vertragsstaaten auf, "Klischees, Vorurteile und schädliche Praktiken
gegenüber Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen zu
bekämpfen" (Art. 8) und eine positive Wahrnehmung von Menschen mit
Behinderung zu fördern. Im Rahmen der Tagung wurde diskutiert, welche
gesellschaftspolitischen und juristischen Konsequenzen sich daraus für
die Angebotsstruktur von Pränataldiagnostik ergeben und wer welche
Verantwortung für die Umsetzung der Forderungen aus der UN-BRK hat.
Die Tagung bot mit Plenumsvorträgen, Arbeitsgruppen und einer
Podiumsdiskussion eine Plattform zur Diskussion dieser und weiterer
brisanter Fragen. So wurde die Entwicklung der Begriffe von Krankheit
und Behinderung in ihren sozialen und historischen Dimensionen ebenso
erörtert wie die juristischen Optionen und gesellschaftlichen
Herausforderungen für die Politik, die Berufsgruppen und die
Zivilgesellschaft zur Sprache kamen, die sich aus der UN-BRK ergeben.

Die Journalistin und Autorin Sandra Schulz las aus ihrem Buch "Das
ganze Kind hat so viele Fehler", Dr. Oliver Tolmein, Kanzlei Menschen
und Rechte, Hamburg, referierte zum Thema der Tagung und Prof. Dr.
Markus Dederich von der Universität Köln hielt den Vortrag "Monster,
Krüppel, ExpertInnen in eigener Sache. Zur Geschichte des
Behinderungsbegriffs". In sechs Arbeitsgruppen wurden einzelne Aspekte
des Problemfelds vertieft, das Podiumsgespräch war dem Thema
"UN-Behindertenrechtskonvention und Pränataldiagnostik: Was ist zu
tun?" gewidmet und abschließend ging es darum, wie Forderungen nach
barrierefrei(er)er Kommunikation und Leichter Sprache in der
Netzwerkarbeit umgesetzt werden können.

Bevor wir auf einzelne Schwerpunkte der Tagung eingehen, ziehen wir
zum besseren Verständnis der Leserinnen und Leser an dieser Stelle ein
Interview vor, das gegen Ende der Konferenz mit Dr. Silke Koppermann
geführt wurde. Sie ist Ärztin für Frauenheilkunde und Geburtshilfe in
einer Hamburger Gemeinschaftspraxis und Sprecherin des Netzwerks gegen
Selektion durch Pränataldiagnostik. Im Gespräch mit dem Schattenblick
gibt sie Aufschluß über Motivation und Arbeit des Netzwerks, zu
bewältigende Probleme und nicht zuletzt die persönlichen Gründe ihres
ungebrochenen Engagements.
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Schattenblick (SB): Auf dieser Tagung wurde eine Verbindung zwischen
der Pränataldiagnostik und der UN-Behindertenrechtskonvention gezogen.
Was hat euch dazu bewogen, diese thematische Verknüpfung in den
Mittelpunkt zu stellen?

Silke Koppermann (SK): Wir haben als Netzwerk stets nach Ansatzpunkten
gesucht - und zwar nicht, um etwas zu verbieten -, sondern um
Möglichkeiten zu finden, diese ungeklärten Bereiche endlich zu regeln.
Man fragt sich doch immer, wie es erlaubt sein kann, alle möglichen
Pränataltests zu entwickeln und zu benutzen, obgleich sie nach unserem
Empfinden diskriminierend sind. Oliver Tolmein hat heute in seinem
Vortrag umfassend dargestellt, welche verschiedenen Gesetze es in
diesem Zusammenhang gibt. Und mit der UN-Behindertenrechtskonvention -
das hat ja gestern auch Brigitte Faber vom Weibernetz noch einmal
hervorgehoben - waren bei ihrer Formulierung und Umsetzung große
Hoffnungen verbunden, daß damit ein Durchbruch erzielt worden sei,
diese Thematik noch einmal präsenter zu machen und insbesondere auch
einen Anspruch daraus ableiten zu können. Deutschland ist doch ein
zivilisiertes Land und findet sich in der Familie der Vereinten
Nationen ein. Daher stellt sich die Frage, ob dies eine Grundlage schafft,
auf die wir uns tatsächlich berufen können.

Dabei kommt es natürlich darauf an, wie die Konvention konkret
umgesetzt worden ist, welche Rechte und Ansprüche sich daraus ableiten
lassen. Wie wir in einem etwas desillusionierenden Sinn gehört haben,
setzt diese Sparversion des Bundesteilhabegesetzes den diesbezüglichen
Möglichkeiten leider recht enge Grenzen. Dennoch wollen wir prüfen, ob
die UN-Behindertenrechtskonvention gemäß ihrem Geist und Wortlaut
Handhabe dafür bieten könnte zu sagen, demnach dürfte es eine solche
Selektion durch Pränataldiagnostik überhaupt nicht geben. Wir wissen
natürlich auch, daß es gerade bei diesen internationalen Regelungen
immer einen mehr oder minder großen Unterschied zwischen dem Wortlaut
und der letztendlichen Umsetzung gibt. Zugleich suchen wir aber immer
nach Ansätzen, die uns in unserem Vorhaben unterstützen, so daß wir
sagen können: Deutschland hat die Konvention doch auch unterschrieben
und steht insofern in der Pflicht, sie hierzulande auch tatsächlich
umzusetzen.

SB: Ihr tragt euer Anliegen schon seit mehreren Jahren durch und
kämpft dabei teilweise wie gegen Windmühlen, da ihr auf einflußreiche
Interessen trefft. Wie schafft ihr das, mit einer derartigen
Entschiedenheit und einem solchen Engagement über die Jahre
dabeizubleiben?

SK: Ja, was soll ich sagen, wir sind eben Überzeugungstäter. Dabei
gibt es natürlich auch viele, die irgendwann sagen, ach, ich kann's
nicht mehr machen. Schließlich schlagen wir uns mit einem Thema herum,
das nicht reich und sexy, nicht schön und erfreulich ist. Wenn man
mich ganz persönlich fragt, warum ich das mache, sage ich immer, es
ist meine Lebensaufgabe, denn es geht nicht zuletzt darum, wie ich
meinen Alltag als Frauenärztin aushalte. Ich habe beispielsweise
einmal an einer Arbeitsgruppe teilgenommen, in der wir uns mit der
Frage auseinandergesetzt haben, inwieweit ich jeden Tag auch Täterin
bin, weil ich da mitmache, oder vielleicht im Alltag doch etwas
anderes anstrebe und tatsächlich auch umsetze. Wäre ich womöglich eine
ganz gute Begleitung, wie sie Sandra Schulz gebraucht hätte? Oder
verhält es sich in meiner alltäglichen Praxis so, wie wir es in
unserer gestrigen AG zu den "Lebensschützern" diskutiert haben: Sieht es
nicht in der Realität des Alltags so aus, daß ich keinesfalls auf dem
Rücken der Frau, die zu mir in die Beratung kommt, gewissermaßen meine
politischen Vorstellungen austragen kann? Mir geht es sowieso nicht
darum, daß sie alle ihre Kinder kriegen "müssen". Es ist für mich
einfach ein Ausgleich, das privat, beruflich und politisch in einer
Art Waage zu halten, damit ich mich morgens auch noch im Spiegel
anschauen kann.

SB: Die Jahrestagung ist im Grunde von Anfang bis Ende
selbstorganisiert. Wie ist das zu leisten und wie lange hat es
gedauert, die Konferenz vorzubereiten?

SK: Richtig, das geschieht alles im Ehrenamt. Meistens besprechen wir
zum Ende einer Tagung, welche Fragen aufgeworfen wurden und wie man
sie weiterentwickeln kann. In diesem Zusammenhang beraten wir auch
darüber, was beim nächsten Mal Thema sein soll. Manchmal stimmen wir
schnell überein, manchmal sind es aber auch ganz konträre
Vorstellungen, über die wir dann mehrheitlich abstimmen. Dann fummeln
wir in einer Vorbereitungsgruppe weiter daran, wobei es manchmal noch
einen Kreis der sogenannten Mitdenkenden gibt, in dem Formulierungen
vorgestellt und Ideen ausgetauscht werden. Man fragt die anderen, wie
sie das finden und wer sonst noch einen Vorschlag einzubringen hat.
Viele von uns machen das komplett in ihrer Freizeit, einige sind als
politische Aktivistinnen dazu unterwegs, für Claudia Heinkel ist das
zum Glück teilweise ihre selbstbeschriebene Aufgabe innerhalb ihrer
Arbeit beim Diakonischen Werk Württemberg. Dann gibt es noch einen
Mini-Mini-Job für Verwaltungs- und Organisationstätigkeiten, doch
ansonsten ist das Lebenszeit. Wir halten Telefonkonferenzen ab,
manches ist ja heutzutage leichter, und es gibt ein bis zwei Treffen
im Jahr oder man trifft sich irgendwo zu einem Anlaß. Zudem gab es
über die Jahre auch immer noch so ein halb privates Treffen, das eine
Art Think Tank ist, wo viele Frauen zusammensitzen, Sachen besprochen
werden und wir überlegen, in welche Richtung es weitergehen soll. So
geht das irgendwie, und ich kann jetzt nicht sagen, wie viele Stunden
ich dafür aufwende. Es ist eben oftmals ein Teil des Mail-Checkings,
das man dann abends nach den Tagesthemen macht.

SB: Wie hat sich eure Zusammenarbeit über die Jahre entwickelt? Ich
könnte mir vorstellen, daß irgendwann auch die eine oder andere sagt,
ich habe das jetzt schon so lange gemacht und kann nicht mehr. Und wie
sieht es mit Nachwuchs aus?

SK: Ja, das kommt schon vor, daß uns manche nach einiger Zeit wieder
verlassen, sei es, daß sie inzwischen in anderen Arbeitszusammenhängen
tätig sind und sagen, ich habe mit dem Thema eigentlich gar nichts
mehr zu tun, oder, zum Glück habe ich mit dem Thema nichts mehr zu
tun. Manche machen ehrenamtlich weiter, andere sind lange dabei, weil
das ihre Überzeugung ist, sagen aber irgendwann, nun ist mal gut.
Jetzt mach ich nur noch ganz bestimmte Dienstleistungen für das
Netzwerk, ich kann's nicht mehr aushalten und ich will damit
eigentlich auch nichts mehr zu tun haben. Der Drops ist gelutscht, und
wenn die Frauen ihren Test wollen, ist es eben so. Was soll man da
immer gegen Windmühlen ankämpfen. Andererseits kommen aber auch immer
wieder Neue dazu. Das ist natürlich auch sehr wichtig, daß es
Nachwuchs gibt. Ich finde es toll und bin sehr glücklich darüber, daß
es für viele junge Frauen offensichtlich ein Wissenschafts- und
Studienthema ist. Wir bekommen immer wieder Anfragen von Frauen, die
sich auf dieser Ebene damit befassen und dazu ihre Hausarbeiten,
Bachelorarbeiten oder Promotion schreiben und in diesem Zusammenhang
bei uns mitarbeiten.

SB: Uns ist aufgefallen, daß wir die beiden einzigen Männer in der
Runde waren. Ist es immer so, daß bei den Tagungen des Netzwerks die
Frauen unter sich sind?

SK: Jein, das schwankt so ein bißchen. Zum Thema Schwangerschaft
finden sich natürlich schon mehr Frauen, und zudem sind ja Berufe wie
Beraterinnen oder Hebammen auch meist Frauenberufe. Wir hatten aber
schon mal Vertreter aus Verbänden oder Elternsprecher dabei, es gab
langjährig Harry Kunz, der als Journalist und einfach auch als
politischer Mensch an dem Thema interessiert war. Manche Männer fühlen
sich vielleicht angesichts der Dominanz, daß wir sagen, es geht uns
auch um den feministischen Diskurs, fehl am Platze. Aber das müssen
Frauen auch manchmal aushalten, sich in irgendwelchen Männerkreisen
aufzuhalten. Männer sind herzlich willkommen, aber es ist natürlich
der Frauenblick darauf. Das ist genauso, wie ich auch sagen kann, daß
ich mich hier manchmal als Ärztin nicht besonders wohlfühle, weil es
immer heißt, die bösen Ärzte beraten nicht und drängen die Frauen zum
Abbruch und all sowas. Da würde ich denn doch sagen, es gibt überall
solche und solche, es gibt auch blöde Hebammen. Es gibt auch Beispiele
von Ärzten, die versuchen, es anders zu machen, Frauen, sucht euch
doch bitte die Frauenärzte dementsprechend aus. Abgesehen davon führe
ich die Diskussion auch in Kreisen der Frauenärzte, da habe ich
ebenfalls meine Gesprächszusammenhänge. Also, Männer sind hier erlaubt
und willkommen, aber sie müssen es dann eben auch ertragen, daß sie
nicht die Hauptstimme haben.

SB: Wir haben nun den offiziellen Teil der Tagung abgeschlossen.
Könntest du ein vorläufiges Fazit ziehen, wie es dir gefallen hat, was
gut war und was aus deiner Sicht verbesserungswürdig wäre?

SK: Mir hat es gut gefallen, angefangen von der Buchlesung und den
Vorträgen bis hin zu unseren vielen Diskussionen, und wir haben auch
tolle Rückmeldungen bekommen. Wir haben ja vorhin über das Thema
gesprochen, wie inklusiv wir eigentlich sein und die wirklich
Betroffenen stärker einbeziehen können. Na ja, und ich wünsche mir
natürlich, daß es mehr Aktivistinnen gibt, die sich auch im Namen des
Netzwerks hier einbringen und die Arbeit mittragen. Es sind ja
einerseits immer welche dabei, die die Arbeit tragen, aber auch
manche, die es eben als Fortbildung konsumieren, was ja auch in
Ordnung ist. Ich würde mir natürlich wünschen, daß das Netzwerk weiter
in seiner Arbeit Unterstützung bekommt und daß das nicht immer nur auf
so ein paar Schultern ruht. Es ist ja toll, wenn das nach außen hin
gar nicht so gewirkt hat, aber letztlich ist es natürlich immer ein
ungeheurer Kraftakt, eine Jahrestagung auf die Beine zu stellen.
Andererseits macht es auch Spaß, und ich finde so etwas immer
belebend. Wenn dann bei der Konferenz schon der erste Abend gut
gelungen ist, dann freue ich mich und es gibt mir Kraft. Ich bin
sowieso ein positiver Mensch, irgendwie geht es immer weiter und
ohnedem könnte ich das auch nicht ertragen. (lacht)

SB: Silke, vielen Dank für dieses Gespräch.
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Treffpunkt Tagungshotel Franz in Essen-Huttrop
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Fußnoten:


[1] www.corinna-rueffer.de/pm-iqwig-bericht-praenataltest/

[2] www.g-ba.de/institution/presse/pressemitteilungen/566/

[3] www.netzwerk-praenataldiagnostik.de/startseite.html


Berichte und Interviews zur Jahrestagung des Netzwerks gegen
Selektion durch Pränataldiagnostik im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → PANNWITZ → REPORT

BERICHT/026: Pränataldiagnostik - Test inbegriffen ... (SB)

www.schattenblick.de/infopool/pannwitz/report/pprb0026.html
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GESUNDHEIT/1008: Notfallversorgung jetzt reformieren!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Juli 2018

Notfallversorgung jetzt reformieren!



Zu den heute vorgestellten Vorschlägen des Sachverständigenrates Gesundheit zur Reform der Notfallversorgung erklärt Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung:

Wir begrüßen die Vorschläge des Sachverständigenrates. Sie decken sich weitgehend mit den grünen Ideen für eine Reform der Notfallversorgung. Es ist wichtig für die Bürgerinnen und Bürger, klar verständliche Strukturen zu haben: eine Telefonnummer, eine Anlaufstelle vor Ort, eine Form der Ersteinschätzung, ob die oder der Betroffene stationär oder ambulant weiter behandelt werden muss. Nur so können wir die überfüllten Notaufnahmen entlasten und Menschen in das für sie passende Versorgungsangebot lenken.

Jetzt ist Minister Spahn am Zug. Er hat bislang keinerlei konkrete Vorschläge gemacht, wie er die Notfallversorgung reformieren will, geschweige denn einen Termin genannt, bis wann er einen Gesetzesvorschlag vorlegen will. Dabei ist seit Jahren absehbar, dass die Notfallversorgung dringend reformiert werden muss. Spahn darf die Verantwortung nicht länger auf die Selbstverwaltung abschieben. Wir hoffen, dass er die Vorschläge des Sachverständigenrates beherzigt und nicht wieder in der Schublade verschwinden lässt, wie dies durchaus schön häufiger mit guten Ideen des Rates passiert ist.

 * 
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INNEN/3106: Anton Hofreiter zum Unionsstreit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Juli 2018

Anton Hofreiter zum Unionsstreit



Was wir in den letzten Tagen erlebt haben, war einfach mehr als irre. Man kann erkennen, dass sich die CSU vollkommen verrannt hat. Wer so verantwortungslos, so fahrlässig, so egoistisch mit den Interessen unseres Landes umgeht wie Herr Seehofer, kann einfach nicht mehr verantwortungsvoll sein Amt ausüben.

Man muss sich einmal überlegen, in welcher Zeit wir leben. Wir leben in einer Zeit, in der der Handelskrieg mit den USA im Kern schon begonnen hat. Wir leben in einer Zeit, in der Europa von einem autoritären, ökonomisch mächtigen China herausgefordert wird, in der Europa von Putin herausgefordert wird. Und in solch schwierigen Zeiten hat die CSU nichts Besseres zu tun, als wegen ihren Befindlichkeiten und ihren Testosteron gesteuerten Egoismen die Bundesregierung zu zerlegen! Ich hätte nie gedacht, dass wir mal erleben - und ich kenne die CSU gut - dass die CSU so völlig aus der Rolle fällt, so verantwortungslos agiert und im Kern den gesamten Zusammenhalt der Europäischen Union gefährdet, weil sie die Stabilität dieses gesamten Landes gefährdet.

Hinzu kommt, dass die CSU noch nicht einmal richtig benennen kann, was der wirklich substanzielle Streitwert ist. Denn: Frau Merkel hat doch längst den humanen Teil ihrer Flüchtlingspolitik geopfert. Das wurde spätestens auf dem EU-Gipfel sichtbar, auf dem es darum ging, Lager in Afrika einzurichten, auf dem gefragt wurde, kontrollierte Lager in Europa einzurichten, auf dem man sich immer mehr dem Umgang mit Geflüchteten angenähert hat, wie Herr Orbán ihn pflegt. In dieser Situation spaltet die CSU die Bundesregierung, nur weil sie beleidigt sind, weil sie Panik haben, weil sie Angst haben vor dem Verlust der absoluten Mehrheit?

Was eigentlich notwendig wäre, wird ja überhaupt nicht mehr besprochen in diesem Politikbereich, dass die Fluchtursachen bekämpft werden, dass legale Fluchtwege für die Menschen geschaffen werden, die wirklich verfolgt werden. All das geht ja vollkommen unter. Und wenn man sich dann anschaut, wie die CSU weiter agiert, kann man einfach nur noch eines erkennen: Das C innerhalb der CSU steht nur noch für Chaos.

Was mich erschüttert: Es gibt eine ganze Reihe von Problemen in diesem Land, die von einer handlungsfähigen Bundesregierung eigentlich dringend angepackt werden müssten. Die Klimakrise eskaliert immer weiter. Auf europäischer Ebene bräuchten wir dringend einen Zusammenhalt und eine Lösung für die Brexit-Problematik. Wir bräuchten eine einige, starke Antwort auf Herrn Trump. Die Menschen machen sich Sorgen: Wer kümmert sich eigentlich um die Wohnungsnot in diesem Land? Diese Bundesregierung schon seit Wochen, schon seit Monaten nicht mehr.

Deshalb kann man diese Bundesregierung in der Form nur noch als gescheitert bezeichnen. Wir erwarten von der Union, dass sie zur Vernunft zurückkehrt. Ich habe bloß die große Befürchtung, dass die CSU sich für das Gegenteil entschieden hat. Denn sie hofieren jetzt schon so lange Orbán, sie haben ein verfassungsmäßig höchst fragwürdiges Polizeigesetz verabschiedet. Sie versuchen, anderen Menschen ihren Glauben aufzuzwingen. Sie sprechen vom Ende des Multilateralismus und bezeichnen Geflüchtete, die fürchten müssen, im Mittelmeer zu ertrinken, als "Asyltouristen". Ich habe die Sorge, dass die CSU sich auf die andere Seite verabschiedet hat, und zwar auf die Seite des nationalistischen Lagers. Und das ist eine Gefahr für die demokratische Stabilität in unserem Land. Man kann nur noch an die Vernunft appellieren und erwarten, dass sie endlich anders handeln.

 * 
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EUROPA/915: Maßnahmen werden illegale Weiterwanderung von Migranten signifikant verringern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 30. Juni 2018

Maßnahmen werden illegale Weiterwanderung von Migranten
signifikant verringern



Zu den Plänen der Bundeskanzlerin, die Binnenmigration in der EU
weiter zu ordnen und zu reduzieren, können Sie den innenpolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, wie
folgt zitieren:

"Die politischen Vereinbarungen, die die Bundeskanzlerin mit
Griechenland und Spanien getroffen hat, sind eine gute Grundlage, um
wirksame grenznahe Rücknahmen an diese Länder zu erreichen. Genauso
wichtig sind die Vereinbarungen mit weiteren 14 EU-Ländern über die
schnellere Rücküberstellung von dort bereits registrierten Migranten.
Die angestrebten Verwaltungsabkommen mit diesen Ländern können -
verbunden mit beschleunigten Verfahren beim BAMF und der Nutzung der
ANKER-Zentren - die bisher unbefriedigende Rücküberstellungsquote
deutlich erhöhen. Beide Maßnahmen können die illegale Weiterwanderung
von Migranten innerhalb Europas signifikant verringern. Was die
Bundeskanzlerin erreicht hat, ist ein Erfolg. Die Hinweise aus der
CSU auf das Problem der Binnenmigration waren richtig."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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EUROPA/914: Verwaltungsvereinbarungen sind wichtiger Schritt zur Verhinderung der Binnenmigration


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. Juni 2018

Verwaltungsvereinbarungen sind wichtiger Schritt zur Verhinderung
der Binnenmigration

Dublin-System wird durch Verhandlungserfolg der Bundeskanzlerin
gestärkt



Bundeskanzlerin Angela Merkel hat am Rande des Europäischen Rats mit
zahlreichen EU-Staaten eine grundsätzliche Übereinkunft zur
Beschleunigung von Rücküberstellungen erzielen können. Dazu erklärt
der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Stephan Harbarth:

"Der Abschluss von Verwaltungsvereinbarungen wäre ein entscheidender
Schritt zur Verhinderung der EU-Binnenmigration und ein großer Erfolg
der Kanzlerin. Rücküberstellungen machen unmissverständlich klar,
dass kein Asylsuchender sich das EU-Land aussuchen kann, in dem er
seinen Antrag stellt. Mit solchen Verwaltungsvereinbarungen kann auf
der Grundlage von europäischen Absprachen erreicht werden, was
ansonsten nur durch nationale Zurückweisungen im Rahmen breit
angelegter Grenzkontrollen möglich wäre: der Stopp der
Binnenmigration.

Gegenüber Zurückweisungen haben beschleunigte Rücküberstellungen auch
einen entscheidenden Vorteil: Mit ihnen werden nicht nur die an der
österreichischen Grenze aufgegriffenen, sondern alle Dublin-Fälle
erfasst. Deutschland ist bislang mit der unbefriedigenden Situation
konfrontiert, dass nur ein kleiner Teil von Asylsuchenden in den für
sie zuständigen EU-Staat überstellt werden kann. So standen im Jahr
2017 rund 64.000 deutschen Übernahmeersuchen und rund 47.000
Zustimmungen durch den betreffenden EU-Mitgliedsstaat nur etwa 7.000
erfolgreiche Überstellungen gegenüber."

 * 

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 30. Juni 2018

Fortschritt zur Eindämmung der Binnenmigration


Zu den Plänen der Bundeskanzlerin, die Binnenmigration in der EU
weiter zu ordnen und zu reduzieren, können Sie den Stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie
folgt zitieren:

"Angela Merkel hat auf dem Europäischen Gipfel noch mehr erreicht als
zunächst zu erfahren war: Insgesamt 14 Staaten haben den Abschluss
von Rückübernahmeabkommen zugesichert. Mit dem Abschluss dieser
Abkommen werden wir einen bedeutenden Fortschritt zur Eindämmung der
Binnenmigration machen. Dass es sogar gelungen ist, Ungarn zur
Rückübernahme von Migranten zu bewegen, ist ein besonderer Erfolg!

Durch die Beschleunigung der Dublinverfahren und vor allem die
reibungslose Rücküberstellung in den zuständigen Mitgliedstaat wird
Asylsuchenden der Anreiz genommen, sich auf den Weg nach Deutschland
zu machen. Von den Rückübernahmeabkommen geht das unmissverständliche
Signal aus, dass geltendes Recht durchgesetzt wird und dass kein
Asylsuchender sich das EU-Land aussuchen kann, in dem er seinen
Antrag stellt.

Mit der von der Kanzlerin angekündigten Unterbringung in besonderen
Aufnahmeeinrichtungen wird das Verfahren für Binnenmigranten dem
Verfahren für Migranten aus sicheren Herkunftsländern angenähert.
Durch eine Bündelung verschiedener Behörden in diesen Einrichtungen -
insbesondere Außenstellen des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge (BAMF), der Ausländerbehörde und des Verwaltungsgerichts -
wird eine erhebliche Verfahrensbeschleunigung erreicht. Während der
Unterbringung in besonderen Aufnahmeeinrichtungen gilt ein
Arbeitsverbot und eine verschärfte Residenzpflicht bis zur Ausreise.
Die Betroffenen werden nicht mehr auf die Kommunen verteilt, sondern
direkt aus der Einrichtung abgeschoben.

Dieses von der Kanzlerin geplante Regime wird den Anreiz für eine
Weiterwanderung nach Deutschland zusätzlich senken!"

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2735: Voller Erfolg für die maritime Wirtschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. Juni 2018

Voller Erfolg für die maritime Wirtschaft



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in der
Bereinigungssitzung zum Bundeshaushalt 2018 zahlreiche Maßnahmen zur
Förderung der deutschen maritimen Wirtschaft beschlossen. Dazu
erklärt der Beauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für die
maritime Wirtschaft und Berichterstatter des Haushaltsausschusses für
Verkehr und digitale Infrastruktur, Rüdiger Kruse:

"Die Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses war ein voller
Erfolg für die maritime Wirtschaft in Deutschland. Für Innovation
sorgt die Koalition beispielsweise mit den digitalen Testfeldern in
Häfen oder dem Förderprogramm für Innovative Hafentechnologien
(IHATEC). Zum Bürokratieabbau werden mehr Stellen und
Automationsvorgänge bei den Behörden finanziert. Gefördert werden
auch umweltfreundlichere Antriebstechnologien wie Flüssigerdgas
(LNG), Wasserstoff und der Brennstoffzelle.


Hervorzuhebende Projekte sind:

3,5 Millionen Euro für digitale Testfelder in Häfen

Mit den digitalen Testfeldern verfolgen wir die Strategie zur
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Häfen konsequent
weiter. Auf den Testfeldern können die Innovationen der Logistik 4.0,
des Güterumschlags und -transports unter Realbedingungen erprobt,
bewertet und weiterentwickelt werden.

22 Millionen Euro für innovative Hafentechnologien

Mit zusätzlichen Mitteln in Höhe von 22 Millionen Euro setzt der
Haushaltsausschuss ein deutliches Zeichen für die Verlängerung des
erfolgreichen Programms "Innovative Hafentechnologien" (IHATEC) bis
2025. Damit werden Häfen dabei unterstützt, das stark anwachsende
Umschlagaufkommen zu bewältigen und Logistikketten zu verbessern. Die
Projekte können eine große Bandbreite haben - vom Einsatz
automatisierter Systeme für den Güterumschlag über die IT-optimierte
Prozesssteuerung in der Lagerhaltung bis hin zu Maßnahmen zur
Bekämpfung von Cyber-Angriffen.

3,9 Millionen Euro für die Forschung, Entwicklung und Innovation
Maritimer Technologien

Grundlage dieser Förderung ist das Programm "Maritime Technologien
der nächsten Generation", das nun um weitere 3,9 Millionen Euro
erhöht wird. Ziel des Programms ist die Unterstützung der maritimen
Branche bei der Technologieentwicklung zur Sicherung der nationalen
maritimen Standorte. Es geht um Schiffstechnologien, maritime
Sicherheit, neue Transportkonzepte auf und im Wasser, um autonome
robuste Systeme, Kommunikations- und Informationstechnologien,
nachhaltige Nutzung der Ozeane sowie um flankierende Maßnahmen bei
der Offshore-Energienutzung.

14 Millionen Euro für die Förderung der Nachhaltigkeit von See-
und Binnenschiffen

Der Haushaltsausschuss hat die Förderung von umweltfreundlicher
Bordstromversorgung und mobiler Landstromversorgung für See- und
Binnenschiffe mit 14 Millionen Euro beschlossen. Ziel der Maßnahme
ist die Verringerung der Umweltbelastungen - insbesondere durch
Stickoxid-Emissionen -, die durch den Betrieb bordseitiger Motoren an
den Liegeplätzen entstehen.

23 Stellenhebungen für die Zollabfertigung im Hamburger
Hafen

Um die Zollabfertigung im Hamburger Hafen zu beschleunigen und
Wettbewerbsnachteile gegenüber der europäischen Konkurrenz
auszugleichen, hat die Koalition die Hebung von 23 Beamtenstellen bei
der Generalzolldirektion mit Dienstort Hamburg beschlossen. Diese
Maßnahme ist ein wichtiger erster Schritt, damit sich die zuständigen
Mitarbeiter voll auf die Einführung der automatisierten
Bescheiderstellung konzentrieren können.

45 zusätzliche Stellen für dringende Wasserstraßeninvestitionen

Auf Antrag der Bundesregierung hat der Haushaltsausschuss für
dringende Investitionsmaßnahmen an Bundeswasserstraßen 30 neue
Stellen bewilligt. Um Instandsetzungsmaßnahmen am westdeutschen
Kanalnetz voranzutreiben, können außerdem noch in diesem Jahr 15
zusätzliche Ingenieurestellen beim Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt
Duisburg-Rhein und beim Wasserstraßen-Neubauamt Datteln besetzt
werden."

 * 
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ARBEIT/1796: Tarifverträge für die Altenpflege - private Betreiber in die Pflicht nehmen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 30. Juni 2018

Tarifverträge für die Altenpflege - private Betreiber in die 
Pflicht nehmen



Die privaten Arbeitgeber wollen laut einem Medienbericht die flächendeckende Einführung von Tariflöhnen in der Altenpflege verhindern.

Die privaten Arbeitgeber wollen laut einem Medienbericht die flächendeckende Einführung von Tariflöhnen in der Altenpflege verhindern. In einem Brief an Politiker der Großen Koalition wirbt der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste (bpa) nach einem Bericht des Magazins «Spiegel» für ein Alternativmodell, sogenannte Arbeitsvertragsrichtlinien.

Dazu Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE: "Ich verstehe nicht das Trara dass um den Brief des bpa gemacht wird. Dass private Heimbetreiber kein Interesse daran haben, ihren Beschäftigten bessere Löhne zu zahlen ist eine Binse. Es besteht kein Anlass, die Koalitionsvereinbarung für allgemeingültige Tarifverträge in der Altenpflege deshalb infrage zu stellen. Im Gegenteil: es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht ein Pflegeheim in Deutschland in die Hände eines Investmentfonds aus den USA, China oder Luxemburg wandert. Das Geschäft mit der Bedürftigkeit alter Menschen gilt unter renditehungrigen Investoren als lukrative Einnahmequelle. Umso dringender muss die schwarz-rote Bundesregierung, insbesondere Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, jetzt Entschlossenheit an den Tag legen und allgemeingültige Tarifverträge in der Altenpflege durchsetzen. Über eine Million Beschäftigte in der Pflege würden sonst von der Bundesregierung im Stich gelassen. Dazu könnte ein zuvor ausgehandelter Tarifvertrag per Erlass für alle Arbeitgeber verpflichtend gemacht werden.

Im Vergleich zum öffentlichen Bereich verdienen Beschäftigte in privaten Pflegeeinrichtungen rund 25 Prozent weniger. Mittlerweile arbeiten weniger als fünf Prozent der in der Altenpflege, der Langfristpflege Beschäftigten in öffentlichen Pflegeeinrichtungen. Mit dem Pflegeversicherungsgesetz wurde die Pflege von der öffentlichen Aufgabe zu einem Marktprodukt gemacht - übrigens hieß der damalige Bundesgesundheitsminister Horst Seehofer.

DIE LINKE hat ein Sofortprogramm gegen den Pflegenotstand vorgelegt und fordert im Rahmen der Kampagne "Menschen vor Profite: Pflegenotstand stoppen!" 100.000 Pflegekräfte mehr in den Krankenhäusern und 40.000 mehr in der Altenpflege sowie eine kräftige Aufwertung von Pflegearbeit.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1752: Sieg des Linken López Obrador ist eine gute Nachricht für Mexiko


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Juli 2018

Sieg des Linken López Obrador ist eine gute Nachricht für Mexiko



"DIE LINKE gratuliert dem linksgerichteten Kandidaten Andrés Manuel López Obrador in Mexiko zu seinem deutlichen Sieg bei der Präsidentschaftswahl. Dies ist eine gute Nachricht für Mexiko und Lateinamerika, weil es erstmals seit Jahrzehnten die Chance auf einen sozialen und demokratischen Wandel in Mexiko eröffnet. Die Bundesregierung und die EU müssen diesen Prozess nun unterstützen, vor allem auch in der Wirtschafts- und Handelspolitik", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Dringend nötig ist nun eine Neuausrichtung des Globalabkommens zwischen der EU und Mexiko, die in enger Abstimmung mit der neuen Regierung angegangen werden muss. Die neoliberale Misswirtschaft der vergangenen Jahre hat maßgeblich zur Krise in Mexiko beigetragen und muss beendet werden. Das heißt unter anderem, Menschenrechte vor Profitinteressen zu stellen, soziale und ökologische Rechte einklagbar zu machen, strikte Regulierungen des Finanzsektors voranzutreiben, keine Patente bei Saatgut und kein konzernfreundlicher Investitionsschutz. Um die ausufernde Gewalt der Drogenkartelle zurückzudrängen, ist endlich ein völliger Rüstungsexportstopp für deutsche Waffen nach Mexiko notwendig, das auf Eis gelegte Polizeiabkommen muss gänzlich gestoppt werden.

Präsident López Obrador hat eine schwere Aufgabe vor sich, vor allem muss er die Unterwanderung des Staates durch die organisierte Kriminalität eindämmen. DIE LINKE wird die angekündigten Sozialreformen und den Kampf gegen die Korruption unterstützen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Juli 2018
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INNEN/4951: Machtkampf in der Union


DIE LINKE - Presseerklärung vom 1. Juli 2018

Machtkampf in der Union



Bundesinnenminister Seehofer hat angekündigt, im Laufe des Abends eine persönliche Erklärung zum so genannten Asylstreit abzugeben.

Dazu die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

"Fest steht jetzt schon: Die CSU nimmt ganz Deutschland und Europa in Geiselhaft für einen innerparteilichen Machtkampf. Es geht Bundesinnenminister Horst Seehofer nicht um eine Lösung in der Migrationspolitik. Es geht ihm darum, dem Rechtspopulismus Tür und Tor zu öffnen und darum, die Bundeskanzlerin zu stürzen. Markus Söder und Horst Seehofer machen sich damit zu Handlangern der AfD. Dafür löst die CSU eine Regierungskrise aus und drückt die EU-Politik mit Vollgas auf den Kurs von Rechtsnationalisten und Rechtspopulisten wie Victor Orbán, Marine Le Pen, Matteo Salvini und Sebastian Kurz."

 * 
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BUNDESTAG/7326: Heute im Bundestag Nr. 476 - 02.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 476

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. Juli 2018, Redaktionsschluss: 14.17 Uhr

1. FDP in Sorge um Lage in Kamerun

2. Parlamentarier debattieren Medienfreiheit

3. Differenzierung der Statistik

4. Institutstandort im Fokus

5. Linke: BMBF hat Etat nicht ausgeschöpft



1. FDP in Sorge um Lage in Kamerun

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/MTR) Die Bundesregierung soll sich um eine Lösung im
Konflikt zwischen der Zentralregierung und der anglophonen Minderheit
in Kamerun bemühen. Der Konflikt spitze sich seit Monaten auf
besorgniserregende Weise zu, begründet die FDP-Fraktion diese
Forderung in einem Antrag (19/2997). Auch die für 2018 geplante
Präsidentschaftswahl könne die Lage im Land weiter destabilisieren.
Die Bundesregierung soll darum für eine friedliche Lösung der Krise
werben und einen Dialog zwischen beiden Konfliktparteien anregen.
Zusätzlich fordern die Liberalen, die Entwicklungszusammenarbeit
angesichts der innenpolitischen Entwicklungen zu überprüfen und
finanzielle Zusagen gegebenenfalls an Konditionen zu knüpfen.

 * 

2. Parlamentarier debattieren Medienfreiheit

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/MTR) In der ersten Sitzungswoche 2017 der
Parlamentarischen Versammlung des Europarates vom 23. bis 27. Januar
2017 standen Debatten zur Medienfreiheit in Europa, zur Notwendigkeit
der Reform der europäischen Migrationspolitik und der humanitären
Krise im Gazastreifen auf der Tagungsordnung. Darüber informiert die
deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung des
Europarates in einer Unterrichtung (19/2800).

 * 

3. Differenzierung der Statistik

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung prüft in Abstimmung mit der
Bundesagentur für Arbeit, ob die Statistik über Auszahlungen von
Kindergeld noch weiter differenziert werden kann. Dafür sei eine
Gesetzesänderung erforderlich, heißt es in der Antwort der Regierung
(19/2888) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2473). Die
Abgeordneten hatten sich nach der Indexierung von Kindergeldzahlungen
für ausländische EU-Bürger in Deutschland, deren Kinder im Ausland
leben, erkundigt. Zu einer in einem Medium unter Berufung auf Angaben
der Bundesagentur erfolgten Darstellung, 2016 seien 537 Millionen Euro
Kindergeld für 168.400 im EU-Ausland lebende Kinder gezahlt worden,
erklärt die Bundesregierung, eine entsprechende Äußerung der
Bundesagentur sei ihr nicht bekannt. Da die ausgewiesenen Zahlbeträge
nicht nach dem Wohnsitz des Kindes differenziert würden, sei eine
Aussage über Zahlbeträge für im Ausland lebende Kinder nicht möglich.
Bei der Antwort handelt es sich um eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/1918.

 * 

4. Institutstandort im Fokus

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung weist den Vorwurf zurück, mit
dem geplanten "Institut für gesellschaftlichen Zusammenhalt" (IGZ)
Forschung für ihre Zwecke in den Dienst zu nehmen. Wie es in der
Antwort (19/2970) auf die Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2540)
heißt, sei das IGZ als ein im Verbund organisiertes Institut
ausgeschrieben worden, da dies ermögliche, die für eine
Auseinandersetzung mit dem umfassenden Thema gesellschaftlicher
Zusammenhalt erforderliche Expertise unterschiedlicher
wissenschaftlicher Einrichtungen zusammenzuführen sowie regionale
Spezifika zu berücksichtigen. Die Auswahl der bis zu zehn
Einrichtungen, die zunächst gemeinsam die konzeptionellen Grundlagen
des Instituts ausarbeiten sollen, erfolge in einem wettbewerblichen
und wissenschaftsgeleiteten Verfahren. Mit einem Ergebnis sei für das
dritte Quartal 2018 zu rechnen. Die Entscheidung über die Standorte
des Instituts würden erst nach Fertigstellung der konzeptionellen
Vorarbeiten getroffen werden.

Die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts sei ein wesentliches
Ziel der Bundesregierung. Hierzu solle das IGZ mit fundierten
wissenschaftlichen Analysen einen wichtigen Beitrag leisten.

 * 

5. Linke: BMBF hat Etat nicht ausgeschöpft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) hat im Haushaltsjahr 2017 seinen Etat nicht ausgeschöpft. Das
schreibt die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2963).
Der Haushaltsplan der Bundesregierung für das Haushaltsjahr 2017 habe
für das BMBF, Einzelplan 30 des Bundeshaushalts, Ausgaben in Höhe von
17,65 Milliarden Euro vorgesehen. Von diesen seien nach Angaben des
Bundesrechnungshofs lediglich 17,25 Milliarden Euro verausgabt
worden - 400,1 Millionen Euro weniger als veranschlagt. Diese
Abweichungen verteilen sich nach der Übersicht des BMBF zum Stichtag
31. Dezember 2017 über den gesamten Haushalt, schreiben die
Abgeordneten.

Damit würden fast ein Drittel der für das Jahr 2017 geplanten
Mehrausgaben gegenüber dem Vorjahr nicht ausgegeben. Die nicht
verausgabten Mittel würden mit Abschluss des Haushalts 2017, da sie
nicht übertragbar seien beziehungsweise nicht übertragen wurden, für
zusätzliche Ausgaben für Bildung und Forschung nicht mehr zur
Verfügung stehen.

Die Linke möchte wissen, welche Wirkung die Nichtausschöpfung des
geplanten Budgets des BMBF im Jahr 2017 auf den gesamten
Bundeshaushalt in diesem Jahr hat. Ferner interessiert die
Abgeordneten, ob die Ausgaben der Haushaltstitel im Einzelplan 30, die
nicht vollständig verausgabt wurden, auf Folgejahre übertragbar waren,
diese übertragen wurden und wenn ja, in welcher Höhe.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1703: Kanzlerin Merkel zum Abschluss des Europäischen Rates, 29.06.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Freitag, 29. Juni 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum Abschluss des
Europäischen Rates

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, intensive Beratungen liegen hinter
uns; Sie konnten das ja verfolgen. Es war ein Europäischer Rat mit einer
ungewöhnlichen Bandbreite von Themen das hat sich ja eigentlich schon seit
Monaten angedeutet, und all diese Themen sind auch von großer Tragweite für
die Zukunft Europas. Dabei ging es um die Sicherheit, die Verteidigung, die
Außenbeziehungen, die Wettbewerbsfähigkeit dabei vor allem um das Thema
Handel, um Innovation und Digitales, um den mehrjährigen Finanzrahmen,
heute Vormittag dann um den Brexit und natürlich auch um die Zukunft der
Wirtschafts- und Währungsunion. Den gestrigen Abend haben wir natürlich mit
dem großen und wichtigen Thema Migration verbracht.

Wir haben bei unserer Diskussion über Sicherheit und Verteidigung mit dem
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg gesprochen und hierbei auch noch
einmal die Zusammenarbeit der Europäischen Union mit der NATO diskutiert.
Wir werden ja in wenigen Tagen wieder hier sein, beim NATO-Gipfel. Die
Schlussfolgerungen zeigen, dass wir im Bereich der strukturierten
Zusammenarbeit und im Bereich der Verteidigungspolitik ungewöhnlich viel
erreicht haben. Angesichts anderer drängender Fragen wird das heute nicht
so gewürdigt, aber wenn Sie sich einmal sonstige Zeitprozesse innerhalb der
Europäischen Union anschauen, dann sehen sie, dass das schnell, effizient
und auch sehr präzise ist.

Dann lag ein weiterer Schwerpunkt gestern Nachmittag auf der
Handelspolitik. Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker wird zu Gesprächen
in die Vereinigten Staaten reisen. Wir werden von unserer Seite aus alles
versuchen, um einen Handelskrieg zu vermeiden, und dafür haben wir 
Jean-Claude Juncker sozusagen auch den Auftrag mitgegeben, auszuloten, in
welcher Art und Weise man hier agieren kann.

Heute Vormittag stand der Reformbedarf für die Wirtschafts- und
Währungsunion im Vordergrund. Sie wissen ja, dass wir viele Monate lang die
Frage hatten: Wie kommen Deutschland und Frankreich zusammen? - Das ist
dann mit der Meseberger Erklärung gelungen. Heute hat es eine erste
Diskussion im Kreise der Staats- und Regierungschefs gegeben, basierend auf
der Zusammenfassung, die der Eurogruppenvorsitzende, Herr Centeno,
wiedergegeben hat. Hier gibt es Einigkeit darüber, dass die Vollendung der
Bankenunion voraussetzt, dass wir Risiken im Bankensektor abbauen. Erst
dann können wir zu einem gemeinsamen Sicherheitsnetz kommen, also zu dem
"common backstop". Das soll im Rahmen des ESM vorbereitet werden.

Zweitens müssen und wollen wir parallel dazu, also im gleichen
Zusammenhang, den Europäischen Stabilitätsmechanismus stärken und ihn in
eine Art europäischen Währungsfonds umwandeln. Dieser Währungsfonds bzw.
dieser Stabilitätsmechanismus soll in Zukunft die Fähigkeit haben, die
makroökonomischen Fähigkeiten der Staaten zu beurteilen, damit Krisen
besser vorauszusehen und auch die Schuldentragfähigkeit besser analysieren
zu können.

Wir wollen drittens die Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz der Eurozone
stärken; denn wir wissen, dass eine Währung nur dann zusammenbleiben kann,
wenn wir auf Dauer auch wirklich Konvergenz und gleiche Schlagkraft
garantieren können.

Gestern Abend haben wir dann über das Thema der Migration beraten. Ich darf
zusammenfassen, dass wir in den frühen Morgenstunden ein Ergebnis erzielt
haben, von dem ich sagen will, dass es ein wichtiger Schritt in die
richtige Richtung ist. Wir sind natürlich nicht am Ende des Weges, aber Sie
können sich vorstellen, dass die Sichtweisen der Mitgliedstaaten extrem
unterschiedlich waren. Dass es gelungen ist, diese Interessen doch in allen
Dimensionen, die mit der Migration verbunden sind, zusammenzubinden, ist,
glaube ich, für die jetzige Zeit eine adäquate Antwort auf die Tatsache,
dass uns die Migration wie kein anderes Thema bewegt und herausfordert.

Wir haben sozusagen ein umfassendes Migrationskonzept entwickelt, das die
Außengrenzen und die Kontrolle dieser Außengrenzen umfasst, das das
auswärtige Handeln, also das Handeln außerhalb der Europäischen Union, mit
einbezieht und das die inneren, internen Aspekte also das, was wir jetzt
als Sekundärmigration bezeichnen auch in den Blick nimmt. Eine ganz
wichtige Feststellung an der haben wir lange gearbeitet, aber das ist für
mich auch ein Kernelement ist, dass die Migration nicht etwa nur für
einzelne Mitgliedstaaten eine Herausforderung darstellt, sondern für Europa
insgesamt.

Es wird dann noch einmal betont, dass wir seit 2015 viel erreicht haben.
Heute haben wir die Seeanlandungen um 95 Prozent reduziert. Aber wir haben
uns auch darauf verständigt, dass wir alles tun wollen, damit sich das Jahr
2015 eben gerade nicht wiederholt.

Dann geht es um die einzelnen Aspekte, einmal in Richtung Libyen. Hier ist
der europäische Ertrag der Mission Sophia ja nicht nur die Rettung von
Menschen in Not, sondern eben auch der Kampf gegen Schleuser und vor allen
Dingen die Ausbildung der libyschen Küstenwache. Wir haben noch einmal
betont, dass alle Schiffe, die im Bereich der Seenotrettung tätig sind,
auch geltendes Recht einhalten müssen.

Ein anderer Aspekt ist das EU-Türkei-Abkommen. Hier wollen wir alles tun,
um dieses Abkommen auch wirklich in allen Facetten umzusetzen. Da war es
ein wichtiges Signal, dass wir der Türkei jetzt endlich, sage ich die
zweite Tranche, die zweiten 3 Milliarden Euro, überweisen können, natürlich
projektbezogen, bezogen auf die Betreuung von Flüchtlingen. Die Türkei
leistet hier ja Außergewöhnliches.

Wir lenken den Blick dann auf einen dritten Aspekt, weil wir im Augenblick
steigende Anlandungen in Spanien zu verzeichnen haben. Hier wird
insbesondere noch einmal darauf verwiesen, dass wir auch Marokko
unterstützen müssen. Wir wollen nicht nur Libyen, nicht nur die Türkei,
sondern auch und vor allen Dingen Marokko finanziell unterstützen und
natürlich auch Spanien helfen.

Es geht dann darum, dass man, um den Weg der Flüchtlinge und Migranten
sozusagen in Unsicherheit und Gefährdung zu verhindern und zu verhindern,
überhaupt auf See zu sein, sogenannte regionale Ausschiffungsplattformen
außerhalb Europas einrichtet. Das geht ich habe das immer und immer wieder
betont nur zusammen mit den betroffenen Drittstaaten, nicht über deren
Köpfe hinweg. Es geht auch nur zusammen mit dem UNHCR und nur zusammen mit
der Internationalen Organisation für Migration; beide haben sich ja heute
auch schon dazu geäußert. Außerdem haben wir betont, dass das Völkerrecht
in vollem Umfang zu achten ist.

Es geht dann um den anderen Aspekt, nämlich um kontrollierte Zentren
innerhalb der Europäischen Union. Hier sollen schnelle Entscheidungen über
den Schutzstatus gefällt werden. Das betrifft natürlich Länder, in denen
Flüchtlinge direkt und zuerst ankommen, aber Sie kennen auch die Diskussion
aus Deutschland anhand des Beispiels der AnKER-Zentren, in denen ja auch
eine beschleunigte Abarbeitung der Frage geschehen soll, ob es einen
Schutzstatus gibt oder nicht. Hierbei hat eine Rolle gespielt, dass gerade
auch die Visegrád-Staaten darauf Wert gelegt haben, dass das freiwillig
ist. Wir haben aber gesagt: Das kann nicht ein Präjudiz für die noch zu
leistende Vollendung der Dublin-Reform sein, also der Entwicklung eines
Dublin-IV-Mechanismus.

Wir werden nicht nur der Türkei die zweite Tranche in Höhe von 3 Milliarden
Euro zur Verfügung stellen, sondern auch den EU-Treuhandfonds für Afrika um
500 Millionen Euro aufstocken. Dass war natürlich gerade für die
betroffenen Länder wie Italien und Malta von großer Bedeutung, aber auch
für Spanien.

Wir haben dann gesagt: Wir wollen die Migration auch sozusagen an der
Wurzel annehmen und die Wurzeln dieser Migration auch in den Blick nehmen.
Kein Mensch verlässt leichtfertig seine Heimat. Deshalb sagen wir, dass wir
eine neue Partnerschaft mit Afrika brauchen, und zwar auf der Basis der
afrikanischen Vorstellungen in der Agenda 2063, wie sie die Afrikanische
Union vorgelegt hat. Hierbei geht es neben der klassischen
Entwicklungshilfe, die verstärkt werden muss, vor allen Dingen auch um
Mechanismen dafür, dass private Investitionen und die wirtschaftliche
Entwicklung in Afrika gestärkt werden. Wir wollen einen verstärkten
Austausch zwischen den einzelnen Menschen sowie zwischen den
Zivilgesellschaften, und wir wollen gerade auch Frauen und deren
Entwicklung in den Blick nehmen, also Dinge, die etwas damit zu tun haben,
dass sich Afrika mit dem Partner Europäische Union selbst gut entwickeln
kann.

Wir sagen dann, dass wir mit Blick auf die nächste finanzielle Vorausschau
natürlich mehr Mittel für den Kampf gegen illegale Migration brauchen.

Wir äußern uns dann zu der Frage der Grenzkontrollen an den Außengrenzen.
Hierfür wird Frontex aufgestockt und, wo notwendig, auch ein erweitertes
Mandat bekommen. Wir müssen uns auch noch sehr viel stärker mit den
Rückführungen derjenigen, die keinen Schutzstatus haben, beschäftigen. Auch
das ist klar.

Wir sagen dann, nachdem wir diese äußere Dimension sozusagen umfassend
dargelegt haben, dass die Sekundärmigration auch ein Thema von großer
Bedeutung ist; denn sie droht die Integrität des Schengen-Besitzstandes,
also die Freizügigkeit, zu gefährden. Deshalb wollen wir hier zwischen den
Mitgliedstaaten sehr, sehr eng zusammenarbeiten.

Wir konstatieren dann, dass wir bei der Schaffung eines neuen gemeinsamen
europäischen Asylsystems im Grunde in fünf Rechtsakten relativ weit
gekommen sind; zwei stehen noch aus. Das bedeutet, dass wir hier noch einen
großen Weg an Arbeit vor uns haben. Wir haben jetzt aber erst einmal einen
robusten Rahmen geschaffen, in dem wir handeln können, in dem wir
Prioritäten gesetzt haben und auch neue Optionen in Blick genommen haben.
Ich will übrigens erwähnen, dass gerade auch die britische
Premierministerin gestern sehr in dem Geist mitgearbeitet hat, dass
Migration auch ein Thema ist, das Großbritannien auch nach dem Austritt aus
der Europäischen Union weiter interessieren wird und bei dem wir auch
zusammenarbeiten müssen.

Ich hatte ja gesagt, dass ich jenseits der Festlegungen der 28
Mitgliedstaaten daran arbeiten werde, bilaterale oder trilaterale
Absprachen zu treffen, solange wir noch keine neue Dublin-Verordnung haben,
gerade mit Blick auf die Sekundärmigration. Über das, was ich diesbezüglich
erreichen konnte, werde ich vor allen Dingen heute am späteren Abend die
Koalitionspartner informieren. Ich möchte Ihnen aber bereits zwei Aspekte
nennen.

Es geht dabei einmal um diejenigen, die die deutsch-österreichischen
Grenze, an der ja kontrolliert wird, erreichen. Griechenland und Spanien
sind bereit, die Flüchtlinge dann, wenn sie einen EURODAC-Eintrag aus
Griechenland oder Spanien haben, direkt wieder zurückzunehmen. Im Gegenzug
werden wir natürlich darüber reden, wie wir Griechenland und Spanien in der
Frage der ankommenden Flüchtlinge unterstützen können, vor allen Dingen
auch auf den ägäischen Inseln. Das ist sozusagen eine Maßnahme, die nur
dann angewandt werden kann, wenn das an kontrollierten Grenzübergängen
stattfindet. Griechenland und Spanien verpflichten sich also das haben wir
miteinander besprochen , diejenigen, die dort ankommen, dann auch direkt
zurückzuführen. Wir werden auf der anderen Seite mit Griechenland und
Spanien daran arbeiten, gerade Flüchtlinge, die im Zusammenhang mit der
Familienzusammenführung nach Deutschland kommen, dann auch schrittweise
nach Deutschland zu bringen.

Es gibt dann eine zweite Form der Möglichkeit, das gesamte Thema der
Sekundärmigration effektiver zu gestalten. Das betrifft all die Bereiche,
in denen wir keine Grenzkontrollen haben, was ja die allermeisten in
Deutschland sind. Hier haben wir heute den Zustand, dass bei der 
Dublin-Rücküberstellung im Durchschnitt nur 15 Prozent der Fälle mit unseren
Nachbarstaaten funktionieren ich rede jetzt nicht über die Ankunftsstaaten,
sondern ich rede über Nachbarstaaten wie Frankreich und andere. Hier haben
wir mit einer Vielzahl von Länder vereinbart, dass wir
Verwaltungsvereinbarungen abschließen werden das müssen dann die
Innenministerien machen, wie auch bei der anderen Sache mit Griechenland
und Spanien müssen dann die Details durch die Innenminister geklärt werden;
das sind jetzt also politische Absprachen , sodass wir dann effizientere,
schnellere Rücküberstellungsverfahren mit einer höheren Erfüllungsrate
erreichen.

Dazu schlage ich vor, dass wir das Asylgesetz in Deutschland in 5 so
ändern, dass beschleunigte Verfahren durchgeführt werden können, wie wir
das heute schon für Menschen aus sicheren Herkunftsländern haben. Wenn
jemand zum Beispiel einen EURODAC-Eintrag aus Frankreich hat, dann ist ja
klar, dass das auch ein sicheres Herkunftsland ist bzw. die gleiche
Qualität hat. Dann würden wir die Gruppe derer, die solche beschleunigten
Verfahren durchlaufen können auch diejenigen, die aus Ländern kommen, mit
denen wir solche Verwaltungsvereinbarungen nach Artikel 36 der 
Dublin-Verordnung abschließen , aufnehmen und in einem sehr schnellen Verfahren
und mit einer höheren Effizienz die Rücküberstellungen zwischen den
jeweiligen Ländern und Deutschland durchführen. Daran hat sich, wie gesagt,
eine ganze Reihe von Ländern beteiligt.

Ich werde darüber dann auch die Koalitionspartner informieren, sodass wir
also das haben, was wir insgesamt unter 28 Mitgliedstaaten beschlossen
haben, plus noch einzelne Vereinbarungen, die sozusagen deshalb getroffen
wurden, weil wir heute noch keine Dublin-4-Verordnung haben, die die
Verteilung mit regelt also das, was ich auch vorausgesagt habe.

Insgesamt waren es also, wie Sie sich vorstellen können, sehr arbeitsreiche
Stunden. Ich muss sagen, dass es doch substanzielle Entwicklungen gegeben
hat, sodass wir, auch wenn wir längst nicht am Ende eines Weges sind, doch
sehr viel mehr Ordnung und Steuerung in die Dinge hineinbringen können,
wenn wir das auch wirklich alles zielstrebig umsetzen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, können Sie uns sagen, welche Länder zu
erkennen gegeben haben, dass sie bereit sind, künftig freiwillig
Flüchtlinge aus kontrollierten Zentren auf europäischer Seite
zurückzunehmen?

Wenn es Lager auf beiden Seiten des Mittelmeers gibt: Haben Sie gestern
Abend auch darüber gesprochen, wie die Zustände in Libyen und auch auf
Lesbos sind? Wie schwer ist es Ihnen dann vielleicht gefallen, dem
zuzustimmen?

BK'in Merkel: Ich habe mich seit Langem dafür eingesetzt, dass diejenigen,
die von der Küstenwache nach Libyen zurückgebracht werden, auch unter die
Betreuung des UNHCR kommen. Wir haben auch sehr enge Kontakte mit dem UNHCR
und reden immer wieder auch mit dem libyschen Ministerpräsidenten. Ich habe
mit Alexis Tsipras in der Tat über die Situation auf den Inseln gesprochen.
Deshalb soll es hier ja auch besondere weitere Hilfe geben, denn ich
glaube, diese Inseln haben wirklich jede Unterstützung verdient. Ich hoffe
nach wie vor, dass dann auch eine effizientere Umsetzung des 
EU-Türkei-Abkommens auf der griechischen Seite möglich ist. Da wird ja immer noch an
den rechtlichen Rahmenbedingungen gearbeitet.

Die andere Frage habe ich, ehrlich gesagt, nicht hundertprozentig
verstanden.

Zusatz: Welche Länder sind bereit wie sich Italien das ja ganz explizit
vorstellt , aus den kontrollierten Zentren auf europäischer Seite dann
Flüchtlinge auch wieder freiwillig abzunehmen?

BK'in Merkel: Das haben wir nicht diskutiert, weil Italien sich gar nicht
verpflichtet hat, solche Zentren zu errichten. Ich habe gerade Aussagen des
Innenminister Italiens gelesen, der sagte, er sehe das gar nicht. Es hängt
dann natürlich davon ab. Wir haben als Deutschland in der Vergangenheit ja
immer wieder Flüchtlinge zum Beispiel aus Italien und Griechenland
übernommen. Das muss man dann sehen und muss man dann aushandeln.
Deutschland ist jedenfalls nicht ein Land, das sagt "Niemals und nie werden
wir uns an der Lastenteilung beteiligen", genauso wie wir jetzt ja auch
Länder bitten, uns zu helfen, um die illegale Sekundärmigration zu
reduzieren. Insofern gehören wir zu denen, die offen sind, aber dazu gibt
es heute keine konkreten Absprachen.

Im Übrigen will ich noch einmal sagen: Die Ausschiffungsplattformen sind
wichtig, aber sie können nur zusammen mit einem Drittstaat gemacht werden.
Deshalb habe ich hier immer und immer wieder dafür plädiert, dass wir nicht
über die Köpfe von solchen denkbaren Staaten hinwegsprechen, sondern dass
wir das Gespräch suchen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Ihren Gesprächspartnern hier ist ja nicht
entgangen, dass Sie unter starkem innenpolitischen Druck nach Brüssel
gekommen sind. Inwieweit hat das Ihre Verhandlungsposition erschwert?

Wenn Sie sich das Ergebnis insgesamt anschauen: Gehen Sie davon aus, dass
das Ihrem Partner in Berlin, der CSU, und Bundesinnenminister Seehofer
reichen wird?

BK'in Merkel: Erstens kann man das auch so sehen und das war gestern auch
spürbar , dass man die in der Tat angespannte Situation in Deutschland auch
als einen Nukleus oder als einen Antrieb genommen hat, jetzt doch einmal zu
versuchen, sich über eine Gesamtdarlegung dieses Themenkomplexes zu
verständigen. Ich habe das also eher als Ansporn gesehen, hier Lösungen zu
finden. Vielleicht hätten wir das uns sonst gar nicht so auferlegt; denn
auch schon das Treffen der 16 am Sonntag war natürlich eine wichtige
Vorbereitung, um einigermaßen einschätzen zu können, ob man dann auch zu 28
eine Lösung finden kann. Insofern sehe ich das als eine Beschleunigung der
Möglichkeit, hier zu einer substanziellen Einigung die noch nicht der
letzte Schritt ist, das sage ich noch einmal zu kommen.

Jetzt gehe ich Schritt für Schritt vor. Ich werde heute Abend, wie gesagt,
die Koalitionspartner unterrichten, und dann wird es sicherlich am morgigen
Tage noch eine ganze Reihe von Gesprächen geben. Insofern kann ich dem
allen nicht vorgreifen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, es gibt ja in den Schlussfolgerungen den einen
Satz zur Sekundärmigration, der sinngemäß so lautet, dass alle
Mitgliedstaaten aufgefordert werden, notwendige Maßnahmen zu ergreifen, um
diese Sekundärmigration einzuschränken. Nun hören wir aus der CSU, dass das
schon als eine Art Freibrief betrachtet wird, die Zurückweisungen an der
Grenze, wie sie Herr Seehofer in den letzten Wochen vorgeschlagen hat,
tatsächlich durchzuführen. Teilen Sie diese Beurteilung?

BK'in Merkel: Meine Haltung ist ja bekannt: Ich betrachte Rückweisungen als
eine unilaterale Maßnahme. Ich habe mich ja genau deshalb um Absprachen
bemüht, weil ich nicht möchte, dass wir dann ohne Absprache so etwas
durchführen. Insofern ist hier darauf hingewiesen worden, dass zum Beispiel
Mitgliedstaaten, in denen die Erstaufnahme von Flüchtlingen stattfindet,
natürlich auch etwas tun müssen, um vielleicht Ausreisekontrollen zu
machen. Wir haben auch darüber geredet, dass wir an den Außengrenzen zum
Beispiel gegebenenfalls in Slowenien, aber auch in Bulgarien noch einmal
die Grenzkontrollen verstärken können und dass Deutschland oder Frontex
dort auch helfen können. Insofern hat sich an meiner Grundeinstellung nicht
unilateral, nicht unabgestimmt und nicht zulasten Dritter nichts verändert,
und im Rahmen dieser Varianten habe ich hier meine Absprachen getroffen.
Die werde ich dann auch den Koalitionspartnern vortragen, sowohl der CSU
als auch der SPD, und natürlich meiner eigenen Partei auch.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, was sagen Sie zu dem Vorwurf von NGOs und
eines Teils der Opposition, dass die EU hier quasi die Festung Europas
beschlossen hat, nämlich die Abschirmung gegenüber Flüchtlingen aus anderen
Teilen der Welt?

Eine kurze Zusatzfrage zum Euro-Zonen-Budget: Ist in der Diskussion jetzt
schon klar geworden, dass ein eigenes Euro-Zonen-Budget außerhalb des 
EU-Haushalts keine Chance hat?

BK'in Merkel: Nein, dazu gab es ja Bemerkungen der Finanzminister. Das ist
heute nicht vertieft worden. Da ist nur auf den Brief von Herrn Centeno
Bezug genommen worden. Also das bleibt in der Unschärfe so, wie es auch
vorher war.

Was jetzt die Frage nach der Situation anbelangt: Wenn wir einmal über
Ordnung und Steuerung reden, dann ist doch die Frage, was heute los ist.
Wenn ich zum Beispiel in Niger bin, wenn ich mir anschaue, wie dort die
Internationale Organisation für Migration Rückkehrer aus Libyen betreut,
wenn ich mir anhöre, was sie erzählen und was sie erlebt haben.
Irgendjemand hat erzählt, wie die Situation zum Teil noch in den libyschen
Lagern ist, wo wir darum kämpfen, dass sie geöffnet werden usw.

Da kann ich nur sagen: Ein geordneter Prozess, bei dem Menschen sich nicht
erst einmal über Hunderte von Kilometern in eine völlig dramatische Lage
bringen, ist ein Wert an sich. Dass wir Schleppern und Schleusern nicht die
Hoheit darüber überlassen können, wer nach Europa kommt und wer nicht, das
ist auch richtig.

Deshalb sagen wir ja auch: Wir brauchen eine neue Partnerschaft mit Afrika.
Für mich gehört dazu, dass es dann auch Arbeitserlaubnisse gibt. Für mich
gehört dazu, dass es dann auch Studienplätze für junge Menschen gibt, aber
nicht, dass der Weg, nach Europa zu kommen, davon abhängt, dass ich
irgendeinem Schlepper oder einem Schleuser Geld in die Hand gebe und in
völlig inakzeptable und von uns auch gar nicht kontrollierbare
Zusammenhänge komme. Und dann sagen wir: Das ist aber dann der richtige
Weg. Das halte ich nicht für den richtigen Weg.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, noch einmal eine Nachfrage in Sachen
Sekundärmigration. Die CSU hat ja angekündigt, ihre Bewertung der
Migrationsergebnisse an das Kriterium der Wirkungsgleichheit zu knüpfen
wirkungsgleich zu sofortigen Abweisungen von der Grenze. Erfüllt das
Gesamtpaket, das Sie aus Brüssel jetzt mitbringen, inklusive der
bilateralen Abkommen, das Kriterium der Wirkungsgleichheit?

BK'in Merkel: Ich würde sagen: Wenn wirklich alles, was wir zu 28
vereinbart haben, plus das, was jetzt zusätzlich vereinbart wird, umgesetzt
wird, dann ist das mehr als wirkungsgleich. Das ist dann ein wirklicher
substanzieller Fortschritt. Aber darüber werden wir natürlich im Detail
sprechen. Ich kann Ihnen jetzt nur meine Bewertung sagen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, noch einmal zu der Frage der Sekundärbewegung:
Gestern vor dem Gipfel hatten sie ja ein bilaterales Treffen mit
Premierminister Conte. Ich würde gern wissen, ob Sie das Gespräch über ein
mögliches bilaterales Abkommen mit ihm zu dieser Frage der Sekundärbewegung
geführt haben und ob es da möglicherweise eine Einigung gegeben hat. Wenn
es aber eine solche Einigung nicht gibt, was wäre denn dann eine mögliche
Konsequenz?

BK'in Merkel: Italien hat ja mit Premierminister Conte am letzten Sonntag
schon einen umfassenden Migrationsrahmen vorgegeben. Für Italien steht im
Augenblick die Frage der Primärmigration sehr stark im Vordergrund. Deshalb
müssen Gespräche über die Sekundärmigration weiter geführt werden. Da gibt
es jetzt keine konkreten Absprachen. Denn, wie gesagt: Die Reihenfolge ist
aus italienischer Sicht eben eine andere. Das ist zu respektieren.

Inwieweit man dann sozusagen Maßnahmen ergreifen muss, die uns mehr
Transparenz bringen, das kann ich heute noch nicht sagen. Wir werden jetzt
erst einmal weiter sprechen. Noch gibt es keine konkreten Absprachen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, was darf man sich genau unter den
kontrollierten Zentren vorstellen, die an den europäischen Seegrenzen
eingerichtet werden sollen?

Das Prinzip ist Freiwilligkeit. Wer tut das freiwillig? Würden Sie denen
zustimmen, die sagen, mit diesem Verweis auf Freiwilligkeit, aber auch mit
der Akzentuierung von bilateralen Vereinbarungen, habe sich Europa vom
Prinzip des BK'in Merkel: Nein, ich finde, das, was wir hier gemeinsam
erreicht haben, ist doch mehr, als ich vielleicht selber gedacht hätte,
auch wenn es noch nicht vollkommen ist. Ich habe immer wieder gesagt: Wir
werden heute hier kein gemeinsames europäisches Asylsystem verabschieden.
Aber je mehr wir untereinander vereinbaren, desto schneller nähern wir uns
auch einer möglichen europäischen Lösung. Davon bin ich überzeugt. Das
heißt also: Wenn man in vielen Ländern auch in unterschiedlicher Weise
zusammenarbeitet, stärkt das letztlich eines Tages auch den europäischen
Gedanken.

Wir haben das ja oft gehabt, auch bei der Krisenbewältigung im Euroraum:
Der ESM ist ein unter den Regierungen ausgearbeitetes Konstrukt und soll
eines Tages einmal in den Vertrag eingeführt werden. Man macht also nicht
immer als erstes gleich die komplette europäische Regelung.

Zuruf: Kontrollierte Zentren.

BK'in Merkel: Ja, schauen Sie, die AnKER-Zentren: Wenn Sie mich als
deutsche Bundeskanzlerin fragen, dann würde ich sagen, haben wir heute
diese Ankunftszentren, zum Beispiel in Bamberg und Manching, in denen für
bestimmte Gruppen von Flüchtlingen auch Residenzpflicht herrscht. Das sind
eben kontrollierte Zentren, aus denen heraus dann entschieden wird: Hast du
einen Schutzstatus? Also gibt es für einen Flüchtling einen Schutzstatus
oder gibt es ihn nicht?

Von denen aus das ist ja dann auch der Gedanke der AnKER-Zentren soll dann
die Rückführung, wenn kein Schutzstatus da ist, erfolgen oder die
Verteilung in die Kommunen, aber nicht schon vorher die Verteilung in die
Kommunen.

Das müssen nun die Länder alle für sich entscheiden, wie sie das genau
organisieren. Aber für die deutsche Seite habe ich diese Sichtweise über
ein kontrolliertes Zentrum. Also es geht um eine schnelle Entscheidung.
Manchmal gibt es ja jahrelang Prozesse, wo nicht klar ist: Darf jemand
bleiben? Darf jemand nicht bleiben? Dann gibt es keine Integration. Wir
sind alle einig, dass wir natürlich bei der Rückführung noch sehr viel mehr
tun müssen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben am Anfang letzter Woche gesagt, Sie
würden sich selbst unter großen Verhandlungsdruck setzen. Haben Sie aus
Ihrer Sicht vor dem Wochenende so sage ich es einmal geliefert und
Ihrerseits alles geschafft, was Sie schaffen wollten?

Sie haben gerade noch gesagt, dass die innenpolitische Lage in Deutschland
sozusagen für Bewegung gesorgt habe. Sind Sie am Ende der CSU sogar noch
dankbar, dass sie

BK'in Merkel: Ich möchte nicht wiederholen, was ich gesagt habe. Aber es
bleibt so, wie ich es gesagt habe.

Die Zeit habe ich, glaube ich, maximal ausgeschöpft, die hier zur Verfügung
stand. Ich glaube, das können Sie bestätigen. In dieser Zeit habe ich auch
noch intensivst gearbeitet, wie viele andere heute Nacht auch. Insofern ist
hier jedenfalls kein Mangel an Effizienz gewesen.

An den Tagen vorher gab es viele Gespräche das Treffen am Sonntag war ja
auch ein Beispiel dafür , sodass ich glaube: Das, was man in dieser Zeit
erreichen kann, ist auch realisiert worden.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, zwei Fragen, falls ich darf.

BK'in Merkel: Das macht ja jeder.

Zusatzfrage: Okay. Es sind schnelle Fragen.

Sie haben anscheinend zehn Stunden damit verbracht, über Migration zu
sprechen und fünf Minuten über Brexit. Ist das ein gutes oder ein
schlechtes Zeichen?

Die zweite Frage: Der russische Außenminister Lawrow hat heute gesagt, dass
Großbritannien trotz Brexit die Europapolitik für Russland besonders
beeinflusst. Was ist Ihre Reaktion dazu?

BK'in Merkel: Erstens machen wir alle die Russland-Politik der Europäischen
Union. Das ist überhaupt gar keine Frage. Jeder Mitgliedstaat bringt sich
da ein. Wir haben im Übrigen gestern wieder die Sanktionen im Zusammenhang
mit der Ukraine und Minsk verlängert. Das war auch ein Ergebnis.

Zweitens ist das, was Sie sagen, in dem Sinne nicht richtig, dass wir mit
Theresa May fünf Minuten vielleicht war es eine Viertelstunde gesprochen
haben. Das ist aber auch ihr Wunsch gewesen, weil sie erst in den nächsten
Tagen ein neues Weißbuch vorlegen wird. Sie wird nach Deutschland kommen
und wird mit mir eine ausführliche Beratung über diese Dinge haben.

Wir haben heute früh relativ lange über den Stand der Verhandlungen mit
Großbritannien über die zukünftigen Beziehungen gesprochen. Michel Barnier
hat umfassend vorgetragen. Jean-Claude Juncker hat seine Einschätzung
gegeben. Viele haben sich dazu geäußert. Jetzt warten wir mit Spannung auf
das Weißbuch und hoffen, dass wir einen Schritt vorankommen. Denn es ist
natürlich eine ziemlich drängende Zeitachse.

Im Oktober müssen wir eine Vorstellung, einen politischen Rahmen über die
zukünftigen Beziehungen Großbritanniens haben. Wir haben auch noch keine
richtige Lösung für die irische Grenze, also was jetzt sozusagen den ersten
Teil der Verhandlungen anbelangt. Aber wir haben schon eine ganze Zeit
darauf verwendet, und das Thema ist auch hinreichend wichtig für uns alle.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie hatten ja das wurde angesprochen vor dem
Gipfel mit Herrn Conte gesprochen. Jetzt haben Italien und Malta ihre Häfen
geschlossen. Gibt es irgendwelche Signale, dass sie zumindest mittelfristig
wieder für die Ankunft von aus Seenot geretteten Flüchtlingen geöffnet
werden?

BK'in Merkel: Ich habe den Worten sowohl des Premierministers als auch vor
allen Dingen des maltesischen Premierministers gestern entnommen, dass wir
natürlich unseren internationalen Verpflichtungen weiter nachkommen die
Operation Sophia wird es ja auch weiter geben , aber dass auch darauf
geachtet wird, dass alle Schiffe, die sich an der Seenotrettung beteiligen,
wirklich geltendes Recht einhalten. Das heißt, dass man auch die libysche
Küstenwache ihre Arbeit machen lässt. Unter diesem Rahmen haben sich beide
geäußert. Das gilt jetzt erst einmal für mich.

Herzlichen Dank.

Freitag, 29. Juni 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1702: Regierungspressekonferenz vom 29. Juni 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 29. Juni 2018

Regierungspressekonferenz vom 29. Juni 2018

Themen: Europäischer Rat in Brüssel/Asyl- und Flüchtlingspolitik der
Europäischen Union, Termine der Bundeskanzlerin (Haushaltswoche im
Deutschen Bundestag, Gespräch mit dem Ministerpräsidenten Ungarns, Gespräch
mit der Premierministerin Großbritanniens, Gespräch mit dem ehemaligen
Staatspräsidenten der Demokratischen Republik Timor-Leste José Ramos-Horta,
Kabinettssitzung, Jahresempfang des Diplomatischen Corps),
deutsch-chinesische Regierungskonsultationen, geplanter Bau einer
Batteriefabrik durch das chinesische Unternehmen CATL in Thüringen,
Seenotrettungseinsatz durch das Schiff "Lifeline" auf dem Mittelmeer,
Banken-Stresstest der US-Notenbank, Unruhen in Nicaragua, Handel der
deutschen Wirtschaft mit osteuropäischen Ländern


Sprecher: SRSin Demmer, Korff (BMI), Adebahr (AA), Einhorn (BMWi),
Friedrich (BMVI), Fehling (BMF)



Vors. Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage (zur Asyl- und Flüchtlingspolitik der EU): Frau Demmer, mich
interessiert die Haltung der Bundeskanzlerin zu den Anlandungs- oder
Ausschiffungszentren, die jetzt beschlossen wurden. Vor zwei Tagen hat das
Kanzleramt noch praktisch ausgeschlossen, dass es konsensfähig ist, solche
Zentren, also geschlossene Lager, innerhalb der EU einzurichten. Was hat
die Kanzlerin dazu bewegt, ihre Meinung zu ändern?

SRSin Demmer: Die Kanzlerin hat sich dazu ja heute Nacht geäußert. Ich
möchte dem auch gar nicht viel hinzufügen, außer dass das Ergebnis
insgesamt ein Bekenntnis zu den europäischen Werten und Prinzipien
wiedergibt. Natürlich gilt beim Thema Ausschiffung, das Sie gerade
ansprechen, dass jede Konkretisierung dieser Idee nur in Kooperation und in
enger Absprache mit den Nachbarstaaten der Europäischen Union und mit dem
UNHCR getroffen werden kann, und natürlich unter Beachtung des
Völkerrechts. Die Gespräche in Brüssel gehen aber weiter, und die
Bundeskanzlerin wird vor Ort selber über alles Weitere informieren.

Zusatzfrage: Inwieweit entspricht es denn dem EU-Recht, dass Flüchtlinge in
solchen Zentren innerhalb der EU eingesperrt sein sollen?

SRSin Demmer: Wie gesagt, die genaue Ausformung gilt es jetzt ja noch zu
treffen. Natürlich werden sämtliche Vereinbarungen rechtskonform
stattfinden. Über alles Weitere wird, wie gesagt, in Brüssel Auskunft
gegeben.

Frage: Frau Korff, mich würde eine erste Bewertung der Beschlüsse des 
EU-Gipfels aus dem Innenministerium interessieren. Wie bewertet denn Horst
Seehofer die Ergebnisse? Können die das bringen, was im Moment in Rede
steht, also dass das wirkungsgleich zu Zurückweisungen wäre?

Korff: Der Minister hatte sich ja im Laufe dieser Woche mehrfach dazu
geäußert, wie er sich den Fahrplan und die zeitlichen Abläufe hinsichtlich
der Bewertung der Ergebnisse des Gipfels vorstellt, nämlich dass er die
nicht anhand von Pressemitteilungen und Abschlusserklärungen vornimmt,
sondern dazu das Gespräch mit der Kanzlerin und weiteren Beteiligten führt,
sodass wir an dieser Stelle noch keine Bewertung für ihn vornehmen werden.
Das BMI nimmt jetzt eine ausführliche und sorgfältige Bewertung vor. Wie
gesagt, für Herrn Seehofer gilt das, was er diese Woche in Bezug auf den
Fahrplan der nächsten Stunden und Tage gesagt hat.

Frage: Frau Demmer, wir hören ja dieser Tage und auch gestern aus Brüssel,
dass es einer europäischen Lösung bedürfe. Nun gibt es die ja schon seit
November 2017, denn das Europäische Parlament hatte damals in ziemlicher
Breite, nämlich mit fast 180 europäischen Parteien aus sechs Fraktionen,
von links bis rechts - unter anderem auch mit der EVP, deren Vorsitzender
der stellvertretende CSU-Chef Manfred Weber ist -, einen Beschluss gefasst.
In diesem Beschluss wird praktisch alles angesprochen und alles geregelt,
was irgendwie der CSU, aber auch der Bundesregierung wichtig ist. Können
Sie erklären, warum die Bundesregierung auf diesen Vorschlag bis heute
nicht eingegangen ist oder wenigstens den Versuch unternommen hat, andere
EU-Regierungen dazu zu bringen, diesen Vorschlag, diesen Beschluss des
Europäischen Parlamentes aufzugreifen, sodass es eines quälenden Brüsseler
Gipfels nicht mehr - jedenfalls nicht in dieser Form - bedurft hätte?

SRSin Demmer: Ich muss passen, ich weiß nicht, von welchem Beschluss genau
Sie reden.

Zusatz: November 2017, sechs Fraktionen, auf Basis eines Vorschlages der
Europäischen Kommission zum Dublin-Abkommen, der durch das Europäische
Parlament sozusagen völlig entkernt und neu gefasst wurde. Wenn Sie jetzt
sagen, dass Sie nicht wissen, wovon ich rede, dann wirft das irgendwie kein
gutes Licht darauf, wenn es seit November 2017 auf dem Tableau liegt, finde
ich.

SRSin Demmer: Die Interpretation meines Nichtwissens muss ich Ihnen
überlassen, aber möglicherweise kann ich Ihnen dazu noch etwas nachreichen.
Vielleicht kann das AA etwas dazu sagen?

Adebahr: Das ist jetzt ein Gipfel, der in Brüssel läuft, und die Beratungen
gehen dort weiter. Ich glaube, da muss man auch erst einmal schauen, was
dabei herauskommt und in welche Richtung das konkretisiert wird, bevor man
es mit früheren Beschlüssen oder Vorschlägen des Parlaments vergleichen
kann.

Zusatzfrage: Das heißt, ich kann mich mit Ihnen beiden noch bilateral in
dieser Form auseinandersetzen?

Korff: Wenn ich vielleicht kurz unterstützen darf: Die Haltung der
Bundesregierung zu den Beschlüssen des Europäischen Parlaments war hier
schon oft Thema, nämlich kurz nachdem diese Beschlüsse getroffen wurden.
Hier auf der Bank wurde zum einen in einzelnen Punkten durchaus auch
inhaltliche Kritik an einzelnen Regelungen dieser Beschlüsse geäußert, die
eben nicht in vollem Einklang mit der Position der Bundesregierung stehen.
Zum anderen wurde aber zum Verfahren klar gesagt: Es ist wichtig, dass erst
der Rat eine Position für sich trifft und man sich dann mit den Vorschlägen
des Parlaments befasst. Das sage ich jetzt nur mit Blick auf die
Diskussion, die hier schon gelaufen ist.

Frage: Frau Demmer, können Sie einmal erklären, warum die Aufnahmelager,
die jetzt geplant sind, für die geretteten Bootsflüchtlinge geschlossen
sein sollen?

SRSin Demmer: Wie gesagt, über Details der Ausformung der Pläne, die jetzt
in Brüssel gemacht worden sind, verweise ich nach Brüssel.

Zusatzfrage: Hier geht es ja nicht um Details, sondern um entscheidende
Punkte: offene Lager - geschlossene Lager. Warum sollen die Menschen dort
eingesperrt werden?

SRSin Demmer: Zu Ausformungen - ob es nun Details oder klare Kernpunkte des
gestern in Brüssel Beschlossenen sind - verweise ich nach Brüssel.

Zusatzfrage: Sie haben eben auf die europäischen Werte hingewiesen. Was
haben denn diese geschlossenen Aufnahmelager mit europäischen Werten zu
tun, können Sie das einmal erklären?

SRSin Demmer: Sie versuchen jetzt von hinten durch die Brust ins Auge von
mir weitere Stellungnahmen zu diesem Thema zu bekommen. Sie werden sie
nicht bekommen.

Zusatzfrage : Ich will keine Details zu den geschlossenen Aufnahmelagern
mehr, denn dazu wollen Sie ja nichts sagen, aber ich will wissen - Sie
haben es ja gerade selbst gesagt -, was das mit den europäischen Werten zu
tun hat.

SRSin Demmer: Ich habe auch darauf hingewiesen, dass ich mich hier jetzt
knapp halte, weil die Bundeskanzlerin dazu in Brüssel noch Stellung nehmen
wird.

Frage: Frau Korff, ich habe eine Frage zum technischen Prozedere: Wenn sich
die CSU-Führung am Sonntag entscheidet, dass das trotzdem alles noch nicht
reicht, ist das dann sozusagen bindend für den Innenminister in seiner
Funktion rein als Innenminister, und müsste er dann auch entsprechend
handeln? Oder könnte er theoretisch auch eine abweichende Entscheidung
fällen? Denn wenn es eine reine Parteientscheidung wäre, dann würde man ja
den Eindruck bekommen, dass da keine Sachgründe eine Rolle spielen, sondern
möglicherweise rein politische Gründe.

Korff: Ich kann Ihnen zu möglichen Ergebnissen und Auswirkungen möglicher
Ergebnisse von Beschlüssen der Parteigremien hier an dieser Stelle
tatsächlich nichts sagen. Der Minister hat sich dazu selber im Laufe dieser
Woche wirklich häufig geäußert, und ich kann dem nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: In welcher Form würde denn eigentlich der Masterplan eine
Umsetzung finden? Wäre das einfach eine normale Anordnung an die
Bundespolizei, oder wie läuft das dann am Sonntag oder am Montag - oder
wann auch immer - eigentlich?

Korff: Das hängt ja davon ab, was am Sonntag entschieden wird. Der
Masterplan als solcher umfasst, wie Sie wissen, sehr viele Maßnahmen, und
die sind - selbst wenn der Plan vorgestellt werden sollte - auch nicht alle
derart gestaltet, dass sie am Montag Wirkung entfalten könnten. Der Punkt,
um den es Ihnen geht, ist ja die in Frage stehende Zurückweisung an der
Grenze, und das hängt wirklich von den Gesprächen am Wochenende ab. Da sind
derart viele Konstellationen denkbar, dass es unseriös wäre, jetzt für
irgendeine dieser Möglichkeiten den Weg zu skizzieren.

Frage: Ich habe drei Fragen, die an Frau Demmer und Frau Korff gehen.

Zum Ersten würde mich interessieren: Können Sie uns etwas über den Stand
der bilateralen Gespräche beziehungsweise Vereinbarungen sagen, die die
Bundeskanzlerin beziehungsweise der Bundesinnenminister im Kontext der
Frage, wer Flüchtlinge aus Deutschland zurücknimmt, möglicherweise bereits
mit Staaten innerhalb der Europäischen Union getroffen haben?

Zweite Frage: Können Sie uns etwas darüber sagen, welcher Art die Gespräche
sein werden, die Bundesinnenminister Seehofer und die Bundeskanzlerin bis
zum Sonntag führen werden? Wird man miteinander telefonieren, fährt Frau
Merkel ins Altmühltal und besucht Herrn Seehofer, besucht er sie, oder wie
hat man sich das vorzustellen?

Meine dritte Frage ist eine Lernfrage an Frau Korff: Wie hat man sich das
vorzustellen, wird Herr Seehofer die Bewertung dessen, was Frau Merkel da
erreicht hat, als Bundesinnenminister vornehmen, wird er sie als 
CSU-Parteichef vornehmen, oder wird er sich zwischendurch einmal spalten?
Welche Rolle spielt eigentlich das Bundesinnenministerium bei der ganzen
Geschichte? Ist das relevant für die Frage, wie man am Ende zu einem
Ergebnis kommt, oder wird das am Ende eigentlich alles in München
entschieden?

SRSin Demmer: Ich kann ganz kurz sagen: Die Bundeskanzlerin wird
selbstverständlich die Koalitionspartner über die Ergebnisse des Gipfels in
Brüssel informieren. Über die Details kann ich Ihnen keine Auskunft geben.

Was die Ergebnisse bilateraler Abkommen betrifft, würde ich auch nach
Brüssel verweisen.

Zusatzfrage: Das heißt, das wird uns dann noch aus Brüssel von Frau Merkel
mitgeteilt?

SRSin Demmer: Die Gespräche laufen da ja noch, deswegen würde ich einfach
darauf verweisen. Die Bundeskanzlerin wird dort ja auch noch einmal vor die
Presse treten.

Korff: Dann bleibt für mich die Frage, wer welche Bewertung vornimmt: Das
Bundesinnenministerium prüft und wertet die Ergebnisse sozusagen mit Blick
auf das Handeln des Innenministeriums aus, so wie es das nach jedem
Europäischen Rat tut. Das geschieht auch, und das wird dem Minister
sicherlich wie immer auch vorgelegt werden.

Zur Frage, wann er was als wer vornimmt: Es ist klar, dass das Gespräche
zwischen den Parteien sind, und in dieser Funktion führt er diese
Gespräche. Mögliche Maßnahmen, die er dann als Bundesinnenminister trifft,
finden dann wieder in Abstimmung mit dem Haus statt. Aber die Gespräche
zwischen den Parteien bleiben Gespräche zwischen den Parteien.

Frage: Frau Adebahr, die Einrichtung geschlossener Lager hat in Europa und
speziell in Deutschland ja einen besonderen Klang. Man muss die nicht so
nennen, wie ein Mitarbeiter Ihres Hauses das intern getan hat, aber es hat
einen besonderen Klang und ist doch ein fundamentaler Wandel der bisherigen
Flüchtlingspolitik, die nämlich ein Stück weit an offene Grenzen auch in
Deutschland stieß. Ist der Außenminister einverstanden mit dieser
fundamentalen Wendung der Flüchtlingspolitik? Wurde er vorher konsultiert,
oder war das allein das Geschäft der Kanzlerin?

Adebahr: Ich denke, der Bundesaußenminister begrüßt, dass es eine
europäische Lösung in Brüssel zu geben scheint - die Beratungen laufen ja
noch. Er begrüßt grundsätzlich eine europäische Lösung, die die Solidarität
zwischen den Mitgliedstaaten stärkt und die zum Beispiel auch den
Außengrenzschutz stärkt. Wie gesagt, es ist zu früh, um die Details zu
kommentieren, denn die Beratungen in Brüssel laufen noch, und auch die
Detailausarbeitung aller Vorschläge muss ja noch folgen. Für den Moment
gilt also dieser grundsätzliche Satz, und zu den weiteren Details und
Ergebnisse können wir dann etwas sagen, wenn Genaueres vorliegt.

Zusatzfrage: Die Verlagerung der Aufnahmepolitik vom bisherigen Prinzip der
Aufnahme an Grenzen in geschlossene Lager ist für den Außenminister also
lediglich ein Detail und kein fundamentaler Wandel der Flüchtlingspolitik?

Zum Zweiten: Herr Gabriel hatte in seiner Amtszeit ja ein Lager in Libyen
besucht und war entsetzt von den Verhältnissen dort. Sieht Deutschland sich
in der Pflicht - und wie soll das dann geschehen -, dann zu verhindern,
dass in solchen afrikanischen Lagern solche entsetzlichen Verhältnisse
bestehen?

Adebahr: Ich denke, Sie haben den Außenminister in den vergangenen Tagen
immer zwei Dinge sagen hören. Das Erste ist: Wir brauchen eine europäische
solidarische Lösung. Das Zweite ist: Alles, was wir tun und was Europa tut,
muss sich nach rechtsstaatlichen Kriterien vollziehen und muss sich in
Zusammenarbeit mit UNHCR und IOM und nach menschlichen und
rechtsstaatlichen Kriterien vollziehen, die wir an Maßstäbe für die
Behandlung von Schutzsuchenden ansetzen. Das gilt für den Außenminister
fort.

Zu Libyen und der Situation dort im Land haben Herr Seibert und ich in der
letzten Regierungspressekonferenz etwas gesagt, und der Außenminister hat
am Montag vor dem Rat selbst noch einmal Stellung genommen und gesagt: Dass
die Situation in einigen Lagern dort extrem schwierig, außerordentlich
schwierig ist, stellt niemand in Frage. Dass es in der Zusammenarbeit mit
der libyschen Regierung hinsichtlich der Frage, wie weit die staatlichen
Strukturen gediehen sind, schwierige Punkte gibt, ist, denke ich, auch
allen Beteiligten klar.

Zusatzfrage: Das Prinzip geschlossener Lager verstößt aber nach Ihrer
Auffassung nicht gegen bisherige Praxis und gegen grundsätzliche
europäische Werte? Geschlossene Lager sind mit europäischen Werten
vereinbar?

Adebahr: Diese Frage möchte ich so beantworten, dass alles, was an Details -
 und diese Details haben wir noch nicht - zur Ausgestaltung der Brüsseler
Beschlüsse nun kommt, sich an den Kriterien orientieren sollte und muss,
die ich gerade genannt habe.

Frage: Frau Korff, eine Wissensfrage: Haben Sie vielleicht eine Zahl, wie
hoch die Anerkennungsquote in Deutschland nach allen möglichen Gesetzen -
also nicht nur 16, sondern generell - liegt? Wie hoch ist der Anteil der
Flüchtlinge, die in Deutschland Schutz bekommen? Ist dieser Anteil deutlich
höher oder niedriger als der Durchschnitt in Europa?

Korff: Ich habe das gerade nicht dabei; ich frage gleich nach, ob es mir
nachgeliefert wird. Was ich definitiv weiß, ist: Was den Vergleich zu
anderen europäischen Staaten betrifft, muss man sich wirklich die einzelnen
Herkunftsstaaten genau angucken, aber das bewegt sich ungefähr auf dem
gleichen Niveau.

Zusatzfrage: Können Sie vielleicht drei Herkunftsstaaten nennen -
vielleicht Syrien, Eritrea und wen auch immer -, in denen die
Anerkennungsquote besonders hoch ist? Bei Syrien weiß ich das - vielleicht
haben Sie noch zwei andere Länder im Kopf?

Korff: Eritrea ist tatsächlich auch eines der Länder mit einer sehr hohen
Anerkennungsquote. Die anderen haben sich ein bisschen verändert. Es kommt
ja auch immer darauf an, in welchem Jahr man sich das anschaut. Bei den
beiden weiß ich jedenfalls: Die haben eine sehr hohe Anerkennungsquote.
Auch Afghanistan hat eine relativ hohe Anerkennungsquote. Ich muss
nachschauen.

Frage: Frau Adebahr, bekommen wir noch ein Statement von der
Menschenrechtsbeauftragten der Bundesregierung zu den Ergebnissen des 
EU-Gipfels, oder gibt es dieses Statement schon?

Adebahr: Bisher ist es mir nicht bekannt. Die Menschenrechtsbeauftragte der
Bundesregierung wird selber entscheiden, wie sie sich dazu positioniert.

Zusatzfrage: Sie haben gerade zu den Lagern in Libyen gesagt, dass es dort
einige gebe, in denen die Lage sehr schwierig ist. Gibt es denn auch Lager,
wo es gut läuft, und können Sie uns die nennen?

Adebahr: Ich kann Ihnen hier und heute keinen Überblick über die
Gesamtsituation in libyschen Lagern geben; das möchte ich auch nicht. Das
ist vielleicht eine Frage, die Sie an das UNHCR richten könnten, die dort
vor Ort sind und vermutlich den besten Einblick haben.

Zusatzfrage: Aber wenn Sie sagen, dass es in einigen Lagern schwierig ist,
dann muss es ja auch einige Lager geben, in denen es gut ist. Darüber hat
die Bundesregierung Kenntnis, es gibt gute Zustände in einigen Lagern?

Adebahr: Wenn ich über die Kenntnis zu einigen Lagern spreche, dann sage
ich über die Kenntnis oder Unkenntnis zu der Gesamtheit oder anderen Lagern
in Libyen, glaube ich, nichts aus.

Vors. Szent-Iványi: Wir kommen zu den Formalien des Freitags, nämlich zu
den öffentlichen Terminen der Kanzlerin in der nächsten Woche. Frau Demmer,
bitte.

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, ist in der kommenden Woche Haushaltswoche im
Deutschen Bundestag. Am Mittwoch, dem 4. Juli, hält die Bundeskanzlerin ab
9 Uhr in der Debatte zum Einzelplan 04 - das ist der Einzelplan für die
Bundeskanzlerin und das Bundeskanzleramt - ihre Rede.

Am Donnerstag, dem 5. Juli, empfängt die Bundeskanzlerin den ungarischen
Ministerpräsidenten Viktor Orbán mittags zu einem Gespräch im Kanzleramt.
Es wird dabei um bilaterale, europapolitische und internationale Themen
gehen. Im Anschluss gibt es dann um 13 Uhr eine gemeinsame
Presseunterrichtung durch die Bundeskanzlerin und den ungarischen
Ministerpräsidenten.

Am Donnerstagnachmittag wird die Bundeskanzlerin dann Großbritanniens
Premierministerin Theresa May zu einem Gespräch empfangen. Schwerpunkte der
gemeinsamen Unterredungen werden europapolitische Fragen inklusive des
Austritts Großbritanniens aus der Europäischen Union sein. Auch wird es
Gelegenheit geben, sich zu aktuellen außen- und sicherheitspolitischen
sowie bilateralen Themen auszutauschen. Die Pressekonferenz gibt es in
diesem Fall dann ab 15 Uhr.

Um 16 Uhr am Donnerstag wird die Kanzlerin schließlich den ehemaligen
Staatspräsidenten der Demokratischen Republik Timor-Leste José Ramos-Horta
zu einem Gespräch im Bundeskanzleramt begrüßen. Der ehemalige Präsident und
Friedensnobelpreisträger ist seit 2002 regelmäßiger Gast in Deutschland.
Die Bundeskanzlerin wird sich mit ihm in einem informellen Gespräch über
aktuelle Entwicklungen in Südostasien austauschen.

Wegen der Haushaltswoche findet die Kabinettssitzung in der kommenden Woche
dann erst am Freitag, dem 6. Juli, und schon um 8.30 Uhr statt.

Ebenfalls am Freitag, von 16.30 Uhr bis 18.30 Uhr, wird die Bundeskanzlerin
das Diplomatische Corps zum traditionellen Jahresempfang im Schloss
Meseberg begrüßen. Es gibt auch eine Schlechtwettervariante; die fände dann
im Bundeskanzleramt statt. Zu den Gästen gehören Botschafterinnen und
Botschafter der in Deutschland akkreditierten Staaten sowie die Leiter
einiger in Deutschland ansässiger internationaler Organisationen. Die
Bundeskanzlerin wie auch Nuntius Erzbischof Nikola Eterovi´c werden eine
kurze Ansprache halten. Bei der Begrüßung im Schloss Meseberg ist ein
Bildtermin vorgesehen.

Frage: Eine Frage zum Besuch von Viktor Orbán: Trifft er ausschließlich die
Kanzlerin oder trifft er auch noch andere Minister, beispielsweise den
Innenminister, wenn es gerade um bilaterale Absprachen auch in der
Flüchtlingspolitik geht? Diese Frage geht dann an Frau Korff.

Korff: Ich kann Ihnen gerade nicht sagen, ob der Bundesinnenminister
nächste Woche Viktor Orbán trifft.

Frage: Frau Demmer, auch zum Besuch von Herrn Orbán: Herr Orbán ist ja
seinerzeit aus Deutschland, auch aus Regierungskreisen, heftigst für den
Bau eines Grenzzauns angegriffen worden. Vor kurzem hat Frau Merkel bei
Anne Will gesagt - wenn ich das richtig zusammenbekomme -, Herr Orbán
leiste mit dem Grenzschutz einen Schutz der Außengrenzen der EU und leiste
für uns Arbeit - so hat sie es fast wörtlich gesagt. Wird es dazu kommen,
dass Frau Merkel sich namens der Bundesregierung für die vielleicht etwas
harschen Worte in der Vergangenheit vielleicht nicht unbedingt
entschuldigt, aber versucht, es besser darzustellen?

SRSin Demmer: Ganz allgemein: Zum Thema Migration wird gerade in Brüssel
verhandelt, deshalb verweise ich dazu jetzt auch nach Brüssel. Über
vertrauliche Gespräche, die in der Zukunft stattfinden, werde ich keine
Spekulationen anstellen.

Frage: Frau Demmer, ich habe eine Frage zum Besuch von Frau May: Ist das
ein schon länger geplanter Termin oder ist dieser Termin aufgrund der
schleppenden Brexit-Verhandlungen anberaumt worden? Können Sie vielleicht
ein bisschen etwas zum Hintergrund sagen? Was wird das Hauptthema sein -
Brexit, nehme ich an, oder worum geht es da?

SRSin Demmer: Genau, das habe ich ja gesagt. Natürlich spielt das Thema
Brexit eine Rolle, genauso wie alles, was derzeit europapolitisch auf der
Agenda steht. Auch da kann ich dem Gespräch natürlich nicht vorgreifen.
Natürlich ist das ein wichtiges Thema, also bespricht man sich auch
regelmäßig.

Zusatzfrage: Wird die Kanzlerin dann auch die Gelegenheit nutzen, diese
doch sehr schleppenden Gespräche vielleicht etwas zu beschleunigen und auch
noch einmal die Position der Bundesregierung darzustellen, die ja offenbar
der Meinung ist, dass die Briten die Gespräche im Grunde genommen etwas
fahrlässig verzögern und zum Teil auch blockieren?

SRSin Demmer: Ich würde mir jetzt Ihre Analyse nicht zu eigen machen
wollen, aber selbstverständlich wird die Bundeskanzlerin in einem solchen
Gespräch, im Austausch über dieses zentrale Thema für Europa, auch ihre
eigenen Standpunkte darlegen.

Frage: Noch einmal zu Herrn Orbán: Frau Demmer, was ist eine
Presseunterrichtung?

SRSin Demmer: Ich gehe davon aus, dass das eine Pressekonferenz ist.

Zusatzfrage: Sie sagten gerade Unterrichtung - vielleicht ist das in Ungarn
ja etwas anderes. Es wird eine Pressekonferenz geben, in der wir Fragen
stellen können?

SRSin Demmer: Ich gehe davon aus, weiß es aber nicht genau. Ich kläre das
noch einmal.

Korff: Ich kann nachliefern: Herr Orbán kommt auch zu Gesprächen mit Herrn
Seehofer ins BMI.

Zusatzfrage: Gibt es da auch eine Pressekonferenz?

Korff: Ich weiß es nicht. Das werden wir sehen.

SRSin Demmer: Ich verstehe Ihre Verwirrung bezüglich der Wortwahl. Ich kann
es jetzt aufklären: Pressekonferenz.

Frage: Im weiteren Sinne zu weiteren Terminen, sagen wir einmal, zu
Terminen im Juli: Ist es richtig - vielleicht ist es mir auch entgangen -,
dass da deutsch-chinesische Regierungskonsultationen anstehen?

SRSin Demmer: Ja, ich glaube, da liegen Sie richtig. Aber wir geben über
Termine ja nur am Freitag der Vorwoche Auskunft. Deswegen kann ich Ihnen
das jetzt hier nicht bestätigen.

Zusatz: Sie bestätigen es nicht, aber wir liegen da richtig. Okay.

SRSin Demmer: Ich rudere zurück. Termine der Kanzlerin geben wir immer am
Freitag der Vorwoche bekannt.

Frage: Sie sagten, Frau Demmer, die Kanzlerin werde die Koalitionspartner
über die Ergebnisse des Gipfels unterrichten. Haben Sie ein Zeitfenster
dafür, wann das passieren soll?

SRSin Demmer: Zeitnah.

Zusatzfrage : Heute?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen über die genauen Details der Kommunikation
innerhalb der Koalition keine Auskunft geben. Aber sie wird sie
informieren, und das sicherlich zeitnah.

Frage: Die deutsche Position und die ungarische Position waren schon einmal
viel weiter voneinander entfernt, und jetzt ist eigentlich fast schon eine
Einigung in der Migrationspolitik erreicht. Ist das der Anlass des
Treffens? Was ist eigentlich das Ziel dieses Treffens?

SRSin Demmer: Wie gesagt: In dem Gespräch wird es um bilaterale,
europapolitische und internationale Themen gehen. Hinsichtlich des Themas
der Migration verweise ich jetzt nach wie vor auf Brüssel, wie schon eben
geschehen, und ich kann den Gesprächen natürlich nicht vorgreifen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium, und zwar zum
Thema "Batteriefabrik in Thüringen". Kann es sein, dass noch im Juli eine
Absichtserklärung zum Bau dieser Fabrik auch in Anwesenheit politischer
deutscher und auch chinesischer Vertreter unterzeichnet oder abgegeben
werden wird?

Einhorn: Sie fragen ja nach CATL, oder?

Zusatz: Ja, genau.

Einhorn: Wir nehmen die Meldung zur Kenntnis. Ich kann das aber nicht
kommentieren. Was da noch alles im Juli geschehen wird, kann ich Ihnen auch
nicht sagen.

Zusatzfrage: Aber Sie wollen es wohl nicht ausschließen, oder?

Einhorn: Ich weiß nicht, was da im Juli noch ansteht. Insofern kann ich
weder etwas bestätigen noch ausschließen.

Zusatzfrage: Geplant ist ja - das hat Herr Altmaier mehrmals gesagt -, eine
europäische Batteriezellenproduktion aufzubauen, was die Bundesregierung
auch unterstützen will; das steht ja auch im Koalitionsvertrag. Wenn jetzt
aber hier chinesische Investoren - ich sage einmal, vielleicht in Absprache
mit deutschen Autobauern - produzieren, konterkariert das dann nicht die
Pläne für eine europäische Batteriezellenproduktion?

Einhorn: Nein. Erstens, zu diesen unternehmerischen Planungen: Das sind
unternehmerische Vorgänge. Darin sind wir nicht involviert, und dazu kann
ich mich auch nicht äußern.

Was Herr Altmaier betont hat, ist, dass er es für angebracht hält, dass
sich die europäische beziehungsweise die deutsche Industrie einbringt und
eine europäische Batteriezellenproduktion auf die Beine stellt.
Batteriezellen sind einfach ein Herz der zukünftigen Elektromobilität oder
der Elektromobilität, die es auch jetzt schon gibt und von der wir hoffen,
dass sie noch stark zunehmen wird. Deshalb wäre es einfach sehr wichtig,
dass wir diese Wertschöpfungsketten in Europa und in Deutschland abdecken.

Aber das kann man jetzt nicht mit dem Fall CATL vermischen. Das sind, wie
gesagt, unternehmerische Vorgänge. Darin sind wir nicht involviert.

Frage: Ich würde gerne zur Mission Lifeline und zu der Situation auf Malta
kommen. Frau Adebahr, gibt es konsularische Betreuung für den Kapitän?
Kapitän Reisch soll ja jetzt angeklagt werden. Stehen Sie mit der Crew oder
mit dem Kapitän in Kontakt? Was können Sie für den tun?

Adebahr: Unsere Botschaft vor Ort stand sowohl mit der deutschen Besatzung
als steht im Moment auch mit dem Kapitän in Kontakt. Soweit wir wissen, hat
er sich anwaltliche Betreuung ausgesucht, und auch mit dem Anwalt des
Kapitäns stehen wir dahingehend in Kontakt, dass wir nachfragen, wo wir
eben konsularische oder logistische Hilfe bei dem weiteren Verfahren
anbieten können.

Zusatzfrage: Sind das für Sie aufgrund der angeblichen Anklagen und
Vorwürfe politische Gefangene?

Adebahr: Meines Kenntnisstands nach ist dort in Malta niemand gefangen.
Insofern stellt sich diese Frage, glaube ich, nicht. Vielleicht stellt sie
sich Ihnen so, mir nicht.

Zusatz: Das Boot ist ja festgesetzt worden. Die können ja nicht auslaufen.

Adebahr: Ja, die maltesische Regierung geht mit dem Boot nach den
rechtsstaatlichen Kriterien, die sie dort anwendet, und dem Verfahren, dass
sie dort für richtig hält, um. Ich kann zu dem genauen Status des Bootes im
Übrigen nichts Genaues sagen. Ich kann nicht sagen, wie der Status des
Bootes genau ist. Auch über die Frage, welche Verfahren sich dort jetzt
anschließen könnten oder auch nicht, wissen am besten die Besatzung und die
NGO Auskunft zu geben, denke ich.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Der Hauptvorwurf, der dem Kapitän ja
gemacht wird, ist, dass das Schiff nicht korrekt, sondern nur in Holland
als Sportboot registriert sei. Ist das eigentlich nach Ihrer Kenntnis eine
nur holländische Praxis, oder werden auch Schiffe wie zum Beispiel die 
"Sea-Eye" möglicherweise in Deutschland als Sportboote registriert und können
unter diesem Label operieren?

Zum Zweiten, und das ist noch einmal eine Verbindung zu dem ersten Punkt:
Der UNHCR hat ja in seiner vorsichtigen Zustimmung zur Auslagerung des
Flüchtlingsempfangs gesagt, das Prinzip der Seenotrettung müsse dabei
allerhöchste Priorität genießen. Vor diesem Hintergrund frage ich: Würden
Sie es begrüßen, wenn die Schiffe baldmöglichst wieder Menschen aus Seenot
retten könnten?

Korff: Ich kann dazu tatsächlich nichts sagen, sondern an das BMVI
verweisen, weil die Frage nach der Flaggenführungsbefugnis, die ja die
Kernfrage ist, das BMVI beantworten müsste.

Friedrich: Grundsätzlich haben wir keinerlei Kenntnis darüber, wie das Boot
registriert ist, also ob als Sportboot oder nicht. Wir wissen lediglich,
dass das Schiff bisher eine IMO-Registrierung hatte, also bei der
International Maritime Organization unter einer spezifischen Nummer geführt
wird.

Die Niederlande hatten zwischenzeitlich - so hatten es Medien berichtet -
diese Flagge aberkannt. Das heißt, es war eine niederländische Flagge.
Darüber hinaus handelt es sich jetzt einfach um eine Rechtsbeziehung
zwischen dem Staat Niederlande und dem Eigner. Das heißt, wenn die
Niederländer jetzt diese Flagge aberkennen, dann würde es unter Umständen
zu einem Rechtsverfahren kommen.

Aber da uns dieser Sachstand - ob die Flagge bereits aberkannt worden ist,
ob das Rechtsverfahren läuft oder wie es weitergeht - jetzt nicht bekannt
ist, kann ich dazu einfach keine Stellung nehmen. Da müsste ich Sie jetzt
wirklich an die Niederlande verweisen.

Zusatzfrage: Könnten Sie dann bitte prüfen und nachreichen, ob es eine
ähnliche Sportbootregistrierung unter deutscher Flagge für andere Schiffe
gibt und wie sich dann das Flaggenführungsrecht aus Deutschland dazu
verhält?

Friedrich: An dieser Stelle könnten wir das, glaube ich, vereinfachen; denn
das Flaggenrecht wird bei uns beim Bundesamt für Seeschifffahrt und
Hydrographie verwaltet beziehungsweise dort gibt es auch die Registrierung.
Dort könnten Sie dann direkt nachfragen und eben auch die Flagge einzelner
Boote erfragen.

Frage: Basierend auf den Aussagen von Herrn Seehofer, der gesagt hat, dass
die Crew der "Lifeline" zur Rechenschaft gezogen werden solle: Sehen das
der Außenminister und die Kanzlerin auch so, Frau Adebahr, Frau Demmer?

SRSin Demmer: Es steht der Vorwurf im Raum, dass die "Lifeline" gegen
internationales Seerecht verstoßen haben könnte. Diese Vorwürfe muss man
jetzt erst einmal prüfen.

Adebahr: Aus Sicht des Auswärtigen Amtes ist es so, dass Malta entschieden
hat, die aufgeworfenen Fragen, von denen es, glaube ich, schon eine Reihe
gibt, zu prüfen. Das ist ein unabhängiges Justizverfahren, das Malta jetzt
durchführt. Grundsätzlich ist es vielleicht richtig, wenn dort aufgeworfene
Fragen entstehen, dass diese geprüft werden.

Zusatz: Nun ist es ja so, dass diese Fragen den Seenotrettern seit Jahren
vorgeworfen werden. Es gab nie irgendein Verfahren, nie irgendeine
Verurteilung. Das sind ja quasi rechte Theorien, teilweise
Verschwörungstheorien, die diesen Rettern vorgeworfen werden. Darum
überrascht mich, dass auch Sie das jetzt erst einmal prüfen lassen wollen.

SRSin Demmer: Vielleicht kann ich noch einmal ganz generell etwas sagen:
Natürlich hat auf See jeder die Pflicht, Menschen in Not zu retten. Darüber
haben wir ja auch oft gesprochen. Das humanitäre Engagement für die Rettung
von Menschenleben auf See verdient natürlich Respekt. Klar ist, dass dieses
Engagement aber im Einklang mit geltendem Recht stehen muss. Deshalb
appelliert die Bundesregierung generell an alle Seenotretter, sich erst
einmal nicht selbst in Gefahr zu bringen. Natürlich ist es auch wichtig,
dem falschen Eindruck entgegenzutreten, dass eine Rettung stets
gewährleistet ist, weil damit natürlich sonst noch mehr Menschen zu einer
lebensgefährlichen Überfahrt angeregt werden.

Zusatzfrage: Sie sagten gerade, dass die Retter Respekt verdienten.
Verdienen sie auch den Dank der Kanzlerin?

Frau Korff, warum möchte der Innenminister die Crew zur Rechenschaft
ziehen? Gegen welche konkreten Gesetze hat die für ihn verstoßen? Können
Sie sie bitte aufzählen?

Korff: Nein, das kann ich nicht, weil das ja im Zweifel sozusagen - - - Der
Minister hat im Zuge der Diskussion am Mittwoch gesagt, dass, nachdem das
Schiff in Malta gelandet ist, für ihn eine Aufklärung durch die
maltesischen Behörden in Bezug auf strafrechtliche, zivilrechtliche und
verwaltungsrechtliche Fragen passieren muss und erfolgen soll. Das ist das,
worum es ihm ging. Dazu gehören die Frage der Flaggenführungsbefugnis und
weitere Fragen. Die Prüfung müssen aber die maltesischen Behörden
vornehmen, und nichts anderes hat er gesagt.

SRSin Demmer: Ich habe mich klar ausgedrückt.

Friedrich: Ich würde gerne noch etwas hinzufügen, um vielleicht noch einmal
ein bisschen Licht in den Dschungel dieser ganzen Verfahren zu bringen. Es
gibt hier nämlich zwei Rechtslagen. Die eine ist das SAR-Abkommen, wonach
die Koordinierungsmaßnahmen für solche Rettungsmaßnahmen eben nicht an den
Flaggenstaat fallen. Das heißt, die einzelnen Rettungsmannschaften
koordinieren das selbst untereinander. Auf der anderen Seite gibt es aber
das Seevölkerrecht, und nach diesem Seevölkerrecht ist es so, dass Malta
als Hafenstaat der "Lifeline" eben gewährt hat, in den Hafen einzulaufen.
Jetzt kann Malta eine sogenannte Hafenstaatkontrolle durchführen. Das
bedeutet, man kontrolliert und überprüft das Schiff, und dazu gehören eben
auch Fragen der Sicherheit oder von Papieren. Das wird jetzt erfolgen.
Details oder Ähnliches kann dann auch Malta nennen beziehungsweise das wird
dann auch im Seevölkerrecht festgehalten.

Zum anderen ist es so, dass, wenn sich jetzt rechtliche Fragen daraus
ableiten, wenn jetzt einmal bestimmte Schlüsse aus der Hafenstaatskontrolle
gezogen werden, es dann Malta obliegt, zu entscheiden, wie es weitergeht.
Darin ist Deutschland nicht involviert.

Zusatzfrage: Die Kontrolle der Schiffe ist ja Routine. Das passiert in
mehreren Häfen. Aber mir geht es ja darum, dass der Innenminister es
offenbar für kriminell hält, dass Menschen auf dem Mittelmeer gerettet
werden. Verstehen wir ihn einfach alle falsch?

Korff: Jedenfalls kann man anhand der Äußerungen am Mittwoch - - - Er hat
sich zu der Frage geäußert, ob Deutschland Personen aufnimmt. Für ihn stand
im Vordergrund, dass das - wie auch immer weiter vorgegangen wird - nicht
zu einem Präzedenzfall führen soll. Dazu gehört für ihn auch, wie ich eben
sagte, dass die offenen rechtlichen Fragen geklärt sind.

Frage: Frau Demmer, habe ich Sie richtig verstanden, dass die
Bundesregierung ein Dilemma anerkennt, dass es einerseits natürlich
begrüßenswert ist, dass es private Initiativen gibt, die Menschen im
Mittelmeer aus Seenot retten - erst einmal unabhängig davon, wie man jetzt
persönlich bewertet, aus welchen Gründen sie kommen -, und dass diese Art
von Seenotrettung andererseits in die Kalkulation der Schleuser, aber auch
der flüchtenden Menschen selbst einkalkuliert wird? Sieht die
Bundesregierung ein solches grundsätzliches Dilemma? Wie will sie das
angehen?

SRSin Demmer: Ich glaube, ich habe mich dazu sehr klar ausgedrückt, und die
Bewertung, die Interpretation meiner Aussage überlasse ich Ihnen. Ich habe
dem jetzt nichts hinzuzufügen.

Frage: Frau Demmer, können Sie noch einmal die Haltung der Bundeskanzlerin
zu diesen privaten Organisationen nennen? Sind das für die Kanzlerin in
erster Linie humanitäre Hilfsorganisationen, oder sind es sozusagen
Hilfsorganisationen von Schlepperbanden?

Zum Zweiten: Die privaten Seenotretter haben gestern auf einer
Pressekonferenz vorgeschlagen oder angeregt, dass es jenseits der
militärischen Seenothilfe, die ja jetzt schon geleistet wird, staatliche
Seenothilfe geben sollte. Ist die Bundesregierung offen für einen solchen
Vorschlag, damit das nicht zwischen den NGOs auf der einen und der rein
militärischen Aktion auf der anderen Seite zerrieben wird?

SRSin Demmer: Ich habe dem, was ich hier jetzt gesagt habe, nichts
hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Aber werden Sie uns vielleicht innerhalb absehbarer Zeit etwas
dazu nachliefern können - das war ja nun ein konkreter Vorschlag der
privaten Hilfsorganisationen -, ob sich die Bundesregierung einem solchen
Vorschlag positiv nähern wird oder nicht?

Frage: Frau Korff, es gibt einen offenen Brief der Mission Lifeline an den
Bundesinnenminister, in der sie zum einen natürlich Vorwürfe macht und zum
anderen auch dazu einlädt, einmal an einer Rettungsaktion teilzunehmen. Hat
er sich schon überlegt, wie er darauf reagieren wird? Wie wird er darauf
reagieren?

Korff: Wir kennen auch die Berichterstattung über den offenen Brief. Zum
weiteren Umgang damit: Dazu werden wir dann Stellung nehmen, wenn wir damit
umgehen.

Frage: Frau Korff, können Sie noch einmal sagen, was für ein Präzedenzfall
verhindert werden soll?

Korff: Er hat sich dazu wirklich sehr umfassend geäußert, wie Sie wissen.
Dazu gehört beispielsweise die Sache, also seine Äußerung, dass es nicht
sein kann, dass so eine Art von Shuttle-Service eingerichtet wird; ich
zitiere seine Äußerung. Ich kann nur darauf verweisen, was er dazu gesagt
hat. Das meinte er mit "Präzedenzfall", dass es nicht sein kann, dass das
Schiff wieder ausfährt und eine weitere vergleichbare - je nach Ergebnis
der Prüfung - Tätigkeit vornimmt.

Zusatzfrage: Er möchte also nicht, dass diese Boote weitere Menschen
retten?

Korff: Ich verweise auf die Äußerungen des Ministers.

Frage: Ich habe eine Frage, die sich wahrscheinlich an das
Finanzministerium richtet. Es geht um den Stresstest für die Deutsche Bank
in den USA, den sie ja nicht geschafft hat. Ich wollte einmal hören, ob
sich die Bundesregierung darüber Sorgen macht oder ob man das zum Anlass
dafür nimmt, die Deutsche Bank auch noch einmal in Deutschland zu prüfen.

Fehling: Wie üblich nehmen wir zu einzelnen Kreditinstituten von hier aus
keine Stellung.

Zusatzfrage: Will man da zum Beispiel noch einmal die BaFin in die Spur
setzen?

Fehling: Es gilt das, was ich gerade gesagt habe. Die BaFin handelt im
Rahmen ihrer normalen Aufgaben, und mehr habe ich dazu nicht zu sagen.

Frage: Ein Thema, das in den letzten Wochen kein Thema war, ist Nicaragua.
Frau Adebahr, können Sie uns einmal die Einschätzung der Bundesregierung zu
der dortigen Lage geben? Dort gab es laut Menschenrechtsberichten 285 Tote
bei Protesten. Der autoritäre Herrscher Ortega sei dafür verantwortlich.

Adebahr: Sie haben vielleicht gesehen, dass sich Staatsminister Annen, der
auch für dieses Gebiet zuständig ist und der die Lage dort wie auch das
Auswärtige Amt genauestens verfolgt, dazu geäußert hat. Wir sind
tatsächlich in großer Sorge um die Stabilität in Nicaragua und setzen im
Moment darauf, dass das Treffen der gemischten Kommission, das angekündigt
ist, zu Ergebnissen führen wird. Wir hoffen, dass die Entscheidung über das
Stattfinden von Wahlen getroffen wird und ein nationaler Dialog in Gang
kommt, der die besorgniserregenden Unruhen im Land tatsächlich befrieden
kann.

In der Tat gibt es, glaube ich, 285 Todesopfer. Die Kirche in Nicaragua
versucht zu vermitteln. Insofern ist das eine Lage, die wir wirklich mit
Sorge betrachten. Wir hoffen, dass dort eben ein Dialogprozess im Land in
Gang kommt, der es ermöglicht, erst einmal zu Ruhe und Ordnung und dann
auch zu einem geordneten politischen Prozess zu kommen.

Zusatzfrage: Sie wissen es wahrscheinlich besser: Gibt es hier in Berlin
eine nicaraguanische Botschaft? Wurde der Botschafter wegen dieser
staatlichen Gewalt einbestellt? Verurteilen Sie diese staatliche Gewalt,
die zu 285 Toten geführt hat?

Adebahr: Ich nehme an, dass es hier in Berlin eine nicaraguanische
Botschaft gibt. Mir ist nicht bekannt, in welcher Art und Weise derzeit
Gespräche mit der Botschaft laufen. Ich denke, unser Länderreferat steht da
grundsätzlich in Kontakt, gerade auch in einer solchen Situation, wie
übrigens auch unser Krisenreaktionszentrum, das die dortige Lage genau
beobachtet. Updates für mögliche Reisen nach Nicaragua finden Sie auch
fortlaufend in unseren Reisehinweisen. Auch darauf weise ich Sie also gerne
hin.

Wir sind dafür, dass alle Umstände der Todesfälle, die es gab, sehr genau
aufgeklärt werden. Wir sind dafür, dass alle Seiten - das betrifft auch die
nicaraguanische Regierung - zu einem friedlichen Miteinander und zu einem
friedlichen Dialog zurückkehren und dass alle Seiten auf Gewalt verzichten,
damit es dort eben nicht zu weiteren Todesfällen und Unruhen kommt.

Zusatz: Aber Sie verurteilen die Gewalt nicht.

Adebahr: Wir sind dafür, dass Gewalt nicht passiert, und insofern rufen wir
wirklich alle Beteiligten dringend dazu auf, zu einem friedlichen
politischen Prozess zurückzukehren.

Frage: Ich weiß jetzt nicht, ob Frau Demmer oder Frau Einhorn darauf
antworten können. Der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft hat gestern,
glaube ich, bekannt gegeben, dass der Handel mit Osteuropa, insbesondere
auch mit Russland, trotz der jetzt wieder verlängerten Sanktionen erheblich
gestiegen ist. Der Ost-Ausschuss hat auch darauf hingewiesen, dass er es
fragwürdig oder merkwürdig findet, dass es einen Beschluss der EU gibt, 
US-Sanktionen, die gegen den Handel mit dem Iran gerichtet sind, mehr oder
weniger zu ignorieren, dass es einen solchen Beschluss mit Russland, mit
Osteuropa sozusagen, aber nicht gibt, obwohl der Handel mit Russland
bedeutend größer ist als der mit dem Iran. Kann die Bundesregierung sich
dazu irgendwie verhalten?

Einhorn: Was ist jetzt Ihre konkrete Frage?

Zusatzfrage: Die konkrete Frage ist, ob die Bundesregierung sich dafür
einsetzen wird, dass es einen ähnlichen Beschluss auf EU-Ebene, wie es den
für den Iran-Handel gibt, um die Sanktionen der USA auszuhebeln, auch für
den Handel mit Russland geben wird, da ja - wie der Ost-Ausschuss der
Deutschen Wirtschaft jetzt feststellte - bedeutend größer ist als der mit
dem Iran.

Einhorn: Sie sprechen ja die extraterritorialen Sanktionen der USA an. Da
ist es so - das haben wir auch in der Vergangenheit immer klar gemacht -,
dass wir diese extraterritorialen Sanktionen ablehnen. Das gilt für alle
Länder und für alle Konstellationen.

Mit Blick auf Russland ist es so, dass mit der russischen und vor allem der
amerikanischen Seite Gespräche geführt werden und wir dort auch
Erleichterungen oder Zusagen der amerikanischen Seite erhalten haben. Da
ging es vor allem immer um die Pipeline-Projekte. Es gibt jetzt die Zusage
der US-Seite, diese Pipeline-Projekte vorerst von den Sanktionen
auszunehmen. Das ist der Stand, den es dort gibt. Wir sind hier natürlich
mit Blick auf alle Länder, die das betrifft, und alle Projekte, die das
betrifft, im Austausch mit den entsprechenden Partnern.

Zusatzfrage: Der Ost-Ausschuss hat auch bemerkt, dass es diesen Aufschub
quasi nur bis Oktober gibt. Er weist darauf hin, dass viele Unternehmen,
die gut in Russland aktiv sind, kurz vor der Entscheidung stehen, sich aus
diesem Geschäft zurückzuziehen, weil diese Sanktionen dann doch drohen.

Einhorn: Dazu, dass das nur bis Oktober befristet ist, ist mir nichts
bekannt.

Sie meinen die Zusagen der US-amerikanischen Seite? - Dazu kann ich Ihnen
nichts sagen.

Adebahr: Wenn ich vielleicht noch ganz kurz ergänzen darf: Neben anderen
Dingen hat der Gipfel in Brüssel gestern die EU-Sanktionen, die wir als
Europäische Union haben, um weitere sechs Monate verlängert. - Also auch
das dazu, was die EU in diesem Bereich gerade macht.

Frage: Frau Einhorn, ich bin jetzt stutzig geworden über die Zusagen der
USA, die Gaspipeline-Projekte nicht zu sanktionieren. Habe ich Sie jetzt
richtig verstanden, dass Sie die Zusage haben, dass die Nord Stream 
2-Pipeline auf keinen Fall unter die USA-Sanktionen fallen wird?

Einhorn: Ich habe gesagt - das ist das, was die USA uns zugesagt haben -,
dass sie vorerst auf Sanktionen gegen Gaspipelines verzichten.

Zusatzfrage: Was meinen Sie mit "vorerst"?

Einhorn: Das ist das, was wir haben.

Zusatzfrage: Das wäre natürlich für Gazprom eine große Überraschung, wenn
sie jetzt die Pipeline bauen und es anschließend heißt: April, April.
Keiner darf das Gas kaufen.

Einhorn: Es wurden ja im November 2017 diese Leitlinien zu dem 
CAATSA-Gesetz veröffentlicht. Also das hat die USA veröffentlicht: Leitlinien zu
dem Sanktionsgesetz, das sie davor verhängt hat. Danach wird die Wartung
bestehender Pipelines dauerhaft privilegiert. Das würde jetzt Nord Stream
noch nicht betreffen. Aber das bedeutet, dass Altprojekten Bestandsschutz
gewährt wird, und zwar Altprojekten, deren Vertragsschluss vor dem
02.08.2017 getroffen wurde.

Frage: Dazu hätte ich auch noch einmal eine Nachfrage. Wann ist denn diese
Zusage der USA gekommen? Geht es jetzt wirklich darum, dass alles, was im
unmittelbaren Zusammenhang mit der Pipeline steht, eben nicht mit
Sanktionen belegt wird? Oder gilt es generell, dass man bei Vollendung oder
Durchführung dieses Projektes dann auch sonst keine Sanktionen verhängt? Es
wäre ja möglich, andere Gegenmaßnahmen zu verhängen.

Einhorn: Ich habe zu den Ausnahmen oder den Bestimmungen der US-Seite
gesagt, dass Wartungsarbeiten und Projekte, die bis zum 02.08.2017
beschlossen wurden, ausgenommen sind. Die Gespräche mit der 
US-amerikanischen Seite haben stattgefunden, nachdem diese Leitlinien zur
Umsetzung des Sanktionsgesetzes von der US-amerikanischen Seite
veröffentlicht wurden, weil die Leitlinien teilweise nicht ganz klar
formuliert waren und sie somit auch nicht umfassend Rechtssicherheit für
die Unternehmen gegeben haben. Da sind wir dann noch einmal in den Dialog
mit der US-amerikanischen Seite eingetreten, um das zu konkretisieren.

Zusatzfrage: Und wann haben Sie dann die Mitteilung der USA bekommen, also
diese Interpretation?

Einhorn: Wann wir das genau bekommen haben, das kann ich Ihnen jetzt nicht
auf den Tag genau benennen. Da könnte ich noch einmal bei den Kollegen
nachfragen. Das weiß ich jetzt nicht. Das können wir nachreichen. Das muss
im Laufe der letzten Monate gewesen sein.

Frage: Eine Frage noch an Frau Adebahr: Sie haben auf die verlängerten 
EU-Sanktionen hingewiesen. Darf der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft das
sozusagen als ein Signal der Bundesregierung verstehen auf seinen Hinweis
auf die Bedeutung des Handels mit Russland? Die Bundesregierung hat sich an
diesem Beschluss beteiligt.

Adebahr: Ja, sicher - wie die anderen EU-Staaten auch. Also ich möchte das
nicht als einen Hinweis an irgendjemanden verstanden wissen, sondern nur
als Mitteilung der Tatsache, dass man gestern in Brüssel auch diesen
Beschluss gefasst hat.

Frage: Frau Einhorn, noch einmal ganz kurz nachgefragt - vielleicht haben
Sie es ja eben auch schon gesagt -: Seit wann gibt es diese Zusage der
amerikanischen Seite?

Einhorn: Ich bin gerade dabei, das den Kollegen zu schicken und das zu
fragen. Ich hatte gerade gesagt, dass ich jetzt nicht genau sagen kann,
wann diese Zusage getroffen wurde. Also es war infolge der Leitlinien, die
veröffentlicht wurden und die noch nicht ganz klar ausdefiniert waren. Aber
wann genau diese Gespräche zu dem Erfolg geführt haben, kann ich gerade
nicht sagen.

Frage: Können Sie das bitte nachreichen?

Einhorn: Ich bin gerade schon dabei. Wenn wir noch fünf Minuten brauchen,
dann habe ich das vielleicht schon. Wenn nicht, dann reichen wir das nach.

Vors. Szent-Iványi: Wir müssen das aber jetzt nicht ausreizen.

Einhorn: Nein, wir müssen nicht.

Vors. Szent-Iványi: Ich habe vorhin keine weiteren Fragemeldungen gesehen. -
 Das bleibt auch dabei. Ich schließe die Pressekonferenz.

Freitag, 29. Juni 2018

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1018: Bildungsausschuss unterstützt Zuschüsse in Millionenhöhe für Sportstätten (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 81/2018

Sportplätze, Turnhallen und Schwimmbäder

Bildungsausschuss unterstützt Zuschüsse in Millionenhöhe für
Sportstätten



Stuttgart. Der Bildungsausschuss des Landtags begrüßt die finanzielle
Unterstützung des Landes für Kommunen und Vereine beim Bau und bei der
Sanierung von Sportstätten. "Der Ausschuss war sich einig, dass Sport
in der Schule, im Verein oder in der Freizeit ein wichtiger Teil des
gesellschaftlichen Lebens ist. Um in Baden-Württemberg ausreichend und
qualitativ hochwertige Sportstätten zur Verfügung zu haben, sind die
Zuwendungen sehr sinnvoll", sagte die Vorsitzende des Gremiums, die
Grünen-Abgeordnete Brigitte Lösch. Auf Antrag der SPD-Fraktion hatte
der Ausschuss am Donnerstag, 28. Juni 2018, über die
Sportstättenförderung in Baden-Württemberg beraten. Handlungsbedarf
sehen die Abgeordneten bei der Schwimmfähigkeit von Kindern und
Jugendlichen.

Nach Angaben der Vorsitzenden steht für den Bau und die Sanierung von
kommunalen Sportstätten im Sporthaushalt des Landes ein jährliches
Volumen von rund 17 Millionen Euro zur Verfügung. Gewährt würden
Zuwendungen unter anderem für den Bau und die Sanierung von Turn- und
Sporthallen sowie Sportfreianlagen. "Die Zuwendungen dienen der
Errichtung und dem Erhalt kommunaler Sportstätten, die für den
Schulsport und zugleich für den organisierten Übungs- und
Wettkampfbetrieb von Sportvereinen und Sportverbänden genutzt werden",
so Lösch. Ausgenommen von Förderungen seien Anlagen für spezielle
Sportarten, Schwimmhallen und Einrichtungen, die nicht unmittelbar dem
Sport dienen wie zum Beispiel Zuschauerbereiche und Parkplätze. Für
die Förderung von Vereinsportstätten stünden jährlich weitere rund 17
Millionen Euro zur Verfügung. Auch vereinseigene Schwimmbäder seien
förderfähig. Weitere Fördermöglichkeiten bestünden über das Programm
"Klimaschutz Plus", über die L-Bank und mit Mitteln des
Ausgleichsstocks.

Im Solidarpakt Sport III (2017 bis 2021) wurde vereinbart, die bereits
im Staatshaushalt 2015/2016 für 2016 veranschlagte Erhöhung des
Programmvolumens für den kommunalen Sportstättenbau von 12 Millionen
auf jährlich 17 Millionen ab 2017 beizubehalten. Die Fördermittel für
den Vereinsstättenbau wurden 2017 strukturell um eine Million Euro auf
insgesamt rund 13 Millionen Euro erhöht. Darüber hinaus wurden für den
Abbau des bestehenden Antragsstaus ein einmaliges Sonderprogramm in
Höhe von 20 Millionen Euro vereinbart. Dadurch stehen im Rahmen des
Solidarpakts Sport III jährlich rund 17 Millionen Euro zur Verfügung.

Im Bereich der kommunalen Sportstättenbauförderung konnten 2018 laut
Lösch über 60 Prozent (114 von 181 Anträgen) der beantragten Zuschüsse
von rund 30 Millionen Euro bewilligt werden. Dies entspreche in etwa
der Quote des Vorjahres. Im Bereich des Vereinssportstättenbaus würden
jährlich rund 1.000 Maßnahmen bewilligt. Die Zahl der zurückgestellten
Anträge liege derzeit bei rund 1.500. Die Wartezeit zwischen
Antragstellung und Bewilligung betrage durchschnittlich 1,5 Jahre.

Wie Lösch ausführte, diskutierte der Ausschuss ebenfalls über die
teilweise mangelnde Schwimmfähigkeit vor allem bei Kindern und
Jugendlichen. So habe ein Abgeordneter dargelegt, dass etwa 25 Prozent
der Grundschulen keinen direkten Zugang zu Schwimmbädern mehr hätten
und die Kommunen in der Verantwortung seien, eine entsprechende
Schülerbeförderung zu organisieren. "Das Ministerium hat mitgeteilt,
dass derzeit eine Erhebung zur Schwimmfähigkeit von Schülerinnen und
Schülern am Ende der Schwimmausbildung an der jeweiligen Grundschule,
zur Qualifikation der unterrichtenden Lehrkräfte und den
Rahmenbedingungen von Schwimmunterricht in der Primarstufe vorbereitet
wird. Die Erhebung ist für das Schuljahr 2018/2019 geplant," sagte
Brigitte Lösch. Ob sich daraus dann Handlungsschritte ergeben, bleibe
abzuwarten.

 * 
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BAYERN/4934: Neue schwere Vorwürfe im Zusammenhang mit tödlichem Listerienausbruch (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 29. Juni 2018

Neue schwere Vorwürfe im Zusammenhang mit tödlichem Listerienausbruch

SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn will Präsident des Landesamts für Verbraucherschutz am Dienstag beim öffentlichen Bericht im Landtag zur Rede stellen



Im Zusammenhang mit dem tödlichen Listerienausbruch beim Fleischwarenhersteller Sieber macht der SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn dem Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) neue schwere Vorwürfe. "Der Behörde lagen konkrete Hinweise auf die mögliche Ursache der Erkrankungen vor, aber diesen wurde nicht gezielt nachgegangen. Das war mehr als fahrlässig: Zwei Menschen sind noch nach der Information des LGL gestorben. Doch das Landesamt versucht nun, diesen Ablauf zu verschleiern, indem es so tut, als hätte es diese Information nie erhalten. Dabei waren zwei LGL-Mitarbeiter bei dem entsprechenden Expertentreffen des Robert-Koch-Instituts des Bundes nachweislich anwesend."

Wenn am Dienstag (3. Juli 2018) ab 13.00 Uhr der LGL-Jahresbericht den Landtagsausschüssen für Umwelt und Verbraucherschutz sowie Gesundheit und Pflege vorgestellt wird, will von Brunn den Präsidenten der Behörde, Dr. Andreas Zapf, mit den entsprechenden Akten und Aussagen konfrontieren. "Wir werden ihm nicht durchgehen lassen, dass er schon wieder versucht, die Öffentlichkeit hinters Licht zu führen. Er muss zu diesem Versagen endlich Stellung beziehen. Statt intensiver und gezielt nach der tatsächlichen Quelle der Listerien zu fahnden, wurde einfach weiter Dienst nach Vorschrift gemacht", kritisiert von Brunn. "Ein schwerwiegender Fehler."

Insgesamt kamen durch den Listerienausbruch mindestens acht Menschen ums Leben, mindestens 79 erkrankten an den Erregern auf kontaminiertem Wammerl. Die Zahl der Fehlgeburten als Folge ist noch nicht aufgeklärt. Es gibt aber bereits Hinweise auf mehrere Fälle.

LGL-Präsident Zapf steht bereits durch eine ganze Reihe von Fehlentscheidungen und Versäumnissen in der Kritik. So versagte er als Behördenleiter auch bereits beim Bayern-Ei-Skandal. Dabei ging es um einen europaweiten Ausbruch von Salmonellen, der von einem niederbayerischen Legehennenbetrieb ausging. Das Ergebnis hier: Hunderte Erkrankte und mindestens zwei Todesfälle. Von Brunn mahnt: "Die CSU-Staatsregierung muss endlich dem Verbraucherschutz Vorrang geben vor wirtschaftlichen Interessen von Unternehmen. Daran krankt das gesamte System des staatlichen Verbraucherschutzes in Bayern."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3176: Radfahrerfreundliche Städte sind erfolgreicher und lebenswerter (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 2. Juli 2018

Radfahrerfreundliche Städte sind erfolgreicher und lebenswerter



Die Sommerradtour "Gemeinsam auf Tour - MV erfahren" führt Abgeordnete der SPD-Landtagsfraktion vom 2. bis 6. Juli 2018 über insgesamt 220 Kilometer von Rostock nach Neustrelitz.

Zur ersten Etappe der SPD Sommerradtour durch die Hansestadt Rostock erklärt der verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

 "Fahrradfreundliche Kommunen sind, wenn wir den Blick zu den weltweiten Spitzenreitern wie Kopenhagen oder Amsterdam wagen, lebenswerter und oft auch erfolgreicher als Städte, in denen das Auto dominiert. Dass es für eine Fahrradfreundliche Kommune nicht ausreicht, einfach ein paar Radwege zu bauen, ist klar. Individuelle Mobilität muss insgesamt attraktiv und vor allem sicher gemacht werden. Das ist ein Prozess, der vor allem vor Ort in den Städten und Gemeinden angestoßen werden muss.

Insofern freuen wir uns, dass wir mit der AGFK MV, der Arbeitsgemeinschaft für fußgänger- und fahrradfreundliche Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern, eine von den Kommunen selbst gestartete Initiative im Land haben, die sich dem Ziel von guter und sicherer Mobilität auch jenseits des motorisierten Individualverkehrs verschrieben hat. Dieses Vorhaben erhält vom Land erst einmal bis 2019 eine Anschubfinanzierung, um tragfähige Strukturen für ein modernes Mobilitätsmanagement im Land zu schaffen."

Tim Birkholz von der AGFK MV ergänzt:

"Die in der AGFK MV organisierten Kommunen und Landkreise haben das Ziel, den Radverkehr in MV gemeinsam voranzubringen. Wir wissen, dass Menschen vor allem dann Radfahren, wenn sie sicher und entspannt auf guten Wegen unterwegs sein können. Wir freuen uns deshalb, mit der SPD-Landtagsfraktion darüber zu sprechen, wie man den Radverkehr in MV noch sicherer machen kann, wie man ihn noch attraktiver gestaltet und damit noch mehr Menschen zum Rad fahren bewegt."

Hintergrund:

Die AGFK, die Arbeitsgemeinschaft für fußgänger- und fahrradfreundliche Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern, ist 2017 als Initiativkreis von sieben Kommunen aus Mecklenburg-Vorpommern gestartet worden. Im Beirat der AGFK sind unter anderem der ADFC, die Landesverkehrswacht oder der Landestourismusverband beteiligt. Die AGFK erhält bis Ende 2019 eine Anschubfinanzierung durch das Land Mecklenburg-Vorpommern zum Aufbau 
tragfähiger Strukturen. Im Netz ist die AGFK zu finden unter: 

http://agfk-mv.de 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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EUROPA/1612: Fünf Punkte für eine europäische Migrations- und Flüchtlingspolitik


SPD-Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

Beschluss des SPD-Parteivorstands am 2. Juli 2018

Miteinander statt Gegeneinander

Fünf Punkte für eine europäische Migrations- und Flüchtlingspolitik



Für die SPD steht fest: Wir stehen zu unserer humanitären Verantwortung und
gewähren denjenigen Schutz, die vor politischer oder religiöser Verfolgung
oder vor einem Krieg fliehen und ihr Leben bei uns in Sicherheit bringen
wollen. Wir sind eine weltoffene und tolerante Gesellschaft. Das Recht auf
Asyl ist in unserem Grundgesetz fest verankert. Wir gewähren diesen Schutz
aus der Verantwortung, die aus dem gemeinsamen Menschsein erwächst. Und
auch weil wir wissen, dass viele Deutsche nur durch Asyl in anderen Ländern
Schutz vor dem Terror der Nazis fanden.

Sozialdemokratische Asylpolitik folgt klaren Regeln, wer zu uns kommen
kann, bei uns bleiben darf - und wer nicht. Diejenigen, die Schutz
benötigen, brauchen Sicherheit, Perspektiven und eine schnelle Integration.
Wer keinen Schutzanspruch hat, muss wieder in seine Heimat oder in einen
sicheren Drittstaat zurückkehren. Zügige und rechtsstaatliche Verfahren und
der uneingeschränkte Zugang zu diesen Verfahren sind der unverzichtbare
Rahmen. Diese klaren Regeln sind die Voraussetzung für die
gesellschaftliche Akzeptanz. Sie müssen verständlich und transparent sein.
Und sie müssen konsequent angewandt und durchgesetzt werden. Genauso
konsequent treffen Ressentiment und Schikane gegen Flüchtlinge auf unseren
Widerstand.

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen wir für eine
gesamteuropäische Lösung, für ein gemeinsames europäisches Asylsystem und
solidarisch geteilte Verantwortung bei der Aufnahme und Versorgung von
Flüchtlingen. Die Verständigungen des Europäischen Rates zur
Fluchtmigration sind für uns auch ein Auftrag, das gemeinsame europäische
Asylregime neu zu ordnen, um eine humane Praxis zu etablieren. Wie schon im
Koalitionsvertrag vereinbart, muss Deutschland aktiv den Prozess der Reform
des sogenannten Dublin-Verfahrens vorantreiben, um eine faire und gerechte
Aufgabenteilung zu erreichen.


1. Europas Verantwortung in der Welt

Millionen sind gegenwärtig weltweit auf der Flucht. Das sind Männer, Frauen
und Kinder, die aus Angst aus ihrer Heimat fliehen, weil dort Krieg und
Gewalt herrschen oder auch, weil Dürre und Wassermangel, Hunger und Durst
sie vertrieben haben. Um Zukunftsperspektiven vor Ort zu schaffen und
Fluchtursachen zu bekämpfen, werden wir die Entwicklungszusammenarbeit
weiter verbessern und unser humanitäres Engagement ausbauen. Wir müssen das
UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR und das World Food Programme (WFP) angemessen
finanziell ausstatten. Außerdem setzen wir uns für eine faire Handels- und
Landwirtschaftspolitik und einen verstärkten Klimaschutz ein. Zur
Krisenprävention trägt auch unser Engagement für die Sicherung des Friedens
und zur Eindämmung der weltweiten Waffen- und Rüstungsexporte bei. Die
meisten Flüchtlinge finden nicht in der Europäischen Union Schutz, sondern
kommen in Ländern außerhalb Europas unter. Wenn wir den Ländern, die sie
aufgenommen haben, finanziell helfen und die Flüchtlinge dort unterstützen,
handeln wir nicht nur humanitär, sondern vermeiden auch, dass sich
Flüchtlinge von dort aus auf den Weg nach Europa machen, weil die
Bedingungen und Perspektiven vor Ort zu schlecht sind. Das bedeutet
übrigens auch, dass die EU hilft, den Zugang der Kinder zu den Schulen und
der Erwachsenen zum Arbeitsmarkt in diesen Ländern sicherzustellen. Das
gleiche gilt für den Schutz von Frauen und Kindern sowie anderer besonders
schutzbedürftiger Gruppen in den Unterkünften. Länder, die Flüchtlinge
aufnehmen, werden wir mit Finanzmitteln bei der Bewältigung der Aufgabe
unterstützen.

Aber es müssen auch Flüchtlinge direkt aufgenommen werden; das ist ein
sicherer Fluchtweg. Deshalb sind die Resettlement-Programme des UNHCR
wichtig; ganz besonders für schutzbedürftige Gruppen. Wir begrüßen deshalb,
dass Deutschland im Rahmen eines EU-Programms Schutzbedürftige aus
Nordafrika und dem Nahen Osten aufnimmt. Diese Programme müssen deutlich
ausgeweitet werden.


2. Freizügigkeit erhalten - Keine nationalen Alleingänge bei der
Rückweisung von Asylsuchenden an den Binnengrenzen

Das Recht auf Freizügigkeit ist eine der zentralen Errungenschaften in
Europa. Flächendeckende Binnengrenzkontrollen gefährden die Freizügigkeit.
Die Bürgerinnen und Bürger Europas haben die Mauern zwischen den
europäischen Ländern abgetragen. Wir stellen uns denen entgegen, die sie
wieder errichten wollen. Ein nationaler Alleingang wäre deshalb falsch. Die
SPD steht für Kooperation in Europa und gegen einseitige nationale
Maßnahmen, die sich gegen andere Mitgliedsstaaten richten. Wir wollen mit
Europa handeln und nicht gegen Europa.

Das Ersteinreiseland ist heute für das Asylverfahren zuständig.
Sekundärmigration muss vermieden werden. Als Europäische Union betreiben
wir eine humanitäre Flüchtlingspolitik und bieten Flüchtlingen Schutz. Das
bedeutet aber nicht, dass Asylsuchende grundsätzlich das Recht haben, sich
den Mitgliedstaat selbst auszusuchen, der den Asylantrag prüft und über ihn
entscheidet. Asylsuchende, die bereits in einem anderen Mitgliedstaat
registriert worden sind, müssen dorthin zurück und dort ihr Verfahren
weiter betreiben. Wer in einem anderen europäischen Land bereits als
Flüchtling erfasst und registriert wurde und dort einen Asylantrag gestellt
hat, wird künftig in einem beschleunigten Verfahren, das rechtsstaatlichen
Kriterien genügt, in das Land zurückgeführt, das für das Asylverfahren
zuständig ist. Die Rahmenbedingungen für ein solches beschleunigtes
Verfahren haben wir in der vergangenen Wahlperiode geschaffen, insbesondere
für Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten. Eine Ausweitung auf bereits
in anderen Staaten registrierte Asylsuchende (sog. Dublin-Fälle) ließe sich
durch eine kleine gesetzliche Änderung unkompliziert und schnell regeln.
Asylsuchende, die bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat registriert
worden sind, sollten von diesem in einem unkomplizierten Verfahren
zurückgenommen werden. Das müssen wir in bilateralen Abkommen festlegen;
die jüngsten Vereinbarungen mit Griechenland und Spanien zeigen, dass das
ein erfolgversprechender Weg ist. Eine Rückkehr lässt sich beschleunigen,
wenn die Mitgliedsstaaten in solchen Vereinbarungen für jene, die bei ihnen
bereits einen Asylantrag gestellt haben, auf die bisher nötige Zustimmung
zur Rückkehr im Einzelfall verzichten. Um die Rückkehr weiter zu
beschleunigen, muss der Bund in diesen Fällen auch die Rückführung
übernehmen. Bisher wird zwar das sog. Dublin-Verfahren zur Klärung der
Rücknahme vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durchgeführt - die
Verantwortung für die eigentliche Rückführung geht dann aber auf eine der
vielen hundert Ausländerbehörden über. Das verzögert die Verfahren und
sollte eben deshalb geändert werden.


3. Mitgliedsstaaten mit besonderen Herausforderungen
unterstützen

Europäische Asyl- und Flüchtlingspolitik geht nur miteinander - nicht
gegeneinander. Solidarität untereinander bedeutet auch, dass wir die
Mitgliedstaaten an den Außengrenzen der Europäischen Union, die aufgrund
ihrer geografischen Lage durch die Pflicht zur Außengrenzsicherung und der
Ersteinreise von Geflüchteten besonders gefordert sind, nicht alleine
lassen. Das gilt besonders für Italien und Griechenland. Wenn es um die
Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen geht, darf sich kein Staat aus der
Verantwortung stehlen.

Sobald Flüchtlinge in Europa Schutz suchen, müssen sie dort, wo sie
ankommen, registriert werden, ihren Asylantrag stellen, gut untergebracht
und versorgt werden. Diese Aufgabe können die Staaten an den Außengrenzen
Europas nicht alleine bewältigen, denn alleine gelassen und auf sich
gestellt, sind sie mit dieser Aufgabe überfordert. Europa muss sie also bei
der Registrierung der Flüchtlinge, bei der Unterbringung, bei den
Asylverfahren und bei der Rückführung unterstützen. Eine solche
Unterstützung liegt auch im deutschen Interesse, damit die Zahl derjenigen
kleiner wird, die ohne in einem europäischen Register erfasst worden zu
sein nach Deutschland gelangen.

Das bedeutet administrative und finanzielle Unterstützung durch die anderen
Mitgliedstaaten und die EU. Es bedeutet aber auch, dass wir Geflüchtete
aufnehmen (Relocation). Hier brauchen wir klare Verabredungen, die beide
Seiten - die Staaten an den Außengrenzen wie die anderen EU-Staaten -
einhalten.

Die Unterstützung der EU-Staaten an den Außengrenzen kann auch durch eine
beschleunigte Familienzusammenführung gelingen. Flüchtlinge sollen mit
ihren Familien zusammenleben können und ihre Asylverfahren gemeinsam
betreiben können. Auf Drängen der SPD ist die Familienzusammenführung nun
von August dieses Jahres an auch für Familien von subsidiär
Schutzberechtigten möglich. Das kann nun hier weiterhelfen.


4. Schutz der Außengrenzen der EU

Zudem brauchen wir einen besseren Schutz der gemeinsamen Außengrenzen. Es
muss mehr dafür getan werden, die illegale Migration über die Grenzen
Europas zu verhindern. Das erfordert eine Modernisierung des nationalen
Grenzschutzes an den europäischen Außengrenzen und den weiteren Ausbau der
europäischen Grenzschutzagentur Frontex sowie die Erweiterung ihrer
rechtlichen Kompetenzen. Sie soll zu einer leistungsfähigen europäischen
Grenzschutzpolizei ausgebaut werden. Ein besserer Grenzschutz muss
einhergehen mit Partnerschaften mit den Transitländern und den
Herkunftsstaaten. Um eine reibungslose Rückführung von Menschen ohne
Bleiberecht in deren Herkunftsländer sicherzustellen, wollen wir mit den
betreffenden Ländern konkrete Rücknahmeabkommen abschließen. Zu den
Partnerschaften gehören Ausbildungsprogramme, Stipendien, legale
Zuwanderungsmöglichkeiten und wirtschaftliche Hilfen.

Der Europäische Rat hat in der vergangenen Woche sowohl den besseren Schutz
der Außengrenzen als auch solche Partnerschaften vereinbart.

In diesem Rahmen sollen zusammen mit dem UNHCR, der Internationalen
Organisation für Migration (IOM) und den Transitländern Konzepte für
"Ausschiffungsplattformen" geprüft werden. Von den bisherigen Konzepten
sind wir nicht überzeugt: Die Zustimmung der Transitländer ist unbedingte
Voraussetzung für solche "Ausschiffungsplattformen". Gegenwärtig zeichnet
sich nicht ab, dass ein afrikanisches Land eine solche Plattform auf
eigenem Territorium für sinnvoll hält. Solche Plattformen dürfen keine
geschlossenen Lager werden. Die unverzichtbaren humanitären und
logistischen Anforderungen sind stets zu erfüllen.

Das Schicksal der Migranten, das Sterben auf dem Mittelmeer, gebietet, das
Geschäft krimineller Schlepper, die das Leben von Menschen bedenkenlos auf
das Spiel setzen, zu unterbinden. Dabei ist für uns klar: Seenotrettung ist
eine uneingeschränkte humanitäre Pflicht und muss sich auf verlässliche
nationale wie europäische Regeln stützen können. Dies ist auch eine Aufgabe
der EU.

Heute bestehen auch in Europa Aufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge, die
den humanitären Standards unseres Kontinents nicht entsprechen. Die
Verletzung menschenrechtlicher Anforderungen, Gewalt und unzumutbare
Zustände in den Unterkünften nehmen wir nicht hin. Wir wollen, dass sich
das ändert.

Wenn jetzt in Europa neue Aufnahmeeinrichtungen (Controlled Areas) für aus
Seenot gerettete Personen geschaffen werden, muss das genutzt werden, die
Einhaltung humanitärer Standards wie gute Unterbringung und Versorgung zu
garantieren, rechtsstaatliche und zügige Verfahren zu gewährleisten und
eine faire Verteilung zu erreichen. Solche Aufnahmeeinrichtungen dürfen
keine geschlossenen Lager werden.


5. Deutschland braucht ein Einwanderungsgesetz

Wir müssen klar trennen zwischen Einwanderung aus humanitären Gründen und
der Einwanderung in unseren Arbeitsmarkt. Auch um illegale Migration
einzudämmen, können legale Einwanderungsmöglichkeiten helfen. Durch den
demografischen Wandel verliert Deutschland in den nächsten Jahren Millionen
Fachkräfte. Um unseren wirtschaftlichen Wohlstand zu erhalten und unsere
Renten zu finanzieren, sind wir auf qualifizierte ausländische Fachkräfte
angewiesen. Daher brauchen wir schnellstmöglich ein Einwanderungsgesetz,
das die Einwanderung von Arbeitskräften nach den Bedürfnissen des deutschen
Arbeitsmarktes steuert und gestaltet.


Fazit

Flucht und Migration sind zentrale Herausforderungen unserer Zeit. Sie
werden es noch lange bleiben. Denn die Welt ist an vielen Stellen ein
unwirtlicher und gefährlicher Ort. Die Unterschiede zwischen den reichen
Staaten und den armen Staaten sind immens. Wir Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten werden uns mit diesen Zuständen nicht abfinden. Ein
pragmatischer Humanismus, der gleichermaßen die hilfsbedürftigen Anderen im
Blick hat und die eigenen Interessen, ist möglich. Wenn uns die Vernunft
und die Werte Europas leiten.


Koalitionsvertrag

Der Koalitionsvertrag wurde vor wenigen Monaten unterschrieben. Zu
praktischen Lösungen für neue und neu erkannte Probleme ist die SPD immer
bereit. Jetzt geht es um die Umsetzung des Koalitionsvertrages; nicht um
die Aufkündigung und Neuverhandlung der getroffenen Vereinbarungen. Es ist
genug zu tun.

"Wir treten für ein gemeinsames europäisches Asylsystem ein und beteiligen
uns daher aktiv am Prozess der Reform des Dublin-Verfahrens. Ein fairer
Verteilmechanismus für Schutzbedürftige, die Frage der Menschenrechte in
Drittstaaten sowie das Prinzip der Zuständigkeit des Ersteinreiselandes für
Asylbewerber müssen hierbei eine übergeordnete Rolle spielen. Dabei muss
klar sein, dass eine unbefristete Berufung auf einen anderen Staat der
Ersteinreise ausscheidet. Bei der Ausgestaltung des Selbsteintrittsrechts
wird die Frage der Herstellung der Einheit der Kernfamilie zu
berücksichtigen sein. Damit eine Verteilung in der Praxis funktioniert,
muss es wirksame Mechanismen zur Verhinderung von Sekundärmigration geben.
Dazu wollen wir insbesondere die Asylverfahren einschließlich der Standards
bei der Versorgung und Unterbringung von Asylbewerbern harmonisieren und
dafür sorgen, dass volle Leistungen nur noch im zugewiesenen 
EU-Mitgliedstaat gewährt werden. In diesem Sinne wird sich die Bundesregierung
in den Verhandlungen auf EU-Ebene abgestimmt positionieren. Dies gilt auch
für eine gemeinsame Durchführung von Asylverfahren überwiegend an den
Außengrenzen sowiegemeinsame Rückführungen von dort. Dabei werden
europäische Menschenrechtsstandards eingehalten.

Wir unterstützen eine Politik der EU, die verhindern soll, dass kriminelle
Schlepper und Schleuser entscheiden, wer nach Europa kommt. Wir wollen
Anreize ausschließen, die dadurch entstehen, dass Minderjährige von ihren
Eltern unter Gefährdung des Kindeswohls zukünftig auf die gefährliche Reise
vorgeschickt werden.

Wir wollen die Zusammenarbeit mit UNHCR, IOM, Herkunfts- und Transitstaaten
weiter ausbauen. Zur Sicherung der Freizügigkeit innerhalb Europas gehört
ein wirksamer Schutz der europäischen Außengrenzen. Dazu wollen wir Frontex
zu einer echten Grenzschutzpolizei weiterentwickeln. Bis der Schutz der
EU-Außengrenzen effektiv funktioniert, sind Binnengrenzkontrollen
vertretbar.

Wir unterstützen europäische Beschlüsse zur Verteilung von Flüchtlingen
(Relocation) und leisten einen angemessenen Beitrag zu Aufnahmekontingenten
humanitär Schutzbedürftiger (Resettlement)."

"Menschen, die in Deutschland Schutz suchen, brauchen Asylverfahren, die
schnell, umfassend und rechtssicher bearbeitet werden. Deren Bearbeitung
erfolgt künftig in zentralen Aufnahme-, Entscheidungs- und
Rückführungseinrichtungen, in denen BAMF, BA, Jugendämter, Justiz,
Ausländerbehörden und andere Hand in Hand arbeiten. In den 
AnKER-Einrichtungen sollen Ankunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw.
Rückführung (AnKER) stattfinden. Eine unabhängige und flächendeckende
Asylverfahrensberatung ist zu gewährleisten. Über die Frage von
Zuständigkeit und Trägerschaft wird eine Vereinbarung zwischen Bund und
Ländern getroffen.

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren in
einzigartiger Weise humanitär engagiert. Menschen, die von Krieg und
Verfolgung betroffen sind, bieten wir Schutz. Wir haben das Recht zu
wissen, wer in unserem Land leben will; dazu bestehen besondere
Mitwirkungspflichten durch die Ankommenden. Das betrifft zuallererst die
umfassende Identitätsfeststellung: Name, Herkunft, Alter, Fingerabdruck.
Bei ungeklärter Identität wollen wir die behördlichen Möglichkeiten zu
deren Feststellungen erweitern und Identitätstäuschungen wirksamer
begegnen. Die umfassende Identitätsfeststellung findet in den 
AnKER-Einrichtungen statt.

Nach der Altersfeststellung werden unbegleitete Minderjährige durch
Jugendbehörden in Obhut genommen, Erwachsene verbleiben in den 
AnKER-Einrichtungen. Steht in Zweifel, ob es sich um Jugendliche oder um
Erwachsene handelt, erfolgt die Altersfeststellung durch das zuständige
Jugendamt unter Beteiligung des BAMF in den AnKER-Einrichtungen.

Um die Chance auf eine erfolgreiche Integration zu wahren und
europarechtliche Vorgaben zu erfüllen, ist die Bleibeverpflichtung in den
AnKER-Einrichtungen zeitlich und sachlich zu begrenzen. Sowohl in den
Aufnahmeeinrichtungen als auch in den AnKER-Einrichtungen soll die
Aufenthaltszeit in der Regel 18 Monate nicht über- schreiten (§ 47 Abs. 1a
und 1b Asylgesetz bleibt davon unberührt), bei Familien mit minderjährigen
Kindern in der Regel sechs Monate. Insgesamt ist eine geschlechter- und
jugendgerechte Unterbringung zu gewährleisten.

Wir streben an, nur diejenigen auf die Kommunen zu verteilen, bei denen
eine positive Bleibeprognose besteht. Alle anderen sollen, wenn in
angemessener Zeit möglich, aus diesen Einrichtungen in ihre Heimatländer
zurückgeführt werden.

Spätestens drei Jahre nach einer positiven Entscheidung ist eine
Überprüfung des gewährten Schutzes erforderlich. Für dieses Prüfverfahren
werden verbindliche Mitwirkungspflichten der Betroffenen gelten. Dazu
sollen Belehrungen stattfinden.

Vollziehbar Ausreisepflichtige müssen unser Land verlassen. Freiwillige
Rückkehr und konsequente Abschiebung sind dabei von wesentlicher Bedeutung.
Die freiwillige Rückkehr hat Vorrang. Bestehende Hindernisse (z.B.
Identitätsfeststellung, Aufnahmewillen der Herkunftsländer,
Passersatzbeschaffung, Arbeit der Potsdamer Clearingstelle, ZUR) wollen wir
weiter verringern. Wir starten eine Qualitätsoffensive für die Arbeit des
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge.

Gerade im Interesse der wirklich Schutzbedürftigen und der Akzeptanz in der
Bevölkerung wollen wir Ausreisepflichtige stärker danach unterscheiden, ob
sie unverschuldet an der Ausreise gehindert sind oder ihnen die fehlende
Möglichkeit zur Durchsetzung ihrer Ausreisepflicht zugerechnet werden muss.
Diese Unterscheidung hat auch Konsequenzen, beispielsweise hinsichtlich des
Bezugs von Leistungen. Entsprechendem Änderungsbedarf werden wir
nachkommen.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist möglichst frühzeitig über
die Einleitung eines Strafverfahrens zu informieren. Dazu werden wir § 8
Abs. 1a des Asylgesetzes ändern.

Wer sein Aufenthaltsrecht dazu missbraucht, um Straftaten zu begehen, muss
unser Land verlassen. Das gilt auch bei Fällen von Sozialleistungsbetrug
und Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz, soweit diese zu einer
Verurteilung von mindestens einem Jahr geführt haben.

Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam, einschließlich des
Beschwerdeverfahrens, werden wir praktikabler ausgestalten, die
Voraussetzungen absenken und klarer bestimmen. Ziel ist, die
Zuführungsquoten zu Rückführungsmaßnahmen deutlich zu erhöhen.

Zum Zwecke der Verfahrensbeschleunigung werden Algerien, Marokko und
Tunesien sowie weitere Staaten mit einer regelmäßigen Anerkennungsquote
unter fünf Prozent zu sicheren Herkunftsstaaten bestimmt. Der
Individualanspruch auf Einzelfallprüfung bleibt unberührt. Gleichzeitig
wird durch eine spezielle Rechtsberatung für besondere vulnerable
Fluchtgruppen deren besondere Schutzwürdigkeit berücksichtigt.

Wir werden das Ausländerzentralregister (AZR) ertüchtigen, um belastbarere
Auskünfte erhalten zu können, allen relevanten Behörden unkomplizierten
Zugriff zu ermöglichen und es auch zur besseren Steuerung der Rückführung
und freiwilligen Ausreise einsetzen zu können. Wir werden es in
Zusammenarbeit mit den Ländern zu einem insgesamt den zeitgemäßen
Anforderungen entsprechenden zentralen Ausländerdateisystem
weiterentwickeln. Im Rahmen dieser Ertüchtigung werden wir auch den Bestand
der tatsächlich zur Rückführung anstehenden Personen besser abbilden."

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2707: Lars Klingbeil gratuliert Maria Noichl und dankt Elke Ferner




SPD-Pressemitteilung vom 13. Juni 2018

Lars Klingbeil gratuliert Maria Noichl und dankt Elke Ferner

 
Auf der Bundeskonferenz der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen (AsF) in Saarbrücken wurde die bayerische SPD-Europaabgeordnete Maria Noichl zur neuen AsF-Bundesvorsitzenden gewählt. Sie löst damit Elke Ferner ab, die seit 2004 Vorsitzende der AsF war und nicht erneut kandidierte.

Hierzu erklärt SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil:

"Die Stimme der ASF hat in der SPD eine enorme Bedeutung. Denn es gibt noch viel zu tun, auch in unserer eigenen Partei. 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts und 30 Jahre nach der Einführung der innerparteilichen Quote stehen wir weiter vor großen Herausforderungen. Wir brauchen mehr Gleichberechtigung auf allen Ebenen - in der SPD und in unserer Gesellschaft als Ganzes.

Elke Ferner war als AsF-Vorsitzende immer eine kompetente und leidenschaftliche Kämpferin für Frauenpolitik - und wird das an anderer Stelle fortsetzen. Sie hat die Gleichstellungspolitik in der SPD entscheidend vorangebracht. Der Reißverschluss für Wahllisten oder die Doppelspitze in SPD-Gliederungen stehen auf ihrer Habenseite. All das mit dem Ziel, dass in der SPD Frauen und Männer gleichberechtigt beteiligt sind.

Maria Noichl wird diesen Weg weitergehen. Als Europaabgeordnete wird sie mit Blick auf die Europawahl 2019 einen Akzent auf die europäische Arbeit der AsF setzen. Gerade in Zeiten von Rechtspopulismus und Fremdenfeindlichkeit müssen weitere Fortschritte erkämpft werden. Ziel bleiben gleiche Rechte, gleiche Chancen und die Selbstbestimmung von Frauen."

Ich gratuliere Maria Noichl und dem gesamten ASF-Bundesvorstand herzlich. Allen ausscheidenden Vorstandsmitgliedern danke ich für ihre Arbeit und ihr ehrenamtliches Engagement."

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 30. Juni 2018

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus
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LATEINAMERIKA/1790: Die Wahl von AMLO - Eine Chance für Mexiko und Lateinamerika (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Wahl von AMLO - Eine Chance für Mexiko und Lateinamerika

Von Javier Tolcachier, 1. Juli 2018



Mexiko ist neben Brasilien einer der "großen Brüder" Lateinamerikas
und der Karibik. Nicht nur aufgrund seines demographischen Gewichts -
seine 128 Millionen Einwohner machen ein Fünftel der Gesamtbevölkerung
der Region aus - oder aufgrund seiner wirtschaftlichen Größe, sein BIP
entspricht etwa 20% des regionalen Gesamtwertes.

Mexiko hat in der lateinamerikanischen Geschichte Spuren hinterlassen,
die deren kollektive politische und gesellschaftliche Zukunft tief
geprägt haben. Die Revolution 1910 in Mexiko gegen die Enteignung von
Bauern, den Raubbau an Ressourcen und Ländereien, der Aufstand gegen
die Porfirio-Diktatur, die erzwungene Modernisierung - brachten
heldenhafte Wege für soziale Gerechtigkeit hervor, die später unter
anderem auch von Sandino und Farabundo Martí begangen wurden.

Die Verfassung von 1917 war die erste, die soziale Rechte, die
Trennung von Staat und Kirche, die Verbesserung der Lebensbedingungen
der Arbeiter, den Acht-Stunden-Arbeitstag, die Gewährleistung eines
monatlichen Mindestlohns und die Anerkennung der Gewerkschaften
einführte. Dazu gehörten auch die Landumverteilung, der Föderalismus
und die Gewaltenteilung als politisches System.

Wenig später, in den 1930er Jahren, gab es eine erneute
Pionierleistung durch General Lázaro Cárdenas, der die Ölindustrie und
das Eisenbahnnetz verstaatlichte, eine kommunale Boden- und
Agrarreform durchführte und in großem Maße Flüchtlinge aus dem
spanischen Bürgerkrieg aufnahm.

Jahre später, bereits in Zeiten der neoliberalen Obskurität, zeigt der
Aufstand der Zapatisten die Situation der indigenen Bevölkerung auf.
Dieser Aufstand breitet sich dann wie ein Lauffeuer aus und gibt den
indigenen Bewegungen Impulse, die dann ein Jahrzehnt später in der
ecuadorianischen Politik und der Wahl von Evo Morales als Präsident
von Bolivien gipfelten.

Daher ist die Wahl von Andrés Manuel López Obrador im gegenwärtigen
Kontext als ein Zeichen dafür zu deuten, dass die Forderungen der
Völker erneut auf dem Vormarsch sind.


Mexiko erneuern

Mexiko befindet sich in einer Situation schweren Verfalls. Ein
Verfall, als Folge verschiedener Formen von Gewalt, von denen die
Menschen geplagt werden. Die Gewalt äußert sich im Drogenhandel, in
Morden an Journalisten, Frauenmorden. Die jüngste politische Gewalt
zeichnet ein Bild, das in gewisser Weise an die aztekische
Opfertradition erinnert, die seinerzeit die Invasion durch die
Kolonialisten erleichtert hat.

Hinzu kommt die enorme wirtschaftliche Gewalt, die mehr als 53
Millionen Mexikaner in die Armut gestürzt hat, darunter fast 10
Millionen in die absolute Armut.

Ein gesellschaftlicher Untergang, der einem tiefgreifenden Untergang
des politischen Apparates entspricht, in dem ein formaler Föderalismus
zu einem echten Feudalismus geworden ist, in dem Bestechung,
Einflussnahme, Steuerhinterziehung und die allumfassende Macht der
Meinungsmacher in Form von Monopolkommunikationskartellen die Regel
sind.

Deshalb hat die Nationale Regenerationsbewegung (MORENA) und deren
Führer López Obrador es verstanden, das vorherrschende Bedürfnis
richtig zu interpretieren, und dies ist der Grund, warum sie von der
Bevölkerung mehrheitlich gewählt wurden. Mexiko muss sich - ohne
Zweifel - erneuern.


Nicht alles, nicht sofort, nicht nur

Die enorme angestaute Wut, das dringende Bedürfnis nach tiefgreifenden
sozialen Veränderungen, wird ein unersetzlicher Faktor für den Druck
der Bevölkerung sein, einen neuen Weg einzuschlagen. Doch die Ungeduld
und die daraus abgeleiteten gerechten Forderungen könnten
paradoxerweise auch gemeinsam mit dem Widerstand, den die etablierte
konzentrierte Macht leisten wird, zu den größten Hindernissen für die
Regierung Moreno werden.

López Obrador muss beweisen, dass es nicht um eine Fortsetzung der
politischen Lüge geht. Dies sollte sich schnellstmöglich in einer
Umkehr des 2012 geschlossenen Paktes für Mexiko manifestieren. Die
Rücknahme der marktorientierten Bildungsreform, die Wiederherstellung
der Energiesouveränität, die Reformierung der Wirtschaft und die
Demokratisierung der Telekommunikation stellen zentrale
Herausforderungen dar. Vor allem aber ein Wirtschaftsreformprogramm,
das Mexiko von der brutalen Herrschaft der USA, an die es 73% seiner
gesamten Exporte schickt, unabhängig macht.

Man wird auch anfangen müssen, die kriminellen Banden und die
mitschuldigen staatlichen Repressionsapparate zu entwaffnen. Eine
Kultur der Menschenrechte zu schaffen und wieder Werte in der
Öffentlichkeit zu etablieren, gehört zu den schwierigsten
Herausforderungen.

Noch langsamer, wenn auch genauso dringend, wird der Prozess sein, der
zu einer wirklichen Anerkennung der Rechte aller Kulturen Mexikos und
deren Wurzeln führt, ein Prozess der Versöhnung und der
Selbstbestätigung, der auch in weiten Teilen der Bevölkerung der
Mestizen, der Schwarzen und der Indigenen Amerikas aussteht.

Nichts davon wird über Nacht möglich sein, vielleicht auch nicht in
sechs Jahren. Vielleicht ist das Wichtigste für das mexikanische Volk
zu verstehen, dass eine organisierte Bürgerbewegung unerlässlich ist,
um diese Veränderung möglich zu machen.


Die Hoffnungen auf die Integration Lateinamerikas und der
Karibik liegen bei AMLO

In einer Welt, in der rückläufige Tendenzen und Neofaschisten - auch
als Reaktion auf eine erstickende wirtschaftliche und kulturelle
Globalisierung - vorübergehend die Führung übernommen haben, stellt
der Sieg von Lopez Obrador eine Art "gutartigen Nationalismus" dar,
einen Versuch, die souveräne Idee des Staates zurückzuerobern, seine
Beziehungen in einen multilateralen Sinn und Mexiko wieder in den
Bereich der regionalen Integration zu bringen.

Die fortschrittlichen Kräfte feiern den Sieg von López Obrador, weil
er die Schwächung einer der wichtigsten Satellitenregierungen für die
ausländischen Interventionen in Lateinamerika und der Karibik
darstellt. Diese Interventionen wurden hauptsächlich von den
Vereinigten Staaten, aber auch von einigen europäischen Regierungen
angetrieben.

Von besonderer Bedeutung wird die Verteidigung des Friedens in der
Region sein. Die neue Regierung in Mexiko könnte im Gegensatz zu der
Position, die während der nun zu Ende gehenden sechsjährigen Amtszeit
eingenommen wurde, eine Art regionaler Vermittler werden, der die Flut
von Aktionen und Sanktionen aus dem Norden, beispielsweise gegenüber
Venezuela, Kuba oder Nicaragua, abpuffern könnte.

Eine solche mexikanische Haltung würde sich nicht nur solidarisch mit
den Schwesterstaaten im Süden zeigen, sondern auch im Einklang stehen
mit ihrer diplomatischen Tradition, aus der wegweisende Verträge wie
der bis heute gültige Tlatelolco-Vertrag hervorgegangen sind, durch
den Lateinamerika und die Karibik die erste atomwaffenfreie Zone der
Welt wurden.

Aus dieser Position des Dialogs und der Einigung gingen auch die
wirksamen Vermittlungen der Contador-Gruppe hervor, in der Mexiko
zusammen mit Panama, Kolumbien und Venezuela eine zentrale Rolle bei
der Verwirklichung der Friedensabkommen spielte, die dem Krieg in
Mittelamerika ein Ende setzten.

Diese Gruppe wurde später in die Rio-Gruppe umgewandelt, die
unmittelbarer Vorläufer der Gemeinschaft der Staaten Lateinamerikas
und der Karibik (CELAC) im Jahr 2011 war. López Obrador könnte als
Gegengewicht zu dem von den USA kontrollierten Hegemonieinstrument OAS
einen enormen Beitrag zur Belebung des inzwischen gelähmten CELAC
leisten.

Aus all diesen Gründen ist die Wahl von Andrés Manuel Obrador zum
Präsidenten eine "sehr gute" Gelegenheit für Mexiko und die
brüderlichen Völker Lateinamerikas und der Karibik.


Aus dem Spanischen von Marita Simon


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin
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LATEINAMERIKA/1789: Kolumbien - Steiniger Weg zum Frieden (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 25 vom 22. Juni 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Steiniger Weg zum Frieden

Mit Duque droht in Kolumbien die Wiederholung der Vergangenheit

von Günter Pohl



Die Stichwahl um die Präsidentschaft in Kolumbien hat den erwarteten
Sieg des extrem rechtsgerichteten Kandidaten Iván Duque gebracht; er
erhielt mit 10,37 Millionen Stimmen 54,0 Prozent. Sein gemäßigt linker
Kontrahent Gustavo Petro bekam 41,8 Prozent; 4,2 Prozent entschieden
sich für Enthaltung. Mit Marta Ramírez wird erstmals in der fast
zweihundertjährigen republikanischen Geschichte des Landes eine Frau
Vizepräsidentin. Die Wahlbeteiligung war gegenüber der ersten Runde vor
drei Wochen leicht auf 53,0 Prozent gefallen.

Gustavo Petro, der im Senat die Opposition anführen wird, zeigte sich
angesichts eines Rekordergebnisses für die Linke des Landes zufrieden:
"Eine Niederlage? Mehr als acht Millionen Stimmen; ich fühle mich nicht
besiegt. Für den Moment stellen wir nur nicht die Regierung."

Der Kandidat von "Colombia Humana" gewann zwar nicht, hat aber der
Linken Kolumbiens ein historisch gutes Ergebnis gebracht, auf dem sich
in den nächsten Jahren aufbauen lassen wird. Das ewig wiederholte Modell
in Kolumbien, dass zwei rechte Bewerber in die Stichwahl kommen oder
schon in der ersten Runde die Rechte siegt, wie 2006, ist überwunden.
Wahrscheinlich ist, dass der Drittplatzierte der ersten Runde, der
Mitte-linke Nelson Fajardo, eine Stichwahl gewonnen hätte, da er mit der
kompletten Unterstützung der Wählerschaft Petros rechnen konnte, während
er diesem umgekehrt einen Wahlaufruf verweigert hatte. Somit ist Petros
zweiter Platz in der ersten Runde für die Friedenskräfte in gewisser
Weise zum Pyrrhussieg geworden - was Petro das Recht auf einen eigenen
Kampf um den Sieg natürlich nicht nimmt. Aber auch nicht Fajardo die
Verantwortung, "seine" 23,7 Prozent unorientiert gelassen zu haben,
obwohl auch er inhaltlich für eine Fortsetzung des Friedensprozesses
eingetreten war. Nun hat er einem rechtsextremen Partei- und
Meinungsgänger von Ex-Präsident Álvaro Uribe den Sieg überlassen, denn
nicht wenige seiner Unterstützer haben tatsächlich weiße Stimmzettel
abgegeben.

Petro wurde mit seinem Ergebnis aber nicht nur Opfer innerlinker
Zerwürfnisse (Fajardo hatte Petro unter anderem eine schlechte
Amtsführung als Bürgermeister Bogotás vorgeworfen), sondern sah sich
medialen Attacken auf jede Art von Veränderung im Land ausgesetzt. Was
auch immer er vorschlug - es wurde einer "Venezolanisierung" Kolumbiens
gleichgesetzt. Auch seine opportunistische Nichtanerkennung des
Wahlergebnisses im Nachbarland half Petro nicht. Das, obwohl auf der
anderen Seite des politischen Spektrums die konsequentere Linke wieder
einmal ausreichend Ratio in die Waagschale geworfen hatte und sich trotz
dessen Offenbarungseids nicht von der Unterstützung Petros abbringen
ließ. Für sie steht die Friedensfrage für Kolumbien strategisch klar im
Mittelpunkt.

Mit dem Sieg von Duque bei gleichzeitiger Parlamentsmehrheit für die
Konservativen und Rechten ist der Friedensvertrag mit den ehemaligen
"Revolutionären Streitkräften Kolumbiens (FARC) ebenso auf der Kippe wie
die Verhandlungen mit dem ELN (Nationales Befreiungsheer). Folge für das
Land kann auch eine Wiederaufnahme des bewaffneten Widerstands
ehemaliger FARC-Guerilleros sein, deren gesellschaftliche Eingliederung
und finanzielle Rekompensation ohnehin nur schleppend erfolgt wurde: Nun
steht wieder einmal deren Freiheit und physische Unversehrtheit auf dem
Spiel. Die Verantwortung dafür trägt der nun abgelöste Präsident Juan
Manuel Santos.

Denn wir reden mit Kolumbien von einem Land, in dem Santos als
ehemaliger Verteidigungsminister für unzählige Kriegsverbrechen
verantwortlich ist und danach dennoch zweimal zum Präsidenten gewählt
wurde, weil 2010 und 2014 die aussichtsreiche Alternative zu ihm nur die
rechtsextremen Kandidaten Uribes waren und er in diesem Lichte als
Verfechter des Friedens gelten durfte. Vielleicht fängt nun also das
Friedensnobelpreis-Komitee in Oslo einmal an, über seine Vergabepraxis
nachzudenken, denn nach Barack O­bama steht es mit der Bestimmung von
Santos zum Friedensnobelpreis-Träger 2016 vor einem weiteren
Scherbenhaufen, weil sich dieser wie jener nie einen Deut um das
Vermächtnis Alfred Nobels gekümmert hat: "(...) an denjenigen, der am
meisten oder am besten auf die Verbrüderung der Völker und die
Abschaffung oder Verminderung stehender Heere sowie das Abhalten oder
die Förderung von Friedenskongressen hingewirkt hat."

 * 
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MELDUNG/321: Zusätzliche Förderrunde der Qualitätsoffensive Lehrerbildung beschlossen (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 29.06.2018

Zusätzliche Förderrunde der Qualitätsoffensive Lehrerbildung
beschlossen

64 Millionen Euro für Digitalisierung und Lehramtsausbildung für
berufliche Schulen



Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) hat heute den Startschuss für
eine zusätzliche Förderung der Qualitätsoffensive Lehrerbildung in Höhe
von 64 Millionen Euro gegeben. Förderschwerpunkte sind die Digitalisierung
und die Lehramtsausbildung für berufliche Schulen. Diese Entscheidung von
Bund und Ländern fußt auf den Ergebnissen einer programmbegleitenden
Zwischenevaluierung der Qualitätsoffensive Lehrerbildung. Die Förderung
erfolgt aus Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(BMBF).

Die GWK-Vorsitzende, Bundesbildungsministerin Anja Karliczek, hob hervor:
"Wir brauchen in Deutschland gut ausgebildete Lehrkräfte, die ihr Wissen
überzeugend vermitteln. Das ist der Anspruch der Qualitätsoffensive
Lehrerbildung. Nach der erfolgreichen Zwischenevaluierung starten wir nun
eine weitere Runde. Ich will, dass wir jungen Menschen die Chance geben,
sich intensiv mit der Digitalisierung in all ihren Facetten zu befassen.
Dabei sollen sie von gut qualifizierten Lehrerinnen und Lehrern
unterstützt werden. Besonders die beruflichen Schulen liegen mir am
Herzen. Daher wollen wir die Lehramtsausbildung für berufliche Schulen zu
einem Schwerpunkt machen. Das ist ein weiterer Schritt, um die
Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung in Deutschland
voranzubringen."

Die stellvertretende Vorsitzende der GWK, die Bremer
Wissenschaftssenatorin Prof. Dr. Eva Quante-Brandt, sagt: "Die Hochschulen
haben in den letzten Jahren viel getan, um die Lehrerbildung
weiterzuentwickeln und ihre Anstrengungen zeigen Erfolge. Wir freuen uns,
mit der zusätzlichen Förderrunde einen Schwerpunkt auf die Digitalisierung
und auf das Lehramt an beruflichen Schulen legen zu können, das sind zwei
wichtige Handlungsfelder der Lehrerbildung unserer Hochschulen. Das Thema
'Digitalisierung' ist dabei eine Querschnittsaufgabe und zielt etwa auf
Bereiche wie E-Learning, Medienkompetenz von Lehrenden und Lernenden oder
die Entwicklung neuer Lehr- und Lernprozesse. Wir sind froh, dass wir die
Hochschulen mit der 'Qualitätsoffensive Lehrerbildung' bei den
Herausforderungen in der Lehrkräfteausbildung unterstützen können."

Bund und Länder haben 2013 die Qualitätsoffensive Lehrerbildung als
gemeinsames Bund-Länder-Programm für zehn Jahre beschlossen. Seit 2015
werden Projekte in diesem Rahmen gefördert. Ziel der Offensive sind unter
anderem ein besserer Praxisbezug, professionelle Beratungsangebote, eine
engere Verzahnung von Studium, Referendariat bzw. Vorbereitungsdienst und
Weiterbildung. Das BMBF stellt dafür ein Fördervolumen von bis zu 500
Millionen Euro bereit. Bund und Länder haben 2013 zudem beschlossen, das
Programm spätestens im Jahr 2018 auf der Grundlage einer
Zwischenbegutachtung von geförderten Projekten und einem Zwischenbericht
der Evaluierung zu überprüfen sowie über die weitere Ausgestaltung der
verbleibenden Programmlaufzeit zu entscheiden. Der Zwischenbericht dieser
Evaluierung stellt bereits jetzt vielfache Fortschritte fest, etwa in
Hinsicht auf tragfähige Kooperationsstrukturen der Ausbildungsphasen, den
Aufbau von Gremien an den Hochschulen oder die Theorie-Praxis-Verzahnung
in der Lehre. Gleichzeitig hat der Zwischenbericht noch Handlungsbedarf
insbesondere im Bereich der Digitalisierung und der Ausbildung für das
Lehramt an beruflichen Schulen angemerkt.


Weitere Informationen unter:

https://www.gwk-bonn.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1143: Lauschangriff auf Schädlinge - Insekten-Abhör-Technik im Getreidesilo installiert (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen -
28.06.2018

Lauschangriff auf Schädlinge im Getreide: Insekten-Abhör-Technik im
Getreidesilo installiert



Auf dem Fläminger Landwirtschaftsbetrieb Gut Schmerwitz in Brandenburg
wurde am 26. 6.2018 das erste "Beetle Sound Tube" System in Getreidesilos
installiert. Hierbei handelt es sich um ein hochtechnisiertes
Röhrensystem, das mittels Mikrofonen die Fraßgeräusche von unerwünschten
Käfern und deren Larven im Getreide erkennt. Rita Neumann,
Betriebsleiterin des Gutes Schmerwitz freut sich, an dem Projekt
teilzunehmen. Denn Insekten stellen für Landwirte und Lagerhalter große
Probleme dar, wenn sie sich in Getreidelagern ausbreiten. Das Julius
Kühn-Institut (JKI) ist für die wissenschaftliche Seite des Projekts
verantwortlich; die Koordination liegt in den Händen der agrathaer GmbH.

Durch Fraß- und Stoffwechselprozesse der ungebetenen Gäste steigen die
Temperatur und die Feuchtigkeit in den Getreidelagern an. Das ebnet
wiederum Milben und Schimmel den Weg in die Silos. Sobald Schimmelgifte im
Getreide vorhanden sind, ist es für Mensch und Tier nicht mehr nutzbar und
muss vernichtet werden. Deshalb ist es wichtig, einen Insektenbefall
frühzeitig zu erkennen. In geschlossenen Getreidesilos und bei Insekten,
die sich auch gerne im Korn verstecken, ist das ein schwieriges
Unterfangen. Bisher. "Denn", so Dr. Christina Müller-Blenkle vom Julius
Kühn-Institut, "mit dem Beetle Sound Tube-System nutzen wir genau die
Schwachstelle, mit der sich die Insekten verraten: ihre Bewegungs- und
Fraßgeräusche."

Das "Beetle Sound Tube"-System besteht aus mehreren drei Meter langen
Röhren, die mit Mikrofon und Datenlogger ausgestattet sind. Befinden sich
nun Käfer oder Larven in den Getreidesilos, werden deren sehr leisen
Bewegungs- und Fraßgeräusche über das Mikrofon erfasst und digital
ausgewertet. So kann nicht nur die Schädlingsart bestimmt werden sondern
auch die Schädlingsdichte, also wie viele Schädlinge sich im Silo
befinden. Diese Informationen ermöglichen eine frühzeitige und zielgenaue
Bekämpfung der Eindringlinge.

Die Idee zum Projekt "Beetle Sound Tube" hat sich aus Ergebnissen des
Julius Kühn-Instituts (JKI) entwickelt. Es wird für mindestens vier
Lagerperioden in vier Praxisbetrieben erprobt und angepasst. Getestet wird
auch, ob über die Käfer-Schallröhren direkt Nützlinge zur
Schädlingsbekämpfung eingebracht werden können. Das Gut Schmerwitz ist der
erste Erprobungsbetrieb. Ziel des Projekt-Teams mit 12 Partnern, darunter
4 Praxisbetriebe, ist es, das "Beetle Sound Tube"-System zur Praxisreife
zu führen.

Das auf fünf Jahre angelegte Projekt wird im Rahmen der Europäischen
Innovationspartnerschaft "Landwirtschaftliche Produktivität und
Nachhaltigkeit" (EIP-AGRI) durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) gefördert.


Hintergrundinfo: 

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) schätzt den Verlust von Getreide durch Schädlinge auf 2 - 4
Prozent. Nur auf das Bundesland Brandenburg übertragen, indem die
Versuchsanlage jetzt installiert wurde, würden bei etwa 2,75 Millionen
Tonnen Getreideernte in 2016, unter Betrachtung von Preis und Menge der
verschiedenen Getreidearten (Getreidewarenwert 2016 etwa 351 Millionen
Euro) ein Verlust von etwa 7 - 14 Millionen Euro pro Ernte bedeuten.

Weitere Informationen unter:

https://www.julius-kuehn.de/aktuelles/aktuell/news/erklaerfilm-beetle-sound-tube-projekt/

 - Erklärvideo zum Projekt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen, 28.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/057: Durchbruch bei Suche nach Alternative zum Kükentöten (idw)


Technische Universität München - 28.06.2018

Durchbruch bei Suche nach Alternative zum Kükentöten



Aus wirtschaftlichen Gründen sterben jedes Jahr in Deutschland rund 50
Millionen männliche Küken, weil sie keine Eier legen und schlecht Fleisch
ansetzen. Mehrere Teams forschen nach Alternativen, um das Töten von
männlichen Eintagsküken zu stoppen. Wissenschaftler der Technischen
Universität München (TUM) haben eine Methode entwickelt zur
nicht-invasiven Fruchtbarkeits- und Geschlechtsbestimmung, die gerade
patentiert wird.

TUM: Was ist das Besondere an Ihrer Methode im Vergleich mit
bisher vorgestellten Vorgehensweisen, die etwa mit einem Laser oder einer
Punktierung des Eies arbeiten?

Professoren Benjamin Schusser und Axel Haase: Besonders an unserer
Methode ist, dass sie im Gegensatz zu den anderen Technologien auf das
Öffnen der Eischale komplett verzichtet. Mit Hilfe von
Magnetresonanztomographie bestimmen wir sowohl Geschlecht- als auch
Befruchtungsstatus kontaktlos und nicht-invasiv. Somit wird der Embryo nicht
in der Entwicklung gestört und es entsteht keine potentielle Eintrittspforte
für Keime in das Ei, wie es bei anderen Methoden der Geschlechtsbestimmung
der Fall ist. Weiterhin verwenden wir mit der Magnetresonanztomographie eine
Technologie, die millionenfach in der Humanmedizin erprobt ist und keine
negativen Effekte auf den Organismus hat.

Wie früh muss denn das Geschlecht der Embryonen im Ei bestimmt werden, um
im Sinne des Tierschutzes handeln zu können?

Schusser/Haase: Es gibt bisher wenige belastbare Daten bezüglich des
Schmerzempfindens von sich entwickelnden Hühnerembryonen. In einer
Stellungnahme des wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestags vom
31.7.2017 wird davon ausgegangen, dass vor dem siebten Entwicklungstag
keine Empfindungen möglich sind und gesichert ab dem 15. Entwicklungstag
von einem Schmerzempfinden ausgegangen werden kann. Für die Zeitspanne
zwischen dem siebten Entwicklungstag bis zum 15. gibt es gegensätzliche
Meinungen, so dass keine abschließende Stellungnahme möglich ist. Generell
ist eine möglichst frühe Geschlechtsbestimmung bis Entwicklungstag sieben
im Hühnerei erstrebenswert.

Neben der rechtzeitigen Bestimmung des Geschlechts der Küken gibt es ein
weiteres Problem: Viele Eier sind nicht befruchtet. Warum ist das so?

Schusser/Haase: Es ist zwischen Hühnerlinien für die Eierproduktion
und für die Fleischproduktion zu unterscheiden. Die Linien wurden über
Jahrzehnte entweder auf Merkmale für die Produktion von Eiern oder für die
Produktion von Fleisch selektiert. Jedoch korrelieren Ei- und
Fleischproduktion negativ miteinander, sodass in der Mast nur Mastlinien
verwendet werden. Diese Tiere weisen jedoch mit steigendem Gewicht eine
geringere Qualität des Spermas und der Fitness auf, weswegen die
Befruchtungsrate der Eier abnimmt. Somit nimmt mit steigendem Alter der
Elterntierherde die Befruchtungsrate der Eier ab. Zurzeit ist es aber erst
nach Beginn der Inkubation - über ein Durchleuchten der Eier -, möglich zu
erkennen, ob sich ein Embryo entwickelt oder ob das Ei unbefruchtet war.
Die so als unbefruchtet detektierten Eier müssen verworfen und dürfen
aufgrund der gesetzlichen Vorgaben nicht mehr der verarbeitenden Industrie
zugeführt werden. Ist es jedoch möglich, vor Beginn der Inkubation zu
erkennen, ob ein Ei befruchtet wurde, dann können die unbefruchteten Eier
aussortiert und weiterverarbeitet werden. Somit gibt es eine sinnvolle
Verwertung für diese Eier, Inkubatorkapazität kann für befruchtete Eier
genutzt.

Wie sieht da Ihre Lösung aus?

Schusser/Haase: Wir haben auch hierfür eine Methode entwickelt, um
mit Hilfe der Magnetresonanztomographie bestimmte Magnetresonanz-Parameter
im Hühnerei noch vor der Inkubation zu messen, um eine Unterscheidung von
befruchteten und unbefruchteten Eiern machen zu können. Unter der
Verwendung von deep learning und künstlicher Intelligenz wurde ein
Algorithmus entwickelt, welcher an Hand der MRT-Messdaten eine
Unterscheidung der Eier hinsichtlich ihres Befruchtungsstatus vornimmt.

Zurzeit melden Sie Ihre Methode zum Patent an. Wann wird sie marktreif
und kann von der Geflügelindustrie eingesetzt werden?


Schusser/Haase: Besonders unsere Methode der Bestimmung des
Befruchtungsstatus ist ausgereift. Hier ist es möglich innerhalb des
nächsten Jahres einen Prototyp zum Testen unter Feldbedingungen zu
installieren. Die Geschlechtsbestimmung funktioniert auch, bedarf aber
noch mehr Forschungsarbeit, um die Genauigkeit zu verbessern. Mit der
Installation eines Prototyps in einer Brüterei ist in den nächsten zwei
Jahren zu rechnen. Das Magnetresonanz-Gerät zur Bestimmung der Befruchtung
der Eier und des Geschlechts der Embryonen ist dabei identisch, nur die
Bildauswertung muss auf die jeweilige Messaufgabe hin optimiert werden.


Weitere Informationen unter:

http://hez.wzw.tum.de/index.php?id=41

- Veranstaltungen am HEZ

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 28.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1285: »Masterplan« - Vom Aufnahmeland zum Abschiebeland (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

»Masterplan«: Vom Aufnahmeland zum Abschiebeland

Erste Einschätzung von PRO ASYL zu weitreichenden Verschärfungen



Der heute veröffentlichte CSU-»Masterplan« [1] macht deutlich: Ein faires
Asylverfahren für schutzsuchende Menschen soll auf allen Ebenen verhindert
werden. Unvermittelt schwingt auf jeder Seite des sog. Masterplans mit:
Abschottung in allen Bereichen, Schutzsuchende sind hier nicht mehr
willkommen. Dass wir von Menschen, die v.a. vor Krieg, Terror und schweren
Menschenrechtsverletzungen fliehen, sprechen, wird vergessen. Dabei müsste
es gerade Horst Seehofer als Bundesinnenminister besser wissen: In den
vergangenen Jahren hat der Großteil der Asylsuchenden einen Schutzstatus
erhalten. Und die zunächst vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) abgelehnten Personen haben oftmals noch vor Gericht ihren
berechtigten Schutz bekommen.

Nun aber soll erst gar nicht der Zugang zu fairen Verfahren ermöglicht
werden. Und selbst denjenigen, denen doch noch die Möglichkeit gegeben
wird, in Deutschland einen Asylantrag zu stellen, wird es so schwer wie
möglich gemacht. Während in der Präambel das Vertrauen in den Rechtsstaat
betont wird (S. 2), sind es gerade die Grundprinzipien des Rechtsstaates,
die durch diesen Plan in Frage gestellt werden. Das Papier ist ein
Rückschritt zu längst als überholt gedachten Maßnahmen und gespickt mit
Formulierungen, die schon lange nicht mehr den Erkenntnissen gerade nach
2015 entsprechen.

Im Rahmen der nationalen Maßnahmen fällt vor allem auf:

AnkER (Punkt 32). Schutzsuchende werden in den sog. AnkER-Zentren
zum Objekt staatlichen Handelns. Unter der Abschreckungspolitik, die hier
demonstriert werden soll, fallen auch solche, die letztlich einen
Schutzstatus erhalten sollen. Laut Punkt 32 sollen schließlich alle
Personen in diesen Lagern untergebracht werden. Obwohl im Asylprozessrecht
ohnehin die Rechtsmittelmöglichkeiten und Fristen eingeschränkt sind,
sollen die Zeiträume nochmalig verkürzt werden, Verwaltungsgerichte müssen
»schnellstmöglich entscheiden«. Dabei sind aufgrund der fehlerhaften
Entscheidungspraxis des Bundesamtes der letzten Jahre die Gerichte schon
jetzt überlastet.

Erweiterung der beschleunigten Asylverfahren nach § 30a AsylG
(Punkt 35). Ein beschleunigtes Verfahren soll nun bei allen Personen
durchgeführt werden, die keine Identitätsdokumente vorweisen können. Das
war im vergangenen Jahr nach Schätzung des BAMF rund die Hälfte aller
Betroffenen. Das bedeutet: Das BAMF muss innerhalb einer Woche entscheiden.
Zusätzlich muss der/die Schutzsuchende in besonderen Aufnahmeeinrichtungen
bis zur Ausreise wohnen bleiben. Wie in diesem kurzen Zeitraum eine
individuelle Asylverfahrensberatung möglich sein soll oder aber den
besonderen Bedürfnissen vulnerabler Betroffener entsprochen wird, ist nicht
zu erkennen.

Auch wird es in dieser kurzen Zeit kaum möglich, einen Rechtsbeistand zu
erreichen, die oftmals fehlerhaften Entscheidungen des Bundesamtes werden
rechtlich nicht überprüft werden können. Dabei forderte das
Bundesverfassungsgericht 1996, dass Schutzsuchende bei beschleunigten
Sonderverfahren, die schon damals am Flughafen erfolgten, einen Anspruch
auf eine kostenlose asylrechtliche Beratung und anwaltliche Unterstützung
haben müssen. Europarechtlich steht diese Ausweisung auf pauschal alle
Menschen ohne Identitätsdokumente Art. 31 Abs. 8 der Verfahrensrichtlinie
entgegen, da ihnen kein fehlerhaftes Verhalten vorzuwerfen ist. Zur Kritik
an § 30a AsylG m.w.N. (S. 3) [2].

Asylbewerberleistungsgesetz (Punkt 39).  Die Beziehung von
Asylbewerberleistungen soll von derzeit 15 Monaten auf 36 Monate erweitert
werden - eine Verschärfung, die über den Koalitionsvortrag hinausgeht.
Dabei soll zunächst das Prinzip der Sachleistungen angewandt werden,
Leistungskürzungen werden erweitert. Auch hier findet eine Degradierung der
Schutzpersonen statt. Die neuerlichen Einschnitte dürften schwer in
Einklang zu bringen sein mit dem Diktum des Bundesverfassungsgerichts aus
dem Jahr 2012: »Die Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht zu
relativieren«.

Rechtsmittelverfahren (Punkt 40).  Erneut werden europäische
Vorgaben ignoriert: Der »Masterplan« sieht vor, dass trotz eingelegter
Rechtsmittel die Betroffenen abgeschoben werden sollen. Dabei hat erst am
19. Juni der Gerichtshof der Europäischen Union ausdrücklich entschieden,
dass während einer Klage gegen die Ablehnung samt Ausreiseentscheidung
nicht abgeschoben werden darf - das gebiete schon die Grundrechtecharta der
Europäischen Union. Hier müssten vielmehr die schon heute bestehenden
Einschränkungen dringend gesetzlich aufgehoben werden (Zur Entscheidung)
[3].

Bescheinigung unterhalb der Duldung (Punkt 53). Bisher erhalten
diejenigen, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht
abgeschoben werden können eine Duldung. Jetzt soll eine Bescheinigung
unterhalb der Duldung für Ausreisepflichtige, denen die
Rückführungshindernisse zuzurechnen sind, eingeführt werden. Besonders
drastisch: Liest man diesen Punkt zusammen mit dem nächsten Punkt 54,
wonach das Vorliegen von gültigen Reisedokumenten in die alleinige
Verantwortlichkeit der Betroffenen gestellt wird - obwohl beispielsweise
die Probleme an den Botschaften und den Herkunftsländern liegen kann - kann
auch der Anwendungsbereich zur Bescheinigung unterhalb der Duldung enorm
ausgeweitet werden. So werden Menschen in die Illegalität getrieben.

Abschiebungshaft (Punkt 59). Auch hier will der Bundesinnenminister
sich gegen europäisches Recht stellen und die EU-Rückführungsrichtlinie,
die die Bedingungen für Abschiebungshaft regelt, aussetzen. Zurück zu den
Entwicklungen der 90er Jahre sollen wieder Abschiebungshaftplätze ausgebaut
werden und sogar in Strafanstalten eingerichtet werden. Abschiebungshaft
ist aber keine Strafhaft. Unter Abschiebungshaft fallen auch Personen unter
der Dublin-Verordnung, die noch in einem anderen Mitgliedstaat als
Schutzberechtigte anerkannt werden können.


Anmerkungen:

[1] https://www.morgenpost.de/bin/politik/article214740773/Masterplan-Migration-der-CSU.pdf

[2] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/PRO-ASYL-Stellungnahme-Gesetzentwurf-Beschleunigte-Asylverfahren-16.2.2016.pdf

[3] https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-06/cp180088de.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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STANDPUNKT/779: Prinzen besuchen Israel (Uri Avnery)


Prinzen besuchen Israel

von Uri Avnery, 30. Juni 2018



PRINZ WILLIAM, Herzog von Cambridge, der Zweite in der britischen
Thronfolge, hat diese Woche Israel besucht.

Er scheint ein liebenswürdiger Mensch zu sein. Er sah genau so aus,
wie ein Prinz aussehen sollte, machte alles richtig und sagte das
Richtige. Er aß sogar mit unserem Bürgermeister am Sandstrand von Tel
Aviv eine Wassermelone.

Wenn die Briten nicht vor 70 Jahren Palästina verlassen hätten, wäre
William jetzt auch mein Prinz. Ich erinnere mich, dass ich zum
Geburtstag seines Urgroßvaters einen Tag schulfrei hatte.

Die Briten hatten vom Völkerbund das Mandat über Palästina bekommen,
da sie sich (mit der berühmten Balfour-Deklaration) als Beschützer des
Zionismus ausgegeben hatten, aber sie mochten uns nicht besonders. Die
pittoresken Araber, von Natur aus liebenswürdige Gastgeber, zogen sie
sehr viel stärker an.



MEINE EIGENE Beziehung zur britischen Krone war immer ein wenig
kompliziert.

Als ich 14 Jahre alt war, wurde ich durch die wirtschaftliche
Situation meiner Familie gezwungen, eine Arbeit anzunehmen. Ich fand
in der Kanzlei eines Rechtsanwalts eine Anstellung. Der Chef hatte in
Oxford studiert und alle unsere Geschäfte wurden auf Englisch geführt.
Ich musste die Sprache in großer Eile lernen und seitdem liebe ich
sie. Einige unserer Klienten waren Mitglieder der britischen
Verwaltung.

Einige Monate später henkten die Briten einen jungen Juden, der eine
Bombe in einen Bus mit Arabern geworfen hatte. Ich beschloss, seinen
Platz einzunehmen, und nahm Kontakt mit der
Irgun-Untergrundorganisation auf. Ich wurde angewiesen, mich zu einem
bestimmten Zeitpunkt in einem bestimmten Schulgebäude vorzustellen.

Als ich mich dem Gebäude näherte, schien es vollkommen verlassen zu
sein. Nur ein junges Paar küsste sich im Eingang. Mir wurde im Dunkeln
der Weg gezeigt und ich wurde in ein Zimmer dirigiert. Dort wurde ich
vor ein blendendes Licht gesetzt. Die Leute hinter dem Scheinwerfer
fühlte ich eher, als dass ich sie hätte sehen können.

Eine Stimme aus dem Dunkel stellte mir einige Fragen und dann fragte
sie mich: "Hasst du die Araber?"

"Nein", antwortete ich wahrheitsgemäß. Als ich an Gerichten
arbeitete, lernte ich einige arabische Kollegen kennen und sie waren
alle sehr freundlich.

Einen Augenblick lang waren die Leute hinter dem Projektor überrascht.
Dann fragte die Stimme einer jungen Frau: "Hasst du die Briten?"

Dumm, wie ich war, sagte ich die Wahrheit: "Nein! Ich mag sie
eigentlich."

Hinter dem Projektor herrschte tiefes Schweigen. Dann fragte die
weibliche Stimme: "Wenn du die Briten nicht hasst, warum willst du
dann in den Irgun eintreten?"

"Ich will, dass sie nach Britannien zurückgehen und uns in Ruhe
lassen", antwortete ich.

Irgendwie scheint sie diese Antwort zufriedengestellt zu haben, denn
ein paar Wochen später wurde ich in die Organisation aufgenommen.



WARUM haben die Briten Palästina verlassen? Auf diese Fragen sind
viele Antworten möglich.

Die ehemaligen Angehörigen von Irgun und seiner kleineren Schwester,
der Organisation Freiheitskämpfer (die Briten nannten sie "die
Stern-Bande"), sind überzeugt, der Grund für den Abzug der Briten
seien die Gefahr, ermordet zu werden, und die Bombenattentate gewesen,
darunter das Bombenattentat im König-David-Hotel in Jerusalem, das den
Briten als Hauptquartier diente: Einundneunzig Personen beiderlei
Geschlechts, Briten, Araber und Juden starben am 22. Juli 1946.

Die offizielle zionistische Führung dagegen glaubte, ihre kluge
Anwendung von politischem Druck sei der Grund für den Abzug gewesen.

Ich allerdings glaube, dass es die allgemeine Veränderung der
Weltsituation war. Nach dem Zweiten Weltkrieg war das Britische Empire
schwach. Es konnte seine Herrschaft im Kronjuwel Indien nicht
aufrechterhalten und ohne Indien verlor der Suez-Kanal für die Briten
seine Bedeutung. Britisch-Palästina war eine Festung zur Verteidigung
des Kanals und ohne ihn verlor auch diese ihre Bedeutung. Bei all der
Gewalt im Land, dachten die Briten wohl, sei es nicht der Mühe wert.

Wenn der Bus mit mir und meinen Kameraden in der Armee vor der
Staatsgründung auf dem Weg zu unseren ersten Schlachten war, fuhren
wir oft an Bussen mit britischen Soldaten vorbei, die auf dem Weg zum
Hafen von Haifa waren. Die üblichen obszönen Scherze wurden
ausgetauscht. Und das war alles.



WÄHREND der Prinz durchs Land reist und passende Sätze über einen
"gerechten Frieden" ausspricht, tut ein weiterer Prinz - einer aus
Übersee - dasselbe. Der jüdische Schwiegersohn von Präsident Trump
Jarad Kushner reiste durchs Land. Er wurde von Jason Greenblatt, einem
weiteren jüdischen Botschafter Trumps, begleitet. Von dem heiligen
Paar, das kein Geheimnis aus seiner äußersten Verachtung der
Palästinenser macht, wird erwartet, dass es Frieden stiftet.

Wie sollte das den beiden gelingen, da doch Dutzende anderer
Initiativen gescheitert sind? Warum sollten ihre Chancen größer sein
als die der Dutzende, die es vor ihnen versucht haben?

Nun ja, sie haben einen Großen Plan. Einen Plan, der so groß ist, dass
er nicht zurückgewiesen werden kann. Einen Geheimplan.

Vor wem wird der geheim gehalten? Natürlich vor den Palästinensern.
Benjamin Netanjahu hat sich an der Ausgestaltung des Plans beteiligt.
Wenn er nicht überhaupt sein Urheber ist.

Vor Jahren hatten wir einen berühmten Theaterkritiker. Bei der
Premiere eines Stückes stand er nach zehn Minuten auf und ging.

"Wie können Sie eine Rezension schreiben, wenn Sie sich das Stück
nicht bis zu Ende angesehen haben?", fragte ein Schauspieler.

"Ich muss den Apfel nicht aufessen, wenn ich beim ersten Bissen merke,
dass er verfault ist", antwortete der Kritiker.

Dasselbe gilt für den Großen Plan. Die Einzelheiten, die bisher
durchgesickert sind, reichen vollkommen aus, ihn zu beurteilen.

Dieser Plan soll nicht etwa von zwei Seiten angenommen werden. Dieser
Plan soll einer Seite aufgezwungen werden. Der palästinensischen.



ALS DIE BRITEN 1948 abzogen, gab es bereits einen Plan der UN.

Palästina sollte in einen jüdischen und einen palästinensischen Staat
aufgeteilt werden und Jerusalem sollte eine dritte (neutrale) Einheit
bilden. Alle drei Teile sollten in so etwas wie einer
Wirtschaftsföderation vereinigt werden.

Die Palästinenser wiesen den Plan zurück. Für sie war das ganze Land
ihr Heimatland und sie hofften, es mit Hilfe der arabischen Armeen
zurückzugewinnen.

Die jüdische Seite nahm den Plan begeistert an. Wie jeder, der damals
schon im Land gelebt hat, erinnere ich mich an den wilden Jubel in den
Straßen. Aber David Ben-Gurion dachte keinen Augenblick lang auch nur
im Traume daran, sich damit zufriedenzugeben. Er wusste, dass ein
Krieg ausbrechen werde, und hoffte, dass unsere Seite ihr Gebiet
entscheidend erweitern werde. Und das geschah dann tatsächlich.

Einen Tag, nachdem der Krieg von 1948 zu Ende war, war der
Teilungsplan gestorben. Eine neue Realität war entstanden. Der Krieg
hatte Palästina in drei Einheiten geteilt: das eigentliche Israel, das
Westjordanland, das damals Jordanien gehörte, und den Gazastreifen.
Dieser wurde damals von Ägypten regiert.

Heute, einige Kriege (wer mag sie noch zählen?) später, beherrscht
Israel alle Teile des historischen Palästinas auf jeweils
unterschiedliche Weise. Und der Frieden ist anscheinend weit, weit
entfernt.




WELCHE ALTERNATIVEN gibt es rein theoretisch?

Bald nach dem Krieg von 1948, Anfang 1949, ersann eine kleine Gruppe:
ein muslimischer Araber, ein drusischer Araber und ich (seltsamerweise
wurden wir später alle drei Knesset-Abgeordnete) einen Lösungsplan,
die sogenannte Zwei-Staaten-Lösung: ein Land, zwei Staaten: Israel und
Palästina, Jerusalem als gemeinsame Hauptstadt, offene Grenzen,
gemeinsame Wirtschaft.

Wir fanden keine Abnehmer. Alle waren dagegen: die Regierung Israels,
die arabischen Staaten, die USA, die Sowjetunion (bis 1969), Europa,
die muslimische Welt.

Das war vor 70 Jahren. Und man sehe sich das Wunder an: Heute ist es
fast ein Weltkonsens. Alle sind für die "Zweistaatenlösung". Selbst
Netanjahu gibt gelegentlich vor, dafür zu sein.

Es gibt keine dritte Möglichkeit: entweder zwei Staaten oder ein
jüdischer Kolonialstaat im ganzen Land.

Jared Kushner mag ja ein Genie sein - ganz wie sein Schwiegervater.
Aber nicht einmal sein glänzender jüdischer Verstand wird eine andere
Lösung finden. Und die gesamte Macht der Vereinigten Staaten wird
nicht dafür ausreichen, das palästinensische Volk in aller Ewigkeit
unter Kontrolle zu halten. Der Große Plan ist nur ein weiteres Rezept
für ewigen Krieg.

Ich wünschte, Europa mitsamt Britannien nach dem Brexit wäre bereit
und fähig, diese Katstrophe abzuwenden. Wenn ich den Prinzen am Strand
getroffen hätte, hätte ich ihm das gesagt.




Copyright 2018 by Uri Avnery

Aus dem Englischen von Ingrid von Heiseler

Erstveröffentlichtung: Lebenshaus Schwäbische Alb

https://www.lebenshaus-alb.de/magazin/011619.html
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NAHOST/1603: Libyen - Treibstoff, Öl und Machtbesitz ... (SB)


Libyen - Treibstoff, Öl und Machtbesitz ...



Ende Mai haben im Pariser Elysée-Palast im Beisein des französischen
Präsidenten Emmanuel Macron die wichtigsten politischen Akteure 
Libyens - die Vertreter der sich um Legitimität streitenden 
Regierungen in Tripolis im Westen und Tobruk im Osten - auf einen 
Ausweg aus der Krise in dem nordafrikanischen Land verständigt. Bis 
September sollte ein neues Wahlrecht ausgearbeitet werden, und im 
Dezember sollten Parlaments- und Präsidentenwahlen stattfinden. Wie 
von Skeptikern schon damals konstatiert, hat sich der ambitionierte 
Zeitplan als illusorisch erwiesen. Ein heftiger Disput um die 
Kontrolle der wichtigsten Ölraffinerien und -verladehäfen hat Tripolis 
und Tobruk wieder entzweit.

Bei den beiden Machtblöcken handelt es sich einerseits um die seit
2016 in Tripolis residierende Regierung der Nationalen Einheit
(Government of National Accord - GNA) um Premierminister Fayiz Al
Sarradsch, die zwar die Anerkennung der "internationalen Gemeinschaft"
genießt, jedoch militärisch so schwach ist, daß sie sich, um zu
überleben, mit den Milizen verbündet hat, die der Moslembruderschaft
nahestehen und nach dem Sturz Muammar Gaddhafis den 2012 ausgerufenen
Allgemeinen Volkskongreß unterstützten. Andererseits sitzt in Tobruk
das sogenannte Repräsentantenhaus (House of Representatives), das 2014
aus allgemeinen Wahlen hervorgegangen ist, dessen Abgeordnete jedoch
aus Angst um ihr Leben aus Tripolis geflohen sind. Das HoR steht unter
dem Schutz von General Khalifa Hifter, der die Restteile der früheren
Gaddhafi-Streitkräfte zur Libyschen Nationalarmee (LNA) geformt hat.
Hifter war nach der Gefangennahme im Grenzkrieg Libyens gegen Tschad
1987 in die USA emigriert, wo er nicht zufällig bis 2011 in Langley,
Virginia, dem Sitz der CIA, wohnte.

Seit 2014 führte Hifters LNA im libyschen Osten eine großangelegte
Militäroffensive gegen radikalmuslimische Gruppen, allen voran gegen
Ansar Al Scharia und die "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS). 2017
erklärte Hifter die Vertreibung der Ansar Al Scharia aus ihrer
Hochburg Benghazi für vollendet. Der Preis der dreijährigen Operation
war jedoch hoch. Weite Teile der Mittelmeerstadt liegen in Trümmern.
Ungeachtet der nominellen LNA-Kontrolle kommt es in Benghazi immer
wieder zu Bombenanschlägen der Islamisten. Anfang Mai eröffnete die
LNA ihre nächste Offensive, diesmal gegen den letzte Zufluchtsort der
gewaltbereiten Islamisten im Ostlibyen, die Stadt Derna, die zwischen
Benghazi und der ägyptischen Grenze liegt. Dort stießen Hifters Männer
zunächst auf erbitterten Widerstand seitens der Angehörigen des
Derna-Mudschaheddin-Schura-Rates.

Noch während die Kämpfe um Derna tobten, wurden am 14. Juni mit Ras
Lanuf und Al Sidra zwei der größten Ölraffinerien und -verladehäfen
Libyens überfallen - und zwar von Islamisten der Benghazi
Widerstandsbrigaden und Mitgliedern der früheren Petroleum Facilities
Guard um deren früheren Chef Ibrahim Al Jadhran. Während die Kämpfer
aus Benghazi die Aktion als Entlastung für ihre bedrängten
Gesinnungsgenossen in Derna verstanden, ging es Al Jadhran und seine
PFG um die Rückgewinnung von Macht und Einfluß. Nach dem Sturz
Gaddhafis hatte Al Jadhrans Clique die Produktion und den Export von
Öl aus dem Sirte-Becken gedrosselt, um von Tripolis einen höheren
Anteil aus den Einnahmen für sich herauszuholen. Infolge des
Erpressungsmanövers sank der libysche Ölexport um 80 Prozent von rund
1,6 Millionen Barrel pro Tag unter Gaddhafi auf rund 200.000. Die
Einnahmen des Staats gingen folglich drastisch zurück, was
gesellschaftliches Chaos nach sich zog.

Im September 2016 machte Hifters LNA mit einer Blitzoperation dem Spuk
ein Ende, eroberte im Handumdrehen sämtliche Ölanlagen im Sirte-Becken
und jagte die Al-Jadhran-Truppe zum Teufel. Diese hatte sich damals
wegen der Übermacht der LNA rasch aus dem Staub gemacht, offenbar 
jedoch die Hoffnung auf einen Anteil an der Ölbeute nicht
aufgegeben. Die Allianz der PFG mit den Islamisten aus Benghazi hat
sich der LNA als weit unterlegen erwiesen. Bei dem rund einwöchigen
Scharmützel hat die einstige Werksschutzbrigade viele Männer verloren.
Über das Schicksal von Al Jadhran ist derzeit nichts bekannt. Bei den
Kämpfen soll die Infrastruktur der beiden Raffinerien in Ras Lanuf und
Al Sidra schwer in Mitleidenschaft gezogen worden sein. Mindestens
zwei größere Öltanks sollen in Flammen aufgegangen sein.

Wegen der Kämpfe zwischen LNA und PFG hat die National Oil Company
(NOC) den Betrieb in den libyschen Verladehäfen bis auf weiteres
ausgesetzt. Eine Wiederinbetriebnahme steht nun in den Sternen, weil
Hifter nach dem Sieg über Al Jadhrans Leute angekündigt hat, sämtliche
Ölanlagen im Sirte-Becken der Kontrolle durch eine zweite National Oil
Company (NOC) zu unterstellen, die gegenüber dem HoR in Tobruk
rechenschaftspflichtig ist. Über diese Entwicklung ist man bei der GNC
in Tripolis verständlicherweise alles andere als glücklich. Hifter
wird Verrat vorgeworfen. Die eigentliche NOC in Tripolis hat
rechtliche Schritte gegen jedes Unternehmen angekündigt, das unter den
derzeitigen Bedingungen libysches Öl kauft. Unter diesen Umständen ist
mit einer raschen Gesundung der libyschen Staatsfinanzen nicht zu
rechnen - von einer Beilegung des scheinbar niemals endenden
Machtkampfes ganz zu schweigen. In Derna zum Beispiel wird bis zur
Stunde immer noch scharf geschossen.

2. Juli 2018
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DISKUSSION/417: Bochum - "Strukturwandel West - Schocktherapie Ost", 04.07.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Strukturwandel West - Schocktherapie Ost



Das Ruhrgebiet und Ostdeutschland gehören zu den vieldiskutierten
Problemzonen der Republik: Armut, Abwanderung und Arbeitslosigkeit
treffen beide Regionen besonders. Welche politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Herausforderungen sich für Gesellschaften im
Ruhrgebiet und in Ostdeutschland ergeben, diskutieren Expertinnen und
Experten bei einer Podiumsdiskussion mit dem Titel "Strukturwandel
West - Schocktherapie Ost?" am 4. Juli 2018 von 10 bis 12 Uhr im
Institut für Soziale Bewegungen der Ruhr-Universität Bochum (RUB),
Clemensstr. 17-19, 44789 Bochum.

Auf dem Podium diskutieren Petra Köpping, die sächsische
Staatsministerin für Gleichstellung und Integration, der Direktor des
Instituts für Soziale Bewegungen und Vorstandsvorsitzende der Stiftung
Geschichte des Ruhrgebiets, Prof. Dr. Stefan Berger, die
RUB-Doktorandin Pia Eiringhaus, die sich intensiv mit
erinnerungskulturellen Perspektiven auf das Ruhrgebiet beschäftigt
hat, sowie Dr. Marcus Böick, Autor einer demnächst erscheinenden
Studie zur Treuhandanstalt. Moderiert wird die Veranstaltung von Prof.
Dr. Constantin Goschler, der an der Ruhr-Universität die Professur für
Zeitgeschichte innehat.

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 28355

Internet: https://www.ruhr-uni-bochum.de
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MELDUNG/810: Hans-Böckler-Stiftung - Der Aufschwung geht leicht gebremst weiter (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 29.06.2018

Der Aufschwung geht leicht gebremst weiter - IMK prognostiziert jeweils
2,1 Prozent BIP-Wachstum für 2018 und 2019

Verschuldung sinkt unter Maastricht-Grenze, Zeit für Investitionen



Trotz gestiegener Risiken durch die Handelskonflikte der USA und die neue
populistische Regierung in Italien prognostiziert das Institut für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung,
dass sich der solide Aufschwung der deutschen Konjunktur nur leicht
gebremst fortsetzt.

Für 2018 und 2019 erwarten die Konjunkturforscher eine Zunahme des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) um jeweils 2,1 Prozent im Jahresdurchschnitt.
Gegenüber der Vorhersage vom März senkt das IMK seine Prognose für dieses
Jahr um 0,3 Prozentpunkte und für 2019 um lediglich 0,1 Prozentpunkt.
Stärkste Säule des Aufschwungs bleibt bei spürbaren Reallohnzuwächsen der
private Konsum, doch auch die Investitionen entwickeln sich kräftig. Der
Trend auf dem Arbeitsmarkt ist weiter positiv: Obwohl das
Arbeitskräfteangebot durch Zuwanderung gewachsen ist, geht die
Arbeitslosigkeit kontinuierlich zurück: auf 5,3 Prozent im Jahresmittel
2018 und 5,1 Prozent 2019 (alle Daten siehe unten). Da auch die
öffentliche Hand vom Aufschwung profitiert, dürfte die gesamtstaatliche
Verschuldung bereits Ende 2018 zum ersten Mal seit 2002 wieder unter der
Maastricht-Grenze von 60 Prozent des BIP liegen.

Angesichts von sprudelnden Steuereinnahmen empfiehlt das IMK, die
öffentlichen Investitionen deutlich anzuheben und sich dabei den Bereichen
Bildung und Begrenzung des Klimawandels höchste Priorität zu geben. "Der
aktuelle Aufschwung bietet die Gelegenheit, Aufgeschobenes anzupacken",
erklären die Düsseldorfer Forscher. Wenn Deutschland die Binnennachfrage
durch mehr öffentliche Investitionen längerfristig weiter stärke, "würde
sich das nicht nur in einer höheren inländischen Produktion, einer höheren
Lebensqualität und verbesserten Investitionsbedingungen niederschlagen,
sondern auch in höheren Importen." Dadurch trügen Investitionen dazu bei,
den gefährlich hohen deutschen Leistungsbilanzüberschuss zu reduzieren,
der von vielen Ökonomen und internationalen Organisationen wie der OECD
kritisiert wird.

"Unsere Prognose fällt spürbar optimistischer als die der meisten anderen
Konjunkturforscher", sagt Gustav A. Horn, der wissenschaftliche Direktor
des IMK. "Wir sehen natürlich auch, dass die Risiken durch Donald Trumps
Protektionismus-Poker gewachsen sind. Wir sind aber überzeugt, gute
Argumente für unseren Optimismus zu haben. Denn erstens wirken in der
Weltwirtschaft auch weiterhin positive Faktoren. Die internationale
Konjunktur ist lebhaft und die großen Zentralbanken, insbesondere die EZB,
betreiben eine wachstumsfördernde Politik mit Augenmaß. Es gibt bislang
keine Einbrüche beim Export, sondern nur etwas weniger Zunahme. Zweitens
ist die deutsche Wirtschaft schlicht deutlich robuster als im vergangenen
Jahrzehnt: Das Wachstum stützt sich wesentlich auch auf die
Binnennachfrage. Deshalb schlägt eine erhöhte Unsicherheit im Außenhandel
viel weniger durch. Das haben wir in den vergangenen Jahren deutlich
gesehen."


Kerndaten der Prognose für 2018 und 2019

(siehe auch Tabelle 1 im Report; Link unten)

Arbeitsmarkt

Die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland nimmt weiter kräftig zu - um
mehr als 570.000 Personen oder 1,3 Prozent im Jahresdurchschnitt 2018 und
weitere 1,2 Prozent im Jahresmittel 2019. Die Arbeitslosigkeit sinkt: Für
2018 prognostizieren die Forscher einen Rückgang um etwa 160.000 Personen,
so dass im Jahresdurchschnitt rund 2,37 Millionen Menschen ohne Job sein
werden. Für 2019 erwartet das IMK, dass die Arbeitslosenzahl um
jahresdurchschnittlich knapp 70.000 auf etwa 2,3 Millionen Personen sinkt.

Außenhandel

Auch der Euroraum befindet sich im Aufschwung: 2018 und 2019 wächst das
BIP in der Währungsunion um je 2,2 Prozent. Die Konjunktur in den USA,
China und anderen Schwellenländern bleibt ebenfalls insgesamt dynamisch,
die deutschen Exporteure verfügen über eine hohe preisliche
Wettbewerbsfähigkeit. Daher geht das IMK davon aus, dass die deutschen
Ausfuhren nach einer Wachstumsdelle in diesem Jahr (Zunahme um
durchschnittlich 2,8 Prozent) 2019 wieder deutlich anziehen und um 4,2
Prozent im Jahresmittel zulegen werden. Die Importe wachsen in diesem Jahr
um durchschnittlich 2,9 Prozent, 2019 dann um 5,3 Prozent. Der hohe
deutsche Leistungsbilanzüberschuss wird in diesem Jahr noch einmal etwas
steigen und 2019 nahezu unverändert sein.

Investitionen

Bei hoher Auslastung und weiterhin günstigen Finanzierungsbedingungen
investieren die Unternehmen kräftig: 2018 steigen die
Ausrüstungsinvestitionen um durchschnittlich 5,8 Prozent, 2019 sind es 6,7
Prozent im Jahresdurchschnitt. Auch bei den Bauinvestitionen bleibt die
Dynamik kräftig. Sie nehmen 2018 um 3,2 Prozent und 2019 um 2,8 Prozent
zu. Dabei kommt es zu einer Verlagerung: Die Investitionen in den Wohnbau
schwächen sich angesichts hoher und weiter steigender Immobilienpreise ab,
während der Wirtschaftsbau einhergehend mit der dynamischen Ausweitung der
Ausrüstungen stärker zulegt.

Einkommen und Konsum

Die verfügbaren Einkommen wachsen 2018 und 2019 real um durchschnittlich
1,8 Prozent. Bei nahezu konstanter Sparquote nehmen die realen privaten
Konsumausgaben um 1,7 und 1,8 Prozent zu. Damit trägt der private Konsum
in diesem Jahr 0,9 Prozentpunkte zum BIP-Wachstum von 2,1 Prozent bei. Im
kommenden Jahr ist es ein Prozentpunkt von 2,1 Prozent.

Inflation und öffentliche Finanzen

Die allgemeine Preisentwicklung in Deutschland nähert sich bei deutlich
steigendem Ölpreis dem EZB-Inflationsziel von knapp unter zwei Prozent an,
erreicht es aber erneut nicht: 2018 steigen die Verbraucherpreise um 1,7
und 2019 um 1,6 Prozent.

Der von der Binnennachfrage getragene Aufschwung sorgt weiterhin für
starke Steuereinnahmen und Einnahmeüberschüsse bei Gebietskörperschaften
und Sozialkassen: In beiden Jahren beträgt der gesamtstaatliche
Finanzierungssaldo jeweils knapp 50 Milliarden Euro.


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_140_2018.pdf

- (*) Peter Hohlfeld, , Thomas Theobald, Silke Tober: Aufschwung intakt,
Risikolage verschärft. Prognose-Update: Die konjunkturelle Lage in
Deutschland zur Jahresmitte 2018.

IMK Report Nr. 140, Juni 2018.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/809: Neue Kraftstoffpreise und CO2-Effizienzklassen ab Juli 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 29. Juni 2018

Neue Kraftstoffpreise und CO2-Effizienzklassen ab Juli 2018



Ab dem 1. Juli 2018 gelten für die Pkw-Energieverbrauchskennzeichnung neue
Kraftstoffpreise und CO2-Effizienzklassen für neue Personenkraftwagen. Die
aktualisierten Angaben wurden heute im Bundesanzeiger veröffentlicht und
können ab sofort für das Pkw-Energieeffizienzlabel von Pkw-Herstellern,
Neuwagenhändlern und Leasinggesellschaften genutzt werden.
Auf einen Blick Fahrzeuge miteinander vergleichen

Das Pkw-Label sieht gegenwärtig noch eine Effizienzskala von 'G' (weniger
effizient) bis 'A+' (sehr effizient) vor und ist vielen Verbraucherinnen
und Verbrauchern von Haushaltsgeräten bekannt.

Die Einstufung in die CO2-Klasse ([1] PDF, 37KB) gibt darüber Auskunft, wie
effizient das Fahrzeug im Vergleich mit anderen Modellen ist. Es enthält
zum Beispiel Angaben zu den Kraftstoffkosten, zur Kfz-Steuer und zum
absoluten Kraftstoffverbrauch eines Pkw auf der Grundlage des zurzeit noch
gültigen Testzyklus. Alle Regelungen zur
Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung (Pkw-EnVKV) basieren bisher
auf den Werten des NEFZ (Neuer Europäischer Fahrzyklus).

Die nun veröffentlichte Preisliste ([2] PDF, 42KB) umfasst die jährlichen
Durchschnittspreise des Jahres 2017 für Kraftstoffe und andere
Energieträger, soweit marktgängige Preise verfügbar sind. Der Übersicht zu
den CO2-Effizienzklassen kann man entnehmen, welchen Effizienzklassen die
Neuzulassungen des letzten Kalenderjahres zuzuordnen waren.

Weitergehende Informationen sowie eine Ausfüllhilfe zum Pkw-Label finden
Sie unter www.pkw-label.de. Die Informationsplattform der Deutschen
Energie-Agentur GmbH (dena) wird vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie gefördert.


Anmerkungen:

[1] https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/pkw-co2-effizienzklassen.pdf?__blob=publicationFile&v=6

[2] https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/pkw-energieverbrauchskennzeichnungsverordnung-preisliste.pdf?__blob=publicationFile&v=7

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 29. Juni 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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MIETRECHT/366: Bundesweites Treffen der alternativen Mietervereine (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 29.06.2018

Bundesweites Treffen der alternativen Mietervereine



Vom 22. bis 24. Juni 2018 fand in Frankfurt am Main das bundesweite
Treffen der alternativen Mietervereine aus Bochum, Dortmund, Frankfurt am
Main, Hamburg, Hannover, Münster und Nürnberg sowie aus Berlin des
Arbeitskreises Mietrecht im Republikanischen Anwältinnen- und Anwaltsverein
(RAV) statt. Die Mietervereine vertreten gemeinsam mehr als 70000
Mitglieder.

Diskutiert wurde unter anderem der kürzlich vorgelegte Referentenentwurf
des Bundesministeriums für Justiz und für Verbraucherschutz zur Änderung
des Mietrechts. Neue Regelungen sieht der von Bundesjustizministerin
Katarina Barley vorgelegte Referentenentwurf unter anderem bei der
Mietpreisbremse und der Modernisierungsmieterhöhung vor. Der Entwurf wurde
bereits anderen Ressorts zur Abstimmung zugeleitet.

Große Kritik gab es von Seiten der alternativen Mietervereine an der
geplanten Änderung des § 559 BGB, die nach Auffassung aller
Beteiligten nicht weit genug geht. Insbesondere die Absenkung der
Modernisierungsumlage von 11 Prozent auf 8 Prozent wird angesichts stark
gestiegener Baukosten keine Entlastung für Mieterinnen und Mieter bringen.
»Die auf 3 ?/qm in sechs Jahren gekappte Modernisierungsmieterhöhung bleibt
für viele Mieterinnen und Mieter eine nicht leistbare Belastung«,
kommentiert Jürgen Lutz vom Verein Mieter helfen Mietern Frankfurt e.V.

Die alternativen Mietervereine halten ihre Forderung nach Abschaffung der
Modernisierungsmieterhöhung gemäß § 559 BGB aufrecht. Bei Verbesserung
des Ausstattungsstandards einer Wohnung bietet das deutsche Mietrecht auch
ohne § 559 BGB die Möglichkeit Modernisierungszuschüsse durch
Anpassung an die ortsübliche Vergleichsmiete modernisierter Wohnungen auf
die Miete umzulegen (Mieterhöhung nach § 558 BGB). Dieses
Vergleichsmietensystem soll Mieterinnen und Mieter vor exorbitanten
Mieterhöhungen schützen. »Modernisierungsmieterhöhungen gehen aber in der
Praxis weit über diese ortsübliche Vergleichsmiete hinaus und bilden daher
eine systemfremde Ausnahme im Vergleichsmietensystem. Das führt zur
Verdrängung von Mieterinnen und Mietern«, erläutert Henrik Solf vom RAV.
Die Kosten von Modernisierungen nicht länger den Mieterinnen und Mietern
aufzubürden, würde die Mietpreisspirale der größeren Städte und
Ballungszentren zumindest dämpfen.

Auch die Korrekturen an den Regelungen der Mietpreisbremse im
Referentenentwurf sind halbherzig. Vermieter sollen künftig verpflichtet
sein, einem Mieter vor Abschluss des Mietvertrages unaufgefordert Auskunft
über die zuvor für die Wohnung vereinbarte Miete zu erteilen. Zudem soll es
für Mieter künftig einfacher sein, Verstöße gegen die Mietpreisbremse zu
rügen. »Die grundlegenden Konstruktionsfehler der Mietpreisbremse werden
vom geplanten Mietrechtsanpassungsgesetz nicht korrigiert«, kritisiert
Sylvia Sonnemann, Geschäftsführerin vom Verein Mieter helfen Mietern
Hamburg. Die bisherigen Ausnahmeregelungen (umfassende Modernisierung,
Neubau, Bestandsschutz für überhöhte Vormieten), die zur praktischen
Bedeutungslosigkeit der Mietpreisbremse führten, bleiben zudem völlig
unberührt.



Diese Pressemitteilung wird herausgegeben von/vom

- Mieterverein Bochum, Hattingen und Umgegend e.V.

- Mieterverein Dortmund und Umgebung e.V.

- Mieter helfen Mietern Frankfurt e.V.

- Mieter helfen Mietern Hamburg e.V.

- DER MIETERLADEN e.V., Mieter helfen Mietern Hannover

- Mieter/innen-Schutzverein Münster und Umgebung e.V.

- Mieter helfen Mietern. Nürnberger MieterInnengemeinschaft e.V.

- Arbeitskreis Mietrecht im Republikanischen Anwältinnen- und Anwaltsverein
(RAV).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Juni 2013

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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INTERNATIONAL/336: Nicaragua - Blutiger Angriff auf Zivilist*innen in Masaya (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Nicaragua: Blutiger Angriff auf Zivilist*innen in Masaya



(Fortaleza, 20. Juni 2018, adital) - "Helft mir! Helft mir, ihn hier
wegzubringen! Er ist kein Hund, helft mir", schrie eine Frau
eindringlich, die sich inmitten der Schüsse der Bereitschaftspolizei
über den blutigen Körper von Marcelo Mayorga bückte. Mayorga ist einer
der Toten bei den Auseinandersetzungen in Masaya am 19. Juni. Er starb
mit einer Gummischleuder in der linken Hand, ausgestreckt auf einer
Straße im Viertel San Carlos. Die Polizei, wenige Meter entfernt,
ignorierte das Weinen und Klagen der Frau und schoss weiter auf
Zivilist*innen, die seit zwei Monaten gegen die Regierung von Daniel
Ortega protestieren [1].

Die Nicaraguanische Vereinigung für Menschenrechte ANPDH (Asociación
Nicaragüense Pro Derechos Humanos) meldete um 17 Uhr des gleichen
Tages, dass mindestens sechs Personen gestorben und 35 durch
Schusswaffen verletzt worden seien. Von den sechs toten Opfern sind
drei identifiziert worden. Es handelt sich um Marvin López López,
Marcelo Mayorga und Dayner Useda, der von Kugeln einer Kalaschnikow an
der Wirbelsäule und am Arm getroffen wurde. Nach Aussage des
Exekutivsekretärs der ANPDH, Alvaro Leiva, hätten 20 der 35 Verletzten
dringend medizinische Hilfe benötigt, die ihnen aber von der Polizei
verwehrt worden sei. Die Einwohner*innen flüchteten sich den Tag über
in die Häuser, um dem rücksichtslosen Beschuss der Polizei und der
Paramilitärs zu entkommen.


Das Einsatzkommando

Mehrere Zehnereinheiten der Bereitschaftspolizei und vermummte zivile
Gruppen, mit großkalibrigen Schrotflinten bewaffnet, schwärmten am 19.
Juni ab 4 Uhr morgens an den Stadträndern von Masaya aus. Ihr Ziel war
die Polizeistation, wo sich der Generalkommissar Ramón Avellán,
stellvertretender Direktor der Polizei, verschanzt hatte. Avellán und
eine Gruppe von Offizier*innen waren seit Anfang Juni im Wachtposten
eingeschlossen. Um die Station haben Regierungsgegner*innen Barrikaden
errichtet, um der Repression, den Brandstiftungen und den Plünderungen
durch den Mob die Stirn zu bieten.

Für den Angriff auf Masaya haben die Regierungskräfte zuerst eine
Straßensperre am Kreisverkehr von Ticuantepe, 20 Kilometer von der
Stadt entfernt, niedergerissen. Danach hielt sich dort, bis zur Nacht
des 19. Juni, eine vermummte und bewaffnete regierungsnahe Gruppe auf,
die Zivilist*innen nachstellte und Fahrzeuge beschlagnahmte. Am Morgen
haben sie Journalist*innen der Fernsehsender "12" und "100% Noticias"
Kameras, Handys, Bargeld und persönliche Dokumente abgenommen.

In Masaya angekommen, griffen die Bereitschaftspolizei und die
Vermummten protestierende Bürger*innen auf den Barrikaden der Viertel
El Fox, Coyotepe, San Carlos, San Jerónimo, Ulises Tapia und Nisboa
an. Wie die ANPDH anprangerte, hätten diese Auseinandersetzungen zwar
gegen 14 Uhr aufgehört, doch die Belagerung und der Beschuss durch
Vermummte von mehreren Lieferwagen aus, sei fortgesetzt worden. Alvaro
Leiva ergänzte: "Nachdem die vermummten Gruppen ins Stadtzentrum
gelangt sind, haben sie Runden in bestimmten Stadtvierteln gedreht, um
Jugendliche aus ihren Häusern zu holen und sie in unbekannter Richtung
abzutransportieren."


Mehr Barrikaden

Am Nachmittag nach dem Angriff haben die Einwohner*innen von Masaya
weitere Barrikaden in der ganzen Stadt errichtet. In Monimbó waren sie
auf einen Angriff vorbereitet, doch das Viertel blieb unzugänglich für
die Regierungskräfte. Nach eigener Aussage haben die
Stadtbewohner*innen Mitte Mai beschlossen, Barrikaden und
Verkehrssperren an den Zufahrtsstraßen der Stadt zu errichten. So
wollen sie sich vor bewaffneten Gruppen, Plünderungen, Brandstiftungen
und illegalen Verhaftungen schützen [2].


Nationaler und internationaler Protest gegen den
Angriff

Der bewaffnete Angriff auf die Bevölkerung von Masaya wurde national
und international verurteilt. So postete Luis Almagro, Generalsekretär
der Organisation Amerikanischer Staaten auf Twitter: "Das Volk von
Masaya hat seinen Mut in den dunkelsten Zeiten der nicaraguanischen
Geschichte bewiesen. Wir verurteilen jede Art des Angriffs, die sich
gegen das Leben und die Sicherheit der Einwohner*innen von Ticuantepe,
Nindirí, Masaya und Los Pueblos Blancos richtet." Der Kardinal
Leopoldo Brenes rief die Regierung und die Polizei auf, die Gewalt in
Masaya zu stoppen und den Befehl zu geben, "die Bevölkerung von Masaya
nicht mehr anzugreifen."


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/nicaragua-der-unerwartete-ausbruch/

[2] https://www.npla.de/podcast/nicaragua-kommt-nicht-zur-ruhe/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/nicaragua-blutiger-angriff-auf-zivilistinnen-in-masaya/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06613: Relativität der Regeln (SB)


Schon der Anfänger lernt, seinen König ins Rochadeeck zu schicken, ihn
ja nicht in der Mitte zu lassen, so er gefährdet stünde und leicht das
Opfer und die Beute eines gegnerischen Angriffs werden könnte. Ach,
die Zahl der Partien, wo der König aufs Brett hinausgetrieben und fern
der Heimat mattgesetzt wird, geht in die Tausende. Erst im Endspiel,
so rät die Theorie, dürfe - nein! - müsse der König hinaus und sich am
Kampf beteiligen. Der Veteran-Großmeister David Bronstein hatte jedoch
eine ganz andere Meinung dazu. Alles sei relativ, so sein Credo seit
jeher, und nur die besonderen Umstände einer Partie wären
ausschlaggebend. In einem Turnier in der englischen Grafschaft Kent,
in Maidstoner, spielte Bronstein denn auch die witzigste aller
Partien, indem er seinen weißen König früh am Kampf teilnehmen ließ.
Sein Kontrahent Hunt wurde seinem Namen jedenfalls nicht gerecht. Was
vielleicht auch daran lag, daß sein eigener König auf e8 ebenfalls
alles andere als sicher stand. Bronstein verstand es jedenfalls im
heutigen Rätsel der Sphinx, die Exponiertheit eines Königs von einem
anderen Gesichtspunkt aus zu beleuchten. Mit seinem nächsten Zug
leitete er einen unparierbaren Angriff auf den schwarzen König ein,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06613: Relativität der Regeln (SB)]



Bronstein - Hunt

Maidstoner 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Einmal nur hatte sich der Schwermütige einen ehrgeizigen Plan
ausgedacht, da wurde er auch schon heißblütig bestraft. Der ganze
erschwindelte Plan mit 1...Tg8-g5 scheiterte nämlich an 2.Ta7xc7! Nun
ging 2...Tg5xf5 nicht wegen 3.Se4xd6+, Grund genug für unseren
schwermütigen Schachfreund, den Kopf rasch wieder zurückzuziehen durch
eine Kapitulation.



Erstveröffentlichung am 5. Juli 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/225: Wettbewerbsfieber - Die meisten Menschen überschätzen ihre Selbstkontrolle (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 29.06.2018

Wettbewerbsfieber: Die meisten Menschen überschätzen ihre
Selbstkontrolle



Psychologische Studie untersucht Verhalten in Wettbewerben und Auktionen:
Würden Sie mehr als zehn Euro für einen Zehn-Euro-Schein bezahlen?
Wahrscheinlich nicht. Jedenfalls nicht, solange Sie nicht im
Wettbewerbsfieber sind. Denn im Wettbewerbsfieber zahlen die meisten einen
zu hohen Preis, selbst wenn sie sich zuvor Grenzen setzten. Warum das so
ist, zeigt eine Studie von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung in Berlin und der IESE Business School in Barcelona, die
in der Fachzeitschrift Journal of Behavioral Decision Making erschienen
ist.

Wer einen Wettbewerb oder eine Auktion für sich entscheidet, geht daraus
nicht zwangsläufig mit Gewinn hervor. Es kann auch passieren, dass die
eingesetzten Ressourcen den Wert des Gewinns übertreffen - so zum Beispiel
beim Wettlauf um Patente, wenn mehrere Organisationen an der Entwicklung
einer neuen Technologie arbeiten, aber nur der Schnellste das Patent für
sich beanspruchen kann. Wenn das Wettbewerbsfieber einsetzt, sind viele
nicht mehr in der Lage, wirklich rational zu reagieren und der Strategie
zu folgen, die sie sich mit kühlem Kopf zurechtgelegt hatten. Sie
unterschätzen den emotionalen Zustand und dessen Einfluss auf die
Situation - ein Phänomen, das in der Literatur als "hot-cold empathy gap"
bekannt ist. Gleichzeitig kann es vorkommen, dass die Bieter während der
Auktion in ein Eskalationsverhalten verfallen, bei dem sie dazu tendieren,
sich gegenüber einer früher getroffenen Entscheidung verpflichtet zu
fühlen. In dieser Situation wollen sie den Wettbewerb unbedingt gewinnen
und sind häufig bereit, jeden Preis zu zahlen, selbst wenn sie über neue
Informationen verfügen, die eine andere Entscheidung nahelegen.

Doch wie kommt es dazu, dass Menschen in dieses Verhalten verfallen und
wie ließe sich das verhindern? Diese Fragen haben Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung in Berlin und der IESE Business
School in Barcelona untersucht.

Die Wissenschaftler rekrutierten dafür insgesamt 141 Probanden in der
Schweiz, die Auktionsexperimente im Labor absolvierten. Dabei gab es
mehrere Probandengruppen, darunter Studenten und leitende Angestellte, die
durch ihre berufliche Position bereits Erfahrungen in einem kompetitiven
Umfeld haben. Darüber hinaus nahmen an der Studie 1.194 erwachsene
US-Amerikaner teil, die onlinebasierte Auktions- und Eskalationsexperimente
durchliefen. Für alle Probanden galt, dass sie unter Zeitdruck handeln
mussten, wodurch das Eskalationsverhalten provoziert wurde. Sowohl im
Labor als auch online wurde von den Wissenschaftlern das
"Dollarauktionspiel" - im Englischen "dollar auction" - eingesetzt,
welches auch in Managerseminaren als Lehrspiel genutzt wird. Außerdem
wurde für das Eskalationsexperiment das "Feiglingsspiel" - im Englischen
"chicken game" - genutzt.

Da die Wissenschaftler jedoch herausfinden wollten, wie unüberlegte
Entscheidungen verhindert werden können, veränderten sie die
Spielbedingungen in den Experimenten etwas. So untersuchten sie, ob es
einen Einfluss hatte, wenn a) die Ergebnisse anderer Spieler bekannt waren
und sie aus deren Erfahrungen lernen konnten, oder b) sich die Spieler
eine selbstgesetzte Höchstgrenze setzten, oder ob es sich auswirkte, wenn
c) es mehrere Runden gab, aus denen gelernt werden konnte. Eine weitere
Spielbedingung war, erst ein Auktionsexperiment als Training für ein
Eskalationsspiel zu spielen, um zu sehen, ob die daraus gewonnenen
Erfahrungen auch auf andere Spiele übertragbar sind.

"Die Ergebnisse belegen, dass die Lernerfolge am größten sind, wenn die
Probanden das Auktionsexperiment zum zweiten Mal machten oder, wenn sie
von den Erfahrungen anderer lernen konnten. Diese Probanden stiegen eher
aus den Auktionen aus und verloren weniger Geld", sagt Sebastian
Hafenbrädl, Assistant Professor of Managing People in Organizations an der
IESE Business School. Überraschend war für die Wissenschaftler, dass es
den Probanden nicht half, sich auf die Situation vorzubereiten, wie
beispielsweise durch die Festlegung eines eigenen Höchstgebots. Sie
schätzten ihr Verhalten vorab falsch ein und hielten sich am Ende nicht an
das, was sie vorab und rational überlegt entschieden hatten. Entgegen
bestehender Theorien half diese Art der Vorbereitung nicht, das
Eskalationsverhalten zu mindern. Im Gegenteil: Im Schnitt steigerte sich
das Eskalationsverhalten. Außerdem konnte belegt werden, dass im
Auktionsexperiment gesammelte Erfahrungen auch auf andere Spiele
übertragbar sind.

"Es hat sich gezeigt, dass die meisten ihre Selbstkontrolle überschätzen
und erst im Nachhinein verstehen, was passiert ist. Für Menschen, die zum
Beispiel berufsbedingt in solche Eskalationssituationen kommen können, ist
es deshalb sinnvoll, erste Erfahrungen in einem geschützten Raum zu
sammeln, wie zum Beispiel in Seminaren, statt gleich Geldeinbußen zu
riskieren", sagt Jan K. Woike, Wissenschaftlicher Mitarbeiter im
Forschungsbereich "Adaptive Rationalität" des Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung.


Originalstudie

Hafenbrädl, S., Woike, J. K. (2018)

Competitive escalation and interventions.

Journal of Behavioral Decision Making.

https://doi.org/10.1002/bdm.2084


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung

Das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung wurde 1963 in Berlin
gegründet und ist als interdisziplinäre Forschungseinrichtung dem Studium
der menschlichen Entwicklung und Bildung gewidmet. Das Institut gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., einer der
führenden Organisationen für Grundlagenforschung in Europa.


Weitere Informationen unter:

https://www.mpib-berlin.mpg.de/de/presse/2018/06/wettbewerbsfieber-die-meisten-menschen-ueberschaetzen-ihre-selbstkontrolle

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/059: Mönchengladbach - Wanderausstellung "KitaPlus" bis 6.7.


Wanderausstellung KitaPlus



Im Rahmen des Bundesprogramms "KitaPlus" zeigt der Fachbereich Kinder,
Jugend und Familie der Stadt Mönchengladbach bis Freitag, dem 6. Juli
die Ausstellung "Weil gute Betreuung keine Frage der Uhrzeit ist" im
Verwaltungsgebäude Oberstadt. Die Ausstellung kann zu den allgemeinen
Öffnungszeiten, Aachener Str. 2, 41061 Mönchengladbach von Montag bis
Mittwoch 7.45 Uhr bis 16.00 Uhr, Donnerstag 7.45 Uhr bis 17.00 Uhr und
Freitag von 7.45 Uhr bis 13.00 Uhr besucht werden.

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fördert
bis Ende 2018 in Mönchengladbach erweiterte Öffnungszeiten in
Kindertageseinrichtungen. "Den Spagat zwischen Familie und Beruf zu
meistern, trifft vor allem auf die Mütter und Väter zu, die im
Schichtdienst oder sehr früh morgens bzw. in den Abendstunden und am
Wochenende arbeiten müssen. Kernpunkt des Programms ist die
qualifizierte Betreuung zum Wohl des Kindes. Dies ist unsere Aufgabe
auch bei den Betreuungsangeboten zu den sogenannten Randzeiten", so
Dörte Schall, Beigeordnete.

Mit der Ausstellung wird auf 7 Roll-Ups veranschaulicht, wie
erweiterte Betreuungszeiten umgesetzt werden und was dies für
Familien, Einrichtungen, Unternehmen und Kommunen bedeutet. Sie lässt
Menschen zu Wort kommen, die bereits flexible Betreuungsmodelle in
Anspruch nehmen, sie anbieten oder sich einfach dafür stark machen.

In Mönchengladbach setzen zur Zeit acht Kindertageseinrichtungen ihre
innovativen Konzepte für bedarfsgerechte Betreuungszeiten im
Bundesprogramm "KitaPlus" um. Es handelt sich um die städtischen
Einrichtungen "Am Hockstein", "Steinshütte", "Gathersweg" und
"Rüdigerstraße". Weitere vier Kindertageseinrichtungen freier Träger
nehmen ebenfalls am Förderprogramm KitaPlus teil. Die pro multis Kitas
"Metzenweg" und "St. Josef", von Galen-Str. sowie die beiden
Elterninitiativen "Kita Mittendrin", Dessauer Str. und die "Eltern-
Kind-Gruppe Schabernack e.V.", Stresemannstraße. Die beiden zuletzt
genannten Einrichtungen bieten zudem einmal im Monat eine Betreuung am
Samstag an.

Gemeinsam wollen Stadt und freie Träger auch in Zukunft passgenaue
Angebote für Mönchengladbacher Familien entwickeln. Der Fachbereich
Kinder, Jugend und Familie sucht ganz konkret Tagespflegepersonen, die
in Kindertageseinrichtungen bzw. Familienzentren, Kinder betreuen
möchten. Über die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen hierzu
informiert Frau Angelika Holz, unter Tel. 0 21 61 - 25 35 36. Gerne
können sich Interessierte auch bei Frau Holz für die allgemeine
Informationsveranstaltung anmelden, die regelmäßig angeboten wird und
am 12.07.2018, 15 - 16 Uhr zum Thema Kindertagespflege stattfindet.

Weitere Informationen über das Bundesprogramm sind unter www.fruehe-
chancen.de/kitaplus oder der "Netzwerkstelle KitaPlus" im Fachbereich
Kinder, Jugend und Familie bei Frau Andrea Hiebl, Tel. 0 21 61 - 25 43
31 und Frau Kerstin Fegers Tel. 0 21 61 - 25 34 26 zu erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle
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TREFF/320: Münster - Gaming-Sprechstunde in der Stadtbücherei am 5. Juli 2018


Neue Gaming-Sprechstunde in der Stadtbücherei



Münster (SMS) Mit ihrer neuen Sprechstunde "Gaming" spricht die
Stadtbücherei Eltern, Großeltern, Pädagogen und Sozialarbeiter an. Im
Gespräch wird die Faszinationskraft von Computerspielen thematisiert,
um Unsicherheiten in der Medienerziehung auszuräumen. Über
Information und Aufklärung durch einen Medienpädagogen wird eine
Brücke zwischen Kindern und Eltern geschlagen, damit Verständnis und
Kommunikation zwischen den Generationen angeregt werden. Der Eintritt
ist frei. Die erste Sprechstunde findet am 5. Juli von 16 bis 18 Uhr
in der Q-thek der Stadtbücherei, Alter Steinweg 11, statt. Zwei
weitere Termine sind für den 2. August und 6. September eingeplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VORTRAG/144: Bochum - Steuerung von Borussia Dortmund, 10.07.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Steuerung von Borussia Dortmund



Dieser Vortrag ist beinahe schon ein Klassiker, er steht regelmäßig
auf dem Programm des Instituts für Unternehmensführung an der Fakultät
für Wirtschaftswissenschaft. Thomas Treß, Geschäftsführer von Borussia
Dortmund, ist wieder zu Gast an der RUB und spricht über die
finanzielle und bilanzielle Steuerung des Unternehmens. Wegen des
hohen Interesses am Thema Borussia Dortmund ziehen die Veranstalter
traditionell aus den Hörsälen der G-Reihe in den großen Hörsaal HZO
10. Der Vortrag findet am Dienstag, 10. Juli 2018, von 8.30 bis 10 Uhr
statt.

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 28355

Internet: https://www.ruhr-uni-bochum.de
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TIERVERSUCH/757: Neues Duo für eine tierversuchsfreie Wissenschaft (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 1/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Neues Duo für eine tierversuchsfreie Wissenschaft

von Dr. Christiane Baumgartl-Simons und Dr. Christiane Hohensee



Dieses Jahr möchten wir Ihnen etwas Neues vorstellen: Das
"tierversuchsfreie Verfahren des Jahres", kurz "Replacement des
Jahres", genannt. Damit wollen wir aus der Anwendungspraxis eines
tierleidfreien Verfahrens berichten, seine Stärken und Mängel
aufzeigen und - ganz wichtig - Optimierungen einfordern. Parallel dazu
ernennen wir - in diesem Jahr zum 16. Mal - das "Versuchstier des
Jahres".

Warum nun beides, Versuchstier und Replacement des Jahres? Die Antwort
ist einfach. Beide sollen auf unterschiedliche Weise einen Beitrag
dazu liefern, dass der Wechsel vom Tierversuch zu tierversuchsfreien
Verfahren tatkräftig angepackt wird. An der Durchsetzung des
Paradigmenwechsels will sich aber noch immer kein Politiker die Hände
verbrennen. Bestes Beispiel dafür ist das Totschweigen dieser Aufgabe
im aktuellen Koalitionsvertrag. Das "Versuchstier des Jahres"
beleuchtet die komplexe Situation im rückwärtsgerichteten
tierexperimentellen Forschungssystem, während das "Replacement des
Jahres" das Ankommen der tierversuchsfreien Verfahren in der Praxis,
die Weiterentwicklung der Methoden und ihre verpflichtende Anwendung
aufgreift. Fallbeispiele untermauern unsere Forderung nach einem
koordinierten und kooperativen Handeln aller Stakeholder. Denn eins
ist klar: Der Ausstieg aus dem Tierversuch ist kein Selbstläufer,
sondern braucht durchsetzungsstarke Verantwortliche.


Was steckt hinter dem Versuchstier des Jahres?

Bei dieser Auslobung fokussieren wir uns ganz bewusst auf die
Tier-Perspektive im Tierversuch. Als Versuchstier verliert ein Tier
jeglichen Anspruch auf seine arteigene Lebensweise sowie körperliche
und emotionale Unversehrtheit. Die Tiere haben lediglich den Anspruch,
dass ihre Schmerzen, Schäden und Leiden im Rahmen des Versuchs so
gering wie möglich zu halten sind. Die Rechtsgrundlage dafür liefert
das Tierschutzgesetz. Doch wie schwer dürfen die Verletzungen und wie
groß die Einschränkungen des Lebensbereichs aus tierschutzrechtlicher
Sicht überhaupt sein? Das bleibt in letzter Konsequenz dem
persönlichen Ermessen der Forscher und Kontrollbehörden überlassen.

Mit dem "Versuchstier des Jahres" beschreiben wir die Belastungen,
körperliche und psychische, denen die Tiere bis zu ihrem gewaltsamen
Tod ausgesetzt sind. Es ist unsere Aufgabe, aus der Sicht des
"Versuchstiers" auf die Situation zu blicken. Wir verstehen uns als
Pflichtverteidiger der empfindungsfähigen Tiere, um ihre Rechte auf
Leben, Freiheit und Unversehrtheit durchzusetzen.


Was steckt hinter dem Replacement des Jahres?

Das "Replacement des Jahres" beleuchtet die Anwendungspraxis eines
tierversuchsfreien Verfahrens, das in der Regel nicht einen gesamten
Tierversuch ersetzt, sondern zur Untersuchung von Teilfragen verwendet
wird. Heute ist es an der Tagesordnung, dass behördlich
vorgeschriebene Tests, aber auch Fragen aus der Grundlagenforschung
durch die Kombination von tierversuchsfreien Methoden und
Tierexperimenten durchgeführt werden. Die Tierversuche erfolgen mit
der Begründung, dass das Leistungsspektrum der vorhandenen
tierversuchsfreien Verfahren eingeschränkt ist. Daraus ergibt sich ein
spezifisches Problem, das wir mit dem "Replacement des Jahres"
aufzeigen: Das Leistungsspektrum der tierversuchsfreien Methode(n)
muss kontinuierlich und so schnell wie möglich weiterentwickelt und
die Methoden verpflichtend angewendet werden. Konkret heißt das: Der
Abbau der Tierversuche verlangt nach einem perfekten System zur
Aktualisierung der Prüfvorschriften und des Leistungsspektrums der
tierversuchsfreien Methoden. Nur so kann verhindert werden, dass
Tierversuche und veraltete tierversuchsfreie Verfahren eingesetzt
werden, obwohl es bereits bessere gibt.


Ethische Vertretbarkeit - ein Luftschloss muss
verschwinden

Unser Rechtssystem lässt die experimentelle Nutzung der Tiere zu,
sofern die Versuche als ethisch vertretbar bewertet werden. Was genau
für diese Vertretbarkeit qualitativ und quantitativ vorliegen muss,
bleibt bis heute ein ziemliches Lotteriespiel. Es gibt keine
standardisierten und anerkannten Prüfregeln, so wie dies
vergleichsweise für die Ermittlung der Giftigkeit eines Stoffes der
Fall ist. Da hat die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) tatsächlich Ordnung geschaffen. Denn sie hat
Regularien zur Beurteilung der Gefährlichkeit von Chemikalien
vereinbart. Diese gelten in Nord- und Südamerika, Europa und Asien.


Justiz hat keine belastbare Grundlage

Auch die Zulassung von Arzneimitteln erfolgt in Europa, USA und Japan
nach einheitlichen Richtlinien und Kriterien. Es wäre schon ein
gewaltiger tierschutzrechtlicher Fortschritt, wenn der Gesetzgeber,
also Bund und Länder, für Deutschland endlich anerkannte Regeln und
Normen zur Feststellung der rechtlich vorgeschriebenen "ethischen
Vertretbarkeit" vorlegen würde. Bisher drückt er sich vor dieser
wesentlichen Aufgabe. Solange aber substanzielle Vorgaben fehlen, wird
auch das Instrument der Tierschutz-Verbandsklage vor Gericht
scheitern. Denn die Richter haben keine belastbare Grundlage, um zu
Gunsten der Lebensrechte der Tiere zu urteilen. Diese Situation
unterstreicht auch noch einmal, wie wichtig es ist, dass die
tierversuchsfreien Methoden zügig entwickelt und ihre Anwendung
verbindlich vorgeschrieben wird. Damit hätte sich die "ethische
Vertretbarkeit" auf eine wirksame Weise erledigt.


Maßnahmenpaket umsetzen

Entscheidend für die zügige Entwicklung leistungsfähiger
tierversuchsfreier Verfahren ist und bleibt eine angemessene
Förderung. Die Realität sieht derzeit noch anders aus und der Großteil
der Forschungsgelder fließt immer noch in Forschung an und mit Tieren.
Darum fordert der Bundesverband eine Umschichtung der Fördermittel, um
das schon in der EU-Tierversuchsrichtlinie klar definierte Ziel, den
Ausstieg aus dem Tierversuch, schnellstmöglich zu erreichen. Dazu
haben wir einen umfangreichen Maßnahmenkatalog zusammen gestellt und
fordern von der Politik eine Gesamtstrategie für eine tierleidfreie
Wissenschaft.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 1/2018, S. 4-5

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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VORTRAG/229: Kassel - "Schmetterlinge im Sturzflug - und was man dagegen tun kann", 4.7.2018


"Schmetterlinge im Sturzflug" - und was man dagegen tun kann



Zur aktuellen Sonderausstellung des Naturkundemuseums zum
Insektensterben passt der Vortrag "Schmetterlinge im Sturzflug", den
Dr. Kai Füldner, Direktor der Städtischen Museen, am Mittwoch, 4.
Juli, um 18 Uhr im Ottoneum hält.

Nicht nur die seltenen Schmetterlinge verschwinden allmählich,
vielfach sind mittlerweile auch Allerweltsarten bedroht. Seit mehreren
Jahrzehnten beschäftigt sich Füldner mit der heimischen Tagfalter-
Fauna und spannt aus seinem persönlichen Erfahrungsschatz einen Bogen
über die Lebensräume Garten, Freiland und Wald. Wichtig ist ihm
darüber hinaus, Tipps zur Erhaltung der Falter zu geben. In welchen
Bereichen ist es besonders problematisch, und wo ist Hilfe relativ
einfach? Gartenbesitzerinnen und -besitzer können eine Fülle von
Dingen für einen schmetterlingsfreundlichen Garten einfach umsetzen,
während sich Schutzmaßnahmen im Freiland deutlich schwieriger
gestalten.

Der Vortrag ist auch für Nicht-Fachleute geeignet. Der Eintritt ist
kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AKTION/342: Großes Interesse und Wissensdurst beim "Insektensommer" (NABU TH/NABU RP)


Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Landesverband Thüringen - 28. Juni 2018

Steinhummel in Thüringen auf Platz eins

NABU Thüringen: Halbzeit beim "Insektensommer"



Jena - Die Steinhummel führt die Liste der am häufigsten gemeldeten
Insekten bei der NABU-Aktion "Insektensommer" in Thüringen an. Auf den
weiteren Plätzen folgen Hainschwebfliege, Gemeine Florfliege,
Lederwanze und Asiatischer Marienkäfer. Das ist der Stand zur Halbzeit
der ersten großen deutschlandweiten Insektenzählung des NABU. Mit
Spannung werden die Ergebnisse im August erwartet, wenn auch die
ausgewachsenen Heuschrecken zirpen. "Die Top Fünf, die in Thüringen
gemeldet wurden kommen hierzulande häufig vor und sind weit
verbreitet", erklärt Ronald Bellstedt, der Sprecher des
Landesfachausschusses für Entomologie im NABU Thüringen.

Interessant wird es beim Asiatischen Marienkäfer, einem Neubürger
(Neozoe) unserer Fauna. Wegen seines großen Blattlaus-Appetits wurde
der Käfer seit den 80er Jahren im großen Stil zur biologischen
Schädlingsbekämpfung in Gewächshäusern eingesetzt. Bald gelangte der
Asiatische Marienkäfer aber in die freie Landschaft. "In Thüringen
beobachten wir die rasante Ausbreitung diese Käferart seit etwa zehn
Jahren. Mittlerweile ist er auch häufiger zu beobachten als der
einheimische Siebenpunkt-Marienkäfer", schildert der Insektenexperte.

Knapp 3.000 Meldungen von 5.800 Teilnehmern und sind bislang beim NABU
bundesweit eingegangen. In Thüringen waren es knapp 100 Meldungen.
"Für uns ist dies ein hoffnungsvoller Anfang. Viele haben von unserem
Aufruf über die Medien erfahren und beschäftigten sich, auch wenn sie
nicht teilgenommen haben, indirekt trotzdem mit dem Thema", sagt
Ronald Bellstedt. "Als Insektenforscher freut es mich natürlich, wenn
der Fokus auf so kleine Tiere wie die Insekten gerichtet wird.
Schließlich sind sie ein wichtiger Baustein in unserem Ökosystem und
bilden unter anderem für unsere Vögel eine wichtige Nahrungsgrundlage.
Ohne Insekten gibt es keine Vögel und einen "Stummen Frühling" möchte
niemand erleben." Der Experte rät deshalb Insekten zu unterstützen wo
es nur geht. Ob beim Bau eines Insektenhotels oder bei der Gestaltung
eines naturnahen Gartens, jeder kann etwas für die kleinen Krabbler
tun.

Dass innerhalb der Bevölkerung ein großer Bedarf und Wissensdurst zum
Thema Insekten besteht, zeigt das große Interesse an der NABU-App
"Insektenwelt", die innerhalb von 14 Tagen 30.000 Mal heruntergeladen
wurde. Sie ist kostenfrei unter www.NABU.de/apps erhältlich und bietet
ausführliche Insektenporträts der 122 bekanntesten Arten, die in
Deutschland vorkommen. Eine Besonderheit der App ist eine
fotografische Erkennungsfunktion. So können die Tiere einfach und
schnell mit dem Smartphone fotografiert und automatisch erkannt
werden. Nach der ersten Etappe im Zeitraum 1. bis 10. Juni sind
Naturfans nun vom 3. bis zum 12. August erneut aufgerufen, in ihrer
Umgebung Insekten zu beobachten und zu melden.




Nähere Informationen zur Aktion finden Sie unter:

www.NABU-Thueringen.de

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

LGS@NABU-Thueringen.de

www.NABU-Thueringen.de
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Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 29. Juni 2018

NABU zur Halbzeit beim "Insektensommer"

Steinhummel auf Platz eins - Naturfreunde zählten eine Stunde lang
Sechsbeiner

Mainz - Die Steinhummel führt in Rheinland-Pfalz die Liste der am
häufigsten gemeldeten Insekten bei der Mitmachaktion "Insektensommer"
des NABU an. Auf den weiteren Plätzen folgen Hainschwebfliege,
Asiatischer Marienkäfer, Lederwanze und Gemeine Florfliege. Das ist
der Stand zur Halbzeit der ersten großen deutschlandweiten
Insektenzählung des NABU. Mit Spannung werden die Ergebnisse der
zweiten Zählwoche vom 03. bis 12. August erwartet, wenn auch die
ausgewachsenen Heuschrecken zirpen und hüpfen.

Obwohl beim "Insektensommer" von der Wiese bis zum Fluss überall
beobachtet werden kann, entschieden sich zwei Drittel der
Teilnehmenden für den eigenen Garten als Beobachtungsort. "Viele
Naturfreudinnen und -freunde haben das nähere Wohnumfeld ausgewählt:
Ein Schritt vor die Tür und schon kann ich Insekten beim Fliegen,
Herumkrabbeln und Schweben beobachten und zählen", sagt Kerstin
Schnücker vom NABU Rheinland-Pfalz. Mit der Zählaktion will der NABU
auf die enorme Bedeutung von Insekten für die Natur und uns Menschen
aufmerksam machen. Die Sechsbeiner sind stark gefährdet - von der
Ameise über die Wildbiene bis zum Schmetterling. Beim "Insektensommer"
kann jede und jeder mithelfen, Daten zur Artenvielfalt und Häufigkeit
zu sammeln. In Deutschland gibt es etwa 33.000 Insektenarten. Über die
meisten liegen noch keine Daten vor.

Mehr als 1600 Beobachtungen im Land

Knapp 3.000 Meldungen von 5.800 Teilnehmerinnen und Teilnehmern
deutschlandweit sind bislang bei NABU und LBV in Bayern eingegangen.
In Rheinland-Pfalz wurden mehr als 1.600 beobachtete Insekten gezählt
in über 180 Meldungen. Warum Steinhummel und Hainschwebfliege vorne
liegen, kann unterschiedliche Gründe haben. Die Steinhummel ist durch
ihre Größe gut zu entdecken und durch ihr Aussehen recht leicht zu
bestimmen. Im Gegensatz zu Schmetterlingen fliegt die Hummel gezielt
und emsig Blüten an, wodurch sie einfach zu beobachten und zu zählen
ist. Die Hainschwebfliege mit ihrer auffällig gelb-schwarzen Färbung
als Nachahmung einer wehrhaften Wespe ist ebenfalls leicht zu
erkennen. Sie kann wie ein Hubschrauber in der Luft stehen und in alle
Richtungen fliegen.

Noch seien die Naturfreunde bei den Insektenbeobachtungen etwas
zurückhaltender als bei den anderen Mitmachaktionen des NABU, da sie
nichts Falsches melden wollen, weil sie ein Insekt nicht kennen oder
es nicht genau bestimmen könnten. Dabei sei es aber ohne weiteres
möglich, zum Beispiel nur Biene oder Schmetterling anzugeben.
Außerdem lernen die Teilnehmer beim Zählen automatisch auch unsere
Insekten besser kennen: "Beim Beobachten erfahren Naturinteressierte
ganz nebenbei, auf welcher Lieblingspflanze etwa der Kleine
Kohlweißling, ein häufiger Schmetterling in unseren Gärten, Nahrung
findet. Und so können gezielt insektenfreundliche Pflanzen im Garten
oder auf dem Balkon angepflanzt werden", sagt Schnücker.

Zweiter Zählzeitraum vom 3. bis 12. August

Das große Interesse an der NABU-App "Insektenwelt" zeigt für den NABU
den großen Wissensdurst zum Thema: innerhalb von 14 Tagen wurde sie
30.000 Mal heruntergeladen. Die App ist kostenfrei unter
www.NABU.de/apps erhältlich und bietet ausführliche Insektenporträts
der 122 bekanntesten Arten in Deutschland. Die Daten der Zählaktion
"Insektensommer" werden in Zusammenarbeit mit der Plattform
www.naturgucker.de erfasst. Nach der ersten Etappe Anfang Juni sind
Naturfans erneut vom 3. bis 12. August aufgerufen, in ihrer Umgebung
Insekten zu beobachten und unter www.insektensommer.de oder per App
"Insektenwelt" zu melden.




Infos zum Insektensommer unter www.insektensommer.de

Ergebnisse bei www.nabu.de/insektensommer-ergebnisse

kostenlose App "Insektenwelt" unter

www.NABU.de/apps

NABU Rheinland-Pfalz

Frauenlobstraße 15-19, 55118 Mainz

Kontakt@NABU-RLP.de

www.NABU-RLP.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 28.06.2018

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel.: 03641/60 57 04, Fax: 03641/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de

Pressemitteilung 15/18, 29.06.2018

NABU Rheinland-Pfalz

Frauenlobstraße 15-19, 55118 Mainz

Telefon: 06131/14039-26, Telefax: 06131/14039-28

E-Mail: Kontakt@NABU-RLP.de

Internet: www.NABU-RLP.de
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EUROPA/529: Neue EU-Regeln schaffen Fortschritte und mehr Nachhaltigkeit beim Klimaschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 29. Juni 2018

Neue EU-Regeln schaffen Fortschritte und mehr Nachhaltigkeit beim
Klimaschutz

Mitgliedstaaten billigen Kompromiss mit EU-Parlament zu erneuerbaren
Energien, Energieeffizienz und Fortschrittskontrolle



Die EU-Mitgliedstaaten haben einen Kompromiss mit dem EU-Parlament zur
künftigen Klima- und Energiepolitik gebilligt. Der Ausschuss der
Ständigen Vertreter stimmte heute für eine neue Verordnung zur
Fortschrittskontrolle in der Klima- und Energiepolitik und eine
Neufassung der Energieeffizienz-Richtlinie. Bereits am Mittwoch hatte
der Ausschuss der Neufassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie
zugestimmt. Als nächstes muss das EU-Parlament den Rechtsakten
zustimmen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Das ist ein wichtiger Erfolg
für die Umweltpolitik, die den Klimaschutz in Europa deutlich
voranbringen wird. Er zeigt auch, dass Europa in der Lage ist,
schwierige Zukunftsfragen zu klären. Die Beschlüsse zu Klimaschutz,
erneuerbaren Energien und Energieeffizienz werden uns helfen, das
Pariser Klimaschutz-abkommen in Europa erfolgreich umzusetzen.
Zugleich haben wir uns darauf verständigt, dass die
Klimaschutzmaßnahmen selbst nachhaltig sein müssen. Denn wenn
Regenwälder abgeholzt werden, um Palmöl für Biosprit zu gewinnen, hat
das mit Klimaschutz nichts zu tun."

Das neue Instrument zur Fortschrittskontrolle in der Klima- und
Energiepolitik ("Governance-Verordnung") verpflichtet die
Mitgliedstaaten, bis Ende 2019 nationale Energie- und Klimapläne für
die Zeit bis 2030 vorzulegen sowie Langfriststrategien zum Klimaschutz
zu entwickeln. Deutschland hat mit dem Klimaschutzplan 2050 bereits
eine solche Langfriststrategie für den Klimaschutz beschlossen. Auch
die EU-Kommission wird verpflichtet, eine Strategie vorzulegen, wie
die EU so schnell wie möglich Treibhausgasneutralität erreichen kann.

Die Neufassung der Energieeffizienz-Richtlinie legt für 2030 ein
Energie-Einsparziel von mindestens 32,5 Prozent gegenüber dem Trend
fest. Die Kommission hatte ursprünglich 30 Prozent vorgeschlagen. Für
2020 gilt bereits ein Ziel von 20 Prozent.

Die Neufassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie legt fest, dass in
der EU bis 2030 mindestens 32 Prozent des Energieverbrauchs (Strom,
Wärme und Verkehr) aus erneuerbaren Energien kommen sollen. Beim
bislang geltenden Ziel von 20 Prozent bis 2020 liegt die EU gut auf
Kurs. Das neue 32-Prozent-Ziel fällt deutlich ambitionierter aus als
die ursprünglich von der Kommission vorgeschlagenen 27 Prozent. Im
Wärmebereich sollen die Mitgliedstaaten den Anteil erneuerbarer
Energien pro Jahr um mindestens 1,1 Prozentpunkte steigern.

Im Verkehrsbereich soll der Anteil erneuerbarer Energien bis 2030 auf
14 Prozent steigen. 2016 lag er bei rund 7 Prozent. Zum Einsatz kommen
dürfen vier verschiedene Varianten aus Biomasse oder erneuerbarem
Strom:


	Biokraftstoffe aus Ackerpflanzen wie Mais oder Raps

	Biokraftstoffe aus Abfällen und Reststoffen wie Stroh oder Speiseölen

	Strom aus erneuerbaren Energien

	Synthetische Kraftstoffe aus EE-Strom



Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie legt zudem fest, inwieweit
Biokraftstoffe auf diese Quote angerechnet werden können. Der Anteil
konventioneller Biokraftstoffe aus Acker-pflanzen am gesamten
Energieverbrauch im Verkehr darf wie bisher maximal bei 7 Prozent
liegen. Neu ist, dass Mitgliedstaaten auch weniger als 7 Prozent
Anteil konventioneller Biokraftstoffe vorschreiben können, ohne das an
anderer Stelle ausgleichen zu müssen. Die Bundesregierung will
konventionelle Biokraftstoffe nach Maßgabe des Status quo nur bis zu
einem Anteil von maximal 5,3 Prozent anrechnen.

Die Anrechnung von Biokraftstoffen aus Energiepflanzen, deren Anbau
zur Abholzung von Regenwäldern beiträgt, wird auf dem Niveau des
Jahres 2019 eingefroren und soll im Zeitraum von 2023 bis 2030
komplett auslaufen. Dies dürfte vor allem Auswirkungen auf den Einsatz
von Palmöl haben. Die Details dazu wird die EU-Kommission noch
festlegen.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 140/18, 29.06.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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HOLZ/273: Rohstoffmonitoring Holz - Die Ergebnisse (idw)


Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. - 28.06.2018

Rohstoffmonitoring Holz: Die Ergebnisse

Kaskadennutzung bereits Realität - Heizen mit Holz stagniert -
Nachhaltige Holzpotenziale insbesondere beim Laubholz noch nicht
ausgeschöpft



Die INFRO e. K. - Informationssysteme für Rohstoffe, die Universität
Hamburg und das Thünen-Institut haben die Stoffströme von Holz in
Deutschland analysiert. Das Ergebnis ist eine umfassende
Rohstoffbilanz, die u. a. zeigt, dass die Kaskadennutzung, vor allem
bei der stofflichen Nutzung, schon Realität ist.

Die Studie schließt Lücken in der amtlichen Statistik und stellt eine
wichtige Datengrundlage dar, um die nachhaltige Umsetzung der Charta
für Holz 2.0 des BMEL für mehr Holznutzung im Blick zu behalten. Alle
Ergebnisse sind jetzt in drei Veröffentlichungen der Fachagentur
Nachwachsende Rohstoffe (FNR) nachzulesen.

Heute werden die Ergebnisse zudem auf der Tagung "Rohstoffmonitoring
Holz" in Berlin vorgestellt und diskutiert. Die Vorträge stehen in
Kürze auf der Seite 

https://veranstaltungen.fnr.de/rohstoffmonitoring-holz 
zum Nachlesen bereit.

Dreieinhalb Jahre arbeitete das Team um Professor Udo Mantau von der
Universität Hamburg daran, die Verwendungsmengen und -formen von Holz
im Detail zu bilanzieren. Es galt, Daten in Bereichen zu erfassen, die
die amtliche Holz-Statistik noch nicht berücksichtigt - etwa zur
energetischen Holznutzung oder zum Altholzaufkommen. Die Studie
berücksichtigt sieben Nutzergruppen: Sägewerke,
Holzwerkstoffhersteller, die Holz- und Zellstoffindustrie, große und
kleine Heiz- und Heizkraftwerke, mit Holz heizende private Haushalte
und den Altholz-Entsorgungsmarkt.

Die Ergebnisse sind jetzt in drei Publikationen nachzulesen. Je
nachdem, wie tief der Leser in die Materie einsteigen will, steht ihm
ein sehr kurzes Handout, eine knapp 30-seitige Kurzfassung der Studie
oder die vollständige Langfassung, erschienen als elektronischer Band
38 der Schriftenreihe Nachwachsende Rohstoffe, zur Verfügung. Alle
drei Veröffentlichungen sind unter dem Stichwort "Rohstoffmonitoring"
in der Mediathek der FNR (https://mediathek.fnr.de) zu finden.

Zu den wichtigsten Ergebnissen zählen:

• Die Kaskadennutzung, d. h. die Wiederverwendung von Rest- und
Recyclinghölzern ist in Deutschland bereits Realität. Das zeigt der
2016er Vergleich von "frischem" Holzaufkommen aus Wald und
Landschaftspflege einerseits und Holzverwendung andererseits: Knapp 84
Mio. m3 Waldholz, Rinde und Landschaftspflegematerial wurden 2016 in
die verschiedenen stofflichen und energetischen Nutzungsschienen
eingespeist, aber gut 127 Mio. m3 Holzrohstoffe wurden tatsächlich
genutzt. Somit konnte aus einem Kubikmeter primärer Biomasse über
Kaskadennutzung von Industrierestholz (Verarbeitungsreste aus
Sägewerken und anderer Holzbe- und -verarbeitung) und Altholz (aus
Abriss von Gebäuden, alten Paletten etc.) die 1,5fache Holzmenge für
Holzprodukte gewonnen werden.

• Auch bei der energetischen Holznutzung spielt der Einsatz von 
Rest- und Recyclinghölzern eine große Rolle. So nutzten 2016 die
Großfeuerungsanlagen überwiegend Altholz, aber nur 2,2 Prozent des
gesamten Rohholzaufkommens in Deutschland. Private Öfen und
Scheitholzkessel fragten 2016 gut 23 Prozent des Rohholzaufkommens
nach. Der Löwenanteil des Rohholzes von fast 75 Prozent ging in die
stoffliche Nutzung.

• Die energetische Holznutzung hat zwischen 2007 und 2008 ein
Maximum erreicht, fiel danach wieder etwas zurück und stagniert seit 
2011 auf ähnlichem Niveau wie die stoffliche Nutzung.

• Auf der Grundlage der 3. Bundeswaldinventur entwickelte das
Thünen-Institut nachhaltige Nutzungsszenarien mit unterschiedlichen
Schwerpunkten (WEHAM-Szenarien). Im "Naturschutzpräferenzszenario"
erfolgt die Holznutzung unter besonders naturschutzorientierten
Vorgaben, während das "Holzpräferenzszenario" von einem in die
Bewirtschaftung integrierten Naturschutz ausgeht. Im Vergleich zur
aktuellen Nutzung von 62,2 Mio. m3 liegt das Nutzungspotenzial im
Naturschutzpräferenzszenario bei 78,2 Mio. m3 und im
Holzpräferenzszenario bei 104,7 Mio. m3. Die aktuelle Nutzung liegt
damit noch unter dem nachhaltigen Nutzungskorridor. Differenziert man
nach Nadel- und Laubholz, zeigt sich, dass die ungenutzten Potenziale
vor allem beim Laubholz liegen. Durch eine stärkere Laubholznutzung
und die Entwicklung innovativer Laubholzprodukte könnte die deutsche
Forstwirtschaft also ihren Beitrag zu Klimaschutz und nachhaltiger
Rohstoffversorgung noch erhöhen.

Hintergrund: 

Holz aus nachhaltiger Forstwirtschaft ist ein Rohstoff mit
ausgezeichneter Ökobilanz. Holz aus heimischer Produktion hat zudem
den Vorzug kurzer Transportwege. Das in Deutschland nachhaltig
erzeugte Holz ist unverzichtbar als Rohstoffbasis für die heimischen
Betriebe -Stichwort Bioökonomie - insbesondere in ländlichen Räumen
und leistet wertvolle Beiträge für die Erreichung der Nachhaltigkeits-
und Klimaschutzziele der Bundesregierung. Daher zielt die Charta für
Holz 2.0 des BMEL darauf ab, mehr Holz aus nachhaltiger
Forstwirtschaft zu nutzen -zugunsten von Klimaschutz, Arbeitsplätzen
und Wertschöpfung im ländlichen Raum und zur Schonung endlicher
Ressourcen. Innerhalb der Charta beschäftigt sich die Arbeitsgruppe
"Material- und Energieeffizienz" mit dem Thema Rohstoffmonitoring.

Das Vorhaben "Rohstoffmonitoring Holz" wurde vom Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) über die FNR als Projektträger
gefördert. Ansprechpartner der drei Teilprojekte finden sich unter den
Förderkennzeichen 22019714, 22021614 und 22021514.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://mediathek.fnr.de/

https://veranstaltungen.fnr.de/rohstoffmonitoring-holz/grusswort/

https://www.fnr.de/index.php?id=11150&fkz=22019714

https://www.fnr.de/index.php?id=11150&fkz=22021614

https://www.fnr.de/index.php?id=11150&fkz=22021514
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MEER/304: Ein Korallenbohrkern beweist, im Pazifik sinkt der pH-Wert (idw)


Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 29.06.2018

Ein Korallenbohrkern beweist: Im Pazifik sinkt der pH-Wert



Ozeane nehmen mehr als 40% des vom Menschen verursachten
Treibhausgases CO2 aus der Atmosphäre auf. Dadurch sinkt der pH-Wert
des Meerwassers. Bisher fehlten zuverlässige Langzeitmessungen und
historische Datensätze, die den Einfluss der CO2-Aufnahme auf den
pH-Wert des Meeres verdeutlichen. Ein Wissenschaftlerteam hat nun
anhand eines Korallenbohrkerns aufgezeigt, wie sich der pH-Wert im
südlichen Pazifik seit vorindustrieller Zeit verändert hat. Die Studie
ist in der Fachzeitschrift "Nature Communications" erschienen.




[image: Zwei Taucher bei der Arbeit am Meeresboden - John Butscher, IRD-Centre de Noumea, New Caledonia]

Entnahme eines Korallenbohrkerns im Südpazifik. Zum Schutz der Koralle
wird das Bohrloch anschließend mit Zement aufgefüllt.

John Butscher, IRD-Centre de Noumea, New Caledonia



Nutzung fossiler Brennstoffe, Abholzung von Regen- und
Mangrovenwäldern - der Mensch verursacht einen steten Anstieg von
Kohlenstoffdioxid (CO2) in der Erdatmosphäre. Ozeane gelten als Senken
für CO2. Sie nehmen mehr als 40% des vom Menschen verursachten
Treibhausgases auf.

Wenn CO2 aus der Atmosphäre mit dem Meerwasser zu Kohlensäure
reagiert, sinkt der pH-Wert und es kommt zur sogenannten
Ozeanversauerung. Dieser Prozess hat Auswirkungen auf kalkbildende
Organismen wie Korallen, Muscheln oder einige Planktonarten und kann
ihre Fähigkeit beeinflussen, ein voll funktionsfähiges Kalkskelett
aufzubauen. Bisher fehlten zuverlässige Langzeitmessungen und
historische Datensätze, die den Einfluss der CO2-Aufnahme auf den
pH-Wert des Meeres verdeutlichen.

Ein französisches Wissenschaftlerteam und der Klimaforscher Dr. Henry
Wu, der am Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) arbeitet,
haben nun anhand eines Korallenbohrkerns aufgezeigt, wie sich der
pH-Wert im südlichen Pazifik seit vorindustrieller Zeit verändert hat.
Die Studie ist kürzlich in der Fachzeitschrift "Nature Communications"
erschienen.

Steinkorallen können mehrere Hundert Jahre alt werden. Sie wachsen
zwischen einigen Millimetern und mehreren Zentimetern pro Jahr und
bilden wie Bäume Wachstumsringe aus. Ihr Kalkskelett gilt als
natürliches Archiv, in dem Informationen über die Chemie des
Meerwassers in sehr hoher Auflösung gespeichert sind. Je nach
Umweltbedingungen bauen Korallen unterschiedliche Mengen an
Spurenelementen in ihr Kalkskelett ein.

Den Bohrkern entnahm das Forscherteam einer kompakten Steinkoralle der
Gattung Diploastrea im Südpazifik. "Wie Bohrkerne aus dem Eis der
Polkappen bieten uns auch Korallenbohrkerne einen Blick in die
Klimageschichte der Meeresregion, in der sie entnommen wurden, und
erlauben es uns, Aussagen für die Zukunft zu machen", so Henry Wu.

Proben aus den Wachstumsringen des Korallenkerns untersuchte Henry Wu
auf Bor und andere Elemente wie Sauerstoff. Bor ist ein natürlicher
Bestandteil von Meerwasser und seine Isotope sind empfindlich
gegenüber Veränderungen des pH-Wertes im Ozean. Zusätzlich liefern
Sauerstoffisotope Informationen über die Temperatur des Wassers.

Die Messungen ergaben ein sehr differenziertes Bild der natürlichen
Schwankungen und der Entwicklung des pH-Wertes sowie der Temperatur
des Oberflächenwassers im Südpazifik seit 1689 bis zum heutigen
Zeitpunkt. Gemeinsam mit Dr. Delphine Dissard und weiteren
Projektpartnern des Institut de Recherche pour le Développement und
des Centre National de la Recherche Scientifique in Frankreich konnte
Henry Wu nachweisen, dass unter dem Einfluss der industriellen
Revolution gegen Ende des 19. Jahrhunderts eine deutliche Abnahme des
pH-Wertes um 0,12 begann.

Auch zeigte sich eine Korrelation mit Klimaanomalien wie El Niño, die
in dieser Meeresregion regelmäßig auftreten. Während dieses Phänomens
ändern die Passatwinde und Meeresströmungen im Pazifik ihre Richtung
und verursachen dort erhebliche Temperaturänderungen. Das Ereignis hat
ebenfalls Einfluss auf den pH-Wert, da wärmeres Wasser weniger CO2
aufnimmt als kaltes.

"Diese Variabilität zu erfassen ist wichtig", erklärt Henry Wu. "Denn
nur so können wir natürliche Schwankungen des pH-Wertes von denen
unterscheiden, die der Mensch durch CO2-Emissionen verursacht."

Henry Wu konnte sich mit seinen Ideen für eine Ausweitung des
Projektes im Rahmen der Forschungsinitiative "Make Our Planet Great
Again" durchsetzen, die vom DAAD und dem Bundesministerium für Bildung
und Forschung gefördert wird. Die Initiative wurde ins Leben gerufen,
um die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen. Während des
fünfjährigen Projektes, das mit einer Million Euro gefördert wird,
soll die Entwicklung von pH- und Temperaturwerten sowie der
Karbonatchemie seit der industriellen Revolution in verschiedenen
Regionen des Atlantiks, Pazifiks und Indischen Ozeans untersucht
werden.

Publikation

Wu, H. C., D. Dissard, E. Douville, D. Blamart, L. Bordier, A.
Tribollet, F. Le Cornec, E. Pons-Branchu, A. Dapoigny, and C. Lazareth
(2018), Surface ocean pH variations since 1689 CE and recent ocean
acidification in the tropical South Pacific. Nature Communications,
doi: 10.1038/s41467-018-04922-1. Open access.
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WISSENSCHAFT/044: Negative Folgen der internationalen Biodiversitätskonvention für die Wissenschaft (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 29.06.2018

Forscher weisen auf negative Folgen internationaler

Biodiversitätskonvention für die Wissenschaft hin



Frankfurt, den 29. Juni 2018. In einem heute im Fachmagazin "Science"
veröffentlichten Positionspapier äußern sich internationale
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler kritisch zur internationalen
Biodiversitätskonvention (engl. Convention on Biological Diversity).
Sie argumentieren, dass das Übereinkommen die Erforschung biologischer
Vielfalt einschränkt, die internationale Zusammenarbeit beeinträchtigt
und den Zugang zu genetischen Ressourcen behindert. Damit sei diese
Konvention letztlich kontraproduktiv: Sie schadet dem Schutz der
Biodiversität. Unter den Unterzeichnern sind auch 
Senckenberg-Wissenschaftler.

In einem neuen Positionspapier, das heute im Fachmagazin "Science"
veröffentlicht wird, weisen internationale Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler auf negative Folgen der internationalen
Biodiversitätskonvention (engl. Convention on Biological Diversity)
hin. Das Papier wurde von knapp 180 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus 35 Ländern unterzeichnet, darunter
Wissenschaftler der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung.

Kernpunkt des Papiers ist die Feststellung, dass viele Länder seit
Inkrafttreten der Biodiversitätskonvention die Kontrolle über ihre
genetischen und biologischen Ressourcen per Gesetzgebung verstärkt
haben. Dies erfolgte im Vorgriff auf erwartete kommerzielle Gewinne
aus der biologischen Vielfalt, welche bislang aber weitgehend
ausgeblieben seien.

Die Autoren argumentieren, dass im Zuge dieser Gesetzesverschärfungen
zahlreiche gesetzliche Einschränkungen für die Biodiversitätsforschung
entstünden und die internationale Zusammenarbeit massiv erschwert
werde. Gerade Forscherinnen und Forscher aus biodiversitätsreichen
Entwicklungs-und Schwellenländern leiden unter dieser Entwicklung und
haben daher das Positionspapier maßgeblich vorangetrieben.

"In vielen Ländern in Südasien, Ostafrika und Südamerika wird es immer
schwieriger, Genehmigungen für den Zugang zu Proben für
nichtkommerzielle Forschung zu erhalten. Gerade Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler aus globalen Biodiversitäts-Hotspots wie Brasilien
oder Indien werden massiv in ihrer Arbeit behindert. Damit schadet man
letztlich dem Schutz der Artenvielfalt, weil die Entdeckung noch
unbekannter Arten verhindert wird, die dann natürlich auch nicht
geschützt werden können", so Professor Uwe Fritz, Senckenberg
Naturhistorische Sammlungen Dresden, einer der Unterzeichner des
Positionspapiers.

Die Biodiversitätskonvention verpflichtet die unterzeichnenden
Nationen, die biologische Vielfalt zu erhalten, sie nachhaltig zu
nutzen und ihre kommerziellen Vorteile im Rahmen des sogenannten
"Access-and-Benefit-Sharing"-Regimes gerecht aufzuteilen. Das letzte
Ziel wird im zusätzlichen Nagoya-Protokoll weiter konkretisiert.

Doch wie die Autoren feststellen, ist der Erfolg dieser Vertragswerke
fraglich. Viele artenreiche Länder hegten unrealistische Erwartungen
bezüglich des kommerziellen Werts ihrer einheimischen Biodiversität.
Die oft zitierten Vereinbarungen auf den Cook-Inseln sowie der 
Merck-Fall in Costa Rica seien marginal und hätten den Menschen vor Ort 
kaum finanzielle Vorteile gebracht. Andere kommerziell erfolgreiche
Naturstoffe (beispielsweise die Antimalariamittel Chinin und
Artemisinin oder das Krebsmedikament Paclitaxel) stammen aus weit
verbreiteten Pflanzen, für die kein einzelnes Land Besitzansprüche
anmelden konnte.

Laut den Autoren verabschieden momentan viele Staaten aus Angst vor
Biopiraterie eine auf der Biodiversitätskonvention und dem 
Nagoya-Protokoll basierende Gesetzgebung, die die Forschung sowie den
Fortschritt bei der Erfassung der biologischen Vielfalt massiv
einschränkt. "Die zuständigen Behörden behindern
Biodiversitätsforschung, weil sie fürchten, ihnen könnten Gewinne aus
einer kommerziellen Anwendung entgehen. Währenddessen werden
großflächig Lebensräume vernichtet und mit ihnen viele Arten. Das
Hauptziel des Übereinkommens - der Schutz der Artenvielfalt - wird
damit völlig konterkariert, während die Idee einer gerechten
Verteilung von Gewinnen ein Wunschtraum bleibt", kommentiert Professor
Miguel Vences, Technische Universität Braunschweig, ein weiterer
Koautor und Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat von Senckenberg.

Um die bestehenden Probleme zu lösen, schlagen die Autoren vor, sich
am "International Treaty on Plant Genetic Resources for Food and
Agriculture" zu orientieren, der gewährleistet, dass genetische
Ressourcen für lebenswichtige Nahrungsmittel und Futtermittel weltweit
öffentlich zugänglich sind.

Außerdem könne die Biodiversitätskonvention um einen Vertrag erweitert
werden, der Biodiversitätsforschung, Naturschutz und internationale
Zusammenarbeit explizit fördert und erleichtert. Ein solcher Vertrag
könnte auch die rechtlichen Unsicherheiten adressieren, die sich aus
der Verwaltung global bedeutsamer taxonomischer Sammlungsmaterialien,
die weltweit in Museen lagern, ergeben. Die Wissenschaftler hoffen,
dass die Unterzeichner der Biodiversitätskonvention angesichts des
Versagens der bisherigen Regeln nachbessern werden.

Publikation
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FORSCHUNG/465: Können Meeresbewohner länger ohne Sauerstoff leben? (idw)


Universität Rostock - 29.06.2018

Können Meeresbewohner länger ohne Sauerstoff leben?

Rostocker Forscherin nimmt vier Muschel-Arten unter die Lupe



Geht der Ostsee die Luft aus? Inna Sokolova, Professorin für
Meeresbiologie an der Universität Rostock, gebürtige Westukrainerin,
die in St. Petersburg studierte, an der Russischen Akademie der
Wissenschaften promovierte, sich in den USA habilitierte und auch an
einer Universität in Kanada als Wissenschaftlerin arbeitete, verweist
auf ein alarmierendes Szenario.




[image: Foto: © Universität Rostock / Thomas Rahr]

Hypoxie-tolerante Muschelart Arctica islandica mit Miesmuscheln im
Hintergrund.

Foto: © Universität Rostock / Thomas Rahr




"Die Todeszonen in den Tiefen der Küstenmeere steigen jährlich
weltweit durchschnittlich um etwa ein Prozent". Den Grund für diese
dramatische Entwicklung beschreibt die Rostocker Wissenschaftlerin so:
"Besonders steigende Temperaturen und Nährstoffe wie Stickstoff und
Phosphor, die sich von den Feldern den Weg in die Ostsee bahnen,
überlasten das Ökosystem und führen zu Sauerstoffmangel". Sokolova:
"Die Ostsee und auch ihre Küstenbereiche sind in Not".




[image: Foto: © Universität Rostock / Thomas Rahr]

Miesmuscheln vom Typ Mytilus, die am häufigsten vorkommende
Muschelart.

Foto: © Universität Rostock / Thomas Rahr



Aktuell erforscht Professorin Sokolova, wie einzelne Meeresbewohner
länger ohne Sauerstoff und mit erhöhten Temperaturen des Ostseewassers
leben können. Konkret werden verschiedene Muschelarten untersucht, die
unterschiedliche Toleranzen zum Sauerstoffmangel haben. Hintergrund:
Die Sauerstoffkonzentration im Wasser verliert sich mit zunehmender
Erwärmung der Erde. Doch Sauerstoff ist für die Meeresbewohner wie
Fische, Muscheln und weitere wirbellose Tiere überlebenswichtig.

Um zu begreifen, welchen Einfluss die sich verändernden Bedingungen in
der Ostsee auf die Meeresbewohner haben, untersuchen die Rostocker
Forscher den Einfluss der Sauerstoffkonzentration auf den Stoffwechsel
bei den verschiedenen Tieren und dessen Konsequenzen für Wachstum und
wichtige ökologische Aktivitäten wie Bioturbation, also das
Durchwühlen und Durchmischen von Böden oder Sedimenten durch
Lebewesen. "Wir wollen herausfinden, ob die Mitochondrien, die
Kraftwerke der Zellen, die für die Energieproduktion zuständig sind,
trotz Sauerstoffmangel dazu beitragen, dass die Tiere eine
Überlebens-Chance bei Sauerstoffmangel haben", sagt die Professorin.
Die Ergebnisse aus Rostock könnten die Politik dann zum Handeln
anregen.

Gleich mehrere Stressfaktoren belasten die Ostsee. Die steigenden
Kohlendioxidwerte in der Luft lassen das Meereswasser immer saurer
werden. Durch den Klimawandel erwärmt sich das Wasser. "Das Problem
ist unsichtbar, aber sehr dringend", sagt Inna Sokolova. Wenn die
Temperatur steige und mehr Nährstoffe ins Wasser geleitet werden,
blühen die Algen und sterben ab. Bakterien fressen dann organische
Stoffe und verzehren dabei Sauerstoff.

In ihrer aktuellen Forschungsarbeit geht Inna Sokolova auch der Frage
nach, wie mehrere Stressfaktoren, beispielsweise CO2,
Temperaturschwankungen, Versauerung, Sauerstoffmangel und
Wasserverschmutzung sich gegenseitig beeinflussen und welche
Auswirkungen das auf die Meerestiere hat. Wie diese Stressfaktoren
miteinander interagieren, darüber gibt es noch keine umfangreichen
Forschungen.

Sokolova beobachtet, dass die Ostsee eines der Gebiete ist, die sich
schneller erwärmen als viele andere Meere. Als Ursache benennt sie
unter anderem auch die geografische Lage der Ostsee und ihre Tiefe.
Ihre Forschung erstreckt sich über die Ökosysteme von der Atlantik-
und Pazifikküste der USA, der Nordsee, dem arktischen Weißmeer und
jetzt besonders auf die Ostsee. Dass es auch hier den Muscheln
schlecht geht, beunruhigt sie. "Diese Tiere sind im Ökosystem die
Ingenieure".

Text: Wolfgang Thiel



Weitere Informationen finden Sie unter
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MELDUNG/378: Mikroplastik sogar am Point Nemo (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 29.06.2018

Mikroplastik sogar am Point Nemo



In dieser Woche endet in Den Haag (Niederlande) das Volvo Ocean Race
2017/2018. Der Kieler Exzellenzcluster "Ozean der Zukunft" und das
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel hatten zwei der
teilnehmenden Boote mit Sensoren ausgestattet, die entlang der
Regattastrecke rund um die Welt ozeanographische Daten und die
Verteilung von Mikroplastikpartikeln gemessen haben. Alle Beteiligten
ziehen eine positive Bilanz dieser bisher einmaligen Kooperation
zwischen Extrem-Segelsport und Meeresforschung.




[image: Mikroplatik-Weltkarte mit farblichen Markierungen - Grafik: © Sören Gutekunst / Ozean der Zukunft]

Die vorläufigen Daten zeigen Mikroplastik entlang der gesamten
Rennstrecke. Allerdings unterscheiden sich die Konzentrationen von
Region zu Region.

Grafik: © Sören Gutekunst / Ozean der Zukunft



Das Ergebnis war denkbar knapp. Acht Monate und 45.000 Seemeilen (ca.
83.000 Kilometer) nach dem Start in Alicante (Spanien) konnte das Team
Dongfeng am vergangenen Wochenende das Volvo Ocean Race rund um die
Welt für sich entscheiden - nur 100 Seemeilen vor dem Ziel in Den Haag
(Niederlande). Doch egal wie die einzelnen Platzierungen am Ende
aussehen - für den Meereschemiker Dr. Toste Tanhua vom GEOMAR
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel war das Rennen auf jeden
Fall ein Erfolg.

Mit Unterstützung des Kieler Exzellenzclusters "Ozean der Zukunft"
konnte Dr. Tanhua zwei der beteiligten Yachten, das Boot "Turn the
Tide on Plastic" und das Boot "AkzoNobel", als Messplattformen
gewinnen, die während des Rennens in den entlegensten Winkeln der
Ozeane wichtige Umweltdaten erhoben haben. "Wir können jetzt unter
anderem entlang der gesamten Regattastrecke die Verteilung von
Mikroplastik im Ozean nachvollziehen, also auch in Regionen, in denen
danach bisher nicht gesucht wurde", sagt Dr. Tanhua zum Abschluss des
Rennens.

Die vorläufige Auswertung der Daten zeigt, dass selbst an der am
weitesten vom nächsten Land entfernten Stelle der Ozeane, dem
sogenannten Point Nemo im Südpazifik, mittlerweile Mikroplastik im
Meerwasser zu finden ist. "Allerdings muss man sagen, dass die
Konzentration der Partikel regional sehr unterschiedlich ist", betont
Dr.-Ing. Sören Gutekunst vom "Ozean der Zukunft", der das Projekt in
den vergangenen Monaten technisch betreut hat. Die höchsten
Konzentrationen fanden sich entlang der Regattastrecke im Mittelmeer
und im westlichen Pazifik.

Neben der Suche nach Mikroplastikpartikeln stand auch die Erhebung
ozeanographischer Daten wie des Salzgehalts, der Wassertemperaturen,
des Kohlendioxidgehalts und die Menge des Chlorophylls im Fokus des
Projekts. "Trotz aller modernen Messtechniken erhalten wir aus den
Ozeanen immer noch viel weniger Umweltdaten als von Messstationen an
Land. Deshalb sind wir mit diesem Projekt neue Wege gegangen, um
weitere Lücken zu schließen", sagt Dr. Tanhua.

Damit war das Volvo Ocean Race 2017/2018 auch ein Test.
Unterwegs-Messungen sind für die Kieler Ozeanographen eigentlich
Routine. Seit etlichen Jahren haben sie beispielsweise ein regelmäßig
zwischen Europa und den USA pendelndes Frachtschiff mit Sensoren
bestückt. "Doch Hochsee-Rennyachten sind auf maximale Geschwindigkeit
getrimmte Sportgeräte. Wir mussten unsere Sensoren für das VOR also
deutlich kleiner und leichter bauen, als es bei einem Frachter
notwendig ist", erklärt Dr. Tanhua.

Mit finanzieller Unterstützung von Volvo Cars hat die Kieler Firma
SubCtech bestehende Sensoren so umgebaut, dass sie nicht nur den
harschen Bedingungen einer Hochsee-Regatta trotzen, sondern auch den
ohnehin knappen Platz in einer Rennyacht nicht unnötig einschränken.
Als erstes Boot wurde die unter Flagge der Vereinten Nationen segelnde
"Turn the Tide on Plastic" mit der britischen Skipperin Dee Caffari
als Messstation ausgerüstet. "Das hat sich so gut bewährt, dass wir
nach der sechsten Etappe in Auckland auch das Boot des Teams AkzoNobel
nachrüsten durften", berichtet Sören Gutekunst.

Mit der ebenfalls in Kiel beheimateten Firma bbe Moldaenke holte Dr.
Tanhua einen weiteren lokalen Partner ins Projekt, der sich um die
genaue Untersuchung der gesammelten Mikroplastikteilchen kümmerte. Die
Daten müssen jetzt natürlich noch im Detail ausgewertet und
wissenschaftlich publiziert werden, bevor endgültige Aussagen
getroffen werden können. "Auf jeden Fall werden sie helfen,
Ozeanmodelle zu verbessern und unsere Vorstellungen vom Verbleib des
Plastiks in den Meeren zu präzisieren", resümiert Dr. Tanhua. Nach dem
Erfolg beim Volvo Ocean Race plant der Meereschemiker, mehr Segelboote
mit Sensoren auszustatten. "Wir führen schon Gespräche mit weiteren
Weltumseglern und vielleicht sind wir auch beim nächsten Volvo Ocean
Race wieder dabei", sagt er.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.futureocean.org

Der Exzellenz-Cluster "Ozean der Zukunft"

http://www.volvooceanrace.com

Das Volvo Ocean Race

https://youtu.be/U9XagBOR-oM

Kurzes Video zum Projekt

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news698547

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BERICHT/142: Meeresnutzung - scheingeschützter Tiefseeboden ... (SB)






[image: Nebeneinander an drei kleinen Tischen sitzend, Damian hält ein Mikrophon in der Hand - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Tag der Ozeane 2018

Von links: Kai Kaschinski, Hans-Peter Damian, Björn Oripohl, Marie-Luise
Abshagen, Christoph Spehr (Moderator)

Foto: © 2018 by Schattenblick



Es gibt sicherlich viele Arten, Umweltzerstörungen von globaler
Tragweite anzurichten, eine wird zur Zeit mit großem technologischen
Aufwand vorbereitet: Bergbau in der Tiefsee. Die Regierung
Papua-Neuguineas hat dem kanadischen Unternehmen Nautilus Minerals
eine Lizenz zum Abbau von Massivsulfiden in 1600 Meter Tiefe in der
Bismarcksee ausgestellt; im nächsten Jahr soll es losgehen.
Papua-Neuguinea darf dies, weil die potentielle Lagerstätte innerhalb
seines Hoheitsgebiets liegt. So wurde es im Internationalen
Seerechtsübereinkommen festgehalten.

Dort steht ebenfalls, daß die Meeresgebiete außerhalb der nationalen
Souveränität das "gemeinsame Erbe der Menschheit" sind und die
Internationale Meeresbodenbehörde (ISA - International Seabed
Authority) die Aufsicht darüber hat. Diese hat im Jahr 2000 erstmals
Bestimmungen dafür erlassen, welche Kriterien eingehalten werden
müssen, will ein Staat eine ihm zugewiesene Fläche am Meeresboden
hinsichtlich ihres Lagerstättenpotentials, potentieller Abbaumethoden
und möglicher Umweltauswirkungen erforschen. Im Mittelpunkt des
Interesses stehen die mineralienreichen Manganknollen, Kobaltkrusten
und Massivsulfide. Vor wenigen Wochen wurde der zweite Entwurf zum
sogenannten Mining Code vorgestellt. Dieser regelt nicht mehr die
Exploration, sondern die Exploitation, also den Abbau jener
Meeresbodenschätze.

Wenn von Tiefseebergbau die Rede ist, hat man es demnach mit zwei
grundsätzlich voneinander getrennten rechtlichen Rahmenbedingungen zu
tun, denen für Aktivitäten innerhalb und für außerhalb nationaler
Befugnisse. Um beide Arten ging es im zweiten Panel der von Brot für
die Welt, Fair Oceans und Forum Umwelt & Entwicklung veranstalteten
Konferenz "Weltmeere zwischen Umwelt und Entwicklung" am 8. Juni 2018
in der Landesvertretung Bremens in Berlin - passend zum "Tag der
Ozeane", den die Vereinten Nationen erstmals vor zehn Jahren
ausgerufen haben.




[image: Seesterne, Fliegenfallenanemonen und andere Meeresbewohner besiedeln zusammen einen 'Baum des Lebens', so die NOAA - Foto: Bioluminescence 2009 Expedition, NOAA/OER, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Westseite der Little Bahamas Bank, Bahamas Islands, Juli 2009

Nur ein Bruchteil der Tiefsee ist erforscht. Aber sobald Menschen
abtauchen, entdecken sie eine Welt fremdartig anmutender Lebewesen.

Foto: Bioluminescence 2009 Expedition, NOAA/OER, CC BY 2.0
[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Umweltschutzstandards haben in der Regel nicht die Funktion,
wirtschaftliche Aktivitäten komplett zu unterbinden, vielmehr sollen
sie diese ermöglichen. Beispielsweise Bergbau in der Tiefsee zu
betreiben. So setzt sich zwar die Bundesregierung bei der ISA für
strengere Umweltauflagen ein, zugleich geht es ihr aber wie anderen
Staaten auch um die Sicherung von Rohstoffen für die eigene
Wirtschaft - trotz vielfältiger Warnungen von Fachleuten, daß dabei
enorme Zerstörungen an der größtenteils noch unerforschten
Meeresumwelt unvermeidlich sein werden.

Einzelheiten zur Position der Bundesregierung zum Meeresbodenbergbau
erfuhren die rund 80 Teilnehmenden des Kongresses aus erster Hand.
Zunächst sprach der Biologe Hans-Peter Damian vom Umweltbundesamt
unter anderem über die Verhandlungen zum Mining Code der ISA, bei
denen Deutschland zwei klare Standpunkte einnehme: Gründlichkeit geht
vor Geschwindigkeit, und nichts ist vereinbart, bevor nicht alles
vereinbart ist. Zudem stellte Björn Oripohl vom Bundesministerium für
Verkehr und Digitale Infrastruktur den deutschen Ansatz einer
integrierten Meerespolitik vor.

Bei diesem Panel war die Zivilgesellschaft vertreten durch Kai
Kaschinski [1] von Fair Oceans mit einem Bericht über "ungelöste
umwelt- und entwicklungspolitische Probleme des Tiefseebergbaus in
Papua-Neuguinea" und Marie-Luise Abshagen vom Forum Umwelt &
Entwicklung, die "Positionen der deutschen Zivilgesellschaft zum
Tiefseebergbau" erläuterte.

Wir haben ein gewisses Problem mit Entscheidungen der Internationalen
Meeresbodenbehörde, brachte Hans-Peter Damian sein Unbehagen über die
interne Kommunikation der in Kingston, Jamaika, ansässigen
Institution zum Ausdruck. Die Observer (Beobachter) würden nur
schlecht informiert, zudem sollten mehr Sitzungen öffentlich sein.
Und den Fahrplan, die Regeln zum Tiefseebergbau bis 2020 zu
verabschieden, hält Damian für "ziemlich ehrgeizig". Er könne sich
beim besten Willen nicht vorstellen, wie das funktionieren solle. Es
sei jedoch eine gewisse Tendenz zu spüren, die Bestimmungen zum
Umweltschutz, so wie sie bislang erarbeitet worden sind,
verabschieden zu wollen. Dabei seien manche Fragen noch völlig offen.
Als Beispiele nannte er die Höhe der Sedimentabdeckung, wenn ein
Kollektor in beispielsweise 4.000 Meter Meerestiefe Manganknollen
eingesammelt hat und dabei eine Sedimentwolke entstanden ist. Zudem
seien die meisten Arten der Meiofauna der Tiefsee gar nicht bekannt.

Letzteres bestätigte auch Björn Oripohl. Hinsichtlich des
Meereslebens
im Tiefseebereich bestünden "immense Wissenslücken". Wenn sich die
Meere im Zuge des Klimawandels weiter erwärmten, stelle sich
beispielsweise die Frage, wann Meeresströmungen aufhören zu fließen.
Was bedeute so ein Vorgang für den Klimahaushalt und die globale
Wärmeverteilung, fragt Oripohl, der in der Bundesregierung als
Koordinator sämtlicher, auf verschiedene Ministerien verteilter
meeresbezogener Aktivitäten tätig ist. Gleichlautend zu Damian
erklärte er, daß Deutschland bei der ISA weitreichende
Umweltregularien einbringen und diese international durchsetzen will.

Weder Kaschinski noch Abshagen gehen davon aus, daß es einen
nachhaltigen Bergbau am Tiefseeboden geben kann. Beide fordern eine
Nullösung. Insofern sind die beiden an diesem Tag vorgestellten
Positionen, die der Bundesregierung und die der Zivilgesellschaft
, unvereinbar.
Indessen beweist der Kongreß, der nicht der erste seiner Art war, daß
dieser Gegensatz nicht ausschließt, die eigenen Einschätzungen und
Bewertungen miteinander auszutauschen.

Kaschinski berichtete von der Bismarck Ramu Group, die seit vielen
Jahren versuche, in Kooperation mit anderen Organisationen in
Papua-Neuguinea, den dortigen Kirchen und Verbänden sowie Netzwerken
aus dem gesamten pazifischen Raum das Tiefseebergbauprojekt im
Lizenzgebiet Solwara 1 von Nautilus Minerals zu verhindern. Die
frühere Regierung habe dem Unternehmen eine Zusage zum Abbau von
Massivsulfiden erteilt, "ohne daß es überhaupt ein Bergbaugesetz dazu
gab". Auch in anderen Ländern des pazifischen Raums würden zur Zeit
Gesetze zum Tiefseebergbau auf den Weg gebracht und Institutionen
geschaffen, doch niemand vermag zu sagen, ob sich die Nationalstaaten
dabei an die Regeln der ISA halten oder nicht. Kaschinski warnte vor
der Gefahr der Inkohärenz der rechtlichen Regeln und sprach von einem
"Wilden Westen des Tiefseebergbaus".




[image: Dutzende Reiter, teils mit Pferdewagen, preschen los, Staubfahnen hinter sich zurücklassend - Foto: Wikimedia Commons / McClenny Family Picture Album]

Oklahoma Land Run (zeitgenössische Fotografie, 1889)

Nach dem Startschuß in Oklahoma: Im Schutz wirtschaftlicher,
rechtlicher und nicht zuletzt militärischer Gewaltmittel rauben die
Invasoren das Land der ursprünglichen Bevölkerung. Auch nach dem
Startschuß zum Tiefseebergbau werden sich absehbar diejenigen
Invasoren ... ähm, Investoren durchsetzen und die begehrten Rohstoffe
sichern, die entweder am schnellsten sind oder über die mächtigsten
Gewaltmittel verfügen und anderen die Beute abjagen.

Foto: Wikimedia Commons / McClenny Family Picture Album



In Papua-Neuguinea könnte der Startschuß in den "Wilden Westen" der
Tiefsee seinen Anfang nehmen. Solwara 1 umfaßt maximal 1,4 km² und
gilt damit als klein verglichen mit Gebieten, in denen später einmal
nicht Massivsulfide abgebaut, sondern Manganknollen vom Meeresgrund
eingesammelt werden sollen. Pro Jahr und Abbaugebiet wären davon
vermutlich 130 bis 200 km² betroffen. Allein solch ein Ausmaß führt
die Vorstellung ad absurdum, nach der völligen Vernichtung allen
Lebens auf dieser Fläche käme es nach kurzer Zeit von den
Randgebieten her zu einer Neubesiedlung.

Ungeachtet seiner geringen Ausdehnung wären die Folgen des
Tiefseebergbaus von Solwara 1 absehar ebenfalls gravierend. Die
Fläche liegt in einem Bereich, der als schützenswert ausgewiesen ist,
und dieser wiederum in einem Ökosystem, auf dessen Unversehrtheit
rund 130 Millionen Menschen angewiesen sind. In der Bismarcksee wird
Kleinfischerei betrieben, und es besteht die Gefahr, daß die Menschen
in Zukunft im Trüben fischen müssen. Die Behauptung, daß sich der
Bergbau in einer Tiefe abspielt, in der gar nicht gefischt wird, kann
insofern nicht gelten, als daß es immer auch Vertikalbewegungen in
dem und durch das Wasser gibt. Beispielsweise sinkt Meeresplankton
jeden Tag Hunderte von Metern, teils bis zu 1200 Meter tief ab und
steigt anschließend wieder auf. Darüber hinaus entstehen an Seamounts
- untermeerischen Bergrücken - teils sehr kräftige
Aufwärtsströmungen, die einen Wasseraustausch aus sehr großen Tiefen
bewirken können.

Die Massivsulfide entstehen aus den Ablagerungen mineralienreicher
Fluide von sogenannten Schwarzen Rauchern. Diese sind Horte des
Lebens, und wenngleich gesagt wird, daß beim Tiefseebergbau keine
aktiven Schwarzen Raucher abgebaut werden sollen, so tummeln sich
auch an den erschloschenen Schloten zahlreiche Arten.

Mit Kapital vor allem aus Rußland und Oman hat Nautilus Minerals das
Projekt trotz zahlreicher Verzögerungen immer weiter vorangebracht.
Die riesigen Brech- und Räumgeräte zum Abbau der Massivsulfide in der
Tiefsee befinden sich bereits vor Ort, das Förderschiff wird zur Zeit
auf einer chinesischen Werft gebaut. In China sollen auch die
Rohstoffe angelandet und verarbeitet werden. Ihr Wert wird auf gut
600Millionen Dollar geschätzt, was in Anbetracht der
Investitionssumme nicht genug ist, um ausreichend Gewinn abzuwerfen,
berichtete Kaschinski.

Ergänzend zu seiner Ebene des Einzelbeispiels von Papua-Neuguinea
ging Marie-Luise Abshagen im Schlußvortrag dieses Panels zum
Allgemeineren über, als sie das Positionspapier
zivilgesellschaftlicher Akteure zum Tiefseebergbau vorstellte. Mit
dem Titel "Nein zum Raubbau an der Tiefsee!" versehen wird darin
näher ausgeführt, was von Hans-Peter Damian in der abschließenden
Diskussionsrunde erklärt wurde, nämlich daß Tiefseebergbau externe
Kosten verursacht. Die sollte man mit einrechnen, wenn es um die
Bilanzierung des Für und Wider des Meeresbodenbergbaus geht, und daß
das Projekt Solwara 1 ein seiner Meinung nach "hochzweifelhaftes
Unterfangen" ist.

In dem von Abshagen präsentierten Positionspapier heißt es: "Der
Abbau von Rohstoffen ist global mit großen sozialen und ökologischen
Kosten verbunden, die sich nicht in den Rohstoff- und Produktpreisen
wiederfinden und vor allem in den Ländern des Südens anfallen. Auch
geht er häufig mit Menschenrechtsverletzungen einher."




[image: Vier schwarze Raucher an der Spitze eines gelblichen, vermutlich sehr mineralienreichen Sockels. Das gesamte Gebilde ähnelt vier miteinander verbundenen Tropfkerzen - Foto: Pacific Ring of Fire 2004 Expedition. NOAA Office of Ocean Exploration; Dr. Bob Embley, NOAA PMEL, Chief Scientist, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Marianenbogen, Westpazifik, April 2004

Etwa neun Meter hohe, aktive "Raucher" lassen Eisen, Kupfer und
Zinksulfide aus 230 Grad heißem Wassen "regnen", wodurch im Laufe der
Zeit bizarre Türme entstehen. Gebilde von solcher Art sollen vor
Papua-Neuguinea abgebrochen, zerkleinert und zu einem Transportschiff
befördert werden.
Foto: Pacific Ring of Fire 2004 Expedition. NOAA Office of Ocean
Exploration; Dr. Bob Embley, NOAA PMEL, Chief Scientist, CC BY 2.0
[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Zu den Forderungen des Bündnisses an die Bundesregierung gehören:

- Alle Vorhaben und politischen Initiativen zum Abbau mineralischer
Ressourcen in der Tiefsee stoppen.

- Sich für eine absolute Reduktion des Rohstoffverbrauchs in
Deutschland und der EU einsetzen.

- Die eigenen Explorationslizenzen ruhen lassen.

- Die Außenwirtschaftsförderung für Tiefseebergbau ausschließen.

- Sich auf EU-Ebene dafür einsetzen, daß kein Tiefseebergbau in der
Pazifikregion gefördert wird.

- Stärkeres Engagement bei der Ausweisung von
Meeresschutzgebieten.

- Die wissenschaftliche Erforschung der Tiefsee unabhängig von
wirtschaftlichen Nutzungsinteressen fördern und ausbauen.

- Verbindliche, menschenrechtliche Sorgfaltspflichten für Unternehmen
gesetzlich verankern.

Sollte Deutschland diese Forderungen erfüllen, erhofft sich das
Bündnis davon eine Signalwirkung an andere Staaten.

Welche dicken Bretter da noch zu bohren sind, und zwar nicht nur bei
der Bundesregierung, sondern auch der Industrie, zeigte sich an einem
Wortbeitrag eines Mitglieds der deutschen Deepsea Alliance im
Publikum. Die Deepsea Alliance ist ein Zusammenschluß von 30 Firmen,
die sich auf den Tiefseebergbau vorbereiten. Die Meeresnutzung, das
sähe man doch, sei schon weit fortgeschritten. Weltweit würden 40
Prozent des Erdöls und Erdgases im Meer gefördert, es würden Fische
gefangen, und auch Strom hole man aus den Meeren. Eigentlich spräche
logisch kein Grund gegen Bergbau in der Tiefsee.

Wird nicht genau umgekehrt ein Schuh daraus? Müßte das Argument nicht
umgedreht werden? Oder wollte jemand ernsthaft behaupten, man sollte
beispielsweise all den Nuklearabfall in den Pazifik kippen, weil der
Ozean seit den Atombombentests und dem Dreifach-GAU des Akw Fukushima
Daiichi sowieso schon radioaktiv kontaminiert ist?

Eben weil die Meere genutzt und zahlreiche Bestände überfischt
wurden, eben weil ein weltweites Korallensterben stattfindet, eben
weil von einem Bergbau im Meer im Prinzip an Zerstörungen nichts
anderes zu erwarten wäre als vom Bergbau an Land, eben weil nach zwei
Jahrhunderten industrieller Entwicklung und der Verbrennung fossiler
Energieträger die Meere in einer Geschwindigkeit versauern, daß den
kalkbildenden Meeresbewohnern keine Zeit bleibt, sich anzupassen,
eben weil der Meeresspiegel global immer schneller ansteigt, eben
weil der Mensch als Spezies sich so ausgebreitet hat, daß ein
weiteres Massenaussterben unter allen anderen Arten - inklusive den
Meeresbewohnern - stattfindet, sprechen viele Gründe dafür, Bergbau
in der Tiefsee unter gar keinen Umständen zuzulassen.

Die in jenem Wortbeitrag beanspruchte Logik folgt offensichtlich
anderen Interessen als denen des Umweltschutzes, der
Ressourcenschonung durch Nicht-Verbrauch, der Vermeidung oder
Rücknahme von technologischen Entwicklungen, die wie die atomaren und
fossilen Energiesysteme absehbar auf Selbstzerstörung hinauslaufen,
nachdem zuvor bereits die Um- und Mitwelt ins Verhängnis gezogen
wurden.


Fußnote:


[1]Ein Schattenblick-Interview mit Kai Kaschinski vom 20. Oktober
2017zum Tiefseebergbau finden Sie hier:

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0265.html
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AKTIONSTAGE/937: Neuer Schwung für die Engelbek - Bach-Aktionstag Harburg, 7.7.


NABU Landesverband Hamburg - 28. Juni 2018

Neuer Schwung für die Engelbek

NABU sucht Helfer/innen für einen Bach-Aktionstag an der Engelbek in
Hamburg-Harburg am 7. Juli 2018.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, 7. Juli 2018 in Kooperation
mit dem Bezirksamt Hamburg-Harburg einen Bach-Aktionstag an der
Engelbek. Die Aktiven der NABU-Stadtteilgruppe Süd, unter der Leitung
von Christina Wolkenhauer, werden sich gemeinsam mit freiwilligen
Helferinnen und Helfern für die Verbesserung des Lebensraums Engelbek
engagieren. Sie wollen, dafür sorgen, dass der Bach schneller fließen
kann. In einem Abschnitt, in dem besonders viel Sonne an das Wasser
kommt, wachsen so viele Wasserpflanzen, dass der Bach nicht mehr
richtig fließen kann. "Mitten in der Strömung können sich in manchen
Bereichen ungewollt Wasserpflanzen so etablieren, dass sie für Fische
und kleinere Bachlebewesen ein unüberwindbares Hindernis darstellen",
erklärt Fritz Rudolph, Referent für Gewässerschutz beim NABU-Hamburg.
Auf Dauer droht der Bach in diesem Abschnitt sogar ganz zuzuwachsen
und sich zurück zu stauen. Hier wird der NABU gemeinsam mit den
Helfer/innenbeim Bach-Aktionstag tätig werden.

Die NABU-Gruppe Süd setzt sich seit vielen Jahren für die
Renaturierung der Engelbek und die naturnahe Gestaltung der Ufer des
kleinen Baches ein. Dafür stimmt sich der NABU bei der Renaturierung
der Engelbek eng mit den zuständigen Mitarbeitern der Wasserbehörde
des Bezirksamtes Harburg ab.

Anwohner und interessierte Bürger sind herzlich eingeladen,
mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten. 

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Wer am Bach-Aktionstag an der Engelbek mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 5. Juli 2018, 14 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37, rudolph@NABU-Hamburg.de

Feste Kleidung und Sonnen- bzw. Regenschutz sind mitzubringen. Für
Werkzeuge, Handschuhe, ein Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 081/18, 28.06.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AKTION/1422: Bielefeld - "Offene Werkstatt" startet am 4. Juli 2018


Stadtbibliothek bietet "Offene Werkstatt" an



Bielefeld (bi). Am Mittwoch, 4. Juli, startet die Stadtbibliothek am
Neumarkt ein neues Angebot für ihre Kunden. Von 14.30 bis 17.30 Uhr
steht ihnen die "Offene Werkstatt" zum Kennenlernen und zur Nutzung
eigener Projekte zur Verfügung. Genutzt werden können zum Beispiel
Lego Construction Sets, Fischer Technik oder die Nähmaschinen. Und wer
bereits über den 3D-Drucker-Führerschein der Stadtbibliothek verfügt,
kann außerdem mit dem 3D-Drucker kreativ werden. Weitere Termine der
"Offenen Werkstatt" in diesem Monat sind Mittwoch, 11. Juli, und
Mittwoch, 25. Juli. Der Eintritt ist jeweils frei. Eine Anmeldung ist
erforderlich unter stadtbibliothek.makerspace@bielefeld.de oder
Telefon (0521) 51-5000.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





BEGEGNUNG/1864: Kassel - "Sonntagsspaziergang für Senioren" am 8. Juli 2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang von der Ihringshäuser Straße zum
Finkenherd lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den
Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten am Sonntag, 8.
Juli, 14 Uhr. Der Treffpunkt ist an der KVG-Haltestelle Ihringshäuser
Straße, Tramlinie 3. Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist
nicht erforderlich. Informationen unter der Telefonnummer 0561/313908.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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FESTE/2522: Mönchengladbach - Stadtteilfest "125 Jahre Volksgarten" am 8. Juli


Am 8. Juli: Stadtteilfest im Volksgarten 

Von 13 bis 18 Uhr wird gefeiert: 125 Jahre Volksgarten



Der Volksgarten wird in diesem Jahr 125 Jahre alt - und das wird am
Sonntag, 8. Juli, von 13 bis 18 Uhr gefeiert. Geplant ist ein
Stadtteilfest, an dem sich rund 25 Organisationen und Initiativen aus
Hardterbroich und Pesch - vom Kindergarten bis zum Altenheim, von der
Karnevalsgesellschaft bis zum Integrationsverein - beteiligen. Dazu
gehören neben dem DRK-Haus am Volksgarten auch die Sozial-Holding, die
Malteser, die Ev. Stiftung Hephata, die Stadtsparkassen Hardterbroich
und Pesch, die Polizei MG, die KITAs Zauberwald, Flohkiste und
Pfiffikus, die Evangelische Kirchengemeinde, die beiden Grundschulen
im Stadtteil, die Sozialplanung der Stadtverwaltung, der Niersverband
und die NEW, die Karnevalsgesellschaften "Halt uut" und "Alles onger
ene Hoot", der Deutsch-Russische Integrationsverein und weitere
Unterstützer.

Die Einrichtungen präsentieren sich an Info- und Aktionsständen für
Jung und Alt. An der Konzertmuschel gibt es ein Bühnenprogramm mit DJ
und Live-Acts verschiedener Einrichtungen. Für Essen und Trinken
sorgen das DRK-Haus "Am Volksgarten", die Sozial-Holding und die KG
"Halt uut".

Für die Vereine und Ehrenamtler ist es bereits das dritte
Stadtteilfest für Hardterbroich und Pesch. Natürlich sind auch
Bürginnen und Bürger aus anderen Stadtteilen herzlich willkommen. Sie
können sich über die Aktivitäten im Stadtteil informieren oder auch
einfach nur bei Musik, Kaffee, Kuchen oder Currywurst entspannen und
neue Nachbarn kennen lernen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7243: Lippstadt - Öffentliche Stadtführungen - Termine im Juli


Öffentliche Stadtführungen in Lippstadt - Termine im Juli



Lippstadt. Die Stadtinformation bietet an folgenden Terminen im Juli
öffentliche Stadtführungen an:

• Historische Altstadtführung: Samstag, 7. Juli, Mittwoch, 11.
Juli, Samstag, 21. Juli und Mittwoch, 25. Juli, jeweils um 14.30 Uhr;
Treffpunkt ist am Rathaus, eine Anmeldung ist nicht erforderlich,
Kosten 4,00 Euro für Erwachsene, 2,00 Euro für Kinder, Jugendliche und
Studenten.

• Baumradtour Ost: Sonntag, 1. Juli, 14.00 Uhr ab Kuhmarkt.

• Von frommen Frauen und höheren Töchtern: Donnerstag, 12. Juli,
14.30 Uhr ab Innenhof Stadtbücherei.

• Markt-Nasch-Tour: Samstag, 14. Juli, 10.30 Uhr ab Rathaus,
Dauer ca. 2 Stunden, Kosten pro Person 10 Euro.

• Busführung - Mit 300 PS durch die Stadt: Sonntag, 22. Juli um
15 Uhr ab Bushaltestelle Stadttheater, Dauer ca. 2,5 Stunden, Kosten
pro Person 12,50 Euro.

Bei den Themenführungen wird aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten. Soweit nicht anders vermerkt, betragen die
Kosten für Erwachsene 6,00 Euro, für Kinder, Jugendliche und Studenten
3,00 Euro.

• Museumsgenuss mit wechselnden Themen: Freitag, 13. Juli, 15.00
Uhr im Stadtmuseum; Anmeldung unter 02941-980 259.

Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen steht Ihnen die
Stadtinformation im Rathaus (Telefon 02941-58515) gerne zur Verfügung.
Selbstverständlich können Sie diese sowie viele weitere Führungen auch
individuell für Gruppen buchen - die Mitarbeiterinnen helfen Ihnen
gerne bei der Auswahl.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7242: Leer - Angebote mit kombinierten Bus- und Schiffstouren im Juli, August und September


Angebote mit kombinierten Bus- und Schiffstouren im Juli, August
und September



Dass es in und um Ostfriesland herum eine Menge zu sehen und zu
erleben gibt, zeigen auch im Jahr 2018 die Bustagesfahrten entlang der
Internationalen Dollard Route und der Deutschen Fehnroute. "Wir bieten
damit Sommererlebnisse für Daheimgebliebene und Feriengäste an", sagt
Kurt Radtke, Geschäftsführer der beiden Routen.

Bei der Internationalen Dollard Route steht ein "Botanischer Ausflug
in die Niederlande mit maritimer Note" im Mittelpunkt. Die Touren sind
in diesem Jahr am 6. und 29. Juli, am 24. August sowie am 5. und 12.
September geplant.

Die achtstündige Busfahrt führt durch das deutsch-niederländische
Grenzgebiet und schließt als Höhepunkt mit der Überquerung des
Dollarts, mit dem gleichnamigen Fahrgastschiff, von Delfzijl nach
Ditzum ab. Zuvor wird ein schöner Privatgarten in den Niederlanden
besucht, ein Zwischenstopp in Appingedam eingelegt und der Natur- und
Kulturpark "Dollart" besichtigt. Einschließlich einer qualifizierten
Reiseleitung kostet die Tour 32 Euro pro Person inklusive
Mittagsimbiss. Start ist jeweils um 11 Uhr am Busbahnhof in Leer und
endet dort gegen 19.40 Uhr.

Neu: Zwei Programme entlang der Deutschen Fehnroute

In diesem Jahr bietet die Deutsche Fehnroute zwei Programme an.
Während der beiden etwa achtstündigen Fahrten durch Marsch, Geest und
Moor entlang der Fehnkanäle mit ihren weißen Klappbrücken, vorbei an
Deichen, Schleusen und Mühlen werden den Gästen von einer
qualifizierten Reisebegleitung die Einzigartigkeiten und
Besonderheiten des Fehngebiets nähergebracht.

Neu ist die Tour entlang des Nordkurses der Fehnroute: Es wird die
Mühle in Remels angefahren, dort gibt es eine kurze
Mühlenbesichtigung. Danach geht es weiter nach Wiesmoor, wo nach einer
Mittagspause die Gäste in das Fahrgastschiff "MS Wiesmoor" steigen und
nach Marcardsmoor gefahren werden. Auf der Fahrt dorthin wird das
Schiff zweimal geschleust. Zum Abschluss geht es ins Fehnmuseum Eiland
in Westgroßefehn. Termine für diese Fahrt sind der 9. August und 8.
September.

Auf der Tour entlang des Südkurses wird zuerst eine Schifffahrt auf
der Soeste und dem Barßeler Tief angeboten. Im Anschluss steht ein
Besuch im Moor- und Fehnmuseum in Elisabethfehn an. In Rhauderfehn
wird die Mühle Hahnentange besichtigt bevor es wieder zurück nach Leer
geht. Termine für diese Tour: 16. August und 15. September.

Die Kosten für beide Touren belaufen sich auf 29,90 Euro pro Person.
Abfahrt ist hier jeweils um 10 Uhr vor dem Bahnhof in Leer, die
Rückkehr ist gegen 18 Uhr geplant. Mittagsimbiss und Tee am Nachmittag
können gegen Mehrkosten dazu gebucht werden.

Für Informationen und Buchungen stehen die Büros der beiden Touren
unter der Telefonnummer 0491 919696-17 sowie die Internetseiten unter
www.deutsche-fehnroute.de und www.dollart-route.de zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 27. Juni 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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